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Erfurt, Plenarsaal

Biomasse in der Diskussion -
Konsequenzen für Thüringen?

9879,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5075 -

Minister Reinholz erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.

Die Abstimmung über die beantragte Fortsetzung der Beratung über
den Sofortbericht im Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt
und Naturschutz gemäß § 106 Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 3 GO
unterbleibt, da die gemäß § 106 Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 4 GO
erforderliche Zustimmung versagt wird.

Die beantragte Überweisung der Nummer 2 des Antrags an den
Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz wird
abgelehnt.

Die Nummer 2 des Antrags wird in getrennter Abstimmung zu den
Buchstaben a, b, c, und f jeweils angenommen und zu den Buchsta-
ben d und e jeweils abgelehnt.

Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9879, 9889,
Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz 9880,
Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE 9883,
Primas, CDU 9884, 9892,

9893,



Hitzing, FDP 9886, 9893,
Mühlbauer, SPD 9887,
Kummer, DIE LINKE 9891,

Interaktive Bürgerbeteiligung
bei der Haushaltskonsolidie-
rung

9894,

Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5081 -

Minister Dr. Voß erstattet einen Sofortbericht zu Nummer I des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.

Die Abstimmung über die beantragte Fortsetzung der Beratung über
den Sofortbericht im Haushalts- und Finanzausschuss gemäß § 106
Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 3 GO unterbleibt, da die gemäß § 106
Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 4 GO erforderliche Zustimmung ver-
sagt wird.

Die beantragte Überweisung der Nummer II des Antrags an den
Haushalts- und Finanzausschuss wird abgelehnt.

Die Nummer II des Antrags wird in getrennter Abstimmung zu den
Nummern 1, 2 und 3 jeweils abgelehnt.

Bergner, FDP 9894, 9900,
9903, 9904,

Dr. Voß, Finanzminister 9895,
Huster, DIE LINKE 9897,
Baumann, SPD 9898,
Groß, CDU 9900,
Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9902,

Pflegebranche stärken und
dem Pflegemangel begegnen!

9904,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5085 -

Die beantragte Überweisung des Antrags an den Ausschuss für So-
ziales, Familie und Gesundheit wird abgelehnt.

Der Antrag wird abgelehnt.

Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9904, 9910,
Gumprecht, CDU 9905,
Kubitzki, DIE LINKE 9906,
Eckardt, SPD 9908, 9913,
Koppe, FDP 9909,
Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit 9912,

Demografiestrategie Thüringen 9914,
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5139 -
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Minister Carius erstattet einen Sofortbericht zu Nummer I des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.

Die Abstimmung über die beantragte Fortsetzung der Beratung über
den Sofortbericht im Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und
Verkehr gemäß § 106 Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 3 GO unter-
bleibt, da die gemäß § 106 Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 4 GO er-
forderliche Zustimmung versagt wird.

Die Nummer II des Antrags wird an den Ausschuss für Bau, Landes-
entwicklung und Verkehr überwiesen.

Die beantragte Überweisung der Nummer II des Antrags an den In-
nenausschuss wird abgelehnt.

Untermann, FDP 9914, 9924,
Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung und Verkehr 9914,
Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE 9916,
Tasch, CDU 9918, 9926,

9927, 9927,
Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9920, 9921,

9923, 9927,
Doht, SPD 9922, 9923,

9924,
Barth, FDP 9927,

Fragestunde 9928,

a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kuschel (DIE LINKE)
Finanzielle Auswirkungen der geplanten Auflösung der Wachsenburggemeinde und
deren Eingliederung in die Gemeinde Ichtershausen
- Drucksache 5/5196 -

9928,

wird von Staatssekretär Diedrichs beantwortet. Zusatzfragen.

Kuschel, DIE LINKE 9928, 9929,
9929,

Diedrichs, Staatssekretär 9928, 9929,

b) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Stange (DIE LINKE)
Diskussion über die „Pille danach“
- Drucksache 5/5284 -

9929,

wird von Staatssekretär Dr. Schubert beantwortet. Zusatzfrage.

Stange, DIE LINKE 9929, 9930,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9930, 9930,

c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Bergner (FDP)
Mitgliedergewinnung bei freiwilligen Feuerwehren und THW - Möglichkeiten, Arbeit-
geber von Vertragsstrafen und Schadensersatzansprüchen freizustellen?
- Drucksache 5/5300 -

9930,

wird von Staatssekretär Rieder beantwortet. Zusatzfragen.
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Bergner, FDP 9930, 9931,
9932,

Rieder, Staatssekretär 9931, 9932,
9932,

d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kemmerich (FDP)
GEMA-Tarifreform mit Augenmaß gestalten!
- Drucksache 5/5301 -

9932,

wird von Staatssekretär Staschewski beantwortet. Zusatzfragen.

Kemmerich, FDP 9932, 9933,
Staschewski, Staatssekretär 9932, 9933,

e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Jung (DIE LINKE)
Umsetzung des Thüringer Seniorenmitwirkungsgesetzes
- Drucksache 5/5306 -

9934,

wird von Staatssekretär Dr. Schubert beantwortet. Zusatzfragen.

Jung, DIE LINKE 9934, 9934,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9934, 9934,

9935,
Stange, DIE LINKE 9934,

f) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Siegesmund (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Verwirklichung des „Thüringer Maßnahmenplans zur Umsetzung der UN-Konvention
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“
- Drucksache 5/5307 -

9935,

wird von Staatssekretär Dr. Schubert beantwortet. Zusatzfragen.

Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9935, 9936,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9935, 9936,

g) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Leukefeld (DIE LINKE)
Faktische Scheinselbstständigkeit durch Missbrauch des Vertragsmodells „selbst-
ständiger Handelsvertreter“?
- Drucksache 5/5314 -

9936,

wird von Staatssekretär Staschewski beantwortet.

Leukefeld, DIE LINKE 9936,
Staschewski, Staatssekretär 9936,

h) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Schubert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Schulsozialarbeit nachhaltig garantieren
- Drucksache 5/5317 -

9937,

wird von Staatssekretär Dr. Schubert beantwortet. Zusatzfrage.

Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9937,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9937, 9938,
Meißner, CDU 9938,
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i) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Augsten (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Geplanter Dolomit-Untertageabbau in Seifartsdorf - nachgefragt
- Drucksache 5/5318 -

9938,

wird von Staatssekretär Richwien beantwortet. Zusatzfrage.

Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9938, 9939,
Richwien, Staatssekretär 9939, 9940,

j) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kubitzki (DIE LINKE)
Befragung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV)
- Drucksache 5/5319 -

9940,

wird von Staatssekretär Dr. Schubert beantwortet.

Kubitzki, DIE LINKE 9940,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9940,

k) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Koppe (FDP)
Zurückziehen des Entwurfs einer „Thüringer Verordnung zur Regelung von Ausnah-
men zur Einschränkung von Samstagsarbeit nach dem Thüringer Ladenöffnungsge-
setz“ durch die Landesregierung
- Drucksache 5/5320 -

9940,

wird von Staatssekretär Dr. Schubert beantwortet. Zusatzfragen.

Koppe, FDP 9940, 9941,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9941, 9941,

9941, 9942,
Barth, FDP 9941, 9941,

l) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Hitzing (FDP)
Umfrage des Thüringer Lehrerverbands (tlv) zum Unterrichtsausfall
- Drucksache 5/5323 -

9942,

wird von Staatssekretär Prof. Dr. Merten beantwortet. Zusatzfragen.

Hitzing, FDP 9942, 9943,
9943,

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär 9942, 9943,
9943,

Barth, FDP 9943,

m) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Weber (SPD)
Zukunft der ökologischen Altlast „Teerverarbeitungswerk Rositz“
- Drucksache 5/5335 -

9944,

wird von Staatssekretär Richwien beantwortet. Zusatzfragen.

Weber, SPD 9944, 9945,
9945,

Richwien, Staatssekretär 9944, 9945,
9945, 9945, 9946,

Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9945,
Kummer, DIE LINKE 9945,
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n) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Dr. Lukin (DIE LINKE)
Länge der Bahnsteige in Jena-West und Göschwitz
- Drucksache 5/5336 -

9946,

wird von Staatssekretärin Klaan beantwortet. Zusatzfrage.

Dr. Lukin, DIE LINKE 9946, 9947,
Klaan, Staatssekretärin 9946, 9947,

Wahl und ggf. Ernennung und
Vereidigung eines Mitglieds
und eines stellvertretenden
Mitglieds des Thüringer Ver-
fassungsgerichtshofs

9947,

Wahlvorschlag der Fraktionen
der CDU und der SPD
- Drucksache 5/5321 -

Der Wahlvorschlag wird in geheimer Wahl mit der erforderlichen
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl des Land-
tags angenommen.

König, DIE LINKE 9947,
Kowalleck, CDU 9947,

„Änderung der Satzung der
‚Stiftung Ettersberg. Europäi-
sche Diktaturforschung - Auf-
arbeitung der SED-Diktatur -
Gedenkstätte Andreasstraße’“

9948,

Antrag der Fraktionen der CDU,
DIE LINKE, der SPD und der
FDP
- Drucksache 5/5140 -

Der Antrag wird angenommen.

Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9949,
Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär 9949,

Entwicklung des Biosphären-
reservates Karstlandschaft
Südharz in Thüringen

9950,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5188 -

Minister Reinholz erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer 1 des Antrags wird
festgestellt.

Die Nummer 2 des Antrags wird an den Ausschuss für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz überwiesen.

Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9950, 9956,
9959,

9874 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012



Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz 9951, 9962,
9963,

Kummer, DIE LINKE 9952, 9958,
Hitzing, FDP 9954,
Primas, CDU 9954, 9960,

9960, 9960,
Mühlbauer, SPD 9957, 9961,

9961, 9963,
Koppe, FDP 9959, 9961,
Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE 9960,

Ehrenamt stärken - ehrenamt-
lich Tätige entlasten

9964,

Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5192 -

Ministerin Taubert erstattet einen Sofortbericht zu Nummer II des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer II des Antrags wird
festgestellt.

Die Nummer I des Antrags wird angenommen.

Die Nummer III des Antrags wird abgelehnt.

Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit 9964,
Koppe, FDP 9966,
Pelke, SPD 9967,
Kubitzki, DIE LINKE 9968, 9972,
Meißner, CDU 9969,
Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9971,

Abschiebestopp von Roma,
Ashkali und Ägyptern und
Ägypterinnen in die Staaten
der Balkanhalbinsel

9973,

Antrag der Fraktionen DIE LINKE
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5197 -
dazu: Alternativantrag der Frak-

tion der FDP
- Drucksache 5/5258 -

Der Antrag wird in namentlicher Abstimmung bei 69 abgegebenen
Stimmen mit 24 Jastimmen und 45 Neinstimmen abgelehnt (Anlage).

Der Alternativantrag wird abgelehnt.

Geibert, Innenminister 9973, 9982,
Berninger, DIE LINKE 9974, 9982,

9983,
Holbe, CDU 9976,
Bergner, FDP 9978,
Kanis, SPD 9979,
Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9980, 9983,
Fiedler, CDU 9982,
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Häusliche Gewalt wirkungsvoll
verhindern

9983,

Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5200 -
dazu: Alternativantrag der Frak-

tion DIE LINKE
- Drucksache 5/5356 -

Die beantragte Überweisung des Antrags an den Ausschuss für So-
ziales, Familie und Gesundheit und an den Gleichstellungsaus-
schuss wird jeweils abgelehnt.

Der Antrag wird abgelehnt.

Die beantragte Überweisung des Alternativantrags an den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit und den Gleichstel-
lungsausschuss wird jeweils abgelehnt.

Der Alternativantrag wird abgelehnt.

Kemmerich, FDP 9983, 9987,
Stange, DIE LINKE 9984, 9989,
Pelke, SPD 9984,
Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9985,
Holzapfel, CDU 9987,
Dr. Schubert, Staatssekretär 9990,
Barth, FDP 9992,

Kita- und Schulverpflegung:
Gesund, regional und saisonal
- und zum Wohle der einheimi-
schen Wirtschaft!

9993,

Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5201 -

Ministerin Taubert erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des An-
trags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer 1 des Antrags wird
festgestellt.

Die Überweisung der Nummer 2 des Antrags an den Ausschuss für
Soziales, Familie und Gesundheit sowie den Ausschuss für Land-
wirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz wird jeweils abgelehnt.

Die Nummer 2 des Antrags wird abgelehnt.

Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 9993, 10003,
Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit 9994,
Hitzing, FDP 9999, 10000,
Skibbe, DIE LINKE 10000,
Grob, CDU 10001,

Maklergebühren: Wer beauf-
tragt soll auch zahlen

10006,
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Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5202 -

Staatssekretär Prof. Dr. Herz erstattet einen Sofortbericht zu Num-
mer 1 des Antrags.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu Nummer 1 des Antrags wird
festgestellt.

Die Überweisung der Nummer 2 des Antrags an den Ausschuss für
Bau, Landesentwicklung und Verkehr sowie den Ausschuss für So-
ziales, Familie und Gesundheit wird jeweils abgelehnt.

Die Nummer 2 des Antrags wird abgelehnt.

Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 10006,
10015,
10016,

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär 10007,
Sedlacik, DIE LINKE 10008,

10009,
10009,

Barth, FDP 10009,
10015,
10015,

Marx, SPD 10009,
10010,

10010, 10010,
Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 10010,
Untermann, FDP 10010,

10011,
10012, 10012, 10012,

Dr. Lukin, DIE LINKE 10012,
Scherer, CDU 10012,

10013,
10013, 10015, 10015, 10015,

Blechschmidt, DIE LINKE 10015,

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012 9877



Anwesenheit der Abgeordneten:

Fraktion der CDU:

Bergemann, Carius, Diezel, Emde, Fiedler, Grob, Groß, Gumprecht, Heym,
Holbe, Holzapfel, Kellner, Kowalleck, Krauße, Lehmann, Lieberknecht,
Meißner, Mohring, Primas, Reinholz, Scherer, Schröter, Tasch, Dr. Voigt,
Walsmann, Wetzel, Worm, Wucherpfennig

Fraktion DIE LINKE:

Berninger, Blechschmidt, Hausold, Hellmann, Hennig, Huster, Jung, Kalich,
Dr. Kaschuba, Dr. Klaubert, König, Korschewsky, Kubitzki, Kummer,
Kuschel, Leukefeld, Dr. Lukin, Möller, Nothnagel, Ramelow, Renner, Dr.
Scheringer-Wright, Sedlacik, Skibbe, Stange

Fraktion der SPD:

Baumann, Döring, Doht, Eckardt, Gentzel, Dr. Hartung, Hey, Höhn, Kanis,
Künast, Lemb, Marx, Matschie, Mühlbauer, Pelke, Dr. Pidde, Taubert,
Weber

Fraktion der FDP:

Barth, Bergner, Hitzing, Kemmerich, Koppe, Untermann

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Adams, Dr. Augsten, Meyer, Rothe-Beinlich, Schubert, Siegesmund

Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung:

Ministerpräsidentin Lieberknecht, die Minister Matschie, Carius, Geibert, Dr.
Poppenhäger, Reinholz, Taubert, Dr. Voß, Walsmann
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Beginn: 9.01 Uhr

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße die Gäste auf der
Zuschauertribüne und die Vertreterinnen und Ver-
treter der Medien.

Als Schriftführerin hat neben mir Platz genommen
die Frau Abgeordnete Meißner, die Rednerliste
führt der Herr Abgeordnete Koppe.

Es haben sich entschuldigt: Herr Abgeordneter Bär-
wolff, Herr Abgeordneter Günther, Herr Abgeordne-
ter von der Krone, Herr Abgeordneter Metz, Herr
Abgeordneter Recknagel und Herr Minister
Dr. Poppenhäger.

Gestatten Sie mir, bevor wir in die Tagesordnung
eintreten, noch folgende Hinweise: Wir sind bei der
Feststellung der Tagesordnung übereingekommen,
die Tagesordnungspunkte 2 a, b und c sowie den
Tagesordnungspunkt 3 und den Tagesordnungs-
punkt 6 am Freitag als Erstes aufzurufen.

Weiterhin sind wir übereingekommen, die ersten
Beratungen der Gesetzentwürfe sowie die Anträge,
bei denen die Landesregierung Sofortberichte an-
gekündigt hat, in gekürzter Redezeit, also 50 Pro-
zent, zu beraten. Im Hinblick auf die Sofortberichte
bedeutet das, dass bei diesen Tagesordnungs-
punkten die doppelte Redezeit unterbleibt.

Zu Punkt 6 wird ein Änderungsantrag der Fraktion
DIE LINKE in der Drucksache 5/5357 verteilt.

Zu Punkt 26 wurde ein Alternativantrag der Fraktion
DIE LINKE in der Drucksache 5/5356 verteilt.

Zu Punkt 31 wird ein Entschließungsantrag der
Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/5355 ver-
teilt.

Gibt es weitere Anmerkungen zur Tagesordnung?
Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann treten wir in
die Tagesordnung ein und ich rufe auf den Tages-
ordnungspunkt 18

Biomasse in der Diskussion -
Konsequenzen für Thüringen?
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5075 -

Wünscht die Fraktion der GRÜNEN die Begrün-
dung? Bitte schön, Herr Dr. Augsten.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auch
von mir ein herzliches guten Morgen. Wir haben

gestern Abend geendet mit einem Antrag, der die
schwierige Situation in der Solarwirtschaft beschrie-
ben hat. Wir machen heute wieder mit erneuerba-
ren Energien weiter - Biomasse. Man sieht, es ist
nicht so toll bestellt um die erneuerbaren Energien.
Sie sind auch letzten Endes deshalb ins Gerede
gekommen, weil klar wird, Strom wird teurer wer-
den, auch wenn da auch die Politik ein bisschen
nachhilft und man nicht alles den erneuerbaren
Energien in die Schuhe schieben kann. Fakt ist ei-
nes, es gibt viele Menschen, die Angst haben, ob
sie den Strom noch bezahlen können, und es gibt
auch sehr viel fachliche Kritik, die berechtigt ist.
Aber, meine Damen und Herren, wir müssen uns
nichts vormachen, es gibt natürlich auch Profiteure,
wenn die Energiewende nicht gutgehen würde. Da
muss man nicht weit überlegen, da gibt es sicher
Unternehmen, die mit fossilen Energieträgern ihr
Geld verdienen. Die haben natürlich Angst, dass ih-
nen da Geschäftsfelder verloren gehen. Es gibt die
großen Energiekonzerne, die vier Energiekonzerne,
die sich Deutschland aufgeteilt haben und die na-
türlich jetzt Sorge haben, dass die Bürgerinnen und
Bürger die Energieerzeugung selbst in die Hand
nehmen. Da würde ihnen auch einiges an Profit
verloren gehen. Aber, meine Damen und Herren,
es gibt natürlich auch in der Politik Interessen, die
Energiewende zu Fall zu bringen, wenn ich jetzt
mal ganz nach rechts schaue zur Kohle- und Atom-
partei, die ja jetzt Probleme hat, vielleicht in die
Parlamente einzuziehen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Beim Scheitern der Energiewende hätte die FDP
natürlich wieder Aufwind. Uns würde es wahr-
scheinlich schwieriger fallen, dann gute Ergebnisse
einzufahren. Um mal bei der CDU zu bleiben, ich
glaube, die Ära Merkel wäre auch erledigt

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und viele würden sich freuen, dass sie da endlich
mal in die Startlöcher kämen und hier möglicher-
weise eine Chance bekommen. Also man muss
sich nicht wundern, dass Heerscharen von richtigen
und falschen Experten unterwegs sind, um die
Energiewende auch ein Teil zu Grabe zu tragen.
Am meisten unter Druck geraten ist die Biomasse.
Es fängt nicht jetzt erst an mit der Strompreisdis-
kussion, sondern - Herr Primas wird sich erinnern -
als in Berlin die Große Koalition regiert hat, da hat
der jetzige Kanzlerkandidat Steinbrück die Steuer-
befreiung von Pflanzenölen und Biodiesel gekappt
und gesagt, das Geld, das möchte ich mir holen.
Schwarz-Gelb hat das fortgesetzt, die jetzige Bun-
desregierung, mit dem Ergebnis, dass ganz viele
Ölraffinerien hier in Deutschland unter Druck gera-
ten sind. Auch das Signal aus Brüssel, dass man
den Beimischungszwang von 10 Prozent auf 5 Pro-
zent heruntersetzen wird, ist ein Zeichen dafür,
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dass die Politik dort im Biomassebereich etwas im
Schilde führt, was nicht unsere Unterstützung fin-
den kann.

Meine Damen und Herren, es gibt große Verunsi-
cherung und das macht sich letzten Endes auch
deutlich in den Zahlen. Wir hatten voriges Jahr hier
in Deutschland noch einen Zubau bei den Biogas-
anlagen von 1.310 neuen Biogasanlagen in einem
Jahr. Dann haben wir das neue EEG gehabt, die
Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes;
wir alle haben gedacht, es wird doch jetzt alles viel
besser und lukrativer für die Betriebe. Aber, meine
Damen und Herren, weil wir die Diskussion gerade
im Biomassebereich haben, haben wir in diesem
Jahr gerade einmal einen Zubau an neuen Biogas-
anlagen von noch nicht einmal 270 Anlagen. Also
von 1.300 runter auf 270, das zeigt - 1.000 Anlagen
weniger -, was da im Argen liegt und wie notwendig
es ist, dass wir darüber diskutieren.

Meine Damen und Herren, abgesehen davon, dass
das bedeutet, dass wir 70 Prozent weniger Leis-
tungszubau haben - und das ist auch etwas in Zei-
ten, wo wir eine Energiewende realisieren wollen -,
wandern viele der Biogasanlagenbauer und -betrei-
ber ins Ausland ab. Wir haben heute eine Tendenz,
die wir in anderen Bereichen auch haben, und auch
Thüringen ist betroffen. Für uns steht sehr viel auf
dem Spiel. Wir sind ja ein Land, was seit über 20
Jahren auf Biomasse gesetzt hat, bevor andere an-
gefangen haben, darüber nachzudenken, über-
haupt schon gehandelt haben. Insofern wundert es
mich dann schon, dass die Ministerpräsidentin, die
ja heute hier ist, dem Entwicklungsminister Niebel
von der FDP recht gegeben hat, der in einer un-
glaublichen Art und Weise ein Biomasse-Bashing
betrieben hat, so nach dem Motto: E10 muss ver-
boten werden, die Menschen verhungern auf der
Erde. Ich frage mich, wer ihm so etwas in die Rede
geschrieben hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber dass dann unsere Ministerpräsidentin hier in
Thüringen sagt, er hat recht, wir müssen E10 ver-
bieten, das ist etwas, was wir auch hier diskutieren
müssen, denn ich sage noch einmal, es steht viel
auf dem Spiel für Thüringen, es steht viel auf dem
Spiel für die Energiewende.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das steht aber nicht in Ihrem An-
trag.)

Deshalb dieser Antrag und deshalb auch, hoffe ich,
eine Diskussion, die uns weiterbringt, denn drau-
ßen die Landwirte und diejenigen, die Biogasanla-
gen betreiben oder bauen wollen, können von uns
erwarten, dass wir das sehr ernsthaft diskutieren
und auch zu einem Ergebnis kommen. Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Die Landesregierung erstattet Sofort-
bericht zu Nummer 1 des Antrags und ich bitte den
Landwirtschaftsminister Herrn Reinholz, das Wort
zu ergreifen.

Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, für die Thüringer Landesre-
gierung berichte ich gern zum Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, und das wie folgt:

Meine Damen und Herren, klar ist, die Lebensmit-
telproduktion muss immer Vorrang vor der Futter-
mittel- und Energiepflanzenerzeugung haben. Die-
se Auffassung vertreten wir jedoch nicht erst seit
der in den letzten Wochen und Monaten, aber auch
durch verschiedene Veröffentlichungen immer wie-
der aufgelebten Tank-Teller-Diskussion. Die Lan-
desregierung vertritt darüber hinaus die Auffas-
sung, dass die Diskussion um Biomasse endlich
wieder einmal etwas versachlicht werden muss.
Ohne den weiteren Ausbau der Biomassenutzung
ist weder die Energiewende - diese zumindest kurz
und mittelfristig - noch die ebenfalls erforderliche
Substitution fossiler Grundstoffe durch biobasierte
Materialen in der Industrie überhaupt möglich. Dass
eine steigende Biomasseproduktion realisierbar ist,
wurde auf der Basis zahlreicher wissenschaftlich
fundierter Potenzialstudien nachgewiesen; eine der
aktuellsten ist die der Uni Hohenheim vom Septem-
ber dieses Jahres.

Für verschiedene Szenarien und unter Berücksich-
tigung der Sicherung von Ernährung und Tierfütte-
rung wurden sowohl regionale, nationale als auch
globale Verfügbarkeiten bzw. Produktionsmöglich-
keiten von Biomasse für energetische Nutzung be-
rechnet. Alle diese Studien kommen zu dem
Schluss, dass auch unter Berücksichtigung wach-
sender Beiträge der landwirtschaftlichen Produktion
zur Welternährung und zur Futtermittelproduktion
Potenziale für die Biomasseproduktion zur energeti-
schen Nutzung vorhanden sind, wenngleich diese
natürlich regional unterschiedlich groß ausfallen.

Grundsätzlich, meine Damen und Herren, ist es für
den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien
wenig hilfreich, wenn in kurzen Abständen Ände-
rungen an einem gerade erst geänderten Gesetz
vorgenommen werden. Im Zuge der Diskussion der
Novelle 2012 haben wir insbesondere im Zusam-
menhang mit der Bioenergieproduktion immer wie-
der darauf hingewiesen, dass diese gewisse Vor-
laufzeiten bei der Planung und Durchführung benö-
tigen und dass hierfür entsprechende Rahmenbe-
dingungen, zu denen auch Planungssicherheit auf
der Grundlage verlässlicher wirtschaftlicher Eckda-
ten gehört, unabdingbar sind.
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Was bei der Diskussion um das EEG nicht von der
Hand zu weisen ist, sind zum Beispiel Fehlallokatio-
nen, die noch ungenügende Marktfähigkeit, regio-
nale Verwerfungen beim Bau von erneuerbaren
Energieanlagen oder beim Anbau von Energie-
pflanzen. Dieser Diskussion, meine Damen und
Herren, müssen wir uns natürlich stellen.

Die Landesregierung begrüßt grundsätzlich den
von Bundesumweltminister Altmaier Anfang Okto-
ber veröffentlichten Verfahrensvorschlag zur Neure-
gelung des EEG, die jedoch nicht mehr in der lau-
fenden Legislaturperiode erfolgen wird. Die Absicht,
das EEG dahin gehend zu reformieren, dass es von
einer breiten gesellschaftlichen und politischen Zu-
stimmung getragen wird und außerdem mittel- und
langfristigen Bestand hat, befürworten wir aus-
drücklich. In den angekündigten EEG-Dialog wer-
den wir uns deshalb konstruktiv einbringen und ihn
maßgeblich mitgestalten, zumal Thüringen im kom-
menden Jahr auch Vorsitzender der Umweltminis-
terkonferenz ist.

Zum Thema Beimischung: Zur Darstellung der ins-
gesamt sehr komplexen Thematik muss ich ein
bisschen weiter ausholen. Die Einführung von E10
in Deutschland basiert einerseits auf Vereinbarun-
gen der Roadmap Biokraftstoffe 2007 und zum an-
deren auch der Umsetzung der EU-Richtlinie
2009/30, der sogenannten Kraftstoffqualitätsrichtli-
nie. Sie ist in den Kontext der Klimaziele, der Ziele
hinsichtlich des Ausbaus der Energien und der
Energieeffizienz sowohl der EU als auch Deutsch-
lands einzuordnen. Die Umsetzung der EU-Richtli-
nie erfolgte in Deutschland mit der Novellierung der
10. BImSch. Damit wurden zusätzlich zu den be-
reits bestehenden Kraftstoffsorten die neuen Sorten
Super E10 schwefelfrei und Super Plus E10 schwe-
felfrei eingeführt. Außerdem wurde die Vorhaltung
von Super und Super Plus mit jeweils maximal
5 Prozent Ethanol als sogenannte Bestandsschutz-
sorten festgelegt.

Flankiert werden die Regelungen zu Kraftstoffquali-
täten von Vorgaben zu Biokraftstoffquoten, von der
Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien sowie von
energie- und steuerrechtlichen Regelungen. Bei der
Auseinandersetzung mit der Thematik sind außer-
dem die auf der Grundlage der ordnungspolitischen
Entscheidungen getätigten Investitionen der Bio-
kraftstoffbranche in Verarbeitungskapazitäten und
eine entsprechende Infrastruktur zu berücksichti-
gen.

Die Forderung des Bundesministers für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung Niebel nach
einer Aussetzung von E10, nicht Abschaffung, er-
folgte zu einem Zeitpunkt, an dem die Tank-Teller-
Diskussion unter anderem angesichts einer drohen-
den Hungerkrise in Teilen Afrikas und der Dürre in
einigen Staaten der USA neu entfacht worden war.
In diesen Kontext und im Zusammenhang mit den

Aufgaben seines Ressorts sollten seine Äußerun-
gen deshalb auch eingeordnet werden.

(Beifall FDP)

Nach wie vor sind die in die Kritik geratenen Bio-
kraftstoffe der sogenannten ersten Generation, zu
denen auch Bioethanol gehört, jedoch die wichtig-
ste Alternative zu fossilen Rohstoffen im Verkehrs-
sektor. Biokraftstoffe der zweiten und der dritten
Generation sind bislang noch nicht marktreif ent-
wickelt, ebenso wie die Elektromobilität oder die
Wasserstofftechnologie.

Aufgrund der Komplexität des Themas darf es bei
Entscheidungen zur Zukunft der Biokraftstoffe, für
die auch der Beimischungsanteil von Bioethanol ei-
ne Rolle spielt, deshalb nicht zu Schnellschüssen
führen. Der Diskussion um Biokraftstoffe und deren
Beitrag zur Klimabilanz, Treibhausgasproduktion
oder Energiewende müssen und werden wir uns
auf der Grundlage fachlicher Argumente weiterhin
stellen. Den aktuellen Richtlinienvorschlag der EU-
Kommission werden wir unter Berücksichtigung der
aufgeführten Aspekte prüfen und natürlich auch be-
werten.

Frau Ministerpräsidentin Lieberknecht hat im Som-
merinterview des MDR geäußert, dass man E10
langsam auslaufen lassen und stattdessen in neue
Energiespeichertechnologien investieren und die
Elektromobilität voranbringen solle. Eine Unterstüt-
zung der Forderung von Bundesminister Niebel
stellt diese Anmerkung aber nun wirklich nicht dar.
Im Übrigen verweise ich an der Stelle natürlich
auch auf meine Antwort zu Ihrer vorhergehenden
Frage.

Die vom Land Thüringen in Auftrag gegebene Thü-
ringer Bestands- und Potenzialstudie für erneuerba-
re Energien weist aus, dass Biomasse als grund-
lastfähiger Energieträger im Erneuerbare-Energien-
Mix weiterhin große Bedeutung hat. Die Biomasse-
potenzialstudie der TLL für Thüringen identifiziert
noch vorhandene Potenziale für einen weiteren
Ausbau der Biomassenutzung zur Erneuerbare-
Energien-Versorgung. Die Ausbaupotenziale für
Biomasse sind aber aufgrund des bereits erreichten
Standes im Bereich geringer als für Photovoltaik
und natürlich für Windkraft, wo noch mehr Ausbau
geschehen wird.

Mit zukünftig wachsenden Beiträgen sowohl der
Wind- als auch der Sonnenenergie und unter der
Voraussetzung der Weiterentwicklung der Spei-
chermöglichkeiten, das ist ein ganz entscheidender
Punkt, wird der Beitrag der Biomasse zum Energie-
mix mittelfristig bzw. langfristig langsam sinken. Im
Jahr 2050 wird der Anteil der Biomasse laut ambi-
tioniertem Szenario der Potenzialstudie etwa 9 Pro-
zent am Strommix der erneuerbaren Energien be-
tragen. Heute sind es immerhin 36,9 Prozent.
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Wann die Kategorie Nischenprodukt erreichen wird,
liegt dabei im Auge des Betrachters.

An dem vom Bundesumweltminister Altmaier ange-
kündigten EEG-Dialog werden wir uns, wie ich be-
reits angekündigt hatte, konstruktiv beteiligen und
die auch gerade wegen unseres UMK-Vorsitzes im
nächsten Jahr maßgeblich natürlich mitgestalten.
Wichtig ist aus unserer Sicht, dass der eingeschla-
gene Weg der Energiewende konsequent fortge-
setzt wird und die begonnenen positiven Entwick-
lungen beim Ausbau der erneuerbaren Energie
kontinuierlich weiterverfolgt werden.

Meine Damen und Herren, die Wirksamkeit der Ein-
satzstoffvergütungsklassen des EEG 2012 hinsicht-
lich der damit beabsichtigten Wirkung kann zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt natürlich noch nicht einge-
schätzt werden. Das novellierte EEG trat zum 1. Ja-
nuar in Kraft. Das per Gesetz vorgesehene Monito-
ring findet zum Ende des Jahres statt. Änderungs-
bedarf besteht aus unserer Sicht immer noch bei
der Änderung der Biomasseverordnung, im Spezi-
ellen hinsichtlich der Zuordnung von Klee- und Lu-
zernegras, und zwar nicht nur als Zwischenfrucht
zur Anlage 3 der Biomasseverordnung. Damit wäre
dann Vergütung von Ersatzstoffklasse II möglich.
Zur Umweltministerkonferenz im Juni 2012 gab es
einen entsprechenden Antrag, der von uns auch
unterstützt wurde. Leider kam bei diesem Antrag
kein Beschluss zustande.

In der Abschlusserklärung des Deutschen Natur-
schutztages 2012 wurden Positionen zu zahlrei-
chen Aspekten des Ausbaus erneuerbarer Ener-
gien und deren Auswirkungen auf Natur, Land-
schaft und Menschen dargelegt. Da der Antrag die
derzeit stattfindende Diskussion um Biomasse und
deren Konsequenzen auf Thüringen thematisiert,
beschränke ich mich in meiner Antwort deshalb auf
die Position des Naturschutztages zur Biomasse.
Wir teilen die in der Abschlusserklärung dargelegte
Auffassung zur Erzeugung und Nutzung von Bio-
masse zur energetischen Verwertung, insbesonde-
re teilen wir die Auffassung, dass die Anforderun-
gen an die Nachhaltigkeit und Naturverträglichkeit
bei der Erzeugung und Nutzung von Bioenergie
eingehalten werden müssen. Es wird kein Weg dar-
an vorbeiführen, dass die Nachhaltigkeitsanforde-
rungen, die für flüssige Biomasse für die energeti-
sche Verwertung bereits gelten, auch auf die ande-
ren Verwertungspfade ausgedehnt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung ist der Auffassung und kommuniziert
das auch, dass Biomasse ein wichtiger Bestandteil
im Mix der erneuerbaren Energien auch in Thürin-
gen ist. Derzeit beträgt ihr Anteil an Erneuerbaren
mehr als 80 Prozent. 2050 wird ihr Anteil sicher ge-
ringer ausfallen, beispielsweise am Strommix, aber
immer noch einen Anteil von etwa 9 Prozent haben.
Sie ist, wie man so schön sagt, das Multitalent un-

ter den Erneuerbaren, weil sie speicherfähig und in
allen Verwertungspfaden einsetzbar ist sowie Wert-
schöpfung und Arbeitsplätze im ländlichen Raum
schafft.

Im Zuge des angekündigten EEG-Dialogs zur zu-
kunftsfähigen Gestaltung des EEGs wird sich die
Landesregierung konstruktiv in diese Diskussion
einbringen, insbesondere der umweltverträgliche
und standortgerechte Ausbau der Biomasse auf der
Basis der vorhandenen Potenziale wird dabei natür-
lich im Mittelpunkt stehen.

Meine Damen und Herren, die Integration der Boni
in die Grundvergütung erfolgte beim EEG 2012 mit
dem Ziel der Vereinfachung des Vergütungssys-
tems. Die Entwicklung neuer Boni erscheint somit
weniger Erfolg versprechend und aus Sicht der
Landesregierung in der angeregten Form auch
nicht nötig. Eine Überprüfung der Einsatzstoffvergü-
tungsklassen bzw. der Zuordnung der Substrate zu
diesen sollte jedoch in jedem Fall erfolgen und wird
von der Landesregierung unter Einbeziehung der
TLL auch fachlich unterstützt.

Für Thüringen, meine Damen und Herren, ist fest-
zustellen, dass aus Sicht der Biogaserzeugung
durch den bereits erreichten hohen Nutzungsgrad
der Wirtschaftsdünger, die geringe Flächenbean-
spruchung durch die Biogasanlagen sowie den ge-
ringen Maisanteil an der Fruchtfolge kein direkter
Druck auf die Verbesserung der Biodiversität und
der Nachhaltigkeit gegeben ist. Eine Thüringer In-
itiative auf Bundesebene zu diesbezüglichen Ände-
rungen wird deshalb abgelehnt, innerhalb des an-
geregten EEG-Dialogs wird jedoch eine konstrukti-
ve Mitarbeit auch erfolgen.

Meine Damen und Herren, die im EEG 2012 ge-
schaffene Vergütungsstruktur für Biomasse zielt ne-
ben der Mobilisierung von Wirtschaftsdünger insbe-
sondere auf die Mobilisierung von Reserven bei Ab-
fall- und Reststoffen. Zur Verwertung von Abfall-
und Reststoffen wurde im EEG 2012 für Bioabfall-
vergärungsanlagen bereits eine gesonderte Vergü-
tung sowohl für Neu- als auch für Bestandsanlagen
vorgesehen. Auch Landschaftspflegematerial und
Landschaftspflegegras, das bei Maßnahmen anfällt,
die überwiegend dem Bundesnaturschutzgesetz
dienen, wird nach EEG 2012 bereits über die Ein-
satzstoffvergütungsklasse II vergütet. Für die Ver-
wertung von Grünschnitt aus öffentlicher Grün- und
Parkpflege in Biogasanlagen gibt es keine einsatz-
stoffbezogene Zusatzvergütung, ebenso für bioge-
ne Abfälle und Reststoffe. Dies ist aus Sicht der
Landesregierung nach wie vor gerechtfertigt.

Durch die Aufhebung des Ausschließlichkeitsprin-
zips beim Substrateinsatz ist es jetzt aber möglich,
diese Stoffe beispielsweise in einer landwirtschaftli-
chen Biogasanlage mit zu vergären. Für den Ener-
gieertrag dieser Substrate wird dann die Grundver-
gütung gezahlt. Die Auswirkungen der Vergütung
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nach dem EEG 2012 auf die Stoffströme und die
Mobilisierung von Reserven können derzeit noch
nicht beurteilt werden; frühestens nach Vorliegen
der Evaluierung sollten hier eventuell Änderungen
erfolgen.

Meine Damen und Herren, eine abweichende EEG-
Vergütung für ökologisch wirtschaftende Betriebe
wird abgelehnt. Dies widerspricht der Vergütungs-
systematik des EEG. Diese sollte auch bei zukünfti-
gen Novellierungen nicht aufgeweicht werden. Die
Förderung des Öko-Landbaus erfolgt über andere
Förderinstrumente, die Ihnen hinlänglich bekannt
sind.

Die angesprochenen Rahmenbedingungen, meine
Damen und Herren, werden nicht von den Ländern
geschaffen. Soweit dies in die Regelungskompe-
tenz der Länder fällt, wird sich Thüringen jedoch für
die Verwendung regionaler Rohstoffe natürlich ein-
setzen. Ergänzend sei angemerkt, dass in vielen
Entwicklungs- und Schwellenländern der Anbau
von Energiepflanzen und deren Export zu einer
Verbesserung der Einkommenssituation der Bevöl-
kerung beitragen kann. Dabei gilt, dass die Anfor-
derungen der Nachhaltigkeitsverordnung natürlich
einzuhalten sind und diese unbedingt auch kontrol-
liert werden müssen. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich frage: Wer wünscht
die Beratung zum Sofortbericht? Die CDU-Fraktion,
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Frak-
tion DIE LINKE, die SPD-Fraktion und auch die
FDP - alle Fraktionen. Ich frage auch: Kann der So-
fortbericht in Nummer 1 als erfüllt gelten? Ja. Dann
eröffne ich die Beratung und als Erste hat das Wort
die Frau Abgeordnete Scheringer-Wright von der
Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen,
der Antrag der GRÜNEN „Biomasse in der Diskus-
sion - Konsequenzen für Thüringen?“ ist ein Antrag,
bei dem es schwerpunktmäßig um die Stellung von
Biomasse im Erneuerbare-Energien-Gesetz - kurz
EEG - geht. Es ist ja so, dass sich die CDU gerade
auf Bundesebene inzwischen als Killer des EEG
aufstellt, und der CDU-Politiker Oettinger, der un-
glücklicherweise unser aller EU-Energiekommissar
ist, will „den Marktkräften alles überlassen“ - ein Zi-
tat von Oettinger war das. Es ist aber richtig, dass
Biomasse einen wichtigen Beitrag im Erneuerbare-
Energien-Mix darstellen muss. Aber da muss eben
dargestellt werden, auch für Thüringen, wie das
passieren soll. Da hat DIE LINKE immer einen
Masterplan eingefordert, auch in der letzten Legis-

latur, wo die Sachen aufeinander abgestimmt wer-
den. Die Landesregierung hat zwar einige Konzep-
te auf den Weg gebracht, aber die genaue Abstim-
mung, das Zusammenbringen von Erzeugung und
Verbrauch, hat sie eben nicht geleistet.

Im Energiekonzept der Fraktion DIE LINKE - „Ener-
gierevolution statt Grüner Kapitalismus“ nennt sich
das - steht unter anderem, dass Biomasse an Be-
deutung gewinnen muss. Einer der Vorteile von
Biomasse ist, dass sie Energie gut speichert. Ex-
perten schätzen, dass Bioenergie mindestens
10 Prozent des Energiebedarfs Thüringens decken
kann. Aber, und das haben wir immer betont, ein
erfolgreicher Einsatz von Biomasse setzt einen um-
weltverträglichen Anbau und Verarbeitung voraus,
bei der die Erhaltung der Biodiversität, Wasser-
schutz und Bodenschutz ganz hohe Priorität haben
müssen. Da gibt es viele Bekenntnisse, auch der
Landwirtschaftsminister hat das gerade noch ein-
mal dargestellt und stellt sich in die Reihe mit der
Aussage des Bundesnaturschutzes und sagt, ja, da
müssen wir etwas machen, aber die Realität ist
eben anders. Wir haben ganz große Probleme mit
unserem Grundwasser, mit den Einträgen von
Nährstoffen. Da spielt natürlich die Produktion von
Biomasse auch eine Rolle. Wir sagen auch, dass
Biomasse, die in den innerbetrieblichen Kreislauf
eines landwirtschaftlichen Betriebs erst als Futter
oder Streu eingesetzt und dann erst zur Energiege-
winnung in der Biogasanlage weiterverwendet wird,
einem reinen Anbau mit direkter Vergärung von
Energiepflanzen vorzuziehen ist. Da ist es so, dass
auch das EEG von 2012, also das ganz neue, im-
mer noch völlig unzureichend ist. Die Steuerungs-
wirkung, die durch die Vergütung dort passiert, ist
mehr als unzureichend. Da wurden Minischritte ge-
macht, die aber nicht wirklich das Problem lösen.
Dazu kommt noch, dass dieses Gesetz mit seinen
Verordnungen und Tabellen inzwischen ein büro-
kratisches Monster ist. Bei der Vergütung werden
sogenannte nachwachsende Rohstoffe gegenüber
Bioabfällen und Reststoffen wie auch Grünschnitten
praktisch bevorteilt. Das liest sich gut, aber in der
Praxis ist es so, dass diese Stoffe benachteiligt
werden, weil sie ja einen geringeren Energieertrag
bringen. Weiterhin fehlen im EEG jegliche verbindli-
che Anbaustandards. Außerdem werden in § 27 a -
Vergärung von Bioabfällen - Großanlagen gegen-
über Kleinanlagen faktisch bevorzugt.

Ich komme jetzt zu den Punkten im Antrag unter
Punkt 2. Den Punkt a können wir unterstützen. Bio-
masse ist ein wichtiger Bestandteil des Erneuerba-
re-Energien-Mixes und eine Einkommensalternative
für Landwirte.

Zu b und c: Die Definition des umweltverträglichen
Anbaus, die Bevorzugung des Kreislaufs unter Ein-
beziehung der Tierhaltung sind ganz wichtige
Aspekte. Insgesamt ist es aber in dem Antrag un-
klar ausgeführt. Wie soll denn der Nachhaltigkeits-
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bonus vergeben werden? Mais kann umweltver-
träglich in einer Fruchtfolge oder in einem Intercrop-
ping-System angebaut werden, Mais kann aber
auch als Monokultur angebaut werden, weil er
selbstverträglich ist. Also kommt es wirklich darauf
an - Mais ist nicht per se schlecht -, wie er ange-
baut wird. Soll dann ein Cross-Compliance einge-
führt werden oder wie soll das aussehen?

Das würde ich unbedingt im Ausschuss gern wei-
terdiskutieren, denn so, wie es hier steht, kann das
alles oder nichts bedeuten und löst keinen zielge-
richteten Arbeitsauftrag an die Landesregierung
aus.

Den Punkt d unterstützen wir. Es ist überhaupt
nicht verständlich, dass Getreide direkt in Biogas-
anlagen eingespeist werden darf und die erhöhte
Biomassevergütung bekommt, aber Abfälle aus der
Lebensmittelindustrie oder aus dem Handel, z.B.
Backabfälle, nicht.

Bei Punkt e können wir auch mitgehen, denn durch
die Zertifizierung zum Ökobetrieb ist grundsätzlich
davon auszugehen, dass die Umweltverträglichkeit
umgesetzt ist und auch regelmäßig überprüft wird.

Ihr letzter Punkt f ist ein brandaktuelles Thema,
denn bei der Erzeugung der importierten Biomasse,
insbesondere von Palmöl und ähnlichen Stoffen,
findet wirklich eine Verdrängung von Nahrungsmit-
telproduktion auf den ertragreicheren Standorten in
diesen tropischen und subtropischen Regionen der
Erde statt. Wenn man dann bedenkt, wie viel Ener-
gie gebraucht wird, um diese Stoffe über das Meer
zu transportieren, dann ist das auch klimapolitisch
ein Irrsinn. Grundsätzlich ist der Anspruch meiner
Fraktion, dass die Energie, die in einer Region ver-
braucht wird, auch in dieser Region erzeugt wird.

(Beifall DIE LINKE)

Deswegen unterstützen wir auch diesen Punkt.

Alles in allem würde ich gern diesen Antrag im Aus-
schuss für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Na-
turschutz diskutieren und beantrage deswegen
Ausschussüberweisung. Wenn das nicht klappt und
abgestimmt wird, dann würde ich mich gern enthal-
ten, weil dieser Antrag der CDU-SPD-Landesregie-
rung eigentlich die Grundlage gibt, wieder alles zu
machen, was sie wollen, da ist er zu unspezifisch.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als Nächster
spricht der Abgeordnete Egon Primas von der
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Primas, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Frau Dr. Scheringer-
Wright, ich habe Ihnen interessiert zugehört, aber
dabei lasse ich es auch, es hat keinen Zweck. Ich
gebe das auf, ich habe das so viele Jahre versucht,
dass wir in vernünftige Diskussionen kommen, aber
da kommt mal ein vernünftiger Antrag von den
GRÜNEN und da sagen Sie Nein, das wollen wir
nicht, das ist nicht spezifisch genug und das haben
wir nicht, mein Gott.

Herr Dr. Augsten, E10 haben Sie hier bei der Be-
gründung angesprochen. Wir waren doch zusam-
men im letzten oder vorletzten Jahr in Zeitz. Dort
haben wir die eindeutige Frage gestellt: Was ist
jetzt bei E10 mit der Beimischung, wenn die kommt
und die Tankstellen komplett sind und das Netz
läuft? Schafft ihr es denn überhaupt, europaweit die
5 Prozent abzusichern? Die klare Antwort war:
Nein, wir schaffen nicht mal 60 Prozent. Was be-
deutet das, wenn wir jetzt auf 7 Prozent gehen? Wir
werden wieder auf Importe angewiesen sein. Das
ist es, was eigentlich das Problem darstellt. Jetzt
passiert das Gleiche wie beim Palmöl. Biodiesel bei
uns, die Anlagen gehen kaputt, weil wir diese Ge-
schichte mit der 5-Prozent-Beimischung machen.
Die Industrie braucht Mengen, die sind in den klei-
nen Chargen in den einzelnen Betrieben nicht her-
zustellen. Also wird das nicht funktionieren. Und
das Ergebnis ist, Biodieselanlagen sind kaputt. Wir
sind nicht mehr weitergekommen mit dem kalt ge-
pressten Öl für die Motoren, das ist stehen geblie-
ben nur durch diese Beimischungskiste. Und wenn
dann tatsächlich Niebel einmal was Richtiges sagt -
aus dem Zusammenhang gerissen -, aber in die-
sem Detail E10 hat er im Prinzip recht.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Aber nur im Prinzip.)

Warum er das gesagt hat, da mache ich nicht mit,
aber in dem Detail will ich das schon mal sagen.
Die Bioenergie hat eine Zukunft beim weiteren Um-
bau unserer Energieversorgung oder ist gerade in
den letzten Wochen die Diskussion Teller oder
Tank laut geworden und die massive Kritik an der
energetischen Verwertung. Da stellt sich ja die Fra-
ge: Ist das berechtigt? Und der Antrag von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, wenn auch nicht in allen De-
tails, dennoch begrüße ich ihn ausdrücklich, weil
wir uns dadurch zu den eingangs gestellten Fragen
noch einmal eindeutig positionieren können. Ohne
die Bioenergie wären wir heute beim Anteil der er-
neuerbaren Energien am Endenergieverbrauch
nicht auf dem Stand, den wir haben und auf den wir
stolz sein können und den wir natürlich weiter aus-
bauen wollen. Ich sage deshalb Ja, die Biomasse
hat weiterhin Zukunft beim weiteren Umbau unserer
Energieversorgung gerade auch in Thüringen. Es
führt an der Bioenergie kein Weg bei der Transfor-
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mation der Energieversorgung vorbei, weil sie -
man kann es gar nicht oft genug wiederholen - viel-
seitig einsetzbar, speicherbar, dezentral erzeugbar
und nutzbar und - das ist das Wichtigste - grund-
und regellastfähig ist. Ohne die Bioenergie würden
wir beim Ausbau der Erneuerbaren ins Stocken ge-
raten. Schon allein deshalb bekennen wir uns ein-
deutig dazu. Die Energiewende ist angewiesen auf
die Nutzung aller Potenziale, die nachhaltig er-
schlossen werden können.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Also auch die Windkraft.)

Es gibt da inzwischen zahlreiche Potenzialstudien
für erneuerbare Energien und speziell auch für Bio-
masse, auch für Thüringen. Alle kommen zum Er-
gebnis, dass Biomassepotenziale noch erschlossen
werden könnten, ohne die Sicherung der Ernährung
zu gefährden. Teller und Tank ist möglich. Die
Bandbreite der Resultate ist allerdings hier sehr
groß. Natürlich gibt es Regeln, unterschiedliche
Verfügbarkeiten. Das Bundesumweltministerium
und die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe
haben für die Erarbeitung von Energieszenarien für
Deutschland ermittelt, dass - der Minister hat es
schon gesagt - im Jahr 2050 23 Prozent des Pri-
märenergiebedarfs aus nachhaltig erzeugter Bio-
masse bereitgestellt werden können. Dafür werden
neben Reststoffen und Nebenprodukten etwa
4 Mio. Hektar Ackerfläche benötigt. Die Thüringer
Biomassepotenzialstudie kommt in Thüringen zu
ähnlichen Anteilen an der Primärenergiebereitstel-
lung, wenn das technologisch verfügbare Potenzial
an Nebenprodukten und die Biomasse von etwa
30 Prozent nachhaltig genutzter bewirtschafteter
landwirtschaftlicher Nutzfläche energetisch genutzt
wird. Darauf können wir doch nicht verzichten, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.

Einen weiteren Aspekt sollten wir ebenfalls nicht
vergessen. Mit Bioenergie werden gerade im ländli-
chen Raum Arbeitsplätze erhalten, geschaffen und
vor allen Dingen, es wird eine Wertschöpfung gene-
riert. Die regional standortangepasste Nutzung von
Biomasse haben wir bereits - das wissen Sie - im
Thüringer Bioenergieprogramm der Landesregie-
rung von 2006 als zukunftsträchtigen Weg definiert.
Bis jetzt waren wir sehr erfolgreich mit dieser Stra-
tegie und daran werden wir auch in Zukunft festhal-
ten.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Und den Aufbau der Wind-
kraft nicht vergessen.)

Wissen Sie, wenn wir dort, wo die - ich habe da
überhaupt kein Problem damit, was Sie immer den-
ken. Wenn nur allein die ausgewiesenen Flächen
im Entwicklungsplan genutzt werden, haben wir
weit über das, was wir an Windenergie wollen, er-
reicht. Wir müssen nicht mehr diskutieren, noch zu-
sätzliche Flächen, noch zusätzliche Flächen im

Wald oder überall - einfach nur die ausgewiesenen
Windflächen nutzen, die sind verträglich angelegt.

(Beifall Abg. Barth, FDP)

Die sind abgestimmt mit den Behörden vor Ort.
Warum einfach nur immer diese Diskussionen?
Das ist das Problem, man versucht immer, uns ge-
geneinander auszuspielen, Biomasse gegen Wind
usw. Nur der Mix macht es, das vernünftig und ver-
träglich an den Standorten, dann wird auch ein
Schuh daraus. Ich mache Ihnen das Beispiel: Da
wird in Nordhausen jetzt versucht, 50, 60, 70 Anla-
gen hinzustellen, mitten in den Kreis, auf den Berg-
rücken, ringsherum Dörfer. Was glauben Sie, was
das bedeutet? Bing, bing - jede Nacht, das ist wie
auf dem Flughafen. Was man den Leuten, die da
wohnen, aber nicht erzählt, dass sie nachts nicht
mehr schlafen können, ohne dass das Rollo unten
ist, bis unten, die kriegen kein Auge mehr zu, und
ihre Grundstücke gehen im Wert gegen null, denn
sie können sie nicht mehr verkaufen. Das ist ein
Riesenproblem. Das werden die erst noch merken,
wenn es so weit ist.

(Beifall FDP)

Kredite werden gefährdet. Wer kriegt denn noch
einen Kredit? Die Sparkasse oder die Bank kann es
gar nicht mehr verwerten, das Grundstück, wenn
was schiefgeht. All das sind Probleme, die über-
haupt nicht in Betracht gezogen sind. Deshalb soll-
te man sich darauf beziehen, an die Stellen das
auch zu machen, wo es abgesprochen ist, wo die
Behörden dabei sind. Da sind diese Belange mit
berücksichtigt. Nicht immer drauf los, schnell, Eu-
phorie, Goldgräberstimmung. Das hilft uns über-
haupt nicht weiter. Das führt in die Irre, Frau Kolle-
gin. Jetzt habe ich mich echauffiert, wollte ich gar
nicht.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das war der
beste Teil deiner Rede.)

Wir wollen nicht, das hatte ich gesagt, im EEG,
Herr Kollege von der FDP, nachdem es gerade in
Kraft getreten ist, schon wieder rumspielen und was
Neues machen. Deshalb sind wir dabei, dem An-
trag der GRÜNEN weitgehend zuzustimmen, aber
wo diese Änderungen sind, wollen wir nicht. Ein gu-
ter Antrag, aber diese Änderungen hin und her, das
sollten wir doch lassen. Da gibt es andere Möglich-
keiten, das hinzukriegen. Schönen Dank, dass Sie
mir zugehört haben.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Als Nächste spricht die Frau Abge-
ordnete Hitzing von der FDP-Fraktion.
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Abgeordnete Hitzing, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, ich möchte gleich zu den einzel-
nen Punkten Ihres Antrags der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN kommen und ein paar Anmerkun-
gen voranstellen. Bereits gestern hatte ich eine
Zahl genannt bei einem anderen Thema. Herr
Dr. Augsten, Sie sagten es, wir haben ja mit einem
wichtigen Thema geendet gestern Abend und be-
ginnen mit einem wichtigen Thema heute. Das Thü-
ringer Landesamt für Statistik hat am 22.11. dieses
Jahres veröffentlicht, dass die aktuellen Anteile der
erneuerbaren Energien an der Versorgung in Thü-
ringen im Jahr 2011 bei 47 Prozent lagen, wenn es
um die Stromerzeugung geht. Der Ökostrom, die
Ökostromproduktion stammt größtenteils aus bio-
massebetriebenen Anlagen, über feste Biomasse
wie Holz und Brennlauge, über flüssige Biomasse
wie Rapsöl und Biogas, biogene Anteile aus ver-
stromten Haus- und Siedlungsabfällen. Die genau-
en Zahlen kann man also dort auch noch einmal
nachlesen. Ich sage, aus rein statistischen Zahlen
ist die Anmerkung oder die Befürchtung, dass Bio-
masse nur ein Nischenprodukt sein soll, nicht nach-
vollziehbar, zumindest nicht in Thüringen. Hier sehe
ich das nicht.

(Beifall FDP)

Auch das Bundesministerium für Umwelt und Na-
turschutz hat in all seinen Veröffentlichungen immer
die Bedeutung der Bioenergie, und gerade aus Bio-
masse, sehr hoch geschätzt. Wenn ich, mit Ihrer
Erlaubnis, zitieren darf aus einer Bekanntmachung
im Bundesanzeiger über die Förderung von For-
schung und Entwicklung zur klimaeffizienten Opti-
mierung der energetischen Biomassenutzung, dort
heißt es: „Die hochwertige energetische Nutzung
von heimischer Biomasse für die effiziente Erzeu-
gung von Bioenergie nimmt eine Schlüsselrolle in
der Erreichung der Klimaschutzziele und dem nach-
haltigen Ausbau der erneuerbaren Energien ein.“
Auch in dieser Formulierung sehe ich nicht, dass es
um ein Nischenprodukt geht.

Der Umbau der Energieversorgung ist entschieden.
Biomasse leistet hier einen großen Beitrag und bie-
tet auch viele Vorteile. Deshalb gibt es eben auch
Förderprogramme, die ganz speziell sich in die
Richtung der Forschung orientieren. Dieses Förder-
programm, was ich eben zitierte, wurde am 17. Au-
gust 2011 im Bundesanzeiger veröffentlicht und hat
eine Wirksamkeit von drei Jahren. Die positiven
Aspekte der Biomassenutzung als regenerative
Energiequelle wurden bereits von meinem Vorred-
ner genannt. Das sind die vielseitigen Einsatzmög-
lichkeiten, die verschiedenen Energieformen, Wär-
me, elektrischer Strom und Kraftstoff und natürlich
die dauerhafte Verfügbarkeit der Rohstoffe. Die
Bundesregierung will erneuerbare Energien weiter
ausbauen. Dazu gibt es das Energiekonzept. Der

Anteil der erneuerbaren Energien am Endenergie-
verbrauch soll bis 2050 auf 60 Prozent ausgebaut
werden. Der Anteil erneuerbarer Energien am
Strom soll bis 2050 auf 80 Prozent ausgebaut wer-
den. Ich sagte bereits, Thüringen hat bereits heute
47 Prozent Anteil. Die EEG-Vergütung für Strom
aus Biomasse ist seit dem Jahr 2000 stetig gestie-
gen.

Zu Ihren einzelnen Punkten im Antrag. Zu Punkt a:
Hier fordern Sie die Landesregierung auf, „Biomas-
senutzung als wichtigen Bestandteil des Mixes an
Erneuerbaren Energien und nachhaltige Einkom-
mensalternative für die Thüringer Landwirtschaft
anzuerkennen und dies entsprechend ... zu kom-
munizieren“. Da sage ich, das wird anerkannt und
wird auch kommuniziert. Ich habe gerade eben die-
sen Satz vorgelesen in den Förderrichtlinien und
ich könnte Ihnen da noch zwei, drei andere Passa-
gen vorlesen, zumindest ist mir nicht bekannt, dass
die Landesregierung in Thüringen dies nicht tut.

Zu dem Thema landwirtschaftliche Nebenprodukte
und Einkommensalternative für Landwirte möchte
ich darauf verweisen, dass wir in diesem Jahr mit
der Drucksachennummer 5/3025 eine Kleine Anfra-
ge hatten, die von meinem Kollegen Herrn Bergner
und mir gestellt worden ist zum Thema der Biogas-
anlagen in Thüringen und der Positionierung der
Landesregierung dazu. Dort wird noch mal ganz
deutlich, dass dieses Standbein bzw. die Einkom-
mensalternative für Landwirte sehr genutzt wird.
Wir haben 180 Biogasanlagen in Thüringen, die na-
türlich vor allem mit Gülle betrieben werden. Viele
Bauern betreiben Biogasanlagen, sie haben also
verschiedene Standbeine, benutzen das als Ein-
kommensalternative, aber selbstverständlich nicht
als die einzige.

In unserer Kleinen Anfrage mit der Drucksachen-
nummer 5/3083 zum Thema „Verwendung von
Strauchschnitt und Rasenmahd beim Betrieb von
Biogasanlagen“, die ebenfalls vom Kollegen
Bergner und mir gestellt worden ist, gab es ganz
andere Antworten, als wir sie heute zumindest für
die Perspektive aufgemacht bekommen haben. Da-
mals hat man uns geantwortet auf die Anregung,
vermehrt Grünschnitt einzusetzen, dass Strauch-
schnitt für den Einsatz in Nass-Fermentationsanla-
gen aufgrund des hohen Ligninanteils und der da-
mit verbundenen geringen mikrobiologischen Ver-
wertbarkeit vollkommen ungeeignet ist. Rasenmahd
kann im begrenzten Umfang in Nass-Fermentati-
onsanlagen eingesetzt werden, wäre aber ebenfalls
besser in Trockenfermentationsanlagen zu vergä-
ren. Nach unserer Information ist eine Beimischung
von Grünschnitt durchaus möglich und machbar,
aber hier müssen natürlich die Betriebsgenehmi-
gungen verändert und erweitert werden. Daran
muss man arbeiten. Auch dazu muss man weiter
forschen und entwickeln.
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Zu Punkt 2 b: Mit der Novellierung des EEG un-
terstellen Sie - ich sage, es ist eine Unterstellung -,
Sie schreiben, „sich auf Bundesebene gegen alle
Bestrebungen einzusetzen, die im Rahmen einer
anstehenden Novellierung des EEG den umwelt-
verträglichen Ausbau der Nutzung von Biomasse
ver- bzw. behindern wollen“. Nach meiner Auffas-
sung ist das eine Unterstellung. Es gibt - der Herr
Minister hat es angesprochen - einen Verfahrens-
vorschlag vom Bundesumweltminister Peter Altmai-
er zum Thema EEG - Erneuerbare-Energien-Ge-
setz. In diesem Verfahrensvorschlag wird ganz ein-
deutig darauf hingewiesen, was soll denn passie-
ren. Es soll koordiniert werden zwischen den unter-
schiedlichen Energiearten. Es soll nicht jede Ener-
gie einzeln betrachtet werden und vielleicht auch
gegeneinander ausgespielt werden. Ziel muss auch
sein, auch das ist hier zu finden, dass Netze und
Speicher vorhanden sein müssen, um die gewon-
nene Energie auch zu speichern. Selbstverständ-
lich ist es auch legitim, darüber zu sprechen, wenn
eine Erneuerbare-Energien-Form dann so weit ist
durch Rahmenbedingungen und Einführungsförde-
rung, dass sie marktfähig ist, dann soll sie natürlich
ihre Marktfähigkeit auch beweisen. Auch das ist in
diesem Verfahrensvorschlag zu lesen.

(Beifall FDP)

Um das Ganze nicht diktatorisch zu machen, hat
Herr Bundesminister Altmaier auch vorgeschlagen,
ein Diskussionsforum zu führen, und zwar in der
Zeit von November 2012 bis März 2013 zu den
Themen „Photovoltaik auf dem Weg zur Marktfähig-
keit“, „Potenzial und Rolle von Biogas“, „Windener-
gie onshore und offshore“, „Speicher einschließlich
‚Power to Gas’“, Ausbauphase, Szenarien, Modelle
und Kosten. Daran kann man sich beteiligen und,
Herr Minister Reinholz, Sie haben angekündigt,
dass Sie das in hoch intensiver Art und Weise auch
tun werden. Also sage ich, ich empfinde das schon
als eine Unterstellung, zu sagen, dass das in 2013
hier alles verhindert bzw. behindert werden soll.

(Beifall Abg. Bergner, FDP)

Zu Ihrem Punkt c: Ein Konzept für die Einführung
eines Biodiversitäts- und Nachhaltigkeitsbonus an-
zuregen über die Thüringer Landesanstalt für Land-
wirtschaft, da sind wir nicht dafür, ein weiteres Kon-
zept einzuführen bzw. noch ein neues Konzept ein-
zuführen, weil ich denke, es ist in der Beziehung
sehr viel auf dem Weg und es muss nicht zusätzlich
noch ein weiteres Konzept gemacht werden, wobei,
die Fruchtfolgekriterien und die Biodiversitätskriteri-
en gegebenenfalls zu verändern bzw. zu evaluie-
ren, das ist durchaus auch in unserem Sinne. Auf
der Bundesebene wollen Sie sich für eine Anpas-
sung der Förderstruktur einsetzen bezogen auf die-
se unterschiedlichen Einsatzstoffe, wie Sie sie auf-
geführt haben. Ich habe gerade kurz darauf hinge-
wiesen, dass wir schon vor einem Jahr darüber

sprechen wollten, ob es denn Möglichkeiten gibt,
zum Beispiel auch Rasenmahd mit einzusetzen. Ich
denke, das ist nicht von der Hand zu weisen, dass
da unterschiedliche und neue Gedanken geführt
werden müssen, aber dazu gibt es eben diese För-
derstruktur des Bundesministeriums. Ich denke, da
ist sehr viel auf dem Weg. Da sind fünf oder sechs
verschiedene Kategorien, nach denen dort ge-
forscht wird. Also es wird Forschung befördert, um
neue Technologien herauszufinden, wie man bioge-
ne Restabfallstoffe besser verwerten kann, um
eben Energie herzustellen und zu produzieren.

Zu Ihrem Punkt e - Ökobonus: Dazu kann ich gar
nicht viel sagen, außer dass ich nicht dafür bin.

Zu Punkt f - Regionale Rohstoffe, also zunehmend
alles über regionale Rohstoffe zu produzieren und
damit die Einfuhr, die Importe von Energieträgern
zu verringern: Das ist ein perspektivisch gesehen
sicherlich richtiger Ansatz, aber ich denke, zum jet-
zigen Zeitpunkt noch nicht komplett umsetzbar.
Aber grundsätzlich ist das der richtige Anlass, dass
wir irgendwann dazu kommen müssen, dass natür-
lich unsere Produkte den Vorrang haben und regio-
nal die Versorgung möglich sein wird. Alles in allem
habe ich Ihnen kurz dargestellt, wie wir das sehen.
Wir werden uns bei diesem Antrag einer Aus-
schussüberweisung auf gar keinen Fall verweigern.
Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Hitzing. Als Nächste hat das
Wort die Frau Abgeordnete Mühlbauer von der
SPD-Fraktion.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Guten Morgen, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren im Plenum, werte Kollegen, wichti-
ges Thema. Lassen Sie mich an der Stelle mal Ih-
nen danken, dass wir den Antrag hier haben.

Ein paar kleine Anmerkungen: Frau Scheringer-
Wright, Biomasse speichert nicht Energie, Biomas-
se ist Energie, aber es ist kein Speichermedium,
vielleicht lesen Sie noch einmal in Ihrer Rede nach.
Also das wäre mir schon wichtig, dass wir da die
Begrifflichkeiten auch etwas auseinanderhalten. Ich
fand es nett, Kollege Primas ist emotional beim
Wind; wie ein Sturm braust er auf, sobald man
Wind und Wald zusammenbringt, aber Wald ist
auch Biomasse und über Wind reden wir heute jetzt
mal nicht hier an dem Punkt. Ich denke, da haben
wir auch noch Möglichkeiten, uns gegenseitig an-
zunähern. Was ich ein bisschen traurig finde, ist,
dass wir nicht zu einem gemeinsamen Antrag ge-
kommen sind, weil ich denke, wir sind in vielen
Punkten sehr nahe beieinander. Ich finde es sehr
schön, dass Ihre Veranstaltung, Herr Augsten, „Tel-
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ler, Tank, Trog, Tonne oder Tagfalter“ hieß sie,
glaube ich, etwas gebracht hat, dass wir uns heute
einmal eine Stunde über Biomasse unterhalten
können. Ich denke, das ist wenigstens etwas. Dies-
bezüglich, denke ich, werden Sie uns nächstes
Jahr auch wieder mit weiteren Veranstaltungen be-
glücken. Aus dem Grund, denke ich, ist der Antrag
heute auch abstimmungsreif und muss nicht mehr
an den Ausschuss überwiesen werden. Wir be-
schäftigen uns ja regelmäßig mit Biomasse zum
Wohle Thüringens und wir stellen auch immer wie-
der nach einer guten Stunde fest, dass wir eigent-
lich fast gleiche Positionen haben mit kleinen Unter-
schieden. Es freut mich auch, Frau Hitzing, dass
Sie so nahe bei uns sind, das ist ja nicht unbedingt
eine generelle FDP-Meinung, aber ich weiß, Sie
sind da sehr stark auch in der Vertretung der rege-
nerativen/erneuerbaren Energien, was das Thema
Biomasse anbelangt. Ich habe mich heute auch
sehr gefreut über die Betonung der Regionalität,
weil ich denke, wir müssen gerade diesen Aspekt
noch viel stärker herausarbeiten, um die Qualitäten
und die Wertschöpfungskette bei uns in der Region
noch zu unterstreichen. Aber lassen Sie mich ein
paar Dinge noch einmal herausarbeiten. Nach dem
umfänglichen Bericht auch vom Herrn Minister an
dieser Stelle noch einmal meinen herzlichsten Dank
an Sie, was wichtig ist.

Ich würde gleich einmal in die einzelnen Punkte Ih-
res Antrags reingehen. Sie forderten in Punkt 2 a,
die Biomassenutzung als wichtigen Bestandteil des
Mixes an erneuerbaren Energien, nachhaltige Ein-
kommensalternativen für die Thüringer Landwirt-
schaft anzuerkennen und dies entsprechend ge-
schlossen zu kommunizieren. Ja, sage ich deutlich.
Kollege Primas ist ja hier eigentlich Mister Biomas-
se der Thüringer CDU und auch hier Vorreiter gera-
de grüner CDU-Politik und -strategien und da, den-
ke ich, ein klares Ja. Das ist jetzt nicht eine Positi-
on, die wir erfunden haben, sondern das war ja
schon im Prinzip da.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ist
der Kollege Primas jetzt gespeicherte Ener-
gie?)

Das ist ein interessanter Aspekt, Herr Ramelow.
Darüber sollten wir aber einmal separat reden, wie
viel Energie wir persönlich speichern und zum The-
ma Biomasse mit beitragen. Sie fordern weiter in
Punkt 2 b, sich auf Bundesebene gegen alle Be-
strebungen einzusetzen im Rahmen der anstehen-
den Novellierung des EEG, die den umweltverträgli-
chen Ausbau der Nutzung von Biomasse behindern
wollen. Weiter wollen Sie in Buchstabe d, dass sich
die Landesregierung auf Bundesebene für eine An-
passung der Förderstruktur einsetzt, die für die Bio-
gasproduktion eine Bevorzugung von bestimmten
Einsatzstoffen, wie Bioabfälle, Reststoffe und Land-
schaftspflegematerialien, vorsieht. Und schließlich
fordern Sie dazu auf, dass Rahmenbedingungen

geschaffen werden, um importierte pflanzliche
Energieträger sukzessive durch regionale Rohstoffe
zu ersetzen.

Sehr geehrter Herr Dr. Augsten, liebe Mitglieder
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, damit sind Sie -
ich habe es schon einmal betont - nicht allein, wir
sind da bei Ihnen oder Sie sind bei uns. Ich kann
Ihnen hier klare Unterstützung bei diesen Punkten
zusichern. Wie gesagt, es wäre schön, es hätte ein
stärkeres politisches Signal gegeben, zukünftig so
etwas gemeinsam zu machen. Ich denke, wir müss-
ten da noch einmal mit Frau Scheringer-Wright
über ihre Position reden, aber die Hoffnung stirbt ja
bekanntlich zuletzt.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Ja, im Ausschuss können wir
das machen.)

Sie wissen ja aber ebenso genau, dass, wie ge-
sagt, Herr Altmaier kürzlich die Überarbeitung des
EEG angekündigt hat. Das EEG ist aus unserer
Sicht ein erfolgreiches Markteinführungsinstrument.
Das ist gut so, aber auch dieses muss mal überar-
beitet werden, denn gerade Fehlsteuerungen in för-
derpolitischen Ansätzen führen zu Verschiebungen,
die nicht dauerhaft sinnhaft sind, und einer Über-
prüfung sollten wir uns hier nicht in den Weg stel-
len. Ich denke, mit den starken Ansätzen, auch der
klaren Position in der CDU zu Biomasse brauchen
wir da keine Sorge haben. Deshalb bitte ich Sie
auch hier um Verständnis, dass die Punkte c und e,
wo es um zusätzliche Boni geht, von uns momen-
tan nicht unterstützt werden, weil ich denke, wir
sollten hier zuerst den Diskussionsprozess abwar-
ten.

Ich gebe Ihnen auch recht, dass man nicht so auf
Maisanbau setzen soll, aber - und das haben wir
hier auch schon öfters diskutiert - wir dürfen nicht
vergessen, dass durch den kontinuierlich sinkenden
Großviehbestand in Thüringen wir einen drasti-
schen Rückgang der Maisanbauflächen zu ver-
zeichnen hatten und wir heute weit unter dem Ni-
veau von 1992 sind, was die Maisanbauflächen an-
belangt.

Sehr geehrter Herr Dr. Augsten, Ihre Klimakonfe-
renz und der Vortrag Ihres EU-Abgeordneten Mar-
tin Häusling haben aber doch zu Recht aufgezeigt,
dass wir auch wachsam sein müssen, um diese
Fehlentwicklungen nicht weiter finanziell zu unter-
stützen. Ob da Boni der richtige Weg sind, da habe
ich meine Bedenken und da sollten wir die Diskus-
sion der nächsten Jahre auch abwarten. Deshalb
ist es richtig, darüber aufzuklären, dass es neben
dem Mais andere Nutzpflanzen gibt, auf die unsere
Landwirte setzen können und auch setzen, weil sie
nicht nur energetisch genutzt werden können, son-
dern weil auch gleichzeitig ein Beitrag zur Artenviel-
falt geleistet werden kann. Deshalb bin ich persön-
lich auch ganz bei Ihnen, was die Nutzung der von
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der EU geforderten 7 Prozent ökologische Vorrang-
fläche betrifft. Ich denke, eine umwelt- und klima-
freundliche Landwirtschaft ist nicht nur möglich,
sondern zwingend notwendig und im Sinne einer
nachhaltigen Gesellschaft zwingend erforderlich.
Sie haben in Ihrer Presseerklärung die Blumenmi-
schungen Klee und Hackfrüchte erwähnt, die bes-
ser in einen landwirtschaftlichen Kreislauf als Mais
passen und ebenso an Biogasanlagen verfüttert
werden können. Ich möchte hier meinem Wunsch
Ausdruck verleihen, dass auch die neuen Kulturar-
ten wie die Durchwachsene Silphie und eine Futter-
hirse mittelfristig ihren Platz auch erkämpft haben in
der Rang- und Reihenfolge.

Sehr geehrte Damen und Herren, werte Zuschauer
auf der Tribüne, ich denke, das erneute Signal aus
diesem Haus mit einer breiten Mehrheit zur Annah-
me eines Großteils Ihrer Anträge ist ein klares Si-
gnal zur Energiewende, zu erneuerbaren Energien,
zu einer attraktiven Landwirtschaft und zu unseren
Arbeitsplätzen im ländlichen Raum und ich werbe
bei Punkt 2 um Einzelabstimmung und bedanke
mich für Ihre Geduld und Ihr Interesse.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN spricht der Abgeordnete Dr. Augsten.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, herzlichen Dank für die
Debatte. Das hat gut getan. Es ist ja nicht selbst-
verständlich, dass ein Antrag der Oppositionspartei-
en selbst von der Regierungskoalition so gelobt
wird, und ich darf auch schon ankündigen, wir wer-
den keine Ausschussüberweisung beantragen, so
wie es die Kollegin Scheringer-Wright verlangt hat,
sondern wir werden das heute abstimmen. Zu den
beiden Punkten, die strittig sind, werde ich noch et-
was sagen. Da kann man dann sicher im Aus-
schuss auch noch einmal einen Selbstbefassungs-
antrag stellen. Also das ist in Ordnung gewesen.

Zu den einzelnen Redebeiträgen: Kollegin Scherin-
ger-Wright, noch einmal, wir können mit dem EEG
nicht alles an Problemen lösen, die es in der Land-
wirtschaft gibt. Wenn Sie zu Recht ansprechen,
Mais kann ja durchaus etwas ganz Sinnvolles sein,
das ist in Thüringen in ganz vielen Bereichen so,
auf ganz vielen Feldern so, da muss man Mais, ob
gut oder schlecht, wie es gemacht ist, anders re-
geln. Cross Compliance war zum Beispiel ein Stich-
wort. Wir müssen also dann schauen, dass wir in
das EEG wirklich nur die Dinge reinnehmen oder
reingeben, die dort auch wirklich im Energiebereich
hilfreich sind. Ob Mais umweltschädlich oder um-

weltverträglich angebaut wird, muss anders gere-
gelt werden. Also insofern kann das EEG natürlich
nicht die Kiste sein, in die alles reingesteckt wird,
sondern das muss dann irgendwie anders geregelt
werden.

Zum Grundverständnis mit den Boni, Sie haben das
ja auch kritisiert, so wie alle anderen auch. Das
EEG ist ja nun auch eine Erfolgsgeschichte ohne
Zweifel, aber es gibt Fehlallokationen, das wissen
wir, das ist auch betont worden und jetzt kommt es
darauf an, mit einem Boni-System, wenn ich keine
gesetzliche Verpflichtung machen möchte, dann
muss ich mit einem Anreizsystem Steuerungen vor-
nehmen und Sie haben zu Recht darauf hingewie-
sen, wie das mit den Reststoffen aussieht. Insofern
ist Lenkungswirkung ganz wichtig. Man muss auch
den Mut haben, einzugestehen, wenn etwas schief-
gelaufen ist, und muss dann dafür sorgen, dass
dort neue Wege aufgemacht werden. Unspezifisch,
das war der Vorwurf so nach dem Motto, wenn es
dann zur Abstimmung kommt, enthalten wir uns.
Hier gibt es eine ganze Menge Aufträge an die Lan-
desregierung. Das ist ein Unterschied, ob wir jetzt
ein fertiges Konzept vorlegen, Sie haben selbst dar-
auf hingewiesen, die Nachredner auch. Es gibt eine
ganze Menge Bewegung auf Bundesebene. Aber
hier steht drin, dass die Landesregierung bestimm-
te Dinge machen soll, zum Beispiel gemeinsam mit
der Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft.
Deshalb kann es kein fertiges Paket sein und des-
halb auch diese fehlende Spezifik, weil wir erwar-
ten, dass die Landesregierung da etwas vorlegt.

Zum Kollegen Primas, er kommt gerade herein, das
ist sehr freundlich von ihm. Ich war etwas über-
rascht, dass er - wie hat Frau Mühlbauer gesagt,
Mister Biomasse, das war sicherlich nicht auf sein
Körpergewicht bezogen, sondern auf seine Ver-
dienste, die er in dem Bereich hat - den Herrn Nie-
bel verteidigt hat, weil wir das natürlich komplett an-
ders sehen. Herr Niebel - und da will ich Frau Hit-
zing an der Stelle auch korrigieren, oder ich weiß
gar nicht, wer das gesagt hat, nein, Herr Primas hat
das gesagt - hat ganz klar die Aussage getroffen,
es verhungern Menschen, weil wir eine Bioethanol-
produktion haben. Wenn er das dann auf Südame-
rika bezieht, dann kann man darüber diskutieren,
aber das ist natürlich völlig falsch, wenn es um
Europa geht, und das trifft schon gar nicht auf
Deutschland zu. Insofern kann man natürlich fach-
lich die Position vertreten, wie ich sie jetzt beim
Herrn Primas mitgenommen habe. Biodiesel in Ord-
nung, Pflanzenöl in Ordnung, aber Bioethanol, da-
von soll man die Hände lassen. Wir sehen das an-
ders. Bioethanol ist gerade für die Landwirtschafts-
betriebe, die eine ganz schlechte, ich sage es mal
vorsichtig, Fruchtfolge haben, eine Riesenchance.
Sie könnten Rüben anbauen, sie könnten Zuckerrü-
ben anbauen, sie könnten Kartoffeln anbauen,
könnten ihre Böden in Ordnung bringen und ich
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glaube, Herr Primas weiß es auch besser, das hat
mit Zeitz, mit dem Besuch nichts zu tun. Auch dort
haben die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler zum Ausdruck gebracht, dass es Riesenchan-
cen gibt auch für Deutschland, da nachzulegen. Da
würde ich mit Herrn Primas noch einmal ins Ge-
spräch kommen wollen. Ich glaube, wir brauchen
hier auch eine ganz eindeutige Positionierung, weil
die Argumente gegen Biomasse gerade im Bereich
Bioethanol genauso falsch sind wie für die anderen
Bereiche. Also es bleibt dabei, auch wenn das viele
Grüne verteidigen, ich sehe das völlig anders. Man
hätte einen Schritt machen müssen zu einem höhe-
ren Beimischungszwang. Da wird auch sehr viel
Unsinn in die Welt gesetzt und ich bin da sehr ent-
täuscht, dass der Kollege Primas da auf der Seite
der FDP steht bzw. des Herrn Niebel, der dort ein
großes E10-Bashing betreibt.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Das habe
ich nicht gesagt, da müssen Sie zuhören.)

Doch, doch, das war sehr deutlich. Verständnis für
das, was Herr Niebel gesagt hat, war aus der Rede
deutlich heraushörbar. Ja, meine Fraktionsvorsit-
zende hat mir unbedingt noch mit auf den Weg ge-
geben, ich soll etwas zum Wind sagen. Das war
jetzt nicht das Thema. Zwei Sätze: Kollege Primas,
das, was Sie hier beschrieben haben für Nord-
hausen, ist doch genau der Grund, warum wir sa-
gen, wir müssen weit weg von den Siedlungen, da-
mit die Menschen nicht beeinträchtigt werden. Ge-
nau das ist das Argument, um Wind im Wald zu dis-
kutieren. Sie haben ja wunderbar selbst dargelegt,
warum wir da mit dem, was wir fordern, richtig lie-
gen. Also herzlichen Dank für diese Steilvorlage.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Auch totaler
Unsinn.)

Zur Kollegin Hitzing: Frau Hitzing hat mir ja einmal
irgendwo etwas unterstellt. Sitzt sie jetzt nicht hinter
mir? Nein, sie ist jetzt nicht da. Frau Hitzing würde
ich im Endeffekt auch etwas unterstellen wollen,
und zwar, dass man mit Dingen, die sehr gut klin-
gen, einen Weg verfolgt, der letzten Endes so aus-
sieht, als ob man der Biomasse gewogen ist und
dass das alles auf den Weg gebracht ist, dass aber
in Wirklichkeit dort auch in ihrer Rede durchge-
schienen ist, dass die FDP da die Partei ist, die das
am meisten blockiert. Ich will erst einmal eine Rich-
tigstellung vornehmen. Das Nischenprodukt, was in
dem Antrag steht, stammt nicht von den Grünen,
dort ist Prof. Dr. Sell, immerhin der Leiter der ThE-
GA hier in Thüringen, zitiert und genau das macht
das Problem deutlich, dass wir eben hier honorige
Leute haben in einem Bereich, die die Biomasse
kleinreden.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Alles wegen
uns.)

Das war auch der Grund, warum wir letzten Endes
darauf hingewiesen haben, dass wir das Problem
nicht nur auf Bundesebene haben mit Leuten wie
Herrn Niebel und mit Leuten, die in den Landespar-
lamenten Minister sind von der FDP, sondern dass
wir selbst hier im Land Leute haben, die Verantwor-
tung übernommen haben und die dann davon spre-
chen, dass man doch in der Biomasse vorsichtiger
sein sollte.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wie war das
eigentlich, als Sie im Bund gesessen ha-
ben?)

Wir haben es auf den Weg gebracht. Wir haben
zum Beispiel bei dem Pflanzenöl den Landwirten
die Möglichkeit gegeben, keine Steuern zu bezah-
len.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wie hoch war
der Anteil noch mal?)

Wir haben damit angefangen, einer musste ja damit
anfangen.

(Heiterkeit FDP)

Zum Glück hat die FDP damals nichts zu sagen ge-
habt, sonst wäre es nichts geworden. Aber ich kom-
me ja noch zur FDP.

(Unruhe FDP)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Bitte nicht, wir
nehmen nicht jeden!)

Ich habe dann mitgelesen, als Frau Hitzing das vor-
gelesen hat. Sie hat natürlich unter Punkt a das
entscheidende Wort vergessen, als sie dann in die
einzelnen Punkte hineingegangen ist, und zwar ha-
ben wir dort formuliert, dass die Thüringer Landes-
regierung doch bitte geschlossen kommunizieren
soll. Selbstverständlich gibt es aus dem Landwirt-
schaftsministerium die eindeutige Auffassung, dass
Biomasse etwas ganz Wichtiges ist und dass man
dort auch letzten Endes gemeinsam an einem
Strang ziehen sollte. Aber Prof. Sell steht einer Ein-
richtung vor, die das Wirtschaftsministerium einge-
richtet hat, deshalb wundert es uns nicht, dass Herr
Sell dort diese Äußerungen gemacht hat mit dem
Nischenprodukt. Aber machen wir uns doch nichts
vor, wir haben im Bereich erneuerbare Energien
einen Wettbewerb - kann man fast sagen - bzw.
auch eine Auseinandersetzung zwischen dem Wirt-
schaftsminister und dem Landwirtschaftsminister.

(Zwischenruf Richwien, Staatssekretär: Das
stimmt doch gar nicht.)

Das stimmt. Das haben wir bei Wind im Wald, das
ist das beste Beispiel. Wir haben es beim Ausbau
der Windenergieziele und wir haben es natürlich
auch bei Biomasse. Wenn Prof. Sell so etwas in die
Zeitung setzen darf, dann muss der Wirtschaftsmi-
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nister sich doch mal fragen lassen, wie er zur Bio-
masse steht. Insofern fordern wir hier auf - zu
Recht aus unserer Sicht -, dass die Landesregie-
rung hier wirklich geschlossen kommunizieren soll.

Zu b: Frau Hitzing, das ist genau das Problem. Da
kann Herr Altmaier auf Bundesebene ja Papiere
verfassen und diskutieren. Ich habe Herrn Altmaier
vor, ich glaube, sechs oder sieben Wochen hier in
Erfurt erlebt zur Eröffnung des Deutschen Natur-
schutztags und er hat dort sehr wortreich und sehr
elegant versucht, die Naturschutzverbände mit ein-
zubinden in den Kampf gegen Biomasse. Ich sage
das ganz eindeutig, das verstehe ich auch. Er hat
Werbung gemacht. Er hat gesagt, wir müssen dort
die Bremse einlegen, das geht alles viel zu schnell.
Es sind ganz viele Dinge, die dort ganz schlimm
laufen, gerade im Naturschutzbereich, mit dem Er-
gebnis, dass im Abschlusskommuniqué entspre-
chende Dinge drinstehen. Zum Beispiel wird dort
Wind im Wald ausgeschlossen; das ist ein deutli-
ches Zeichen dafür, dass die Nachricht von Herrn
Altmaier angekommen ist.

(Beifall Abg. Tasch, CDU)

Wir können ja Papiere in Berlin diskutieren, aber
wenn man Herrn Altmaier erlebt, dann weiß man,
das ist der falsche Minister an der falschen Stelle,
das ist keiner, hundertprozentig nicht.

Meine Damen und Herren, zu Punkt c, und ich bin
immer noch bei Frau Hitzing: Es stimmt nicht, dass
wir in dem Bereich, der hier angedeutet wird, alle
Aufgaben gemacht haben. Thüringen ist federfüh-
rend bei dem Projekt EVA, macht dort eine sehr gu-
te Arbeit, aber mein Kontakt zur Thüringer Landes-
anstalt ist so gut, dass ich weiß, dass dort selbst
die Ideen da sind, wie man dort gerade im Bereich
Nachhaltigkeit noch nachlegen kann.

Insofern bleibt es dabei, Frau Hitzing und Kollege
Barth, wenn Sie hier hereingerufen haben, ich ma-
che das mal am Punkt f fest. Wenn Frau Hitzing
sagt, dass da grundsätzlich das richtige drinsteht,
dass wir die Importe ablösen müssen: Es sind je-
des Mal Herr Westerwelle und Herr Niebel, die in
Südamerika bei Verhandlungen den großen Agrar-
konzernen, die dort Palmöl produzieren und die
dann Urwälder roden, versprechen, jawohl, wir ge-
ben euch die Garantie, dass wir eure großen Men-
gen abnehmen. Insofern, wenn Sie das persönlich
grundsätzlich richtig finden, die Bundesrepublik
macht an der Stelle eine völlig andere Politik.

(Beifall Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zum Schluss noch zum Minister ein paar Worte.
Herr Reinholz, selbstverständlich, Lebensmittelpro-
duktion hat Vorrang, da gibt es überhaupt keine
Frage. Genauso kann ich unterstreichen, dass sich
die Bedeutung der Biomasse in Relation zu Wind
und Sonne verringern wird, das ist überhaupt kein

Thema. Das muss aber doch nicht heißen, dass wir
die Biomasse zurückfahren, sondern dass Wind
und Sonne so zunehmen, dass letzten Endes bei
den Prozenten die Biomasse geringer ausfällt, aber
doch nicht, dass wir da absolut weniger machen.

Ich habe allerdings Probleme mit Ihrer Aussage,
dass bei Biogas alles in Ordnung ist, dass wir kein
Maisproblem haben. Wir sehen einen Anpassungs-
bedarf beim EEG. Und weil irgendjemand gesagt
hat, da können wir doch mal Ruhe halten, wir müs-
sen doch nicht ständig das EEG ändern: Es gibt
deutliche Anzeichen dafür, dass das EEG viel
schneller geändert wird, als wir alle vermuten. Da
muss Thüringen bereit stehen und zum Beispiel für
die Biomasse auch einen Beitrag leisten.

Meine letzte Bemerkung: Herr Minister, ich habe Ih-
rem Vortrag entnommen, dass Sie dort eine ganz
klare Reihenfolge vorlegen, und zwar erst Lebens-
mittel, dann Futtermittel und dann Energie. Auch
wenn Frau Scheringer-Wright in ihrem Vortrag hier
angedeutet hat, dass es doch viel besser ist, erst
Futter anzubauen und das dann zu Energie zu ma-
chen, also die Exkremente von den Tieren, anstatt
richtig Energiepflanzen anzubauen, ich nutze auch
hier die Gelegenheit, darüber nachzudenken, ob wir
uns nicht die Teller-Tank-Diskussion komplett spa-
ren können, wenn wir endlich darüber nachdenken
und darüber diskutieren, dass wir 50 Prozent unse-
rer Fläche für Tierfutter nutzen, übrigens für Tiere,
die eigentlich Gras fressen, und dass wir, wenn wir
hier den Fleischkonsum, die Tierproduktion zurück-
fahren würden, also nicht das, was der Minister ge-
sagt hat, dass wir dann im Prinzip auch viel Fläche
hätten für Bioenergie; es gäbe gar keine Tank-Tel-
ler-Diskussion und wir könnten viele Dinge viel ent-
spannter diskutieren. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Mir liegt eine wei-
tere Wortmeldung vor. Das Wort hat der Abgeord-
nete Kummer von der Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Der Grund, warum
ich vorgegangen bin, ist die Tatsache, dass man
aus Biomasse nicht nur Bioenergie machen kann.
Biomasse kann man auch stofflich verwerten und
Thüringen war das Land, was mit der Messe
naro.tech gerade auf diesen Umstand ganz beson-
ders hingewiesen hat. Man kann zum Beispiel aus
Biomasse Kunststoffe herstellen, man kann Dämm-
material herstellen und gerade bei der Frage Holz-
nutzung haben wir uns schon immer für Kaskaden-
nutzung ausgesprochen.

Meine Damen und Herren, das muss dabei be-
trachtet werden, wenn man die Frage stellt, wie viel
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Energie können wir denn aus Biomasse zur Verfü-
gung stellen. Wenn ich dann höre, über 20 Prozent,
dann bin ich eben skeptisch. Dann sagt unsere
Fraktion, zuallererst ist eigentlich die stoffliche Nut-
zung von Biomasse in Betracht zu ziehen und nicht
die energetische. Deshalb muss man über diese
Zahl einfach nachdenken.

Ein anderer Punkt, den ich noch mit ansprechen
möchte, Herr Dr. Augsten, Sie haben Herrn Primas
vorgeworfen, er wäre gegen Bioethanol - das habe
ich nicht gehört. Er hat sich klar gegen E10 ausge-
sprochen, weil er gesagt hat, durch die Beimi-
schung kommt es eigentlich zu Verwerfungen und
zu massivem Import. Ich will dazu nur sagen, als
wir in Zeitz waren, war ein klares Ergebnis am En-
de der Tagesordnung, dass eigentlich E85 das wä-
re, also ein 85-prozentiger Ethanolanteil in regiona-
lem Sprit, wo wir unsere Kreisläufe damit bedienen,
wo wir für uns die Wertschöpfung sichern, das soll-
te das Ziel sein. Wenn ich mir ansehe, die EU-
Richtlinie, die jetzt vorliegt, die schon wieder dafür
sorgt, dass unsere Rübenbauern ihre Rübe nicht
mehr anbauen können, dann sind das eigentlich die
großen Verwerfungen. Wir können unsere Frucht-
folge deutlich verbessern, wenn wir die Zuckerrübe
mehr für die Energieproduktion verwenden und
auch mehr für die stoffliche Produktion.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Genau.)

Denn die EU hat sich ja verpflichtet, dass wir
Zuckerrohr-Zucker einführen statt unseren Rüben-
zucker und wir müssen unseren Rübenbauern doch
irgendwo eine Perspektive geben. Es kann doch
nicht sein, dass wir irgendwann einmal 80 Prozent
Getreideanbau in Thüringen haben. Da kann die
Rübe einen wesentlichen Beitrag liefern. Sie ist die
Pflanze, die die höchste Energieproduktion von der
Fläche bringt. Das darf man auch nicht vergessen.

Meine Damen und Herren, bei der Frage Energie
aus Biomasse steht für mich zuallererst die Effizi-
enzfrage. Da muss man feststellen, dass eine
Windkraftanlage so viel Energie erzeugt wie
400 Hektar Raps für die Biodieselproduktion. Wenn
man sich diese Zahl einfach einmal vorstellt, da
muss man doch überlegen, wie setze ich Bioener-
gie am effizientesten ein. Da, Herr Minister Rein-
holz, muss ich ganz klar zu Ihnen sagen, die Aus-
sage, Bioenergie ist grundlastfähig, die kann ich in-
zwischen nicht mehr hören. Wir haben so viel Zu-
bau gehabt im Bereich Solarenergie und im Bereich
Windenergie, dass wir bei beiden Energieformen in-
zwischen Bereiche haben, wo sie den Gesamtener-
giebedarf decken. Ich brauche dringend etwas da-
zwischen, was dann zur Verfügung steht, wenn we-
der Strom aus Solar- noch aus Windkraft zur Verfü-
gung steht. Das muss die Biomasse sein. Da kann
die Biomasse zur Verfügung stehen, weil sie eben
speicherbar ist, und das nahezu ohne Verluste. Da
muss ich aber das EEG massiv umändern, denn

ich muss Anreize dafür schaffen, dass die Anlagen
nicht 8.000 Stunden durchlaufen. Aber genau das
hat das EEG 2012 weiter fortgeführt wie bisher.

(Beifall Abg. Kemmerich, FDP)

Die Anlagen laufen rund um die Uhr und es werden
auch nur solche Anlagen erworben und es werden
diese Anlagen für 20 Jahre konzipiert. Aber wie
wird denn unsere Energieversorgung in 20 Jahren
aussehen,

(Beifall Abg. Kemmerich, FDP)

wenn wir jetzt nicht endlich anfangen zu diskutie-
ren? Eigentlich brauche ich in der Biogasanlage
einen Tauchsieder drin, der, wenn zu viel Strom im
Netz ist, diesen Strom aufnimmt und den Fermenter
hochheizt, damit ich die Gasproduktion für den
Speicher verwenden kann. Solche Fragen müssten
wir stellen. Es müssten Generatoren dorthin, die
kurzfristig laufen und nicht auf 8.000 Stunden Dau-
erlauf ausgerichtet sind. Diese Fragen wünsche ich
mir gemeinsam zu diskutieren. Ich glaube, da kön-
nen wir dann wirklich zu dieser Diskussion im Bun-
desministerium auch von unserem Ausschuss aus
einen Beitrag leisten. Deshalb möchte ich noch ein-
mal für die Ausschussüberweisung werben. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nächster spricht der Abgeordnete
Egon Primas von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, erst einmal freue ich mich darüber, dass wir
es geschafft haben, eineinhalb Stunden über Land-
wirtschaft und Umwelt zu reden als ersten Tages-
ordnungspunkt.

(Beifall Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist doch lange nicht passiert. Das ist eine
große Freude. Aber deshalb bin ich nicht vorgegan-
gen. Ich will nur sagen, Herr Dr. Augsten, ich habe
manchmal das Gefühl, wenn man sich hinstellt und
sagt, der Antrag von den GRÜNEN ist teilweise gut,
wir freuen uns darüber, das ist falsch, das darf man
nicht machen. Man muss es grundsätzlich ableh-
nen. Wenn man so etwas einmal macht, schon
kommt zurück, da wird falsch interpretiert, wird
nicht zugehört, da wird man hinterher verunglimpft,
das bringt Ärger. Ich werde mir das das nächste
Mal sehr ernsthaft überlegen, ob ich der Fraktion
noch mal den Vorschlag mache, irgendeinem Punkt
von Ihnen zu folgen. Das hat am Ende keinen
Zweck.

(Beifall CDU)

9892 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012

(Abg. Kummer)



Beim Punkt E10 hat Niebel recht und ich habe an-
geführt, wir sind dort gewesen in Zeitz und haben
festgestellt, dass die nicht mal so viel produzieren
können, wie wir brauchen, dass es eine andere Lö-
sung braucht, und habe darauf hingewiesen, dass
es dasselbe Problem ist wie mit dem Palmöl, als
das damals mit Biodiesel passiert ist. Was habe ich
da Falsches gesagt, dass Sie mich hier verunglimp-
fen müssen? Ich bin schon fast beleidigt, wenn Sie
da nicht mal richtig zuhören. Ich bedaure das.

(Beifall CDU)

Zum Wind will ich Ihnen ruhig schon noch mal et-
was sagen: Dass Sie Thüringen zu einem solchen
Riesenland erklären, dass wir solche riesigen Wald-
bestände haben, dass man dann im Wald das
Windrad nicht mehr sieht, das ist erstaunlich, das
ist echt erstaunlich.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten?

Abgeordneter Primas, CDU:

Nein, von ihm nicht, er hat mich zu sehr geärgert.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Herr Augsten
malt sich die Welt, wie sie ihm gefällt.)

Aber ich will Ihnen auch mal etwas sagen, weil Sie
immer so ... Baden-Württemberg, da sind wir nun
grün regiert. Wissen Sie, wie viele Windräder im
großen Land Baden-Württemberg stehen? 306, in
Thüringen weit über 700. Und wissen Sie, wie viele
seit grüner Regierung in Baden-Württemberg dazu-
gekommen sind in zwei Jahren? Ganze sechs.

(Heiterkeit CDU)

Das ist die Politik, die wir so vorgehalten bekom-
men. Dann kommt noch hinzu, das will ich Ihnen
auch sagen, man will in Baden-Württemberg die
zweite Leitung über den Thüringer Wald haben,
weil man bei sich keine Windräder bauen will, man
kann das schöne Ländle nicht verschandeln, wir
brauchen die Offshore und Onshore, wir brauchen
das von oben. Die sollen das liefern, damit wir un-
ser Land ... Und wir springen darauf an und hören
uns Ihre Sprüche hier an. Also, danke schön.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Frau Abgeordnete Hitzing, 30 Sekunden für die
FDP.

(Zuruf Abg. Hitzing, FDP: Das reicht mir.)

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, Herr Dr. Augsten,
eines will ich Ihnen sagen: Wir sind hier eigentlich
in der Fachdiskussion eineinhalb Stunden und es
reicht mir, dass Sie der FDP ständig unterstellen,
wir wollten keine erneuerbaren Energien und wir
wollten alles verhindern. Das verbitte ich mir an die-
ser Stelle. Ich habe mich deutlich ausgedrückt und
Ihre ganzen Unterstellungen zu Punkt 1 sind nicht
wahr und entsprechen nicht der Wahrheit. Das woll-
te ich an dieser Stelle noch mal sagen.

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Diezel:

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Damit
schließe ich die Aussprache. Es hatten alle Fraktio-
nen erst entschieden, das Berichtsersuchen ist er-
füllt und es hatten mehrere Fraktionen beantragt,
weiterzuberaten im Ausschuss, aber nicht alle, und
es müssen alle, die beantragt hatten, das Berichts-
ersuchen hierzu beraten, die Ausschussüberwei-
sung zu beantragen zu 1. Das ist nicht erfüllt. Damit
brauchen wir über eine Ausschussüberweisung des
Berichtsersuchens nicht abzustimmen.

Wir kommen aber zu den Anträgen der Ausschuss-
überweisung in Punkt 2 des Antrags. Hier wurde
seitens der Fraktionen - wenn ich das richtig gese-
hen habe - DIE LINKE und der FDP gesagt, sie
wollen sich einer Ausschussüberweisung nicht ent-
ziehen. Das heißt, weitere Anträge habe ich nicht
zur Ausschussüberweisung. Dann würde ich über
die Ausschussüberweisung des Antrags im Punkt 2
abstimmen lassen.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Wir haben
sie aber nicht beantragt.)

Gut, beantragt von der Fraktion DIE LINKE, ja?
Dann stimmen wir über die Ausschussüberweisung
ab. Wer für die Ausschussüberweisung ist, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Frak-
tionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Teile der Fraktion der FDP. Wer ist dagegen? Da-
gegen sind die Fraktionen der CDU und SPD. Wer
enthält sich? Es enthält sich 1 Stimme aus der
FDP. Damit ist die Ausschussüberweisung abge-
lehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag
in Punkt 2. Hier wurde Einzelabstimmung über die
einzelnen Punkte a, b, c, d, e und f beantragt. Dann
stimmen wir ab über den Punkt a des Antrags. Wer
ist für Punkt a des Antrags? Ich sehe Zustimmung
bei der CDU, bei der SPD, bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Wer ist gegen Punkt a? Gegenstimmen
bei der FDP. Wer enthält sich? Es enthält sich die
Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Punkt a ange-
nommen.
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Wir kommen zu Punkt b. Wer ist für Punkt b? Die
Fraktionen der CDU, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Wer ist gegen diesen Punkt b? Die
Fraktion der FDP. Wer enthält sich? Die Fraktion
DIE LINKE enthält sich. Damit ist der Punkt b ange-
nommen.

Wir kommen zu Punkt c. Wer ist für Punkt c dieses
Antrags? Die Fraktionen der CDU, der SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? Da-
gegen ist die Fraktion der FDP. Wer enthält sich?
Es enthält sich die Fraktion DIE LINKE. Damit ist
der Punkt angenommen.

Wir kommen zu Punkt d. Wer ist für Punkt d? Die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist ge-
gen Punkt d? Die Fraktionen der FDP, der CDU,
der SPD. Wer enthält sich? Es enthält sich die
Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Punkt d abge-
lehnt.

Wir kommen zu Punkt e. Wer ist für Punkt e? Dafür
ist die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist
dagegen? Dagegen sind die Fraktionen der FDP,
der CDU und der SPD. Wer enthält sich? Es enthält
sich die Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Punkt
abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt f. Wer ist für den Punkt f?
Die Fraktionen der CDU, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? Dagegen ist
die Fraktion der FDP. Wer enthält sich? Es enthält
sich die Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Punkt f
angenommen.

Wir haben über die Punkte des Antrags abgestimmt
und ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 19

Interaktive Bürgerbeteiligung
bei der Haushaltskonsolidie-
rung
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5081 -

Wünscht die FDP das Wort zur Begründung? Ja,
bitte schön, Herr Abgeordneter Bergner.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, während der letzten Jahre haben Digitalisie-
rungen und Vernetzungen eine Revolution begrün-
det, die mittlerweile alle Bereiche des menschlichen
Lebens erfasst hat. Denken wir nur daran zurück,
wie wir noch vor 25 Jahren kommuniziert haben -
ohne E-Mail, Chats und ohne soziale Netze. Den-
ken wir nur daran zurück, wie umständlich man In-
formationen zusammensuchen musste ohne Inter-
netanschluss und sekundenschnelle Suche - ja,
auch ohne Wikipedia. Denken wir nur daran zurück,

wie umständlich viele Dinge im Alltag waren, es
gab keine Routenplaner, kein Online-Banking, kei-
ne Vereinswebseite, keine Preissuchmaschine usw.
Digitalisierung und Vernetzung haben den Men-
schen weltweit enorme Chancen der Entfaltung er-
öffnet, Chancen, von denen wir vor 25 Jahren noch
nicht einmal zu träumen wagten.

Der Freiheits-, Entfaltungs- und Innovationsraum
Internet, meine Damen und Herren, ist eine Berei-
cherung für unser Leben, für unsere Gesellschaft.
Die digitale Revolution, in deren Mitte wir uns wie-
derfinden, zu gestalten und zu nutzen, ist dabei
Aufgabe jedes Einzelnen, aber eben auch Aufgabe
von Politik. Es ist bspw. unsere Aufgabe, notwendi-
ge Gesetzes- und Regulierungsanpassungen vor-
zunehmen. Und wir müssen uns auch den negati-
ven Seiten stellen, die Veränderungen natürlich im-
mer mit sich bringen. Dabei, meine Damen und
Herren, müssen wir die Ängste, die durch den ra-
santen Wandel auch verursacht werden, ernst neh-
men. Wir müssen aber sehr vorsichtig sein, dass
sie nicht zu Überreaktionen führen. Ich erinnere nur
an die Vorhaben, Internetsperren einzuführen oder
ACTA durchzuboxen. Wir müssen dafür sorgen,
dass die durch Digitalisierung und Vernetzung ge-
stärkte persönliche Freiheit und Selbstbestimmtheit
nicht durch Überregulierungen und durch Untätig-
keit, bspw. beim Datenschutz, gleich wieder verlo-
ren geht. Das ist das Spannungsfeld, in dem wir
uns bewegen.

(Beifall FDP)

Als Politik haben wir aber auch die Aufgabe, unsere
eigenen Antworten auf die Veränderungen zu fin-
den. So wie sich die Geschäftsmodelle vieler Fir-
men, vieler Branchen ändern, so ändert sich auch
unsere Geschäftsgrundlage. Der Ruf nach Trans-
parenz, nach Beteiligung wird ja nicht zuletzt da-
durch verstärkt, dass neue Informations- und Kom-
munikationsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.
Der Landtag hat mit seinem Diskussionsforum, das
diese Woche freigeschaltet wurde mit Unterstüt-
zung aller Fraktionen, bereits einen Schritt ge-
macht, um diese neuen Möglichkeiten zu nutzen.

Damit, meine Damen und Herren, sind wir hier bei
unserem vorliegenden Antrag. Er fordert die Lan-
desregierung auf, ebenfalls einen Schritt in die Zu-
kunft zu gehen und die neuen Möglichkeiten am
Beispiel der Haushaltspolitik zu testen.

(Beifall FDP)

Der Bereich der Haushaltspolitik bietet sich hierfür
besonders an, da sich hier bis zum Jahr 2020 die
Zukunft Thüringens entscheidet. Wenn wir im Janu-
ar einen Doppelhaushalt beschließen, dann hätte
die Landesregierung genügend Zeit, einen solchen
Dialog rechtzeitig vor dem nächsten Haushaltsauf-
stellungsverfahren zu organisieren. Meine Damen
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und Herren, ich freue mich auf eine interessante
Debatte. Danke schön.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Die Landesregie-
rung hat angekündigt, Sofortbericht zu erstatten,
und ich bitte Herrn Minister Dr. Voß, den Sofortbe-
richt zu halten.

Dr. Voß, Finanzminister:

Verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren, der Antrag der FDP widmet sich der Frage:
Wie informieren wir die Bürger, wie beziehen wir
die Bürger mit ein bei einem der zentralen Vorha-
ben des Landes, nämlich die Konsolidierung und
die Stabilität der Finanzen zu wahren und weiter zu
sichern? Hier gibt es sicherlich vielfältige Möglich-
keiten, den Bürger mit einzubeziehen, und dieses
tun wir auch. Wenn ich darf, die Fragen I.1 bis 5 Ih-
res Antrags sind verknüpft miteinander und ich er-
laube mir, diese Fragen zusammen zu beantwor-
ten, weil sie zu einem Themenkomplex gehören,
während ich dann II noch mal gesondert behande-
le.

Die Fragen: Wie steht es mit den öffentlichen Haus-
halten? Wie gelingt eine Konsolidierung? Welchen
Notwendigkeiten sind wir in Zukunft ausgesetzt?
Diese Fragen sind sicherlich in aller Munde und
auch sehr stark in der öffentlichen Diskussion, spä-
testens seit dem Jahr 2009; in diesem Jahr hat man
nämlich die Schuldenbremse im Grundgesetz ver-
ankert. Denn nur eine Haushaltspolitik, die auch
das Wohl der kommenden Generationen im Blick
behält, das wissen wir, ist letztlich auch eine stabile
und eine nachhaltige Finanzpolitik. Das geht sehr
weit in die Wahrnehmung der Bevölkerung hinein.
Die Stabilität unseres Gemeinwesens wird befeuert,
das Thema wird auch befeuert durch die Berichte,
die wir von anderen Orten in Europa jede Woche
zur Kenntnis nehmen können. Es geht darum, wie
man Einnahmen und Ausgaben aneinander an-
passt, wie man auch die Verschuldungspolitik, die
in ganz Deutschland betrieben worden ist, das
muss man auch deutlich sagen, seit 1969 haben
wir steigende Kurven der Verschuldung, und auch
die neuen Bundesländer - so auch Thüringen - ha-
ben sich schon deutlich verschuldet.

Wir sind aber der Meinung - jetzt sind wir bei der
Kommunikation angekommen -, dass wir mit dem
Haushalt 2012 und dann auch mit dem Doppel-
haushalt, den wir jetzt vorliegen haben, Signale ge-
setzt haben. Ich erinnere noch mal daran, dass das
Haushaltsvolumen von 2011 auf 2012 immerhin um
450 Mio. € abgesenkt worden ist. Solche Maßnah-
men haben natürlich auch eine weite Verbreitung in
den Medien gefunden. Dies ist sicherlich eine wich-

tige Kommunikation über die Zeitungen. Natürlich
haben auch die Diskussionen im Parlament das Ih-
rige dazu getan. Vielleicht, Herr Bergner, eine Zahl:
Allein in diesem Jahr - wir haben sechs Thüringer
Tageszeitungen ausgewertet - sind 400 Artikel al-
lein über die Frage des Thüringer Haushalts, der Fi-
nanzpolitik veröffentlicht worden. Ich würde doch
denken, das ist ein breites Interesse der Medien an
unserem Tun, an unseren Problemen, die wir hier
haben. Ich sage noch einmal, 400 Artikel allein über
den Thüringer Haushalt und alles, was darum rankt.
Dass die Bevölkerung dieses aufnimmt, davon kön-
nen wir gewiss ausgehen, weil wir, seitdem man in
Europa von einer Schuldenkrise spricht, durch Um-
fragen wissen, dass 78 Prozent der Thüringer über
diese Situation der öffentlichen Verschuldung nicht
nur in Griechenland, sondern natürlich auch im ei-
genen Land besorgt sind. Das garantiert - das ist si-
cherlich eine Erklärung - für die breite Aufmerksam-
keit, die dieses Thema auch erfährt.

Welche Medienkanäle nutzen wir zur Interaktion mit
dem Bürger, um einfach verstanden zu werden,
aber um auch in Kommunikation zu treten? Na gut,
da haben wir einmal die regulären Möglichkeiten
der Regierungsmedienkonferenz, dann haben wir
die Möglichkeit der Pressekonferenz, Hintergrund-
gespräche, aber bitte unterschätzen Sie auch nicht,
wie viele schriftliche und mündliche Presseanfragen
jeden Tag auch in meiner Presseabteilung einge-
hen. Natürlich bedeutet das auch Interaktion. Die
Journalisten fragen schriftlich, mündlich und be-
kommen die entsprechenden Informationen schrift-
lich oder mündlich. Die Frage der Interviews ist
auch eine Kommunikationsmöglichkeit, Beiträge in
Zeitungen, Zeitschriften, unter Namensartikel, auch
dieses habe ich praktiziert und versucht, unser -
Herr Bergner, wie Sie sagen - zentrales Thema -
ich sehe das auch so - bis 2020 und darüber hinaus
in die Öffentlichkeit zu bringen und auch die Proble-
me, die damit im Zusammenhang stehen, zu ver-
deutlichen.

Vielleicht mal einen Einschub in die Beantwortung:
Natürlich hat die Finanzpolitik auch ein kommunika-
tives Defizit. Die Finanzpolitik ist für die Bürger eine
abstrakte Angelegenheit, sehr weit von ihrem per-
sönlichen Bereich weg, so scheint es. Griechenland
ist das Gegenbeispiel, da sind die Dinge auf einmal
sehr, sehr nahe. Insofern kann man auch den Bür-
ger hier sehr wenig über Emotionen, emotionale
Wahrnehmung erreichen. Ich bin darauf angewie-
sen, in meiner Kommunikation weitgehend die Ver-
nunft anzusprechen. Das ist natürlich etwas ande-
res, wenn Herr Reinholz - momentan nicht da -
über einen Zoo in irgendeinem Garten berichtet und
dann irgendwo ein kleines Eichhörnchen auf dem
Arm hat. Diese Art von Kommunikation ist mir nicht
möglich. Insofern, sage ich, haben wir es etwas
schwerer mit dieser Kommunikation. Dem muss
man sich natürlich auch stellen. Herr Bergner, das
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tun wir. Wir haben die Möglichkeit der Veranstaltun-
gen. Auf Thüringentagen sind wir mit einem Stand,
sind wir mit Broschüren. Wir haben auch Ausstel-
lungen konzipiert. Ich erwähne noch aus dem her-
kömmlichen Bereich Vorträge und Reden, die ein
Finanzminister, aber auch mein Staatssekretär und
Mitarbeiter meines Hauses halten. Auch hier treten
wir in Kommunikation mit den Bürgern.

Kommen wir zu den neuen Medien, die hier in Re-
de stehen. Die Internetseiten, unsere Internetsei-
ten, soweit wir sie vom Finanzministerium zu ver-
antworten haben, sind voll von Informationen wörtli-
cher und vor allen Dingen grafischer Art und Weise.
Wir versuchen über eine Vielzahl von Darstellun-
gen, auch natürlich aufgelockerter Art und Weise,
den Bürger zu erreichen, ihn mit diesem Thema der
Finanzen zu befassen und vor allen Dingen mit den
Notwendigkeiten der Einsparungen oder des Kon-
solidierungskurses bis 2020. Dieses nutzen wir und
natürlich haben wir auch die Frage der Verschul-
dung und Entschuldung hier mit im Fokus. Wir ver-
öffentlichen solche Dinge wie den Stabilitätsbericht,
Fortschrittsberichte, die das Land Thüringen dem
Bund gegenüber zu tätigen hat. Das sind natürlich
Informationen für Universitäten, für Studenten, die
sich dort einklicken, die erfahren wollen, wie das
Land hier die Zukunft gestalten will. Ich erinnere an
die Mittelfristige Finanzplanung, sicherlich auch ein
Grundlagenwerk. Ja, wir haben es hier mit komple-
xen Sachverhalten zu tun. Ich denke, das sind die
Möglichkeiten, die wir haben, die wir ausnutzen, die
wir aber auch ausbauen wollen. Ich sage ganz of-
fen, auch ich bin der Meinung, wir sind hier in den
Möglichkeiten wohl sicherlich noch nicht ans Ende
gekommen, erwähne aber ganz gern eine Dauer-
ausstellung, nein, eine Wanderausstellung, mit der
wir seit Anfang des Jahres an verschiedene Orte
gehen, es sind zwölf Schautafeln. Momentan steht
diese Ausstellung in der Staatskanzlei, nachdem
wir doch an sechs wechselnden Standorten, Son-
neberg, Gera, im Land gewesen sind. Wir haben
hier über zwölf Schautafeln versucht, die Zusam-
menhänge zu erläutern. Wo geht denn unser Geld
hin? Wofür setzen wir es denn ein? Und vor allen
Dingen, wo kommt das Geld her? Natürlich wird
auch die Notwendigkeit, die Haushaltsmasse zu-
rückzufahren, die Ausgaben abzusenken, erläutert.
Ich denke, das ist auch eine Möglichkeit, die wir
hier genutzt haben, und ich sage recht gern, ich
plane für nächstes Jahr Diskussionsveranstaltun-
gen mit deutschlandweit prominenten Persönlich-
keiten in diesem Feld. Ich denke an vier, fünf Ver-
anstaltungen, um einfach auch in Veranstaltungsor-
ten mit einer breiteren Bevölkerung in Kontakt zu
kommen und uns auszutauschen. Wir haben zu un-
serer Dauerausstellung zur großen Freude viele
Schulklassen gehabt. Wir haben diese Daueraus-
stellung, Entschuldigung, Wanderausstellung ver-
schriftet in Broschüren. Ich habe diese Broschüren
an die Schulen gesandt und ich habe sie den Uni-

versitäten zur Verfügung gestellt, auch unseren
Bürgermeistern. Sie ist abrufbar, insofern können
Sie von einer breiten Verbreitung dieser Dinge aus-
gehen.

Ich komme zu unserem Doppelhaushalt oder über-
haupt zu unserem Haushalt. Er hat etwa 6.000 Titel
und Sie können diesen Haushalt herunterladen, Sie
können ihn sich, wen es interessiert, sehr detailliert
anschauen und auch natürlich dort schauen, was
das Land für die einzelnen Positionen zu verausga-
ben gedenkt. Das ist sicherlich für Interessenver-
bände, Verbände insgesamt, jene, die aus dem
Haushalt, z.B. auch Universitäten, Gelder erhalten,
eine Direktinformation, sehr authentisch über den
beschlossenen Haushaltsplan, den Sie, meine Da-
men und Herren, dann auch beschließen und, so
Gott will, auch im Januar des nächsten Jahres.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Machen Sie Gott nicht für
diesen Haushalt verantwortlich!)

Ich komme jetzt zur Frage 6. Was sagen Sie bitte?
Es ist ein sehr guter Haushalt. Das ist ganz klar. Er
trägt die Züge von konsolidierenden Anstrengun-
gen. Herr Ramelow, dass Ihnen das alles nicht
passt, das kann ich mir sehr gut vorstellen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Jetzt halten Sie den Heiligenschein hoch.)

Was habe ich, einen Heiligenschein? Das wäre das
Erste, was mir gesagt wird.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Den Scheinheiligenschein.)

Ich bin weder heilig noch habe ich einen Heiligen-
schein. Herr Ramelow, wenn Sie jetzt einmal zuge-
hört hätten; ich rede ungefähr seit einer halben
Stunde darüber, wie stark und wie transparent wir
diese Dinge den Bürgern nahebringen mit eigener
Anstrengung. Das ist das Gegenteil von intranspa-
rent und

(Beifall CDU)

das machen wir auch. Mit den Heiligen, das lassen
Sie mal, wie es halt so ist.

Herr Bergner, ich komme gern einmal zu der Fra-
ge 6, zum Bürgerhaushalt. Hier muss ich sagen,
dass die Verfassung des Landes Thüringen das In-
itiativrecht zur Aufstellung des Haushalts der Lan-
desregierung zugeordnet hat, das ist ganz eindeu-
tig. Wir kennen kein Initiativrecht in unserer Verfas-
sung, die über Bürgeranträge oder Volksbegehren
laufen; sogar Bürgeranträge, die auf Volksbegehren
hinauslaufen, die dann auch zu Mehrausgaben im
Haushalt führen würden, sind direkt unzulässig.
Das ist auch der komplizierten Materie geschuldet.
Es geht in der Haushaltspolitik nicht darum, irgend-
welchen Einzelinteressen ein Übergewicht zu ge-
ben, sondern diese Beschlussfassung ist ganz be-
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wusst hier in Ihr Gremium gelegt und Sie müssen
natürlich wie ich auch den Überblick behalten und
müssen dieses abwägen für den Bürger und das
erfolgt ja auch stets.

Der Begriff „Bürgerhaushalt“ kommt natürlich in un-
serer Verfassung nicht vor. Dieser Bürgerhaushalt
ist bekannt von einigen Gemeinden - gut, da sind
die Dinge auch übersichtlicher -, dort wird experi-
mentiert. Auf Landesebene sehe ich dieses äußerst
kritisch.

Ich komme zu Punkt II Ihres Antrags: Kann die Lan-
desregierung ihre Anstrengungen intensivieren? Ja,
sie kann es. Sie kann versuchen, stärker über die
Möglichkeiten des Internets zu gehen, um noch
stärker Informationen an den Bürger zu bringen und
hier auch stärker in Interaktion zu treten. Insofern
werden wir uns auch hier weiter bemühen. Wir stel-
len unseren Haushaltsplan zur Verfügung, ich sagte
das schon. Gruppierungsplan, Funktionenübersicht,
ich denke, das ist volle Transparenz. Mehr als den
Gesamthaushalt, Einzeltitel können Sie eigentlich
nicht machen. Es sind eine Fülle von Querschnitts-
darstellungen vorhanden und in PDF-Format wird
dieses zur Verfügung gestellt. Die Frage von Spar-
dialogen, diese Anregung werde ich aufgreifen und
sehe hier auch über das Internet noch Möglichkei-
ten. Insofern würde ich, Herr Bergner, zusammen-
fassen wollen, dass wir sehr, sehr viele Aktivitäten
Ihres Antrags ausgeschöpft haben. Ich möchte
nicht sagen, dass sich Ihr Antrag erledigt hat, aber
man kann immer ausbauen. Ich glaube, Sie haben
zur Kenntnis nehmen können, dass wir die Notwen-
digkeit, hier verstärkt voranzugehen, natürlich er-
kannt haben und das tun wir auch. Insofern recht
herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Danke
schön.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich frage: Wer wünscht
die Beratung zum Sofortbericht? Das sind die Frak-
tionen der FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD, der CDU und DIE LINKE. Also auf Wunsch
der Fraktionen der FDP, der SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, der CDU und DIE LINKE beraten
wir den Sofortbericht. Gleichzeitig eröffne ich die
Aussprache zu Punkt II des Antrags und eröffne die
Aussprache mit Herrn Abgeordneten Huster von
der Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Huster, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Dr. Voß, vielen Dank für den Bericht,
der, wie ich finde, durchaus einige nachdenkens-
werte Dinge enthalten hat. Dass Sie beschreiben,
dass andere Minister oder Ministerinnen es unter
Umständen leichter haben, über ihre Politikfelder

Emotionen hervorzurufen im Gegensatz zu einem
Finanzminister, der einen vergleichsweise
trockenen Stoff darzubieten hat, das, denke ich, ist
so. Das ist eine treffende Beobachtung. Das betrifft
die Finanzer wohl generell. Man könnte ja darüber
nachdenken, ob man über die Einnahmen aus dem
Landesspendenkonto ein Maskottchen finanziert im
Thüringer Finanzministerium.

(Zwischenruf Abg. Meyer, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sparschwein!)

Ja. Ich würde vorschlagen, mit den Konterfeis der
letzten vier Finanzministerinnen oder Finanzminis-
ter

(Beifall Abg. Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

vor Dr. Voß, das könnte dann heißen Finanzplüschi
Diezel, Finanzplüschi Walsmann, Finanzplüschi
Trautvetter und Finanzplüschi Zeh. Da könnte man
noch

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Können Sie das noch einmal wiederholen?)

gegebenenfalls Spitznamen vergeben. Das müsste
was mit Wasser nachfüllen sein, also wegen der
Nachhaltigkeit, damit es auch echte Tränen vergie-
ßen kann. Der Vorteil dieser Kombination wäre, die-
ses Maskottchen würde in Thüringen quotiert auf-
treten, zwei Männlein, zwei Weiblein. Man könnte in
jeder Planungsregion eines einsetzen und ich bin
sicher, wenn es den Finanzministern, den ehemali-
gen, sehr ähnlich sieht, dann würde es in Thüringen
auch genügend Emotionen hervorrufen.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die An-
gelegenheit ist vielleicht doch etwas ernster, inso-
fern, werte Kollegen der FDP, haben wir uns zu Ih-
rem Antrag, ja, zu verständigen. Wir sind als Frak-
tion für mehr Bürgerbeteiligung, wir sind auch und
gerade dafür, den Bereich der öffentlichen Haushal-
te stärker nach den Kriterien der Bürgerbeteiligung
zu überprüfen, Ideen zu entwickeln und die Frage,
die Sie aufgeworfen haben, Herr Bergner, im Zeital-
ter der neuen Medien, im Internetzeitalter, Sie spra-
chen von einer technischen Revolution, gilt es na-
türlich gerade auch für diesen Bereich Zugänge zu
schaffen und Bürgerbeteiligung im Internetzeitalter
neue Medien und Haushaltsfragen miteinander zu
verknüpfen. Vielleicht sind wir uns auch darin einig,
dass jeder Schritt in diese Richtung begrüßenswert
ist. Wenn man nicht zu viele Erwartungen an
schnellem Erfolg und schnellem Ertrag hegt, kann
man, denke ich, rational darüber reden, was ver-
nünftige Schritte sind, mehr Menschen generell in
politische Prozesse einzubeziehen und somit auch
beim Thema Haushalt.

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012 9897

(Minister Dr. Voß)



In diesem Sinne, werte Kollegen, wäre es unserer
Fraktion sehr recht, wenn wir Ihren Antrag auch im
Haushalts- und Finanzausschuss weiterberaten
könnten. Es wäre auch in der Sache, unserer Mei-
nung nach, geboten, da Sie ja in Punkt II.1 Ihres
Antrages formulieren, dass ein etwaiger Bericht der
Landesregierung Ende nächsten Jahres zu stellen
wäre. Insofern würde das auch dafür sprechen,
dass wir im Haushaltsausschuss noch einmal inten-
siv über die Angelegenheit reden. Dort könnten wir
auch darüber reden, Herr Bergner, was uns ideolo-
gisch an Ihrem Antrag wiederum nicht gefällt, und
das ist auch eine Kritik am … Na ja, an einer Stelle
ist er zumindest nicht unideologisch. Ideologie ist
an sich auch nichts Schlimmes, aber in der Sache
müssten Sie sich entscheiden, was Sie wollen.
Wollen Sie mehr Bürgerbeteiligung oder wollen Sie
sie unter gewissen ideologischen Voraussetzun-
gen? Da haben Sie uns dann natürlich nicht im
Boot. Da haben Sie möglicherweise den Finanzmi-
nister mit im Boot, aber wenn Ihnen das reicht, ist
es auch okay, aber uns bekommen Sie nicht. Es
geht um diese Begrifflichkeit in Punkt 3 „sparen“.
Sie wollen einen Spardialog machen. Nun will ich
mal sagen, das, was wir hier machen, was wir in
den nächsten Jahren machen müssen, ist kein
Sparen, das wird im wesentlichen Kürzen sein. Wir
sparen nicht im Wortsinne, wir legen nichts zurück,
sondern wir geben weniger aus. Das ist aus den
Zwängen des Haushalts geboten, aber es ist nur
ein Teil der Wahrheit. Wenn Sie gegenüber den
Bürgern ehrlich ein Angebot machen wollen, bringt
euch beim Thema Haushalt besonders ein, bringt
euch über die neuen Medien ein, dann, glaube ich,
sollte man von Anfang an diesen Prozess auch
ideologisch offen formulieren. Das kann dann aus
unserer Sicht kein Spardialog sein, sondern warum
heißt das nicht - Dr. Voß, Sie haben es in der Rede
ja durchaus gesagt - Konsolidierungsdialog. Ich
möchte zum Beispiel den Bürgern auch die Mög-
lichkeit geben, zu sagen: Warum gibt es denn keine
Initiativen aus dem Freistaat Thüringen heraus, ei-
ne Vermögensteuer in Deutschland wieder einzu-
führen, die eine Landessteuer ist?

(Beifall DIE LINKE)

Warum unterstützt diese Landesregierung keine In-
itiativen zu einer besseren Erbschaftsbesteuerung?
Warum unterstützt diese Landesregierung zu wenig
Initiativen für eine Besteuerung der Finanzmärkte,
so dass mehr Geld aus der spekulativen Wirtschaft
in die Realwirtschaft gelenkt wird? Oder warum tut
die Landesregierung zu wenig oder warum wird in
Deutschland generell zu wenig getan, Steuerhinter-
ziehungen und -spekulationen einzudämmen und
zu bekämpfen? Ich meine, in einen rationalen Kon-
solidierungsdialog gehören diese Fragen, die Ein-
nahmeseite, natürlich mit hinzu. Herr Bergner, wor-
über reden wir denn hier in dem Haus, wenn wir
uns streiten. Wir streiten uns immer über das Ver-

hältnis dieser beiden Seiten, was Sie natürlich nicht
wahrhaben wollen, weil Sie immer sagen, Sie glau-
ben, Sie können Haushalte konsolidieren, indem
Sie einseitig die Kürzung der Ausgaben vorneh-
men. Das halten wir für zu kurz gegriffen. Insofern
will ich aber das betonen, von dem ich denke, es
könnte einen rationalen gemeinsamen Kern geben,
über den wir im Ausschuss reden könnten, nämlich
die Frage: Wie bekommen wir im Sinne eines Kon-
solidierungsdialogs Bürgerinnen und Bürger viel
stärker an den virtuellen Tisch, mit uns in diesen
Dialog zu treten? Für den Fall, dass dieser Antrag
auf Überweisung keine Mehrheit hier im Haus fin-
det, schlagen wir dann vor, die Punkte einzeln ab-
zustimmen. Bei den Punkten 1 und 2 können Sie
mehrheitlich mit Zustimmung unserer Fraktion rech-
nen. Ihren Punkt 3 müssten wir ablehnen, wenn er
so formuliert bleibt. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Für die SPD-Fraktion hat das Wort
der Abgeordnete Baumann.

Abgeordneter Baumann, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, interaktive Bürgerbeteiligung bei der Haus-
haltskonsolidierung des Freistaats Thüringen ist
das Thema des FDP-Antrags. Der Finanzminister
hat in seinem Sofortbericht für die Landesregierung
dargestellt, welche Informationen zum Haushalt
den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes heu-
te schon gegeben und auch interaktiv zur Verfü-
gung gestellt werden. Die SPD-Fraktion schätzt die-
se Informationspolitik in Sachen Haushaltskonsoli-
dierung durchaus als gut ein.

(Beifall CDU)

Der Finanzminister geht gut strukturiert vor und ar-
beitet mit sehr anschaulichen Übersichten, um das
Handeln der Landesregierung begreifbar zu ma-
chen. Die Übersichten werden regelmäßig - er hat
es gesagt, 400 Medienreaktionen - zur Verfügung
gestellt, stehen teilweise auch auf der Homepage
und werden in einer Wanderausstellung „Thüringen
2020“ der Öffentlichkeit angeboten. Man findet über
die Navigation im Internet zahlreiche Menüpunkte
mit hinterlegten Haushaltsinfos, die auch in Form
von PDF-Dateien abrufbar sind. Natürlich kann man
dieses Angebot auch noch erweitern. Es muss aber
für die Bürger noch verständlich bleiben.

Unter II möchte die FDP-Fraktion die Landesregie-
rung auffordern, der Öffentlichkeit die Daten der
Landeshaushaltspläne auch in maschinenlesbarer
Form zur Verfügung zu stellen, bei der nächsten
Haushaltsaufstellung einen Thüringer Spardialog
mit vorbereiten und begleitende Online- und Offline-
angebote anzubieten. Um es vorwegzunehmen, die
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SPD-Fraktion im Thüringer Landtag hat durchaus
Sympathien für interaktive Möglichkeiten der Bür-
gerbeteiligung. So wird derzeit - und man konnte es
gestern in der Presse lesen - auf unsere Initiative
die Möglichkeit für Bürgerinnen und Bürger ge-
schaffen, zu Gesetzesvorhaben in Thüringen auf
der Seite des Landtags in einen Diskussionspro-
zess einzutreten oder zumindest eine Stellungnah-
me abzugeben. Bürgerhaushalte auf kommunaler
Ebene sind ebenfalls eine interessante Möglichkeit,
Bürgerbeteiligung zu aktivieren und Ideen für Haus-
halte zu akquirieren. Allerdings stellt sich bei all die-
sen Möglichkeiten auch die Frage, welchen Auf-
wand man betreiben muss, um den gewünschten
interaktiven Bürgerdialog auch für alle Beteiligten
zu einem Erfolg zu machen. Bei einem Kommunal-
haushalt gibt es den unmittelbaren regionalen Be-
zug der Bürgerinnen und Bürger zu ihrer Heimatge-
meinde. Hier hält sich aufgrund der Kenntnisse der
Zusammenhänge und der Ortskenntnis der beteilig-
ten Partner der Aufwand für zusätzliche Erklärun-
gen und Informationen in Grenzen. Ähnlich verhält
es sich bei einzelnen Gesetzen, die interaktiv zur
Diskussion gestellt werden. Meist sind es Bürger,
die von den gesetzlichen Regelungen in irgendei-
ner Art und Weise betroffen sind, die sich an sol-
chen Diskussionen beteiligen und mit ihrem spezifi-
schen Fachwissen durchaus zu neuen Erkenntnis-
sen und Ideen beitragen können. Leider ist es beim
Landeshaushalt nicht so einfach, einen interaktiven
Diskussionsprozess in Gang zu setzen. Es gibt nur
einige wenige Spezialisten, die sich mit dem Ge-
samtwerk beschäftigen und auch dieses Gesamt-
werk durchschauen. Prof. Dr. Gunnar Schwarting,
Honorarprofessor an der Deutschen Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer, schreibt in ei-
nem Gastbeitrag für die Internetseite buergerhaus-
halt.org Folgendes - Frau Präsidentin, ich zitiere:
„Kommunalvertretung und Verwaltungsführung
müssen sich von vornherein darüber im Klaren
sein, dass ein Bürgerhaushalt nur dann erfolgreich
wirken kann, wenn die Öffentlichkeit möglichst
transparent über die zugegeben sehr komplexen
Zusammenhänge kommunaler Finanzwirtschaft in-
formiert wird. Dafür reicht es nicht aus, den Haus-
haltsplan im Netz zugänglich zu machen. Vielmehr
müssen verständliche Anleitungen und Erläuterun-
gen gegeben werden, damit auch Einwohnerinnen
und Einwohner, die sich nicht mit der Frage der
kommunalen Finanzwirtschaft auskennen, an der
Diskussion teilnehmen können. Wie diese Informa-
tion geschieht, kann nicht allgemeingültig beantwor-
tet werden. In jedem Fall verlangt sie von der Ver-
waltung, und nur diese kann diese Arbeit leisten,
einen beachtlichen Input, der nicht unbeträchtliche
personelle Kapazitäten bindet.“ Wenn diese Ein-
schätzung für einen Bürgerhaushalt auf kommuna-
ler Ebene gilt, dann gilt er, glaube ich, erst recht für
die Landesebene. Mir ist ein Beispiel bekannt, wo
ein Bundesland sich damit beschäftigt hat, das war

der Stadtstaat Hamburg. Mit beträchtlichem verwal-
tungsorganisatorischen und auch finanziellen Auf-
wand wurde in den Jahren 2006 bis 2009 das Pro-
jekt „Bürgerhaushalt Hamburg“ durchgeführt. Es
wurde eine Gesellschaft mit der Umsetzung und
Moderation dieses Bürgerbeteiligungsprozesses
beauftragt. Aufwand und Nutzen scheinen aller-
dings nicht in einem gesunden Verhältnis gestan-
den zu haben, denn das Projekt wurde nach 2009
nicht fortgeführt.

Was ich damit sagen will, nun komme ich zu den
konkreten Forderungen der FDP: Die SPD-Fraktion
hält die Bemühungen der Landesregierung zur In-
formation der Bürger über die finanzielle Lage und
Perspektiven des Freistaats Thüringen für ange-
messen. Der Thüringer Landeshaushalt liegt im
PDF-Format vor und ist auf der Homepage des Fi-
nanzministeriums abrufbar, das gilt auch für den
aktuellen Haushaltsentwurf. Was die Maschinenles-
barkeit eines Haushaltsplans betrifft, die unter II.2
gefordert wird, so stellt sich für uns die Frage, ob
dies überhaupt mit vertretbarem Aufwand realisier-
bar wäre und ob es sinnvoll ist. So ein Haushalt ist
ohnehin schon ein schwer lesbares und schwer
verständliches Werk. Wie das in Maschinenlesbar-
keit umgesetzt werden soll, ist mir zumindest noch
nicht ganz klar. Wenn es einfach, möglich und sinn-
voll wäre, dann, glaube ich, hätte es das Ministeri-
um schon veranlasst.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wo
leben Sie denn?)

Na ja, schauen Sie sich doch einfach mal die Ho-
mepage an jetzt, was da alles drauf ist - für einen
Bürger verständlich. Ich habe sie mir angeguckt.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Ich erinne-
re mich an die Diskussion zum Justizportal.)

Wir sind aber jetzt beim Landeshaushalt.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Genau.)

Wir sind jetzt nicht bei Justiz. Den von der FDP ge-
forderten interaktiven Thüringer Spardialog, der Fi-
nanzminister hat es aufgegriffen, dass er darüber
nachdenkt.

Wenn man einen Bürgerdialog zum Haushalt initiie-
ren wollte, dann sollte der Prozess nicht allein auf
das Sparen oder Konsolidieren abgestellt sein. Ein
solcher umfassender Bürgerbeteiligungsprozess
würde allerdings einen zusätzlichen personellen
und finanziellen Aufwand nach sich ziehen. In Ab-
wägung von Aufwand und Nutzen kommen wir zu
dem Ergebnis, dass andere Bürgerbeteiligungspro-
jekte Erfolg versprechender sind und diese erst ein-
mal erprobt werden. Schon heute besteht für die
Bürger des Landes die Möglichkeit, ihre Sparideen
interaktiv oder auch herkömmlich per Post an die
Landesregierung, an den Thüringer Landtag und an
die Abgeordneten des Landtags zu senden und so-
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mit ihr Wissen einzubringen und ihre Meinung zu
äußern und ich denke, das geschieht auch. Das
Ganze funktioniert ohne neue Bürokratie im Minis-
terium, im Landtag oder in den Fraktionen. Selbst
wenn man zu dem Schluss käme, einen solchen in-
teraktiven Bürgerbeteiligungsprozess zum Thürin-
ger Landeshaushalt in Gang zu setzen, wäre denn
die FDP-Fraktion zum Beispiel bereit, dem Finanz-
ministerium die zusätzlichen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen dafür zuzugestehen? In der Ver-
gangenheit waren Sie, glaube ich, eher damit auf-
gefallen, die zu hohen Verwaltungskosten in den
Ministerien zu kritisieren. Genau aus diesen vorge-
nannten Gründen werden wir den Teil II Ihres An-
trags ablehnen. Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Groß
das Wort.

Abgeordnete Groß, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir behandeln heute diesen
Antrag der FDP, der jetzt schon ein Vierteljahr mit
den Plenarsitzungen mitläuft. Bei der Einbringung
von Herrn Bergner, der ja ausgeholt hat, wie die
Technik sich entwickelt hat in den letzten Jahren,
dann war mir das auch fast schon klar. Ich möchte
beginnen mit einem Zitat von Friedrich Schlegel:
„Es gibt eine schöne Offenheit, die sich öffnet wie
eine Blume: Nur um zu duften.“ So ähnlich ist das
mit Ihrem Antrag. Ich danke dem Finanzminister,
Herrn Dr. Voß, für seinen ausführlichen Bericht. Ich
denke, damit ist alles abgedeckt, was im Moment
an Öffentlichkeit möglich ist. Wer in das Internetpor-
tal des Finanzministeriums schaut, weiß, er kann
den Haushaltsplan einsehen, er kann die Einzelplä-
ne einsehen. Er kann auch Erläuterungen dazu er-
fahren, wie ein Haushalt entsteht. Es gibt Berichte
dazu. Selbst über den Kommunalen Finanzaus-
gleich, der ja auch in der medialen Wirkung am
meisten stattfindet, gibt es Erläuterungen dazu. Der
Minister hat angekündigt, weitere Aktivitäten zu täti-
gen, was er mit Sicherheit auch tun wird. Ich denke,
das ist jederzeit - auch im Ausschuss - möglich.

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Das
geht.)

Herr Huster, Sie haben mit sehr viel Humor ange-
fangen, aber wie man von diesem Antrag zur Ver-
mögensteuer kommen kann, da ist schon viel Ideo-
logie dahinter. Das hat mich schon sehr gewundert.

(Beifall CDU)

Zum Punkt II des Antrags: Die Bemühungen zur In-
formation und diesen Bericht zu geben bis zum

31. Dezember 2013, das lehnen wir als CDU-Frak-
tion ab, einmal, weil es ständig möglich ist, sich be-
richten zu lassen im Ausschuss, und die Transpa-
renz durch das Finanzministerium auch gewahrt ist.
Die Öffentlichkeit der Daten der Landeshaus-
haltspläne in maschinenlesbarer Form - da ging es
mir ähnlich wie Herrn Baumann -, da kann ich mir
nur vorstellen, dass Sie damit Computer gemeint
haben. Nun weiß ich ja nicht, was die FDP für Ma-
schinen hat, vielleicht solltet ihr mal aufrüsten oder
irgendwas.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das ist ein
Fachbegriff. Vielleicht solltest du mal lesen.)

Ich kann lesen, Herr Barth.

Zum Punkt 3 - zur nächsten Haushaltsaufstellung,
einen Thüringer Spardialog zu eröffnen: Ob das
nun „Spardialog“ genannt wird - hier möchte ich an
der Stelle der Landtagspräsidentin Frau Diezel
recht herzlich danken, die ja in dieser Woche die-
ses Online-Diskussionsforum eröffnet hat. Das
heißt, hier werden künftig die Bürger die Möglich-
keit haben, auch zu Gesetzentwürfen mitzudiskutie-
ren, sich einzubringen.

(Beifall SPD)

Was mir bei der ganzen Diskussion oder Beratung
dieses Antrags bis jetzt zu kurz kommt: Es wird ja
immer nur darauf reflektiert, was soll die Regierung
besser machen, aber ich sage, auch wir als Abge-
ordnete haben eine Verpflichtung. Auch wir gehen
ja in unseren Wahlkreisen zu Foren, auch wir sor-
gen dafür, dass unser Haushalt und die Inhalte des
Haushalts transparent werden, dass wir mit den
Bürgern offen ins Gespräch kommen. Die CDU-
Fraktion sieht keinen Grund, diesen Antrag zu über-
weisen, und wird ihn im Punkt II auch ablehnen.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Bergner
das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Frau Kollegin Groß, Sie
hätten sich bei Ihrem Vortrag vielleicht mal mit dem
Minister absprechen sollen, der hat den eindeutig
besseren Vortrag gehalten.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das steht Ih-
nen nicht zu, das zu bewerten, Herr
Bergner.)

Aber bevor ich zum eigentlichen Thema komme,
möchte ich da auch ein paar Dinge aufgreifen. Herr
Minister, Sie haben davon gesprochen, dass von
2011 auf 2012 der Haushalt um 400 Mio. € abge-
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senkt worden ist. Der zweite Teilsatz hat gefehlt,
von 2009 auf 2010 - vor Ihrer Zeit - ist er erst ein-
mal um 500 Mio. € aufgeblasen worden und, wir sa-
gen, ohne Not.

Es ist auf jeden Fall richtig, was Sie sagen mit ca.
400 Presseartikeln, und auch notwendig und auch
gut, aber das, was wir erreichen wollen, ist eben,
die Informationen zusammenzuführen und moder-
nerweise auch im Netz zusammenführen zu kön-
nen. Das ist der Unterschied in der Herangehens-
weise.

Zu dem Initiativrecht beim Haushalt und auch dem
Beitrag von Herrn Kollegen Baumann ist mir ein Zi-
tat eingefallen vom brandenburgischen Kurfürsten
Friedrich Wilhelm, das da lautet: „Es ist dem Unter-
tanen untersagt, den Maßstab seiner beschränkten
Einsicht an die Handlungen der Obrigkeit anzule-
gen.“ Meine Damen und Herren, das ist eben ge-
nau nicht unser Ansatz, sondern wir wollen die
Menschen mit auf den Weg nehmen, mit in die Dis-
kussion hineinnehmen. Deshalb, glaube ich, ist der
Antrag genau richtig.

Und auch noch zum Kollegen Baumann: Ich emp-
fehle Ihnen die Internetseite bund.offenerhaus-
halt.de. Da können Sie sehen, wie man so etwas
machen kann, das ist eine ganz interessante Ge-
schichte. Ich sage Ihnen, da wir es so nicht haben,
ist der Antrag eben doch genau richtig, um solche
Dinge anzustoßen und auf den Weg zu bringen.

Frau Kollegin Groß, „zurück zum Rechenschieber“
funktioniert eben nicht. Die Liberalen sehen hier in
einer solchen Bürgerbeteiligung eine Chance und
keine Bedrohung.

(Beifall FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie ich
bereits in der Einbringung erläutert habe, leben wir
in einer spannenden Zeit. Digitalisierung und Ver-
netzung bringen neue technische Möglichkeiten
hervor. Sie ermöglichen und verstärken damit auch
gesellschaftliche Veränderungen, zum Beispiel das
Bestreben, Politik und Verwaltung offener zu ge-
stalten. Genau dies ist das Thema des vorliegen-
den Antrags. Wie können wir die neuen techni-
schen Möglichkeiten nutzen, um politische Prozes-
se, ja um Politik sinnvoll zu ergänzen, sinnvoll zu
verbessern. Zur konkreten Aufforderung im
Punkt II.3 des Antrags, einen Thüringer Spardialog
im Vorfeld der nächsten Haushaltsaufstellung ein-
zurichten, habe ich bereits in der Einbringung kurz
Stellung genommen. Ich möchte hier noch einmal
daran erinnern, dass es um einen Test der neuen
Möglichkeiten geht, meine Damen und Herren,

(Beifall FDP)

einen Test, der auf einem gerade sehr aktuellen
Themenfeld stattfinden würde. Ich kann mir zum
Beispiel gut vorstellen, dass sich viele Bürgermeis-

ter im Vorfeld der nächsten Haushaltsaufstellung
sehr rege an der Erarbeitung von Einsparvorschlä-
gen auf Landesseite beteiligen würden.

(Beifall FDP)

Die notwendige Technik, die hierzu entwickelt und
eingerichtet werden müsste, würde dann aber im
Anschluss auch für andere Diskussionsprozesse
zur Verfügung stehen. Insofern wäre dies eine loh-
nenswerte Investition in die Zukunft. Vorbilder und
Beispiele für die Gestaltung eines solchen Dialog-
prozesses gibt es mittlerweile viele. Aus Zeitgrün-
den möchte ich an dieser Stelle nur ein Beispiel
herausgreifen. Die Stadt Solingen hat im Jahr 2010
ein Verfahren zur bürgerbeteiligten Haushaltskon-
solidierung durchgeführt, mit dem die Stadt ihre
Ausgaben um 43,7 Mio. €, also rund 10 Prozent der
Gesamtausgaben, gekürzt hat. Der Entwurf des
Konzeptes wurde nach Vorlage durch die Verwal-
tung nicht nur durch den Stadtrat, sondern auch
durch die Bürger intensiv diskutiert. Dabei, meine
Damen und Herren, fanden manche Sparvorschlä-
ge eine deutliche Mehrheit der Bürger, andere wur-
den abgelehnt und es wurden auch ganz neue Vor-
schläge vorgebracht. Entschieden wurde über das
Sparpaket am Ende natürlich im demokratisch ge-
wählten Stadtrat. Damit ist aber dieses Verfahren
ein Beispiel dafür, dass die Bürger bereit sind, sich
an ernsthaften Dialogangeboten zu beteiligen, auch
wenn es um das sicher schwierige Thema der
Haushaltskonsolidierung geht.

(Beifall FDP)

Im Übrigen, meine Damen und Herren, möchte ich
daran erinnern, dass auch der Thüringer Landtag
diese Woche mit Unterstützung aller Fraktionen ein
Diskussionsforum eingerichtet hat. Ich gehe deswe-
gen davon aus, dass auch Punkt 3 unseres Antrags
auf breite Zustimmung treffen müsste, wenn Sie
sich damit auch befassen würden.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, ich möchte deswegen
die Zeit nutzen, noch einmal auf die Forderungen in
Punkt 1 und 2 näher einzugehen. In Punkt 1 wird
die Landesregierung aufgefordert, ihre bisherigen
Bemühungen zur Information der Thüringer Bürger
zu intensivieren und dem Landtag hierüber bis En-
de 2013 Bericht zu erstatten. Es gibt bereits einige
Aktivitäten der Landesregierung auf diesem Gebiet,
zum Beispiel die Ausstellung „Weniger Geist, mehr
Geld“. Diese sollten angesichts der zentralen Be-
deutung des Themas verstärkt werden, ob online
oder offline. Dies würde gleichzeitig auch zur Vor-
bereitung des interaktiven Thüringer Spardialogs
dienen, der nur auf der Basis gut aufbereiteter In-
formationen funktionieren kann. Punkt 2 komplet-
tiert die Forderungen, indem die Landesregierung
aufgefordert wird, die Daten der Landeshaus-
haltspläne auch in maschinenlesbarer Form zur
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Verfügung zu stellen. Herr Kollege Baumann, die
existieren ja maschinenlesbar. Es ist überhaupt
kein technisches Problem, es ist auch kein Pro-
blem, was mit großen Kosten verbunden wäre. Hier
geht es zunächst um die Daten, die eben - wie ich
gesagt habe - zurzeit öffentlich sind. Auf der Home-
page des Thüringer Finanzministeriums ist schon
jetzt nicht nur der aktuelle Entwurf für den Doppel-
haushalt 2013/14 verfügbar, es stehen zudem die
Pläne aller Haushalte seit 2000 bereit, allerdings
eben nur als PDF-Dokumente und die sind nicht
maschinenlesbar, das heißt, sie können von Soft-
ware nicht automatisch gelesen und weiterverarbei-
tet werden. Aber sie sind nicht im PDF-Format
erstellt, damit ist die effektive Nutzung von Haus-
haltsdaten nicht möglich, zum Beispiel für Visuali-
sierungen. Ich empfehle hier als anschauliches Bei-
spiel die Seite „offener Haushalt“, ich habe das vor-
hin schon mit der Adresse gesagt.

Damit solche Anwendungen in Zukunft auch mit
dem Thüringer Landeshaushalt umgesetzt werden
können, sollten die Daten, meine Damen und Her-
ren, eben in ein maschinenlesbares Format umge-
stellt werden. Ohne hier die genaue technische
Umsetzung vorwegnehmen zu wollen, könnte das
beispielsweise auf der Basis von XML unkompliziert
passieren. Damit, meine Damen und Herren, wür-
den wir das bürgerschaftliche Engagement und die
Möglichkeiten der Informationen über die Haus-
haltslage fördern.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
lassen Sie uns die Möglichkeiten ausprobieren, die
sich durch Digitalisierung und Vernetzung bieten,
anstatt uns vor der Entwicklung zu verstecken. Ich
bitte Sie deshalb um die Zustimmung zu allen drei
Punkten des vorliegenden Antrags und beantrage
Einzelabstimmung. Meine Damen und Herren, ich
danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich habe nun keine weiteren Redeanmeldungen.
Doch, Herr Meyer für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
irgendwie haben ja alle witzig angefangen hier. Mit
dem maschinenlesbaren Thema fragen Sie mal im
Bundesgesundheitsministerium nach, die wissen,
wie es geht, Herr Bergner. Die kriegen sogar gehei-
me Sachen, und nicht nur maschinenlesbar, son-
dern einfach so aus dem Haus heraus. Haben wir
ja gerade mitbekommen. Das kann die FDP schon,
keine Sorge. Aber ganz im Ernst, ich finde, für uns
laufen so ein bisschen der Inhalt, um den es geht,

und der Antrag auseinander, was schade ist, weil
wir dem Inhalt sehr stark zuneigen, dem Antrag
aber leider nicht.

Der Antrag bietet eine ganze Menge Anknüpfungs-
punkte und deshalb freue ich mich, dass ich hier
vorn nicht nur als Haushaltspolitiker, sondern auch
als Medienpolitiker, und wenn Sie so wollen, sogar
als justizpolitischer Sprecher stehen kann und je-
des Mal zu diesem Antrag sprechen müsste. Er bie-
tet nämlich Anknüpfungspunkte zum Informations-
freiheitsgesetz und ich bin mal gespannt, ob die
Landesregierung nicht ganz schnell erkennen wird,
dass vieles von dem, was Sie hier fordern, eine
Selbstverständlichkeit schon deshalb ist, weil es Ar-
beit erspart, auch wenn es erst mal kostet. Da bin
ich zum Beispiel ganz bei Ihnen, weil diese Infor-
mationen sowieso gegeben werden müssen, und
es ist viel einfacher, das einmal für alle zu tun, als
beispielsweise 50-mal für Einzelanfragen, die dann
aber zu Recht kommen werden. Das ist das Zweite
in Bezug zu der Debatte von gestern von thuerin-
gen.de. Natürlich wäre diese Einbindung dieses
Themas, über den Haushalt zu sprechen auf thue-
ringen.de auf eine andere Art und Weise, vernünftig
und richtig, und auch insofern ist die Absicht dieses
Antrags, so wie ich ihn verstehe, zu begrüßen. Lei-
der muss man auch darauf hinweisen, das haben
auch meine Vorrednerinnen und Vorredner schon
getan, dass man diesen Antrag nur dann in sinnvol-
ler Weise aufrechterhalten könnte, wenn man auch
Mittel in den Haushalt einstellen würde dafür. Da
sind wir auf Ihre Änderungsanträge gespannt von-
seiten der FDP und Sie werden uns ja sicherlich
nicht verwehren, wenn es darum geht, dafür zu sor-
gen, dass Informationen über den Haushalt im
Haushalt auch finanziell verankert sind. Allerdings
sind wir dann wieder dabei, dass es wieder zu kurz
gesprungen ist, heute nur über dieses Thema zu
sprechen, sondern ich mir eigentlich erwartet hätte,
dass das längst vonseiten der Landesregierung ge-
kommen wäre im Rahmen der Strukturdebatte.

Natürlich müssen wir mehr Informationen an Bürge-
rinnen und Bürger geben, aber nicht nur über die
Frage, wie man mit dem Haushalt umgeht, und
schon gar nicht nur über die Frage, wie man mit
dem Sparen im Haushalt umgeht. Da bin ich ganz
bei Herrn Huster. Natürlich muss es auch darum
gehen, Umschichtungen im Haushalt hinzubekom-
men, und manchmal muss es sogar darum gehen,
mehr Geld auszugeben für Aufgaben, die neu auf
uns zukommen.

Insofern ist das alles viel, viel, viel zu kleines Karo,
meiner Ansicht nach. Ich finde es auch ein
bisschen schade, wenn dann unter Punkt II.3 Ihres
Antrags davon geredet wird, dass bei der nächsten
Haushaltsaufstellung ein Spardialog anzubieten ist.
Der nächste Haushalt wird der Haushalt 2015 sein.
Herr Bergner, ich kündige hiermit an für meine
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Fraktion, die dann hoffentlich mitregieren kann, wir
machen das dann, keine Sorge.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie werden das Problem dann nicht mehr haben,
hoffe ich. Aber wir machen das dann mit. Das ist
keine Frage, aber ich will damit zum Ausdruck brin-
gen, einer Regierung etwas aufzugeben, die gar
nicht mehr im Amt sein wird, wenn es darauf an-
kommt, das finde ich einfach zu kurz gesprungen.

(Unruhe FDP)

Sie müssen das ja nicht glauben, dass wir mitma-
chen werden, das werden Sie schon noch sehen.
Jedenfalls ist es etwas komisch, sich vorzustellen,
dass drei Monate vor der nächsten Landtagswahl
Herr Voß oder wer immer dann hier ganz wild Bür-
gerbeteiligung spielen darf, die natürlich völlig neu-
tral abzuhandeln ist, was eine geradezu widernatür-
liche Vorstellung in einem politischen Raum ist, und
dann nach der nächsten Landtagswahl die nächste
Landesregierung sagt, genauso machen wir das
weiter. Es wäre das erste Mal.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Jetzt haben
Sie was verwechselt, das ist nicht Ihre Be-
werbungsrede auf dem Parteitag der GRÜ-
NEN.)

Aber auch da können wir ja mal schauen. Nein, das
glaube ich nicht.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Die Regie-
rung wählt immer noch das Volk, nicht die
GRÜNEN.)

Das ist mir auch schon aufgefallen, Herr Barth, und
da komme ich dann noch in meiner Rede dazu, un-
ter anderem, wenn man mal zu dem Thema Volk
kommt. Danke für das Stichwort, ich bin Ihnen re-
gelmäßig dankbar für Stichworte. Beteiligung
braucht die Möglichkeit zur Änderung. Herr Bergner
hat einige Minuten darauf verwendet, darauf hinzu-
weisen, dass Bürgerhaushalte schon in Kommunen
große Probleme haben, nämlich dann, wenn Bürger
zwar so tun dürfen, als wenn sie mitreden, aber
nicht mitbestimmen dürfen. Da muss man meiner
Ansicht nach leider auch eine sehr gemischte Bi-
lanz der Bürgerhaushalte in den Kommunen in Thü-
ringen ziehen. Wenn sie nicht mit Geld hinterlegt
sind, das heißt, mit Möglichkeiten auch Einfluss zu
üben - und Einfluss ist regelmäßig in diesem Land
mit Geld verbunden -, verpuffen diese Initiativen,
was ich sehr bedauerlich finde. Sie wissen, dass
wir uns als Bürgerrechtspartei für Bürgerhaushalte
stark machen und das auch leben, im Gegensatz
zu manchen anderen Fraktionen, die das hier im
Mund führen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Davon ist aber in Ihrem Antrag nicht die Rede, des-
halb ist dieser Antrag auch meiner Ansicht nach so,

wie er ist, weiterhin nicht ausreichend. Wir werden
ihm, um das gleich jetzt mal in der Mitte meiner Re-
de zu sagen, nicht zustimmen, aber ihn auch nicht
ablehnen. Wir hätten ihn gern überwiesen, aber für
Überweisungen scheint es hier auch keinen Antrag
mehr zu geben. Wir werden uns dazu der Stimme
enthalten.

Mein Hauptthema ist aber, Herr Bergner, dass die-
se Frage, die Sie hier aufwerfen, strukturell eigent-
lich an die falsche Adresse geht. Sie möchten, dass
die Exekutive weiß, was die Bürger wollen. Meiner
Ansicht nach muss die Legislative wissen, was die
Bürger wollen. Wir, die Fraktionen und die Parteien,
sind die, die die Haushalte nicht nur verantworten,
sondern auch aufstellen. Dass wir uns freundlicher-
weise maschinenlesbar oder nicht von - Entschuldi-
gung - Verwaltungsangestellten helfen lassen, zum
Beispiel in diesem Fall vom Finanzminister, das ist
seine Arbeit und die tut er auch gern, aber in die-
sem Fall ist er nichts weiter als ein Erfüllungsgehilfe
für uns. Wir sind diejenigen, die den Haushalt ma-
chen. Wir müssen wissen, wie Bürger ticken. Die
Bürger müssen mit uns sprechen. Ich möchte nicht,
dass das Land mir nachher sagt, ich hatte da 100
oder 500 Mails, die habe ich jetzt mal in einem
schönen Bericht zusammengefasst und das möch-
ten die Bürger. Wir als BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
haben eine andere Auffassung davon, wie wir mit
diesem Thema umgehen können. Da gibt es einen
schönen Spruch, der aus der Szene kommt, in der
ich groß geworden bin, „es gibt nichts Gutes, außer
man tut es“, und zwar selbst und nicht verantwort-
lich durch Dritte. Wir werden in der nächsten Wo-
che unseren eigenen Mitmachhaushalt online
schalten und dafür sorgen, dass uns direkt die Bür-
ger sagen können, was sie vom Haushalt und auch
von allen anderen Möglichkeiten dieses Landes
halten. Wir werden direkt in den Kontakt treten. Wir
brauchen dafür nicht die Exekutive. Das ist Aufgabe
der Legislative. Und, Herr Bergner, wenn Sie das
auch machen wollen, herzliche Einladung, wir kön-
nen Ihnen sogar zeigen, wie es geht. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Jetzt schaue ich noch mal in die Runde. Gibt es
noch eine weitere Redemeldung? Beide Herren,
Herr Bergner und Herr Barth, tippen gegenseitig auf
sich.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Frau Präsidentin, ich beantrage namens meiner
Fraktion die Überweisung an den Haushalts- und
Finanzausschuss.
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Meinen Sie die Fortberatung des Berichts ohne die
Nummer II oder nur die Nummer II?

Abgeordneter Bergner, FDP:

Ich meine beides.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Aber es gibt keine weitere Redemeldung? Gut.
Dann stelle ich erst einmal fest, dass das Berichts-
ersuchen erfüllt ist. Dagegen erhebt sich kein Wi-
derspruch. Jetzt ist von zwei Fraktionen die Fortbe-
ratung des Berichts im Haushalts- und Finanzaus-
schuss beantragt worden. Da aber alle Fraktionen
die Aussprache zum Bericht gewünscht haben,
müssten sich auch alle Fraktionen einverstanden
erklären, diesen Bericht fortzuberaten. Es gibt kei-
nen Widerspruch.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Doch.)

Doch, es gibt Widerspruch seitens der CDU-Frak-
tion und auch der GRÜNEN. Damit erübrigt sich so-
wieso die Abstimmung, denn wenn eine Fraktion
widerspricht, geht das nicht, so dass wir nur die
Überweisung der Nummer II des Antrags an den
Haushalts- und Finanzausschuss abstimmen kön-
nen. Darüber lasse ich zunächst abstimmen. Wer
diesem seine Zustimmung gibt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus den
Fraktionen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP. Ich frage nach den Gegenstimmen. Das
sind die Stimmen aus der SPD-Fraktion und der
CDU-Fraktion und damit eine Mehrheit. Ich frage
nach den Stimmenthaltungen. Die gibt es nicht. Da-
mit ist die Ausschussüberweisung abgelehnt wor-
den.

Bevor wir zur Abstimmung über den Antrag kom-
men, stelle ich fest, dass dort beantragt worden ist,
die Punkte 1, 2 und 3 einzeln abzustimmen, so
dass ich aus dem Antrag in Drucksache 5/5081 nun
die Nummer II.1 aufrufe. Wer diesem seine Zustim-
mung gibt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen aus den Fraktionen DIE LIN-
KE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Ich fra-
ge nach den Gegenstimmen. Das sind die Stimmen
aus der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion und
damit eine Mehrheit. Ich frage nach Stimmenthal-
tungen. Die gibt es nicht. Die Nummer 1 ist abge-
lehnt.

Aus gleichem Antrag und wieder Nummer II lasse
ich jetzt über die Nummer 2 abstimmen. Wer dieser
seine Zustimmung gibt, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen aus der Frak-
tion DIE LINKE und der FDP-Fraktion. Ich frage
nach den Gegenstimmen. Das sind die Stimmen
aus der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion und

damit eine Mehrheit. Ich frage nach den Stimment-
haltungen. Das sind die Stimmen aus der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Diese Nummer 2 ist
auch abgelehnt.

Nun komme ich zur Abstimmung über die Num-
mer II.3. Wer dieser seine Zustimmung gibt, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen aus der FDP-Fraktion. Ich frage nach den
Gegenstimmen. Das sind die Stimmen aus der
Fraktion DIE LINKE, der SPD-Fraktion und der
CDU-Fraktion. Ich frage nach Stimmenthaltungen.
Die Stimmenthaltungen kommen aus der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Auch die Nummer 3
ist abgelehnt.

In der Zusammenfassung ist die gesamte Num-
mer II aus dem Antrag 5/5081 abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 19 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 20

Pflegebranche stärken und
dem Pflegemangel begegnen!
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5085 -

Frau Abgeordnete Siegesmund wird die Begrün-
dung des Antrags vornehmen. Bitte, Sie haben das
Wort.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wer morgen eine gute Pflege für seine An-
gehörigen und sich möchte, der muss heute han-
deln, deswegen haben wir unseren Antrag bereits
im Oktober vorgelegt unter der Überschrift „Pflege-
branche stärken und dem Pflegemangel begeg-
nen!“. Wir haben zurzeit ca. 80.000 Pflegebedürfti-
ge in Thüringen und sind mit 3,4 Prozent in unse-
rem Land pro Kopf am zweitmeisten davon betrof-
fen, dass Pflegebedürftige im Verhältnis zur Bevöl-
kerung betreut werden wollen, und zwar gut betreut
und versorgt werden wollen. In fünf Jahren werden
es schon 95.000 Pflegebedürftige sein und gleich-
zeitig fehlen dann, und das muss man in der Debat-
te immer auch mit dazu bedenken, mindestens ca.
15.000 Beschäftigte in der Altenpflege. Es ist also
höchste Zeit, dass wir nicht nur Berichte schreiben,
dass wir nicht nur Pakte schließen, sondern dass
es auch wirklich zukunftsfeste Pflege gibt und dass
die Politik in Thüringen hier ein deutliches Wort
spricht. Aus unserer Sicht spitzt sich die Situation
zu. Deswegen haben wir diesen Antrag auch sehr
prägnant formuliert und konkrete Maßnahmen und
Ziele und eben nicht nur gut gemeinte Absichtser-
klärungen darin formuliert.
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Uns geht es sehr konkret um folgende Punkte: Wir
wollen die Einrichtung einer Pflegekammer prüfen
und hierfür in einen Diskussionsprozess mit allen
relevanten Akteurinnen und Akteuren treten. Wir
wollen ein Pflegemonitoring einführen, das jährlich
den regionalen Bedarf an qualifizierten Pflegekräf-
ten erfasst und die Entwicklung auch wirklich abbil-
det. Wir wollen vor allen Dingen, dass die Pflege-
kräfte von morgen, die uns schon heute fehlen, das
dritte Ausbildungsjahr endlich erstattet bekommen,
wenn sie

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sich in einer Umschulungsmaßnahme dafür ent-
scheiden, in die Pflege zu gehen. Wir brauchen je-
de, aber auch jede Fachkraft in der Pflege. Wir
brauchen vor allen Dingen auch eine Informations-
kampagne, auch das fordert unser Antrag, mit den
Ausbildungsträgern, mit den Pflegeschulen und den
Pflegekassen. Es gibt immer wieder Situationen, in
denen Sie mit Pflegedienstleistern sprechen, die
dann auch deutlich machen, wir sind am Limit, wir
finden nicht nur nicht gute Leute, sondern wir ha-
ben das Problem, dass sie in Scharen auch aus
Thüringen abwandern. Also auch hier brauchen wir
ein Konzept zur Regulierung von Qualifizierungsan-
geboten. Es reicht eben nicht, das sich selbst zu
überlassen. Last, but not least, einer der entschei-
denden Punkte, natürlich müssen wir uns für eine
höhere Vergütung der Pflegefachkräfte einsetzen
und hier deutlich gehört werden und hier mit deutli-
cher Sprache zum Ausdruck bringen, wie wichtig
uns dieses Thema ist. Das möchte unser Antrag.
Ich beantrage schon jetzt die Überweisung an den
zuständigen Ausschuss und hoffe auf eine gute, ei-
ne sachliche, eine intensive Beratung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache und rufe für die CDU-
Fraktion den Abgeordneten Gumprecht auf.

Abgeordneter Gumprecht, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, erlauben Sie mir zwei Vorbemerkungen.
Frau Siegesmund, der von Ihnen gewählte Titel
klingt gut, ist aber - und ich werde darauf eingehen
- sprachlich und auch inhaltlich eine Bauchlandung,
denn der Titel selbst verweist auf ein wirtschaftspo-
litisches Thema. Sie wollen eine, wie es heißt, Wirt-
schaftsbranche, die Pflegebranche, stärken. Im
zweiten Teil Ihres Titels suggerieren Sie einen - ich
sage einen skandalösen Zustand - Pflegemangel,

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das stimmt doch gar
nicht.)

dem Sie begegnen wollen, Sie meinen aber einen
Pflegekräftemangel. Denn ein Pflegemangel wäre
wahrlich ein skandalöser Rechtsverstoß. Sie wollen
aber Maßnahmen initiieren, um dem Pflegekräf-
temangel entgegenzuwirken. So weit zum Titel. Ich
denke, da kann man auch gewissenhafter umge-
hen, Sie können es.

Zweite Vorbemerkung: Nach der von der SPD be-
antragten Aktuellen Stunde am 21.11.2012 hatte
ich erwartet, dass Sie den Antrag zurückziehen
oder zumindest korrigieren. Leider ist das nicht ge-
schehen. Ich weiß, Sie verfügen selbst im Erfurter
Stadtrat über sehr sachkundige Bürger, die Ihnen
da sehr gern behilflich sein können.

Doch nun zum Thema selbst: Meine Damen und
Herren, in Thüringen wurden in den vergangenen
20 Jahren über 1 Mrd. € an öffentlichen Mitteln in
die Pflegewirtschaft investiert. Auch der private An-
teil geht etwa in die gleiche Größenordnung. So
wurden zahlreiche Pflegeheime saniert oder völlig
neu gebaut. Die Situation für die Pflegebedürftigen
hat sich damit bis heute wesentlich verbessert. Wie
ist der Ausblick für die Zukunft? Einer älter werden-
den Generation stehen anteilig immer weniger jun-
ge Leute gegenüber. Immer mehr Menschen bedür-
fen einer professionellen Pflege und ich wiederhole
- das hatte ich schon einmal bei der Aktuellen Stun-
de gesagt: Am Ende des Jahres 2011 waren über
82.000 Einwohner Thüringens pflegebedürftig. Das
waren laut Mitteilung des Statistischen Landesam-
tes 5.355 Personen bzw. 7 Prozent mehr als zwei
Jahre zuvor Ende 2009. Im Vergleich zum Jahres-
ende 1999 hat sich die Zahl der Pflegebedürftigen
also um ein Drittel, um 36 Prozent erhöht. Das be-
deutet, die Pflegebranche als Wirtschaftsbranche
hat Zukunft. Jährliche Zuwachsraten von 4,5 Pro-
zent sind in den nächsten Jahren zu erwarten. Es
ist aber auch so, dass damit auch die Kosten für die
Pflegekassen steigen. Da die Pflegeversicherung
keine Vollversicherung, sondern eine Anteilsversi-
cherung ist, steigen auch die Kosten für den Pfle-
genden oder seine Familie und in dem Fall, wo die
Familie und der Pflegende nicht aufkommen kön-
nen, für die Kommunen. Deshalb ist es wirklich ein
sehr zentrales Thema, dem sich auf Bundesebene
gestellt werden muss. Unser Anteil ist hier: Was
können wir im Land tun? Ich bin sicher, dass auch
aufgrund der Wachstumsraten in Zukunft auch
noch sehr viel privates Geld - und wir merken das
schon gerade aktuell bei den Anzeigen zu Baumaß-
nahmen, wie Pflegeheime immer wieder neu errich-
tet werden wollen oder andere Formen dazu. Das
hat aber - gerade die Zahlen zeigen das - auch an-
dere Auswirkungen, die wir heute bereits an ver-
schiedenen Teilen Thüringens spüren. In einigen
Landkreisen klagen die Pflegedienste über einen
Arbeitskräftemangel. Das Problem beschäftigt nicht
nur die Fachleute, sondern auch die Politik seit
mehreren Jahren. Auch wir haben im Landtag
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mehrfach darüber diskutiert, letztlich, wie ich bereits
erwähnt habe, in der Aktuellen Stunde zum Pflege-
pakt, indem wir die Pflegebranche analysiert haben
und die Situation nochmals deutlich gemacht ha-
ben.

Es wurde auch durch die Fachministerien gehan-
delt. Ich erinnere, und ich will da ein paar Beispiele
aufzählen, an den sozialen Wirtschaftsbericht. Ich
erinnere an die Analyse zur Pflegekräfteentwick-
lung in der Thüringer Gesundheits- und Sozialwirt-
schaft, eine Analyse, die hier sehr fundamentiert ist
und der Prof. Behr hat an verschiedenen Stellen
wirklich schon sehr umfangreich berichtet und auch
die Möglichkeiten, wie man hier entgegenwirken
kann, dargestellt. Es liegen also aktuelle Analysen
vor. Ich erinnere genauso an den Antrag der LIN-
KEN vom 29. Juni dieses Jahres zur Fachkräftesi-
tuation in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft.
Auch Sie haben dazu gesprochen, Frau Sieges-
mund, und natürlich gehört auch der im November
unterzeichnete Pflegepakt dazu, der den Rahmen
bildet. Seine Grundlagen sind

1. die Pflegebranche stärken,

2. eine klare Analyse und

3. ein Bekenntnis zur Situation und zum künftigen
Pflegekräftebedarf.

Außerdem greift der Pflegepakt bereits zahlreiche
Anliegen Ihres Antrages auf, das Anliegen bei-
spielsweise einer besseren Vergütung, die Pflege-
kräftegewinnung, die Finanzierung der Ausbildung
von Pflegekräften und die Finanzierung der Um-
schulung, aber auch eine Imagekampagne zur Ver-
besserung des Rufes. Er moderiert einen Prozess
gleichzeitig und, ich denke, das ist das Entschei-
dende. Unsere Fachkräftegewinnung ist also be-
reits im Gange. Sie können das ja auch nachlesen.
Der ist ja öffentlich. Somit bleibt also von Ihrem An-
trag nicht mehr viel übrig, außer einem Konzept zur
Regulierung des Qualifizierungsangebotes, das ja
in der Regel auch private Unternehmen machen.
Was soll das also? Die öffentliche Hand kann nur
eingreifen, wenn auch öffentliche Gelder einge-
bracht werden, und das tut auf der einen Seite die
Agentur für Arbeit und zweitens aber auch die
GFAW. Sie handelt nach diesem Prinzip.

Nun zu Ihrem Anliegen, die Errichtung einer Pflege-
kammer in Thüringen. Das ist in einigen Ländern
wie Bayern, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz ein interessantes und diskutiertes Thema.
Auch in Thüringen gibt es punktuelle Initiativen. Ich
selbst begleite diese Frage seit mehreren Jahren.
Ich bin noch in meiner Entscheidung offen dazu. Es
ist ein viel zu vielschichtiges Thema, um es durch
einen einfachen Beschluss in Gang zu setzen,
denn es gibt nicht nur Argumente dafür und Part-
ner, sondern es sind mindestens genauso viele Ar-
gumente dagegen, aber auch Partner, die wirklich

sich dagegenstellen, und das muss ausgewogen
geschehen. Ich denke, das wäre hier in dem Fall
das falsche Signal. Um diese Entscheidung heute
zu treffen, sind die Zeit und die Vorüberlegung nicht
reif, deshalb lehne ich nicht nur dieses Thema ab,
sondern den gesamten Antrag. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Abgeordneter Ku-
bitzki das Wort.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Frau
Siegesmund, ich hatte eigentlich nach dem letzten
Plenum auch erwartet, dass Sie den Antrag zurück-
ziehen, da wir in jedem Plenum über das Problem
Pflege reden können, aber ändern wird sich nur et-
was, wenn jetzt schon festgelegte Sachen umge-
setzt werden bzw. wenn auch die Bundespolitik
Fortschritte macht. Wir können in jedem Plenum
über die Pflege reden; die Probleme, die sich in der
Pflege angehäuft haben, die kann ich nicht inner-
halb von vier Wochen lösen. Wir müssen beginnen
- da stimme ich mit Ihnen überein -, aber dazu ha-
ben wir auch im letzten Plenum gesprochen, als es
um den Pflegepakt ging. Ich stehe natürlich auch
dem Pflegepakt kritisch gegenüber, weil der Pflege-
pakt eigentlich nur eine Aneinanderreihung von Ab-
sichtserklärungen ist. Deshalb hatte ich von dieser
Stelle aus im letzten Plenum auch gefordert, dieser
Pflegepakt muss untersetzt werden mit einem Maß-
nahmekatalog, in dem zum Beispiel festgelegt ist,
bis wann umgesetzt wird, dass Tarifgehälter ge-
zahlt werden in der Pflege, wann eine Imagekam-
pagne durchgeführt wird etc. Das will ich nicht alles
wiederholen. Das hatte ich schon im letzten Plenum
hier auf alle Fälle dargelegt. Ihrem Antrag werden
wir zustimmen, weil hier eine ganze Reihe Forde-
rungen auch drin sind, die wir schon über mehrere
Tagungen hier an diesem Ort auch angefordert ha-
ben. Mich nervt auch ein bisschen immer der Stil
der Grünen: Wir schauen einmal nach, was schon
alles im Landtag war, dann schreiben wir das mal
auf, dann setzen wir das ein bisschen in andere
Worte und bringen es noch einmal ein. Also manch-
mal nervt das. Bei Ihnen heißt es eben Pflegekam-
mer, wir hatten einen runden Tisch der Pflege ge-
fordert. Wir hatten die Finanzierung des dritten Aus-
bildungsjahres gefordert, wo allerdings auch auf
Bundesebene was auf den Weg gebracht wurde.
Wir müssen das Ergebnis abwarten an dieser Stel-
le. Wir haben die Ausbildungsumlage gefordert.
Wobei, ob die Ausbildungsumlage der richtige Weg
ist, zweifele ich auch noch an, weil ich sage, die
Ausbildung von Pflegekräften ist ein gesamtgesell-
schaftliches Anliegen und müsste zumindest entwe-
der über Steuergelder oder von der gesamten Ver-
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sicherungsgemeinschaft getragen werden und nicht
nur von den Personen, die Pflege bekommen. Das
ist jedenfalls meine Auffassung in dieser Sache. Da
dürfen wir eins nicht vergessen, Herr Gumprecht
hatte das gesagt, er hat das ein bisschen anders
formuliert. Ich sage ganz einfach, der Krebsscha-
den an der Pflegeversicherung liegt darin, dass die
nur als Teilkaskoversicherung konzipiert wurde und
dass es in der Pflegeversicherung steht, dass die
angebotene Pflege immer nur ergänzende Leistun-
gen sind zu nachbarschaftlicher Hilfe und familiärer
Hilfe. Darüber muss man einmal nachdenken.

Frau Siegesmund, jawohl wir wollen die Pflege ver-
bessern, aber was da am Pflegehimmel jetzt schon
wieder aufkommt, das lässt mich schon wieder
stark zweifeln. Da können wir Bemühungen ma-
chen, aber was aus Berlin kommt - und da muss ich
einmal zu den Damen und Herren der FDP schau-
en -, was uns ab 01.01.2013 erwartet, wird die Pfle-
ge wieder erschweren. Wir sprechen unter ande-
rem auch in der Pflege davon, Bürokratie für die
Pflegekräfte muss abgebaut werden. Das zum
01.01.2013 in Kraft tretende Pflegeversicherungs-
neuordnungsgesetz wird die Bürokratie in der Pfle-
ge und die Belastung der Pflegedienste spürbar er-
höhen. Das kann keiner verhindern, weil dieses Ge-
setz eine Gültigkeit hat und in Kraft tritt. Allerdings
wurde dieses Gesetz verabschiedet Ende Oktober
und soll zum 01.01.2013 in Kraft treten. Wir können
jetzt schon für Thüringen einschätzen, dass das
hier in Thüringen nicht der Fall sein wird, dass das
frühestens im zweiten Halbjahr des Jahres 2013
sowohl durch die Leistungserbringer als auch die
Pflegedienste umgesetzt werden kann. Das Gesetz
zeichnet sich durch unklare Formulierungen aus,
aber was das Größte ist, es werden zukünftig den
Patienten zwei Angebote gemacht, nämlich die bis-
herige Pflege in diesem Modulbereich, wie das bis-
her ist. Als zweite Variante kann der Pflegebedürfti-
ge, man höre, deshalb auch FDP-Gesetz, Zeit ein-
kaufen. Diese Zeit, meine Damen und Herren,
muss aber minutengenau abgerechnet werden.
Das heißt, ab Monat Januar muss - bzw. in Thürin-
gen später, weil die Voraussetzungen noch nicht da
sind, das liegt aber diesmal nicht an der Landesre-
gierung, das muss man hier eindeutig sagen, son-
dern die Partner der Pflege müssen das ja umset-
zen und dazu ist bisher noch keine Zeit, das so
zeitnah zu machen - die Zeit erfasst werden. Den
Pflegebedürftigen müssen in Zukunft zwei Angebo-
te gemacht werden, wie das bisher war in der Pfle-
ge, und dann eine Zeiterfassung. Ich kann Ihnen
sagen, meine Krankenschwestern und meine Stati-
on bekommen von mir ein Weihnachtsgeschenk, ei-
ne Stoppuhr, und das ist jetzt nicht irgendwo daher-
geholt, sondern wir müssen nämlich jetzt schon -
und das müssen alle machen - bei dem Patienten,
um dann mal ein Zeitangebot zu machen, die Pfle-
gezeit erfassen. Also die steigen aus dem Auto
aus, drücken auf die Stoppuhr, gehen zum Patien-

ten rein, pflegen ihn, steigen wieder in das Auto,
Stoppuhr wird gedrückt, Zeit wird aufgeschrieben.
So wird es stattfinden und dann wird zeitgenau die-
se Pflege abgerechnet werden, parallel. Das ist ein
Aufwand; ob das der Gesundheitsminister weiß,
glaube ich nicht, weil er sich wahrscheinlich in der
Pflege nicht auskennt. Jedenfalls haben dieses Ge-
setz sowohl die Leistungserbringer als auch die
Leistungsträger - sprich die Kassen - nicht gewollt,
es wurde aber durchgepeitscht. Was kann dann ei-
gentlich passieren? Es wird keiner machen. Mitt-
woch ist Badetag beim Opa X, der hat Zeit einge-
kauft für 20 Minuten zum Baden, an diesem Tag ist
er aber schlecht drauf, er braucht 25 Minuten, nach
20 Minuten, meine Herren und Damen von der
FDP, weil wir ja kaufmännisch sind, muss der
Waschlappen in die Ecke geschmissen werden und
dem Opa gesagt werden, also bleib mal in deiner
Badewanne sitzen, du hast für 20 Minuten nur ein-
gekauft, die sind jetzt rum, du musst warten, bis
deine Tochter nach Hause kommt. Wir geben dir
hier ein Buch, da kannst du lesen. Ich überspitze
mal ein bisschen. Aber genau so ein Gesetz hat Ih-
re Bundestagsfraktion, hat Ihr Gesundheitsminister
auf den Weg gebracht. Und da sprechen alle von
Verbesserungen in der Pflege. Wir hier unten in
Thüringen müssen diesen Mist umsetzen, es
sträubt einen. Da kann ich nur mal Marian Koppe
raten, gehen Sie mal in Pflegedienste rein, was da
für eine Stimmung herrscht. Was macht man damit,
was will man damit, was will man vielleicht errei-
chen? Kleine Pflegedienste werden über die Klinge
springen. Aber da kann ich Ihnen sagen, da sind
auch private dabei. Da werden auch private dabei
sein, so weit zu Ihrer Verantwortung zum Privaten
und für Unternehmer.

Ich wollte damit sagen, das wird auf uns zukom-
men. Auch diesem Problem müssen wir uns hier in
diesem Haus stellen. Wir werden dem Antrag der
GRÜNEN zustimmen unter der Voraussetzung, sa-
ge ich mal, dass dieser Antrag eventuell hilft, den
Pflegepakt stärker umzusetzen, dass es hilft, dass
die Kräfte, die in dem Pflegepakt vereint sind, dazu
auch stehen und Maßnahmen ergreifen. Der erste
Prüfstein, und damit will ich enden, wird nämlich auf
Grundlage dieses Pflege-Neuordnungsgesetzes
sein, dass jetzt die Preisverhandlungen beginnen.
Und da muss das erste Mal der Pflegepakt funktio-
nieren. Da bin ich gespannt und habe natürlich
auch eine hohe Erwartungshaltung, weil nämlich al-
le Dienste - das betrifft vorrangig den ambulanten
Dienst - jetzt in Preisverhandlungen gehen müssen,
einerseits, weil sie den Stundenpreis kalkulieren
müssen und der runtergerechnet wird auf einen Mi-
nutenpreis. Da hoffe ich, dass das greift, dass Tarif-
erhöhungen dort greifen und dass die dann durch
die Kostenträger auch mit berücksichtigt werden.
Also das wird der erste Prüfstein für den Pflegepakt
sein. Ansonsten gehen wir mal den 01.01.2013 an
und schauen wir mal und in einem halben Jahr soll-
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ten wir wieder hier stehen und mal prüfen, was ist
daraus geworden. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Eckardt
das Wort.

Abgeordneter Eckardt, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, werte Gäste auf der Tribü-
ne, die Probleme, mit denen wir uns im Pflegebe-
reich konfrontiert sehen, haben wir erkannt und auf
diese Probleme wurde auch reagiert. Darauf wurde
in der Aktuellen Stunde und in den Ausführungen
der Ministerin Taubert während des vergangenen
Plenums zur Genüge eingegangen. Mit der Unter-
zeichnung des Pflegepakts wurde bereits ein wichti-
ger Schritt unternommen, die Lage der Pflegebran-
che zu verbessern, daher ist der Antrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erledigt und auch
ich schließe mich meinen beiden Vorrednern an,
ich habe in der Hoffnung gelebt, dass dieser Antrag
zurückgezogen wird. Aber ich möchte auch begrün-
den, warum dieser Antrag erledigt ist.

Zu Punkt 1: Um die Position der Pflegebranche zu
stärken, haben wir den Pflegepakt ins Leben geru-
fen. Wir haben zusammen mit allen Beteiligten
deutlich gemacht, dass dringender Handlungsbe-
darf besteht und ja, liebe Frau Siegesmund, auch
dass die Zeit für politisches Handeln gekommen ist.
Wir haben an dieser Stelle noch einmal unseren
Einsatz bekräftigt. Die Signale sind gesetzt, nun
muss die zeitnahe und bedarfsgerechte Umsetzung
der zugrunde liegenden Ziele erfolgen.

2. Zu den Maßnahmen, die in Ihrem Antrag gefor-
dert werden, möchte ich mich im Großen und Gan-
zen den Ausführungen der Ministerin aus der Aktu-
ellen Stunde des letzten Plenums anschließen. Zu
Punkt a: Die Möglichkeit, statistische Erfassungen
des Sozialministeriums zu erhalten, ist gegeben
und bedarf keines neuen Instruments. Zu Punkt b:
Ebenso sollte die Schaffung einer zusätzlichen In-
stitution, die hier als Pflegekammer bezeichnet
wird, nicht Gegenstand der Diskussion sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Stärkung der Inter-
essen der Beschäftigten steht im Vordergrund und
damit die möglichst schnelle Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen durch konkrete Maßnahmen. Aus
diesem Grund sind diese der wichtigste Bestandteil
des Thüringer Pflegepakts und stehen im Zentrum
unserer Anstrengungen.

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, eins
ganz deutlich zu machen: Die Verbesserung der
aktuellen Lage in der Pflegebranche ist nötig, aber

keine zusätzliche finanzielle Belastung durch mehr
Bürokratie. Der im vorliegenden Antrag geforderte
Diskussionsprozess mit den relevanten Akteuren ist
mit der Schaffung des Pflegepakts bereits umge-
setzt.

Liebe Frau Siegesmund, Sie haben in der Aktuellen
Stunde zum Pflegepakt deutlich gemacht, dass die
Entlohnung nicht die einzige Konsequenz des Pfle-
gepakts sein kann. Auch von einer ganzheitlichen
Betrachtung der Pflege haben Sie gesprochen. Die-
sen Fokus vermisse ich aber in Ihrem Antrag. Im
Pflegepakt ist das ein zentraler Bestandteil, da er-
scheint mir Ihre Kritik an dieser Stelle etwas haltlos.
Ich möchte hier noch einmal ein demonstratives
Bekenntnis für die angestrebten tariflichen Arbeits-
verhältnisse geben. Die in Ihrem Antrag unter
Punkt 6 geforderte höhere Vergütung allein reicht
noch nicht aus. Eine nachhaltige Verbesserung er-
reichen wir nur durch tariflich geregelte Arbeitsver-
hältnisse. Die Beschäftigten sehen sich im Pflege-
bereich neben der bereits mehrfach erörterten Fi-
nanzlage mit einer enormen Belastung durch Per-
sonalmangel, überwiegender Teilzeitbeschäftigung,
Schichtdiensten, geteilten Schichtdiensten konfron-
tiert. Dies hat bereits die Ministerin in ihrer Rede im
letzten Plenum deutlich gemacht. Und auch ich
möchte das heute noch einmal betonen. Die von
uns geforderten Tarifsteigerungen wurden bereits
von den Kostenträgern im Pflegepakt anerkannt
und es wurde zugesichert, diese auch in Verhand-
lungen zu akzeptieren. Nur so kann man garantie-
ren, dass die Erhöhung der Pflegesätze auch wirk-
lich dem Beschäftigten zugute kommt und klare Ar-
beitsverhältnisse geschaffen werden. An dieser
Stelle ist noch einmal der Bundesverband privater
Anbieter sozialer Dienste e.V. gefragt, den Pflege-
pakt mitzutragen und ihm beizutreten.

Meine Damen und Herren, was den Punkt 2 c an-
betrifft, hier gebe ich zu, ich bin, war und werde ein
Freund einer umlagefinanzierten Ausbildung blei-
ben. Ich war damals wenig begeistert, als einige
Verbände gegen die in Thüringen bestehende Re-
gelung der Ausbildungsvergütung geklagt haben
und die Umlagefinanzierung vom Gericht gekippt
wurde. Aber was sagt die aktuelle Situation: In Thü-
ringen wird gut in der Altenpflege ausgebildet und
derzeit besteht kein rechtlicher Spielraum, eine er-
neute Verordnung für die Umlagefinanzierung ein-
zuführen. Hierzu muss man einfach sagen, wer da-
mals klagte, darf heute nicht jammern.

(Beifall SPD)

Zum Punkt 3: Die Wiederaufnahme der Finanzie-
rung des dritten Umschulungsjahres war ein wie-
derholtes Anliegen unsererseits. Bisher blieb es bei
der Forderung durch die Landesregierung an den
Bund und ich begrüße die Ergebnisse des bundes-
weiten Ausbildungspakts im Bereich der Altenpfle-
ge vom 22. November. Nicht zuletzt aufgrund unse-
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res Einsatzes wurden hier Zielvereinbarungen ent-
wickelt, durch welche die Attraktivität des Berufs-
und Beschäftigungsfeldes im Pflegebereich erhöht
werden kann. Wir haben in Thüringen nicht zuletzt
mit dem Pflegepakt auf den Fehlbedarf an Fach-
kräften reagiert. Nun ist dies auch auf Bundesebe-
ne geschehen. Mit diesem bundesweiten Ausbil-
dungspakt wurde jetzt die Finanzierung des dritten
Umschulungsjahres durch den Bund garantiert. So-
mit können jetzt die dem Thüringer Pflegepakt zu-
grunde liegenden Forderungen zur Verbesserung
der Personal- und Nachwuchsgewinnung und Qua-
lifizierung umgesetzt werden. Hier wurden schon
erste Schritte zugunsten einer bedarfsgerechten
Bereitstellung von Ausbildungsplätzen unternom-
men. Jetzt heißt es handeln. Konkrete Maßnahmen
können jetzt ergriffen werden. Dabei wende ich
mich noch einmal an den bpa, seine Haltung vom
Pflegepakt vor diesem Hintergrund zu überdenken.
Wir haben bewiesen, dass der Pflegepakt mehr ist
als eine Absichtserklärung. Dies geht auch an Sie,
liebe Frau Siegesmund; eine solche Behauptung ist
schlichtweg haltlos.

Zu Ihrem 4. Punkt möchte ich neben dem Thüringer
Pflegepakt, in dem eine Kampagne bereits ausrei-
chend berücksichtigt ist, noch einmal auf den bun-
desweiten Ausbildungspakt für den Bereich Pflege
verweisen. Auch hier wurden die Weichen gestellt
für eine gemeinsame Kampagne zur Information
und verstärkten Wertschätzung dieses Berufsfeldes
in der Gesellschaft.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal
betonen, dass eine Steigerung der Attraktivität des
Berufsfeldes nur über eine Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen gehen kann. Erst durch den pfle-
gepaktgesetzten Rahmen um Beschäftigungsbedin-
gungen in der Pflege kann zum einen den Abwan-
derungsprozessen Einhalt geboten werden, zum
anderen Personal und Nachwuchs für den Bereich
gewonnen werden. Diese Rahmenbedingungen ha-
ben wir geschaffen. Darauf können wir auch mit ei-
ner Image-Kampagne aufbauen. Die Punkte 5 und
6 Ihres Antrags sind durch den Pflegepakt abge-
deckt und vollzogen. Zudem habe ich darauf teil-
weise in meinen vorangegangenen Punkten Stel-
lung genommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Pfle-
gebranche ist eine Zukunftsbranche und wir haben
mit dem Pflegepakt ein Signal gesetzt, welches die
Stellung der Pflege als gesamtgesellschaftliche
Aufgabe von hoher Wertschätzung kräftigt. Thürin-
gen darf nicht länger Schlusslicht und Thüringen
wird nicht länger Schlusslicht bei der Vergütung in
der Pflege bleiben. Der Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN hat sich, wie schon gesagt,
erübrigt. Wir werden auch einer Ausschussüberwei-
sung nicht zustimmen. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Koppe zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
wir haben es hier mit einem Antrag zu tun, der - das
will ich zugestehen - Gutes will, aber keineswegs
schafft. Der Antrag der GRÜNEN ist aus unserer
Sicht nicht dazu geeignet, wie in der Überschrift
verlautbart, die Pflegebranche zu stärken und dem
Pflegemangel zu begegnen. Ich will Ihnen das auch
gern begründen.

Beginnen will ich mit dem Punkt 2 Ihres Antrags.
Sie fordern hier, ein Pflegemonitoring einzuführen.
Ich frage mich, Frau Siegesmund, wozu Sie dieses
brauchen, außer dass Sie Ihrem alten Irrweg an-
hängen, dass der Staat der bessere Planer sei als
die vielen Unternehmen und potenziellen Mitarbei-
ter.

(Beifall FDP)

Wenn es Ihnen auf die Übersicht der Entwicklung
des Fachkräftebedarfs ankommen würde, dann
kann ich Sie beruhigen. Diese Daten liegen nämlich
allesamt bereits vor. Das Thüringer Landesamt für
Statistik gibt auf seiner Internetpräsenz detaillierte
Informationen darüber, wie viele Pflegebedürftige
und Pflegeeinrichtungen es in den einzelnen Land-
kreisen gibt. Damit lässt sich problemlos ein Index,
wie viele Pflegebedürftige auf wie viele Pflegeein-
richtungen für alle Thüringer Regionen benötigt
werden, errechnen. Weiterhin werden diese Infor-
mationen in einer gesonderten Tabelle im Zwei-
Jahres-Abstand vom TLS bereitgestellt, so dass
sich auch hier sowohl ein zeitlicher Trend der Pfle-
gebedürftigen als auch der Pflegeeinrichtungen in
Thüringen nachvollziehen und für die Zukunft erah-
nen lässt. Auch die Bundesagentur für Arbeit kann
Ihnen auf Nachfrage, Frau Siegesmund, problemlos
Auskünfte über die von einem Pflegemonitoring er-
fassten Probleme preisgeben. Sehen Sie sich ein-
fach hier die Jobbörsen und Übersichten über die
Einzelberufe an, da haben Sie alles, was Sie brau-
chen. Warum jedoch, womöglich auch noch vom
Sozialministerium, hier ein jährlicher Bericht den re-
gionalen Bedarf noch einmal extra erfassen soll, er-
schließt sich mir nicht.

(Beifall FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch die
Forderung nach einer Pflegekammer sehe ich sehr
skeptisch. Dazu will ich Ihnen mal ein paar Punkte
aufzeigen, die das verdeutlichen sollen.

1. Zwar haben die Berufsverbände im Jahr 2009
die Schaffung von Pflegekammern als Körperschaf-
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ten des öffentlichen Rechts im Sinne der Selbstver-
waltung gefordert, jedoch ist zu beachten, dass die
Berufsverbände in Deutschland weniger als 1 Pro-
zent der Pflegekräfte vertreten. Das heißt, über
99 Prozent der Pflegekräfte wurden also gar nicht
in die Diskussion einbezogen.

2. Obwohl die niedrige Entlohnung in der Pflege-
branche einer der Hauptgründe für die Unattraktivi-
tät des Pflegeberufs ist, hätten auch da die Pflege-
kammern keinen Einfluss auf dieses Problem, da
Tarifverhandlungen ausschließlich den Tarifpart-
nern obliegen.

(Beifall FDP)

3. Da der Großteil der Pflegenden im Angestellten-
verhältnis beschäftigt ist, ist die Einführung von
Punkteregelungen analog der Ärztekammer eben-
falls nicht notwendig.

4. Zur Erreichung der Qualitätsverbesserung beste-
hen bereits seit 2008 Expertenstandards vom Deut-
schen Netzwerk für Qualitätsentwicklung in der
Pflege.

5. Die korrekte Berufsausübung bedarf der gesell-
schaftlichen Kontrolle und unabhängiger Gerichte,
die die Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften
zu überwachen haben. Das Disziplinarrecht dem
Berufsstand zu überlassen, würde sich in der Quali-
tätssicherung bestenfalls wenig bemerkbar ma-
chen.

6. Natürlich ist es ein Ziel von elementarer Bedeu-
tung, eine sachgerechte, professionelle Pflege si-
cherzustellen, jedoch könnten das die Pflegekam-
mern auch nicht besser regeln als die staatlichen
Stellen, die derzeit dafür eingesetzt sind, da es ja
nicht an wissenschaftlichen Erkenntnissen in der
Pflegewirtschaft mangelt, sondern an der Möglich-
keit, diese aufgrund von Rahmenbedingungen in
der Praxis umzusetzen.

Also, wir sehen, so einfach ist das Leben nicht, wie
es die GRÜNEN uns gern hier wieder weiszuma-
chen versuchen.

(Beifall FDP)

Aus unserer Sicht ist und bleibt dies die Entschei-
dung der handelnden Akteure. Zu einem Punkt, und
zwar Punkt 4 des Antrags, möchte ich allerdings
doch noch kommen. Ich weiß ja nicht, welche Sub-
stanz Ihnen hilft bei Antragserstellung. Dass es in
der Pflege oft von der Tatsache her, dass mehr
Frauen als Männer in der Pflege tätig sind, eine Ge-
schlechterungerechtigkeit gibt, das ist aus meiner
Sicht schon sehr weit hergeholt.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Es sind doch lauter Frau-
en, die in der Pflege arbeiten.)

Ganz ruhig bleiben, Frau Rothe-Beinlich.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Ich bin ganz ruhig.)

Ja, das sieht man auch. Damit ist also Ihrer Ansicht
nach in jedem Beruf, in dem auch nur ein Mann
oder eine Frau mehr oder weniger arbeitet, ge-
schlechterdiskriminierend?

(Beifall FDP)

Wollen Sie tatsächlich für alles und jedes eine
50-Prozent-Quote einführen? Das ist doch absurd,
Frau Siegesmund. Wollen Sie wirklich die Entschei-
dung der Bürgerinnen und Bürger auf freie Berufs-
wahl einschränken, scheinbar - und das ist die logi-
sche Folge, Frau Siegesmund - kennen Sie auch
die Konzepte der Diversität gerade in der Ge-
schlechterforschung und -förderung nicht.

(Beifall FDP)

Man kann zwar gern eine Imagekampagne für die
Pflegeberufe starten, das ist auch wichtig und das
Ministerium macht es auch bereits, aber wenn,
dann mit einem realistischen Ziel, junge Menschen,
und zwar egal welchen Geschlechts, vom Berufs-
bild der Pflege zu begeistern und nicht um Ihren
ideologischen Wertvorstellungen zu entsprechen.

(Beifall FDP)

Der entscheidende Punkt kann jedoch durch keinen
Antrag - und ich betone -, durch keinen Antrag ei-
nes Landtags und schon gar nicht mit dem hier vor-
liegenden gelöst werden, und zwar ist das die Ver-
gütungsfrage. Diese ist - und das soll nach unserer
Ansicht auch bleiben - durch die Akteure, die Kran-
kenkassen und die Arbeitgeber zu verhandeln. Ich
bin mir sehr sicher, dass gerade die Krankenkas-
sen die Problematik und die Dramatik der Situation
erfasst haben. An dieser Stelle bin ich, sind wir
ganz optimistisch. Sie sehen, aus den genannten
Gründen haben wir keine Veranlassung und wer-
den das auch nicht tun, Ihrem Antrag zuzustimmen.
Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Siegesmund das Wort.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, dafür, dass ja zu unserem Antrag offenbar
im letzten Plenum schon alles gesagt wurde, haben
Sie ja alle recht lange und ausführlich geredet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Es scheint also der Fall zu sein, dass doch noch
nicht alles geklärt ist. Herr Eckardt, ich will sie gern
mal mit Ihren Worten aus der Aktuellen Stunde zum
Pflegepakt zitieren. Da sagten Sie, Zitat: „Nun geht
es darum, den Pflegepakt umzusetzen, damit er
nicht nur eine Willensbekundung bleibt.“ Was, wenn
nicht eine Steilvorlage für uns, ist es, hier parla-
mentarisch darüber zu reden, wie wir im Pflegebe-
reich in Thüringen ein My mehr machen können.
Und der Pflegepakt wurde nicht parlamentarisch
diskutiert. Wir haben hier 5 Minuten in Aktuellen
Stunden jeweils mit Wortbeiträgen unsere Position
klargemacht. Es hat niemals eine Beratung im Aus-
schuss gegeben, es hat hier keine vernünftige Aus-
einandersetzung damit gegeben, und Sie stellen
sich hierhin und behaupten, alles wäre gesagt. Ich
zitiere Sie noch mal: „Nun geht es darum, den Pfle-
gepakt umzusetzen, damit er nicht nur eine Willens-
bekundung bleibt.“ - bitter.

Dann kommt als Nächster der Herr Koppe. Der hat
darauf verwiesen, dass er - zumindest in der letzten
Aktuellen Stunde - mit dem Pflegepakt so auch
nicht einverstanden ist. Sie haben darauf verwie-
sen, was das Ministerium noch zusätzlich alles tun
müsse. Also heute so zu tun, als ob Sie sich nicht
mehr daran erinnern können, dass Sie vor drei Wo-
chen Frau Taubert und das gesamte Ministerium
auf internationale Messen zum Thema Pflege
schicken wollen und heute sich hier in einer für mei-
ne Begriffe sehr zweifelhaften Art hinzustellen und
zu meinen, Sie hätten die Weisheit mit Löffeln ge-
fressen beim Thema Pflege, finde ich schwierig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und ein anderer Punkt ist, Herr Kubitzki - das sage
ich auch so offen -, unser Antrag ist aus dem Okto-
ber 2012. Ist doch gut, wenn wir uns in vielen Punk-
ten einig sind. Wäre ich der Ansicht, dass unser An-
trag durch den Pflegepakt überflüssig sei, hätte ich
ihn selbstredend zurückgezogen. Aber Ihre Wort-
beiträge, die Tatsache, dass wir parlamentarisch
nicht diskutiert haben, und die Tatsache, dass Sie
nach wie vor auch einen Maßnahmenkatalog for-
dern, dass wir in vielen Punkten nicht weiter sind
als Phrasen unter der Überschrift „die Pflegebran-
che hat Zukunft“, „wir steuern auf einen Pflegeman-
gel zu“, „wir können die gut ausgebildeten Fach-
kräfte bei uns nicht halten“, das will doch keiner
mehr hören. Hier müssen Taten folgen, und deswe-
gen auch unser Drängen darauf, das parlamenta-
risch zu diskutieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will das auch noch mal auseinandernehmen,
warum wir mit verschiedenen Akteuren gemeinsam
diesen Antrag erarbeitet haben. Da war unter ande-
rem die Fachhochschule Jena beteiligt, der bpa,
der heute schon öfter hier zitiert wurde, die Caritas
und andere. Mit denen haben wir natürlich darüber
geredet, wie wir Arbeitsbedingungen in Thüringen

auch jenseits bundesrechtlicher Rahmenbedingun-
gen ändern können, wie wir diejenigen schützen
können davor, dass sie ausgelaugt sind, wenn sie
10, 15 Jahre in dem Bereich gearbeitet haben, wie
wir sie unterstützen können bei der Frage, wie geht
gutes Gesundheitsmanagement bei Pflegekräften,
wie gehen flexible Arbeitsmodelle, wie geht die Ent-
lastung bei pflegefremden Tätigkeiten und wie kön-
nen wir auch bessere Personalschlüssel erreichen.
Das alles steht in Rede, ist ungeklärt und deswe-
gen ist unser Antrag auch in dieser Ausführlichkeit
hier in die Debatte gekommen.

Der zweite Punkt, der uns wichtig ist, ist, dass Pfle-
gekräfte es aus der Vergangenheit gewohnt sind,
dass eigentlich mehr über sie geredet wurde, aber
weniger mit ihnen. Deswegen auch unsere Idee ei-
ner Pflegekammer. Im Übrigen ist es im Augenblick
auch in der Diskussion in Bremen, dort hat die CDU
einen entsprechenden Antrag gestellt. In Nieder-
sachsen hat die SPD gesagt, ja, wir wollen mit den-
jenigen, die es betrifft, reden, wir wollen in einer
Pflegekammer die Debatte mit denjenigen führen,
im Übrigen ergebnisoffen führen, da geht es auch
nicht darum, in irgendeiner Form Ideologiepflege zu
betreiben, was das Argument von Herrn Koppe ist,
wenn ihm nichts anderes einfällt, sondern es geht
darum, mit denjenigen darüber zu sprechen, wie sie
in ihrem Beruf am allerbesten arbeiten können und
auch ihre Interessen selbst in die eigenen Hände
nehmen können.

Der dritte Punkt, der uns wichtig ist und der auch
nach wie vor ungelöst ist, ist die Frage der Erhö-
hung der Ausbildungskapazitäten durch Einführung
einer solidarischen Umlagefinanzierung in der Al-
tenpflege. Natürlich kann es nicht sein, dass wir an
der Stelle die Situation haben, gehen Sie mal in die
Pflegeheime, dass auf der einen Seite händerin-
gend nach Personal gesucht wird, auf der anderen
Seite die Leute, die selbst im Pflegebereich arbei-
ten, sagen übrigens am Küchentisch zu Hause, ich
empfehle meiner Familie oder meinen Kindern oder
meinen Familienangehörigen nicht, im Bereich Pfle-
ge zu arbeiten. Das beginnt bei der Ausbildungs-
vergütung, die nicht gewährleistet ist, und endet bei
den direkten Arbeitsbedingungen.

Dann geht es natürlich auch um die Frage von
Gender-Gesichtspunkten,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

an der Stelle auch um die Frage, in welcher Welt
die FDP eigentlich nach wie vor lebt, dass sie
meint, dass die Tatsache, dass insbesondere Frau-
en im Pflegebereich arbeiten, selbstredend ist. Das
ist natürlich nicht selbstredend,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sondern da würde ich Sie bitten, einfach mal im
Jahr 2012 anzukommen, sich unsere Gesellschaft
anzuschauen und darüber nachzudenken, was gute
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Arbeit eigentlich ist. Vielleicht auch mal mit Jungen
und Mädchen zu sprechen, wie Berufsberatung und
Berufsfindungsphase im Augenblick ausgestaltet
sind, ob man davon sprechen kann, dass wir auf
einen modernen Arbeitsmarkt im Pflegebereich zu-
steuern. Ich behaupte nein.

Darüber hinaus muss es weitere niedrigschwellige
Qualifizierungsangebote geben. Es braucht also
einen ganz bunten Strauß von verschiedenen Ide-
en. Es sagt doch gar keiner, dass der Pflegepakt
der Landesregierung etwas Schlechtes ist. Worum
es aber geht, ist, dass wir, wie gesagt, erstens kei-
ne parlamentarische Debatte geführt haben und
zweitens es Absichtserklärungen genug gegeben
hat. Das Papier, auf dem dieser Pflegepakt steht,
ist geduldig. Wir sind es nicht und deswegen for-
dern wir auch die Debatte darüber ein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Seitens der Abgeordneten habe ich jetzt keine wei-
teren Redemeldungen. Für die Landesregierung
Frau Ministerin Taubert, bitte.

Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und Ge-
sundheit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren! Frau Siegesmund, ich denke, Sie haben an
ganz vielen Stellen all den Akteuren Unrecht getan.
Gerade die Punkte, die Sie aufgezählt haben, dar-
unter war auch das betriebliche Gesundheitsmana-
gement, da haben Sie gesagt, das ist ungeklärt.
Was soll ich denn mit den Trägern klären? Sie müs-
sen es selber machen und sie tun sehr viel.

(Beifall FDP)

Und deswegen finde ich, es ist nicht richtig, in ei-
nem pauschalen Rundumschlag zu sagen, da ist
nichts gemacht, wir müssen etwas tun.

(Beifall FDP)

Deswegen, denke ich, haben auch die vier anderen
Fraktionen, außer der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, hier im Landtag gesagt, es wäre gut ge-
wesen, Sie hätten den Antrag zurückgezogen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wir sollen immer alles zurückzie-
hen.)

Nein, wir haben ja mehrfach darüber gesprochen,
Herr Adams. Entschuldigung, Herr Adams, ich will
mal sagen, es war nicht nur die SPD, es war nicht
nur die CDU, es war die Fraktion DIE LINKE und es
war die FDP,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

es haben vier Fraktionen genau das Gleiche gesagt
in diesem einen Fall, nämlich es wäre besser gewe-
sen, sich diese zum Teil jetzt am Ende, wie ich fin-
de, auch peinliche Diskussion zu ersparen.

(Beifall SPD, FDP)

Lassen Sie mich einiges dazu sagen, was ich den-
ke, was man noch mal betonen muss. Ich will noch
mal ganz deutlich sagen, auch für die Menschen,
die heute bei uns zu Besuch sind: Wir reden über
eine gesetzlich festgelegte Maßnahme „Pflege“, die
auf Bundesebene geklärt ist mit einem Teilkasko-
system. Wir reden darüber, dass wir als Land/Kom-
munen in Thüringen verpflichtet sind, den Men-
schen die finanzielle Hilfe zu geben, wenn sie sel-
ber den anderen Teil der Teilkaskoversicherung
eben nicht bezahlen können. Das ist unser Part.
Den haben wir im Pflegepakt ganz deutlich be-
schrieben und gesagt, wir sind bereit, da auch mehr
Geld hinzugeben. In der Diskussion, die wir heute
und gestern zum KFA hatten, unter dem Aspekt,
dass wir auch als Freistaat weniger Geld haben, ist
das, denke ich, eine Zusage, die darf man auch mal
loben. Das Dritte sind die Betroffenen und die Fa-
milien. Die müssen diesen Rest bezahlen. All diese
Maßnahmen sind deswegen ebenso zählebig und
schwierig, weil wir auch in Thüringen wissen, die
Bevölkerung hat zum Teil auch nicht die Mittel zur
Verfügung, um so ausreichend mitzufinanzieren.
Der Pflegepakt hat dazu geführt, dass sich die Par-
teien an einen Tisch gesetzt haben, die wir als Lan-
desregierung an den Tisch bitten können. Sie müs-
sen nicht kommen, aber sie sind zumindest weit
überwiegend gekommen. Das sind die Kostenträ-
ger, das sind die Leistungsanbieter und das sind
wir als Freistaat gemeinsam mit den Kommunen.
Das ist der Mehrwert, den der Pflegepakt gebracht
hat. Klar ist vieles gesetzlich geregelt, aber sich zu-
sammenzusetzen, einmal außerhalb des Protokolls
darüber zu reden, was kann jeder Einzelne verbes-
sern, das ist der Mehrwert.

Ich will auch noch mal auf die Pflegekammer kom-
men. Die ist hier sehr schön dargestellt worden.
Frau Siegesmund, Ihnen ist offensichtlich nicht be-
wusst, was eine Pflegekammer wäre, zumindest
wie ich Kammern in dem Sinne verstehe, wenn ...

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich meine nicht die IHK.)

Ja, und wenn das so ist - Ärztekammer wäre ein
schönes Beispiel im Bereich der Gesundheit, dafür
bin ich zuständig -, dann wäre das kein Diskussi-
onsgremium, dann wäre das eine Standesvertre-
tung.

(Beifall SPD, FDP)

Die wird eingerichtet, damit diese Standesvertre-
tung zum Beispiel die qualitativen Anforderungen
an die Ausbildung mit beschreibt. Das heißt, es
geht überhaupt nicht darum, dass man anders mit
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den Pflegevertretern redet als heute, sondern sie
können nur bestimmte Teile selber regeln. Insofern
sage ich, wenn man reden will, dann muss man
den Vorschlag der LINKEN aufgreifen und sagen,
wir machen einen Arbeitskreis, runden Tisch, was
auch immer, zu diesem Thema. Ich kann für die
Landesregierung, für mein Ministerium sagen, wir
haben natürlich auch mit den Pflegekräften gespro-
chen und ihre Anregungen mit aufgenommen.

Ich will auch eines noch zur Frage der Umlagefi-
nanzierung sagen: Wir haben über 10 Mio. € dafür
bezahlt, dass die, die jetzt kritisieren, geklagt ha-
ben. 10 Mio. € - völlig unsolidarisch von diesen An-
bietern, dazu gehört auch der bpa und deswegen
bin ich einfach nicht bereit, noch einmal so etwas
zu tun. Das war für einzelne Heime eine Gelddruck-
maschine und Sie können nicht von mir verlangen,
dass ich Steuergelder auf diesem Wege noch mal
ausgebe.

Ein Weiteres zu diesem Umlagesystem: Wenn wir
wollen, dass wir einen gemeinsamen Pflegeberuf
haben, Krankenpflegerausbildung, Kinderkranken-
pfleger/-innen-Ausbildung, Altenpfleger/-innen-Aus-
bildung, dann müssen wir natürlich auch eine ein-
heitliche Finanzierung haben. Bei den Krankenpfle-
gerinnen und Kinderkrankenpflegerinnen haben wir
bereits über das System Krankenversicherung die
Finanzierung. Deswegen muss es bei der Pflege
natürlich ganz genauso sein. All das, was ich gera-
de beschrieben habe, haben wir als Gesundheits-
ministerinnen/Gesundheitsminister vereinbart. Wir
haben das an den Bund weitergegeben, ist alles
schon erledigt, so dass das, was Sie beschrieben
haben, auch diesen Prozess konterkarieren würde.
Wir wären dann auch nicht dabei.

Ich will auch noch etwas zum dritten Ausbildungs-
jahr sagen. Der Freistaat hat dafür keine gesetzli-
chen Kompetenzen, sondern er wird immer wieder
aufgefordert, da, wo andere ihre Ressourcen nicht
so einsetzen, wie wir uns das wünschen, finanziell
einzuspringen. Das kann meines Erachtens nicht
sein. Wir haben aber eine Klärung herbeigeführt.
Die Klärung ist jetzt da. Das war ein schwieriger
Prozess, weil es um die Qualität der Ausbildung
auch geht, also das war für Kultus natürlich eine
wichtige Maßnahme, auf der anderen Seite eine Fi-
nanzierung. Ich kann sagen, auch als betroffene
Tochter, ich habe meine Mutter in einem Pflege-
heim, ich zahle eine Ausbildungsumlage, die dort
erhoben wird für die Ausbildung dieser jungen Leu-
te. Ich denke, das kann in anderen Pflegeeinrich-
tungen auch gemacht werden. Wir haben das Pro-
blem beim ambulanten Dienst, dass das dort
weitaus schwieriger ist. Aber wir müssen der Bevöl-
kerung sagen, wenn wir all das machen wollen,
dann kostet es für sie auch Geld. Eine Pflege muss
anständig bezahlt werden. Wenn wir wollen, dass
Pflege nicht mehr nur weiblich ist im Sinne von nur
weibliche Angehörige, sondern wenn professionelle

Pflege, die auch weit überwiegend weiblich bleiben
kann, aber wenn die gut bezahlt werden soll - und
das wollen wir, meines Erachtens alle fünf Fraktio-
nen hier im Landtag -, dann heißt das auch, dann
müssen wir der Bevölkerung sagen, das kostet
Geld, mehr als es jetzt kostet. Es muss mehr mit
der Pflegeversicherung ausgeglichen werden. Ich
denke, es ist unausweichlich, dass da Prozent-
punktanteile erhöht werden. Es kommt aber eben
auch auf die Betroffenen zu und ihre Angehörigen,
dass das, was die Menschen sich erspart haben
und was sie an Rentenleistungen haben am Ende
dann auch für die Pflege vollständig eingesetzt wer-
den muss, und zu dieser Wahrheit stehe ich per-
sönlich, muss man sagen, und dann kann man,
glaube ich, auch in der Pflege eine bessere Qualität
und auch Motivation erreichen. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt noch eine Redemeldung vom Abgeordneten
Eckardt für die SPD-Fraktion.

Abgeordneter Eckardt, SPD:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich wollte eigentlich der Frau Kollegin Siegesmund
eine Zwischenfrage stellen, wurde aber leider vom
Präsidium übersehen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie haben nun mehrfach die Aktualität Ihres An-
trags begründet. Ich möchte einmal den Punkt 6
des Antrags vorlesen: „sich für eine höhere Vergü-
tung der Pflegefachkräfte einzusetzen und die lau-
fenden Verhandlungen zusammen mit den Trägern
und Pflegekassen für einen Pflegepakt bis 1. No-
vember 2012 erfolgreich zu beenden“.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Der Antrag ist vom Okto-
ber.)

Nur zur Information, wir schreiben heute den
13.12.2012 und der Pflegepakt ist schon längst un-
terschrieben. Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Das wäre auch ein bisschen lang für eine Frage ge-
wesen. Ich habe keine weiteren Redeanmeldungen

(Unruhe DIE LINKE)

und kann demzufolge die Aussprache schließen.
Es ist die Überweisung an den Ausschuss für So-
ziales, Familie und Gesundheit beantragt worden.
Wer der Überweisung an den Ausschuss für Sozia-
les, Familie und Gesundheit seine Zustimmung
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gibt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus den Fraktionen DIE LINKE
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ich frage nach
den Gegenstimmen. Das sind die Stimmen aus der
SPD-Fraktion, der CDU-Fraktion und der FDP-
Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? Stimmenthal-
tungen gibt es nicht. Eine Mehrheit hat die Aus-
schussüberweisung abgelehnt.

Wir stimmen nun direkt über den Antrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Drucksache
5/5085 ab. Wer diesem seine Zustimmung gibt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aus den Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Ich frage nach den Gegenstim-
men. Das sind die Stimmen aus den Fraktionen der
SPD, der CDU und der FDP. Das ist eine Mehrheit,
die den Antrag ablehnt. Demzufolge kann ich jetzt
den Tagesordnungspunkt 20 schließen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 21

Demografiestrategie Thüringen
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5139 -

Es ist mir nicht signalisiert worden, dass das Wort
zur Begründung genommen wird, aber die Landes-
regierung hat -

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Hier, er meldet sich doch.)

- der Abgeordnete Untermann möchte das Wort zur
Begründung nehmen. Danach wird Herr Minister
Carius zum Punkt I aus dem Antrag den Sofortbe-
richt geben.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Danke, Frau Präsidentin. Meine Damen und Her-
ren, liebe Kollegen, liebe Zuschauer auf der Zu-
schauertribüne, ich bin deswegen hier vor gekom-
men, um noch mal zu begründen, warum wir das
auf die Tagesordnung gesetzt haben. Ich möchte
damit beginnen, wenn ich in Besuchergruppen bin,
wenn ich in Diskussionen bin, auch außerhalb des
Plenums kommt immer mal die Frage auf: Was se-
hen sie als Wichtigstes ihrer zukünftigen Arbeit an
und was sehen sie als Wichtigstes für den Staat
Thüringen in den nächsten 15 Jahren an? Da spielt
meiner Meinung nach der demografische Wandel
eine große Rolle, um nicht zu sagen, fast die größte
Rolle, wenn wir für Thüringen das erreichen möch-
ten, was der Stand in anderen Ländern ist. Wir sind
der Meinung, dass das aber auch von der Landes-
regierung dementsprechend ernst genommen wer-
den muss. Deshalb haben wir das schon im Okto-
ber auf die Tagesordnung gesetzt und ich freue
mich auf die Diskussion zu diesem Tagesordnungs-
punkt. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Zunächst hat Minister Carius das Wort zum Sofort-
bericht der Landesregierung. Bitte.

Carius, Minister für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Untermann, bevor ich
zum Berichtsersuchen kommen möchte, kann ich
natürlich Herrn Untermann sehr recht geben.
Selbstverständlich ist der demografische Wandel,
dem wir immer wieder ausgesetzt waren, sicher ei-
ne der ganz großen Herausforderungen, weil er
erstmals …

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ausgesetzt wie einer Seu-
che.)

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß jetzt nicht genau, worauf Sie hinauswollen,
Frau Schubert.

In jedem Fall ist der demografische Wandel eine
große Herausforderung, weil sich ja unsere Bevöl-
kerungsstrukturen nicht nur verändern, weil wir ins-
gesamt weniger werden, sondern weil sich inner-
halb der Bevölkerungsstruktur die verschiedenen
Altersschichten erheblich verändern werden. Thü-
ringen wird insgesamt nach unserer Demografie-
prognose im Bericht bis 2030 17 Prozent, voraus-
sichtlich bis 2060 sogar 40 Prozent seiner Bevölke-
rung verlieren, wenn man die gegenwärtigen Zah-
len, die uns zur Verfügung stehen, extrapoliert und
dann hochrechnet. Ob es dann so kommt oder
nicht kommt, ist noch einmal eine ganz andere Fra-
ge, aber es ist jedenfalls aus unserer Sicht schon
ernst zu nehmen, dass wir uns der Frage jedenfalls
widmen müssen, weil wir offenkundig auf der einen
Seite einen stärkeren Schrumpfungsprozess vor
uns haben in manchen Regionen, während wir in
anderen Regionen eben einen gewissen Wachs-
tumsprozess nach wie vor verzeichnen können, der
aber nicht mehr so stark sein wird, wie wir es aus
den letzten 150 Jahren Entwicklung in Deutschland
kennen. Insofern haben wir uns als Landesregie-
rung bereits 2004 mit der Einrichtung einer intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe „Demografischer Wandel“
diesem Thema gewidmet. Kernaufgabe dieser Ar-
beitsgruppe ist die Analyse und Steuerung des de-
mografischen Wandels im Freistaat Thüringen und
auch in dieser Legislaturperiode hat die Arbeits-
gruppe ihre Arbeit unter Federführung meines
Hauses fortgesetzt. Im März vergangenen Jahres
haben wir als gemeinsames Projekt meines Hauses
und der Stiftung Schloss Ettersburg die Service-
agentur Demografischer Wandel gegründet. Sie ist
deutschlandweit einmalig als Verbindungsstelle
zwischen der Landesregierung, kommunalen Ge-
bietskörperschaften, Vertretern der Wirtschaft so-
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wie Vereinen und Verbänden in unterschiedlichsten
gesellschaftlichen Vollzugsebenen konzipiert, weil
wir glauben, dass tatsächlich jeder Gesellschafts-
bereich vom demografischen Wandel betroffen sein
wird und auch im Grunde jedes Politikfeld. Die Ser-
viceagentur versteht sich vor allen Dingen als ein
Informations-, Kommunikations- und auch Dienst-
leistungszentrum. Angesprochen werden insbeson-
dere die im vorliegenden Antrag genannten Akteure
und die Entscheidungsträger auf kommunaler bzw.
Kreisebene. Ziel ist es, sie im Umgang mit den de-
mografischen Entwicklungen vor Ort zu sensibilisie-
ren und unterstützend zu begleiten. Darüber hinaus
ist die Serviceagentur für die Durchführung der de-
mografischen Themenjahre und die damit verbun-
denen jährlich stattfindenden Demografiekonferen-
zen verantwortlich. In diesem Rahmen erfolgte
auch die Auslobung und Vergabe des Thüringer
Zukunftspreises, dessen Erstauflage in diesem Jahr
ich als besonders erfolgreich ansehe.

(Beifall CDU)

Die Institutionalisierung des Themas „Demografi-
scher Wandel“ zeigt eindrucksvoll, wie Fragen der
demografischen Entwicklung mittlerweile Arbeitsab-
läufe und Entscheidungsprozesse in Wirtschaft, Po-
litik und Verwaltung beeinflussen. Dabei geht es
nicht allein um die Schaffung neuer Arbeitsgruppen
und Diskussionsforen, viel wichtiger ist es, dass wir
aus den dort gewonnenen Erkenntnissen und Anre-
gungen die richtigen Schlüsse für eine zukunftsori-
entierte und nachhaltige Entwicklung Thüringens
ziehen. Aus diesem Grund ist es selbstverständlich,
dass die Landesregierung bei der Erarbeitung von
Gesetzen, Richtlinien und Programmen mit gutem
Beispiel vorangeht und die Folgen ihrer Entschei-
dungen und Vorschläge stets auch an demografi-
schen Maßstäben misst. Mit dem von der Landes-
regierung erarbeiteten Demografiebericht liegt eine
speziell auf das Thema „Demografischer Wandel in
Thüringen“ ausgerichtete Untersuchung vor. Diesen
Bericht haben wir in drei Teile gegliedert. Den
1. Teil, den sogenannten statistischen Teil, haben
wir bereits letztes Jahr veröffentlichen können. Am
Dienstag haben wir die Teile 2 und 3 im Kabinett
beraten und anschließend ebenfalls im Internet ver-
öffentlicht. Den Mitgliedern des Ausschusses für
Bau, Landesentwicklung und Verkehr haben wir
diesen Bericht noch einmal extra übersandt. Die
Teile 2 und 3 geben einen Überblick über die wich-
tigsten Initiativen, Maßnahmen und Förderprogram-
me der Landesregierung. Der Bericht untersucht
sehr sorgfältig die Konsequenzen, die sich aus den
Bevölkerungsprognosen ergeben. Darüber hinaus
zeigt er Wege auf, wie man mit den demografi-
schen Prognosen verantwortungsvoll umgeht und
wie man den Problemen entschlossen begegnen
kann. Nennen möchte ich an dieser Stelle beispiel-
haft die Aktivitäten im Rahmen der Wachstumsini-
tiativen sowohl im Kyffhäuserkreis als auch im Al-

tenburger Land oder die gezielte Förderung kleiner
Kommunen im Rahmen der Förderprogramme zum
Stadtumbau und zum Wohnungsbau.

Weitere umfangreiche Initiativen und Projekte sind
unter anderem die seit Februar 2011 bestehende
Mitteldeutsche Demografie-Initiative, die Projekte
„Innovationspartnerschaft: Städtenetzwerk Demo-
grafie“ der Mitteldeutschen Demografie-Initiative
und „Chancenorientiertes Demografiemanagement“
der Serviceagentur im Städtedreieck Saalfeld-Ru-
dolstadt-Bad Blankenburg, die FörderInitiative
Ländliche Entwicklung in Thüringen 2007 bis 2013,
die Gründung der Akademie Ländlicher Raum im
letzten Jahr, verschiedenste Maßnahmen gegen
den Ärztemangel, insbesondere im ländlichen
Raum, der Pflegepakt zwischen Landesregierung
und Akteuren der Sozialwirtschaft für eine qualitativ
hochwertige und wirtschaftlich angemessene Pfle-
geversorgung im Freistaat, die Zukunftsinitiative
Exzellentes Thüringen zur Förderung von Bildung,
Forschung und Innovation, die Neustrukturierung
der staatlichen Schulämter und deren Verringerung
auf fünf Standorte, das Thüringer Kulturkonzept als
Grundlage für die Aufrechterhaltung einer attrakti-
ven Kulturlandschaft, der Ausbildungspakt zwi-
schen Landesregierung, Kammern und Verbänden,
der Wirtschaft sowie der Bundesagentur für Arbeit
zur Weitentwicklung des Ausbildungsangebots an-
gesichts momentan drastisch sinkender Bewerber-
zahlen, der Steuerungskreis Fachkräftesicherung
sowie die Thüringer Agentur für Fachkräftegewin-
nung, die Thüringer Allianz für Familie und Beruf
zur Schaffung familienfreundlicher Arbeitsbedingun-
gen, die Einführung der Feuerwehrrente sowie die
Absenkung des Mindesteintrittsalters in die freiwilli-
ge Feuerwehr von 10 auf 6 Jahre, die finanzielle
Förderung freiwilliger Gemeindezusammenschlüs-
se, das Thüringer Zentrum für interkommunale Ko-
operation, das Personalkonzept der Landesregie-
rung bis 2020, die Einsetzung letztlich auch der Ex-
pertenkommission, deren Ergebnis wir ja hoffentlich
im nächsten Jahr zur Umsetzung von Funktional-
und Gebietsreform bekommen werden.

Anhand dieser keineswegs abschließenden Auf-
zählung sehen Sie, meine Damen und Herren, dass
die Landesregierung das Thema „Demografischer
Wandel“ bereits nahezu in allen Politikfeldern be-
wegt, und dort, wo es möglich ist, leisten wir kon-
krete Unterstützung, um den mit dem demografi-
schen Wandel verbundenen Problemen auch aktiv
entgegenzutreten.

Auch auf Bundesebene spielt der demografische
Wandel eine große Rolle. Im April dieses Jahres
hat das Bundeskabinett beschlossen, eine Demo-
grafiestrategie des Bundes unter dem Titel „Jedes
Alter zählt“ zu erarbeiten. Die Erarbeitung wird von
einem aktiven Dialogprozess begleitet. Hierfür wur-
den anlässlich des ersten Demografiegipfels der
Bundesregierung am 4. Oktober dieses Jahres
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neun Arbeitsgruppen eingerichtet. Ich selbst habe
den Co-Vorsitz in der Arbeitsgruppe „Entwicklung
eines nationalen Koordinierungsrahmens zur Siche-
rung der Daseinsvorsorge und der Stärkung der re-
gionalen Wirtschaftskraft“ übernommen. Ziel ist es,
zu den sechs zentralen Handlungsfeldern der De-
mografiestrategie des Bundes bis zum zweiten De-
mografiegipfel im Mai 2013 konkrete Lösungen vor-
zuschlagen. Mit Blick darauf, dass wir in Thüringen
bei der Bewältigung des demografischen Wandels
schon einiges auf den Weg gebracht haben, ist es
daher nur folgerichtig, dass wir auch für Thüringen
eine Demografiestrategie erarbeiten. Die Grundla-
gen dafür haben wir mit dem Demografiebericht ge-
legt. Mein Ziel ist es, bis Ende des kommenden
Jahres eine Demografiestrategie mit konkreten Leit-
bildern zur Gestaltung des demografischen Wan-
dels für den Freistaat Thüringen auf den Weg zu
bringen und vorzulegen. Mit Blick auf die Viel-
schichtigkeit und Komplexität des Themas würde
ich gerne die Diskussion im Ausschuss für Bau,
Landesentwicklung und Verkehr zu diesem Bericht
fortsetzen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wünschen die Fraktionen die Aussprache zu die-
sem Bericht? Also ich muss jetzt mal feststellen, die
Fraktion DIE LINKE, die FDP-Fraktion, die CDU-
Fraktion, SPD. Die GRÜNEN auch?

(Zuruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ja.)

Machen wir ein bisschen mit hier. Dann werden wir
die Aussprache zu diesem Bericht zu Nummer II
aus dem Antrag jetzt eröffnen und ich rufe als Erste
auf für die Fraktion DIE LINKE Frau Dr. Scheringer-
Wright.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen,
lassen Sie mich mit einer kleinen Parabel beginnen.
Oma Trude muss heute zum Arzt in die 20 km ent-
fernte ostdeutsche Kleinstadt X. Doch die letzte
Buslinie wurde schon vor Jahren eingestellt, zu un-
rentabel. Glücklicherweise fährt sie der Enkel hin.
Aber wie kommt sie zurück? Die Post in dem Hei-
matort wird bislang immerhin noch zugestellt. So
schloss die Kommune mit dem Paketdienst einen
Vertrag. Auf dem Rückweg transportiert darum der
Paketbote Oma Trude und fünf Bewohner von der
Stadt zurück.

(Unruhe CDU)

Die demografischen Veränderungen in der Fläche
erfordern eben Kreativität. So oder so ähnlich könn-
te das Szenario in der Zukunft aussehen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: In der Ver-
gangenheit war es auch so.)

Aber sie muss nicht so aussehen, es liegt an uns.
Wenn wir die demografischen Prognosen ernsthaft
analysieren, ihre Ursachen herausfiltern und sie
nicht immer nur als Bedrohung, sondern gar als
Chance sehen, könnten wir sogar gute Weichen für
die Zukunft stellen.

(Beifall DIE LINKE)

Für die Bundesrepublik Deutschland werden im
Jahr 2060 bei einer angenommenen Zuwanderung
von 100.000 Menschen jährlich nur noch 65 bis
70 Mio. Menschen in Deutschland leben, rund
17 Mio. weniger als noch 2010. Übrigens zeigt sich
schon allein aus diesen Prognosen, dass wir das
Konzept der Zuwanderung völlig neu diskutieren
müssen. Davon bin ich fest überzeugt. Deutschland
ist eine Gunstregion in der Welt und muss sich öff-
nen. Dann müssten wir auch keinen Bevölkerungs-
rückgang beklagen, zumindest nicht über ganz
Deutschland gesehen, denn es kann doch nicht
sein, dass heute nur Kapital wandern darf, Men-
schen aber nicht.

(Beifall DIE LINKE)

So ist es aber gegenwärtig bei diesen Machtver-
hältnissen und da wird Demografie zur Schimäre,
zum Trugbild und Angstbild. Natürlich bleibt die Un-
terschiedlichkeit in der Bevölkerungsentwicklung
der einzelnen Regionen, denn Landflucht und Urba-
nisierung ist ein weltweites Phänomen, eines auch
in Europa und in Deutschland. Für Thüringen prog-
nostiziert das Landesamt für Statistik für das Jahr
2020 eine Bevölkerungszahl von noch rund
2.027 Mio. Personen

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das wäre ei-
ne tolle Sache.)

- danke, gut zugehört - 2,027 Mio. Personen. Dan-
ke. Ende 2008 waren es noch 2,267 Mio. Perso-
nen. Die Leute werden älter. Die Zahl der Men-
schen im Erwerbsalter nimmt deutlich ab. Aber das
ist auch kein neues Phänomen. Der letzte sich
komplett selbst reproduzierende Jahrgang war laut
Bundesamt für Statistik im Jahr 1892.

Doch was bedeuten diese Daten für die öffentliche
Daseinsvorsorge? Ein Problem wird sein, die Infra-
struktur kostendeckend in Schuss und überhaupt
bereitzuhalten, also Verkehrsnetze, Wasser-/Ab-
wasserleitungen, Energieversorgung, die der Ener-
giewende entspricht, die richtige Zahl gut ausge-
statteter Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen
und Hochschulen sowie Pflegeeinrichtungen und
Krankenhäuser und natürlich die öffentliche Verwal-
tung. Diese Auflistung macht deutlich, die Daseins-
vorsorge für eine sich wandelnde Bevölkerungs-
struktur ist Querschnittsaufgabe. Zwar zeigen die
diversen Demografieberichte und Konzepte sowohl
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der Bundesregierung als auch der Landesregie-
rung, dies sei anerkannt, die Probleme umfassend
auf und es gibt auch im Einzelfall sinnvolle Vor-
schläge, zum Beispiel der Ausbau der Breitband-
netze für flächendeckenden Internetzugang, unterm
Strich jedoch setzt man allerdings zu einseitig im-
mer nur auf Ehrenamt und Eigenverantwortung. Wo
es das gibt, wunderbar, doch als Konzept kann
man nicht auf Individuallösungen setzen, deren Ge-
lingen davon abhängt, dass die Leute auch mitzie-
hen können. Aber bevor man Lösungsvorschläge
präsentiert, sollte man nicht nur die Zustände schil-
dern, sondern in erster Linie die Ursachen für die
Zustände benennen. Daran hapert es in gewalti-
gem Maße. Denn ihre Benennung wirft ein bezeich-
nendes Licht auf eine im Großen und Ganzen ver-
fehlte Politik.

(Unruhe CDU)

Ich möchte dazu nur einige Fragen in den Raum
stellen.

(Zwischenruf aus dem Hause)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
92.)

Ja, also 20 Jahre verschlafen, oder was?

(Unruhe DIE LINKE)

Einige Fragen, die sich jetzt vor allem mit den letz-
ten 20 Jahren beschäftigen, die möchte ich hier in
den Raum stellen. Was veranlasst junge Thüringe-
rinnen und Thüringer, ihre Heimat zu verlassen?
Und kann man ihnen verübeln, dass sie anderswo
den Job annehmen, wo sie für den gleichen Job be-
trächtlich mehr verdienen? Warum haben die Nied-
riglöhne, immerhin Regierungsmotto in Thüringen
über viele Jahre, nicht für einen Boom gesorgt?
Warum musste manche gut aufgestellte Firma auf
Veranlassung der Treuhand dennoch ihre Pforten
schließen und ließ den Ortsansässigen keine ande-
re Chance, als anderswo ihre Brötchen zu verdie-
nen und entleerte Dörfer zu hinterlassen?

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Die DDR ist
kaputtgegangen, weil es uns zu gut ging.)

Die Treuhand war aber keine Erfindung der DDR,
Herr Barth. Die Treuhand war keine Erfindung der
DDR.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Eine Folge.)

Auch keine Folge, das war ganz bewusstes Regie-
rungshandeln.

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Die DDR
war so gut aufgestellt …)

Die Treuhand war keine Erfindung der DDR, Frau
Tasch, vielleicht haben Sie damals schon an dem
Konzept gestrickt, aber das war keine Erfindung der
DDR.

Warum wurden in einigen Regionen Thüringens
Wasser- und Abwasserzweckanlagen in völlig über-
dimensionierter Form geschaffen, die heute ein
Fass ohne Boden sind?

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Weil es
vorher gar nichts gab.)

Warum wundert man sich über zu viele Autos auf
der Straße, wenn Bus- und Bahnlinien für ganze
Regionen fast gänzlich eingestellt werden?

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Weil wir keine
8 Jahre oder 10 Jahre mehr warten müssen.)

(Unruhe im Hause)

Warum wundert man sich über die schlechte Infra-
struktur, Versorgung, wenige Ärzte und so weiter,
wenn wir alles, auch das normale menschliche Le-
ben, nur noch über rein betriebswirtschaftliche
Kennziffern definieren? Das sind nur ein paar kriti-
sche Fragen. Und, Herr Barth, wenn es vorher gar
nichts gab, dann ist es auch nicht toll, wenn man
dann das Falsche macht.

(Beifall DIE LINKE)

Was ich damit sagen will: Gerade die Demografie
musste bisher herhalten, um manche neoliberale
Strategie durchzusetzen. Am klassischsten kann
man das an der Frage der Renten ablesen. Der
vorgegaukelte, angeblich nicht bezahlbare Sozial-
staat wurde an die Wand gemalt, um privaten Ver-
sicherungen ein riesiges Geschäft zu sichern.

Dass es jedoch an Geld in diesem Staate nicht
mangelt, zeigen die vielen Rettungsschirme für die
Banken. Mit diesen Summen könnte man ver-
gleichsweise tolle Gegenstrategien gegen den de-
mografischen Wandel finanzieren. Und die Produk-
tivität und das Bruttoinlandsprodukt ist in den letz-
ten 50 Jahren in Deutschland kontinuierlich gestie-
gen. Dennoch sind die öffentlichen Kassen leer.
Das ist eben eine falsche Politik. Und da ist sie wie-
der, die Schimäre Demografie. Die Aufgabe lautet
doch, die Belange der öffentlichen Daseinsvorsorge
müssen in Zukunft völlig neu sortiert werden und
können auch finanziert werden. Dazu benötigen wir
auch einen differenzierten Blick. Bei einigen größe-
ren Städten in Thüringen ist nicht das Schrumpfen,
sondern Wachstum Programm. Das heißt, die Lö-
sung in X ist vielleicht in Y untauglich. Aber auch
das ist keine neue Erkenntnis. Aber natürlich müs-
sen wir uns auch über die Zukunft mancher unserer
Dörfer Gedanken machen. Hier ist Kreativität gefor-
dert. Dazu liest man in dem Antrag der FDP und in
der Begründung des aufgeführten Antrags Demo-
grafiestrategie „Jedes Alter zählt“ der Bundesregie-
rung wenig oder gar nichts. Einer Ausschussüber-
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weisung des Themas und des Antrags stimmen wir
zu. Sollte die nicht durchgehen, werden wir den An-
trag ablehnen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat Frau Abgeordnete Tasch
das Wort.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
bevor ich meine Gedanken und die Gedanken der
CDU-Fraktion zum Antrag äußere, muss ich doch
noch einmal an Sie, Frau Scheringer-Wright, einige
Worte richten. Ich habe mich - wo sind Sie denn,
ach da hinten - wirklich gefragt, wo Sie leben.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Hohengandern.)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wo sie gelebt
hat oder wo sie nicht gelebt hat?)

In Hohengandern, ja, das weiß ich, ich habe auch
schon einmal Ihr Anwesen begutachten dürfen.

(Unruhe FDP)

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie haben hier eine Rede gehalten, der Staat kann
alles regeln, soll alles regeln, Sie nicht. Ich habe 30
Jahre in einem Staat gelebt, der alles regeln wollte
und nur das Gute für die Menschen regeln wollte,
wo das 1989 hingeführt hat, das wissen wir. Wenn
jemand glaubt, dass ein Staat alles regeln kann bis
ins Kleinste, ich glaube, der liegt hier wirklich ver-
kehrt. Da kann nichts Gutes rauskommen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das habe ich ja nicht so gesagt.)

Doch, das haben Sie so gesagt.

(Unruhe DIE LINKE)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir reden mit dem
Antrag hier, den die FDP eingebracht hat, über ein
Thema, das schon seit vielen Jahren in der Diskus-
sion ist und natürlich auch zukünftig eine noch grö-
ßere Bedeutung bekommen wird. Der Minister hat
gerade ausgeführt, seit wann es schon nicht mehr
genügend Kinder in Deutschland gibt und seit wann
schleichend hier, nicht nur in Deutschland, sondern
in ganz Europa Einwohnerverluste zu verzeichnen
sind. Nehmen Sie es mir nicht übel, aber wir brau-
chen auch wieder Mut dazu, Familien zu gründen
und Kinder zu bekommen, denn nur, wenn wir Kin-
der bekommen, gibt es auch genug Einwohner und
dann fahren auch wieder Busse, das ist nur einmal
am Rande bemerkt.

(Unruhe DIE LINKE)

An wem liegt es? An jedem Einzelnen liegt es. Das
kann nun auch der Staat nicht bestimmen, wie viele
Kinder jeder bekommen soll, aber es können Rah-
menbedingungen geschaffen werden. Und es ge-
hört auch Mut dazu, Mut, Ja zum Leben zu sagen
und Kinder zu bekommen, denn vor 150 Jahren, als
noch genug Kinder auf der Welt waren, da ging es
den Leuten bedeutend schlechter als heute und sie
haben trotzdem Ja zu Kindern gesagt.

(Unruhe DIE LINKE)

Die FDP hat die Landesregierung aufgefordert zu
berichten, wie sie die Kommunen und Landkreise
bei der Bewältigung des demografischen Wandels
unterstützt und mit welchen Maßnahmen sie die
Demografiestrategie des Bundes „Jedes Alter zählt“
umsetzt. Zudem wird die Landesregierung aufgefor-
dert, bis Ende 2013 eine Demografiestrategie für
Thüringen zu erarbeiten, die konkrete Ziele, Hand-
lungsfelder und ein Maßnahmepaket enthält. Wir
als CDU-Fraktion begrüßen diese Initiative und Sie
stoßen da bei uns auf offene Ohren.

Im Sofortbericht des Ministers waren ja bereits
zahlreiche Informationen, auf welchen Feldern die
Landesregierung seit fast zehn Jahren aktiv ist, auf-
geführt. Die Koalitionsfraktionen haben mit Beginn
dieser Legislaturperiode auch die Serviceagentur
Demografischer Wandel ins Leben gerufen. Die
zielt darauf ab, die Kommunen und Landkreise zu
beraten und zu sensibilisieren. Das halten wir für
wichtig und gut, denn - das muss man ja auch sa-
gen und das haben Sie auch gesagt, Herr Minister -
es gibt ja große Unterschiede in den einzelnen Re-
gionen in Thüringen, die einen sind mehr, die ande-
ren sind weniger betroffen. Es gibt auch nicht den
Königsweg, nicht die eine Maßnahme, sondern es
muss viele Maßnahmen und viele unterschiedliche
Lösungen, auch Lösungsansätze geben, weil eben
auch jede Gemeinde anders aufgestellt ist. Was ich
aber für wichtig halte, mit der Serviceagentur kön-
nen wir erst einmal die Gemeinden und die Bürger-
meister, die Landräte sensibilisieren, sich mit dem
Thema auseinanderzusetzen, und da gibt es, wie
gesagt, große Unterschiede. Dafür ist das ja auch
gedacht, weil es nicht die Lösung für jeden geben
wird.

Ich möchte noch einmal hervorheben die gemein-
same Initiative zwischen dem Ministerium und der
Stiftung Schloss Ettersburg, die im März 2011 ihre
Arbeit aufgenommen hat. Sie informiert Entschei-
dungsträger, Unternehmen, Verbände und gesell-
schaftliche Akteure aus allen Bereichen über den
demografischen Wandel und seine Auswirkungen.
Diese Agentur - das haben wir auch gehört - sucht
bundesweit ihresgleichen und da waren wir wieder
einmal Vorreiter.

Die Internetseite sowie das Angebot dürften allen
Interessierten hier im Haus bekannt sein, weshalb
ich auch nicht näher darauf eingehen möchte. Die
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wichtigsten Grundlagen für die Entwicklung einer
Strategie für Thüringen werden jedoch die Analy-
sen des Demografieberichts sein. Auf einige möch-
te ich hier näher eingehen.

Diesen Bericht erarbeiteten neben dem Ministerium
insgesamt 38 Institutionen, Hochschulen, Kammern
und Verbände aus dem Freistaat. Der erste Teil
wurde vor gut einem Jahr veröffentlicht. Er umfasst
alle relevanten Statistiken und dokumentiert die Be-
völkerungsentwicklung im Freistaat unter verschie-
denen Gesichtspunkten. Betrachtet wird die Ent-
wicklung seit der Wende. Zudem wird es eine Pro-
gnose bis 2030 geben. Länger geht das auch
schlecht, weil man die Entwicklung in der Zukunft
noch nicht genau vorhersagen kann. Er stellt eine
sehr gute Grundlage dar, um den demografischen
Wandel zahlenmäßig einzuordnen, und schafft Ver-
ständnis für diese Bedeutung. Das habe ich ja eben
schon mal gesagt. Es ist ja gerade wichtig, um vor
Ort für das Thema zu sensibilisieren und jetzt
schon zu überlegen, wie ich als Gemeinde wo ent-
gegenwirken kann, um damit auch für die Zukunft
meine Gemeinde und den Landkreis - je nachdem,
wo ich Verantwortung trage - fit zu machen.

Die Teile 2 und 3 des Demografieberichts wurden
nun im Kabinett vorgestellt. Die beiden Teile sind
seit einer Woche auf der Internetseite der Service-
agentur abrufbar. Der Demografiebericht der Lan-
desregierung beinhaltet all die Handlungsfelder, die
im vorliegenden Antrag thematisiert werden. Die
detaillierten Analysen des Demografieberichts sind
der feste Grund, auf dem die Demografiestrategie
für Thüringen aufbauen kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich
noch auf ein paar Aspekte unter Nummer II Ihres
Antrags eingehen. Diese zeigen, dass die Landes-
regierung auf vielen Feldern bereits tätig ist. Teil 2
des Demografieberichts gliedert sich in die Berei-
che Staat und Verwaltung, Landes-, regionale und
kommunale Entwicklung, Arbeitsmarkt und
Deckung des Fachkräftebedarfs, Soziales, Familie
und Gesundheit, bürgerschaftliches Engagement,
Infrastruktur, Wasserver- und Abwasserentsorgung,
also all die Themen, die in Rede stehen und wichtig
sind. Dabei sind die einzelnen Themenfelder in
Ausgangslage, Herausforderungen und Handlungs-
felder gegliedert. Wenn Sie die von mir genannten
Schwerpunkte jetzt mit den unter Nummer II ge-
nannten Themen vergleichen, werden Sie feststel-
len, dass viele Bereiche bereits im Fokus der Arbeit
der Landesregierung liegen.

Ich möchte noch etwas konkreter werden. Zum Bei-
spiel im Bereich der Wohnraumentwicklung wurde
der demografische Wandel bereits in die Untersu-
chung im Rahmen des Thüringer Wohnungsmarkt-
berichts integriert. Die Handlungsempfehlung, wel-
che durch das beauftragte Institut gegeben wurde,
haben wir im vergangenen Plenum debattiert und

haben uns das auch im Ausschuss ausreichend an-
gesehen und debattiert. Das Thüringer Wohnraum-
fördergesetz, welches gegenwärtig Gegenstand ei-
ner schriftlichen Anhörung in unserem Ausschuss
ist, trägt dem demografischen Wandel ebenfalls
Rechnung.

Es ist beabsichtigt, die Höhe der Ausgleichszahlun-
gen an die Verkehrsunternehmen und die kommu-
nalen Aufgabenträger mittelfristig beizubehalten.
Dies ist ein klares Signal an die zukünftige flächen-
deckende Erschließung des ländlichen Raums im
Rahmen der Daseinsvorsorge.

Mit Artikel 12 des Haushaltsbegleitgesetzes wird
die verkehrliche Zweckbindung der Mittel aus dem
Entflechtungsgesetz festgeschrieben, damit kom-
munale Investitionen in die Infrastruktur gewährleis-
tet und Planungssicherheit für die Aufgabenträger
und Unternehmen bestehen, damit auch in Zukunft
die Oma, wenn sie zum Arzt muss, Frau Scherin-
ger-Wright, auch noch hin und her kommt. In der
letzten Woche lagen im Eichsfeld die Fahrpläne
von EW Bus im Postkasten, da haben Sie ja gese-
hen, wie vorbildlich gerade in den kleinen Dörfern
der Landkreis Eichsfeld den Rufbus mit großem Er-
folg einsetzt, und da kommt noch jede Oma auch
zum Arzt ohne den Enkel. Aber wenn der Enkel na-
türlich fährt, ist das auch nicht schlecht.

Mit der Erweiterung des Verbundgebiets VMT wer-
den zudem Zugangshemmnisse abgebaut und die
Attraktivität des ÖPNV gesteigert. Meines Erach-
tens hat auch an diesem Punkt die Landesregie-
rung die Herausforderung der Zukunft bereits er-
kannt und reagiert mit ihren Investitionsentschei-
dungen auf die sich abzeichnende älter und weni-
ger werdende Bevölkerung gerade im ländlichen
Raum und in den Regionen, welche von privatwirt-
schaftlichen Investitionen in der Vergangenheit we-
niger profitieren.

Als drittes Beispiel möchte ich die Kommunalstruk-
turen ansprechen. Auch auf diesem Gebiet hat die
Landesregierung eine Expertenkommission einge-
setzt, deren Ziel es ist, die Möglichkeiten für Quali-
tätssteigerung

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Jetzt
wird es ganz spannend.)

und Einsparung bei der Aufgabenerfüllung zu iden-
tifizieren. Parallel dazu haben wir als CDU-Fraktion
ein Online-Forum für eine Verwaltungsreform
erstellt, welches als Diskussionsvorlage für die zu-
künftigen Thüringer Verwaltungsstrukturen dienen
soll. Auch dies ist ein vorausschauender Beitrag, ei-
nerseits den sinkenden Einnahmen und anderseits
auch dem demografischen Wandel in Thüringen zu
begegnen.

Teil 3 des Demografieberichts, welcher als Spezial-
teil konzipiert ist, beschäftigt sich mit dem Thema
„Entwicklung und Tendenzen der Sozial- und Ge-
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sundheitswirtschaft“. Auch hier wird der Forderung
in Punkt II des FDP-Antrags bereits auf über
80 Seiten Rechnung getragen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich könnte hier
noch vieles benennen, das möchte ich jetzt nicht
tun. Denn wir möchten gerne diesen Antrag an den
Ausschuss für Bau, Landesentwicklung und Ver-
kehr überweisen und ihn dort weiter besprechen.
Für uns sind die demografische Entwicklung und all
die Dinge, die damit einhergehen, ein laufender
Prozess, der nicht heute mit diesem Bericht abge-
schlossen sein kann, sondern es wird immer wieder
andere Antworten auf diese Fragen geben müssen.
Was ich glaube, nur wer Mut hat, Veränderungen
auch anzunehmen, der wird auch die Zukunft ge-
stalten können. Und das kann die CDU-Fraktion,
das haben wir lange bewiesen. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Bevor ich die nächste
Rednerin aufrufe, noch eine Bemerkung dazu, wie
wir in der Tagesordnung weiter verfahren. Wir wer-
den jetzt diesen Tagesordnungspunkt abschließen.
Dann gehen wir in die halbstündige Mittagspause.
Danach werde ich die Fragestunde aufrufen. Nach
der Fragestunde werden wir die Wahlen durchfüh-
ren.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Machen wir alle Fragen?)

Die Fragestunde? Das klären wir noch. Danke
schön. Als Nächste hat das Wort die Abgeordnete
Schubert von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, gestat-
ten Sie mir zwei Vorbemerkungen. Ein Gutes hat
der FDP-Antrag, nämlich dass die Landesregierung
diesen Bericht endlich vorgelegt hat, weil ich glau-
be, das war schon eine Weile überfällig - zweiter
und dritter Teil, Herr Carius. Ich wollte Sie eigent-
lich dafür geißeln, dass wir keine Strategie haben,
weil dieser Demografiebericht ja an vielen Stellen
suggeriert - ich rede gerade zum Minister, Herr
Barth - mit der Aufteilung: Analyse, also Herausfor-
derung, und Handlungsanweisung. Er suggeriert
zumindest eine Strategie. Da haben Sie mir natür-
lich ein bisschen den Wind aus den Segeln genom-
men, weil Sie eine angekündigt haben. Insofern
sind wir gespannt, wie schnell die kommt. Aller-
dings muss man sich dann schon fragen, wieso
man diesen Bericht so aufbläht und nicht gleich
konkret wird. Ich werde an einigen wenigen Stellen
nur - das wäre sonst zu viel - Ihnen zeigen, wo wir
erwarten, dass Sie dann auch konkret werden bei

einer Strategie, nämlich zu sagen, wer was bis
wann genau umsetzen soll.

Und da fange ich mal an, Frau Tasch hat ja gerade
auch noch mal auf den Wohnungsmarktbericht hin-
gewiesen. Als Herausforderung beschreiben Sie
die Konzentration der Siedlungsentwicklung und
schreiben als Handlungsansatz unter anderem: Fo-
kussierung auf die Innen- vor Außenentwicklung.
Ich weiß nicht, wie oft wir diesen Satz schon in die-
sem und in anderen Berichten gelesen haben, aber
die Statistik der Zunahme an Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche zeigt, dass diese Maßnahmen bis jetzt
absolut nicht ausreichen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich verweise darauf, dass auch das Thüringer
Wohnraumfördergesetz an diesen Stellen Lücken
hat. Auf die hat Empirica hingewiesen. Wir erwarten
dann auch, dass Sie ernst machen mit der Priorität
Innen- vor Außenentwicklung. Zum Flächenver-
brauch haben wir gestern schon diskutiert. Das
LEP ist noch im Entwurf. Bitte nehmen Sie das
ernst und schreiben Sie das verbindliche Netto-
Null-Ziel hinein und setzen Sie es dann auch um,
sonst bleibt es phrasenhaft, was hier steht, Konzen-
tration Innen- vor Außenentwicklung.

Dann komme ich zum Bereich Verkehr. Da steht als
Herausforderung, die Angebote im SPNV (Straßen-
personennahverkehr) sind intelligent zu verknüpfen.
Die Attraktivitätssteigerung im ÖPNV durch Verbün-
de, neue Medien oder Verbesserung der Barriere-
freiheit sind durch politische Steuerungsmaßnah-
men zu unterstützen. Da passt nicht so richtig rein,
dass Sie die Förderrichtlinie so geändert haben,
dass auch Hochflurbusse wieder zum Einsatz kom-
men. Und da passt auch nicht hinein, Frau Tasch:
Wo entsteht denn die Erweiterung des Verkehrsver-
bundes? Ich sehe im Moment keine. Wo unterstützt
die Landesregierung das? Sie steuern das doch
nicht, sie setzen auf Freiwilligkeit. Damit kommen
wir aber an dieser Stelle nicht voran. Als Hand-
lungsempfehlung steht darin:

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: An welcher
Stelle kommen wir denn mit Freiwilligkeit wei-
ter?)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Sie können
doch keinen zwingen.)

Vizepräsident Gentzel:

Ich schlage mal vor, wir machen das, wie das in der
Geschäftsordnung steht, vorne der Redner und
Zwischenfragen nehme ich gerne entgegen.
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Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Bedarf an attraktiven, intelligent vernetzten öffentli-
chen Linienangeboten, die sich in das Gesamtsys-
tem einer durchgehenden Mobilitätskette einfügen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Zugangshemmnisse im ÖPNV sind weiter ab-
zubauen, z.B. durch übergreifende Fahrplangestal-
tung und Tarife.

Übergreifende Fahrplangestaltung, Frau Tasch, ich
habe nicht das Wort „Zwang“ benutzt, aber es gibt
nicht einmal Anreize, sich abzusprechen. Darum
geht es doch.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie das wirklich als Ziel wollen, dann tun Sie
auch was dafür. Oder Sie verabschieden sich von
dem Ziel, das wäre dann ehrlich. Und das ist genau
mein Punkt.

Ich komme zum nächsten Beispiel - Radverkehr.
Hier steht als Herausforderung: Der Radverkehr ist
bei Verkehrsplanungen stärker als bisher als gleich-
berechtigtes Verkehrsmittel neben dem MIV zu be-
rücksichtigen. Übrigens interessant, dieser Satz,
der in dem Abschnitt „Herausforderungen“ steht,
steht wortgleich noch mal bei der Handlungsemp-
fehlung. Und wie viel Geld ist eingestellt? 1 Mio. €
für straßenbegleitende Radwege. Damit kann man,
wenn es hoch kommt, 10 km Radweg bauen, aber
nicht mehr.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein rein symbolischer Beitrag, Herr Carius.
Modal Split, eine Zielstellung, den Modal Split im
Radverkehr bis 2020 z.B. auf 15 oder 20 Prozent
anzuheben - Baden-Württemberg hat es vorge-
macht -, Fehlanzeige. Auch beim Iron Curtain Trail
gibt es kein Engagement Ihrerseits, sondern nur
der Verweis, da muss der Bund erst mal diesen
Radweg aufnehmen. Aber man kann auch ohne
den Bund hier was machen, wenn man wirklich will.

Zum Straßenverkehr beschreiben Sie die Heraus-
forderung, dass zu prüfen ist, welches Straßennetz
wir zukünftig noch brauchen und welchen Anforde-
rungen es genügen muss. Das LEP wird entspre-
chende Maßgaben enthalten, also da nehme ich
mit Freude zur Kenntnis, dass Sie das LEP in die-
ser Hinsicht noch überarbeiten werden. Wir warten
ja bis heute auf den Landesstraßenbedarfsplan und
ich frage mich: Wie lange wollen Sie noch brau-
chen, bevor es einfach zu teuer wird? Es ist jetzt
schon zu teuer.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich verweise darauf, dass wir in Thüringen das
dichteste Straßennetz pro Kopf in Deutschland ha-
ben. Unser Antrag, der genau hier einen Punkt ge-

setzt hätte, nämlich Prioritäten zu setzen im Bun-
desverkehrswegeplan, die Maßnahmen zu machen,
die wirklich was bringen, wo klar ist, hier wird eine
relevante Anzahl von Menschen durch eine Orts-
umgehung entlastet, das tun Sie nicht, das haben
Sie abgelehnt. Das ist auch, um zu zeigen, dass
wir, was demografischen Wandel angeht, an ver-
schiedenen Stellen Anträge hatten, die eine Ant-
wort darauf bieten. Die haben Sie abgelehnt. Die
haben Sie auch zum Teil nicht mal überwiesen.

Letzter Punkt - unrealistische Prognosen beim The-
ma Straßenverkehr: Ich kann mich noch erinnern,
dass die Staatssekretärin hier stand, da ging es um
die Ortsumgebung Worbis-Wintzingerode, Sie ken-
nen das Beispiel, ich habe es hier schon öfter ge-
bracht, und hat gesagt, 2015 18.000 Fahrzeuge.
Das wäre in drei Jahren, ich bin gespannt, ob das
eintreten wird. Da werden wir uns ja vielleicht wie-
dersehen an der Stelle. Aber klar ist auch, Sie müs-
sen aufhören, Prognosen zur Grundlage von Pla-
nungen zu machen, die sich jetzt schon überholt
haben. Das ist nicht seriös und das ist eine finanzi-
elle Überforderung von uns und auch des Bundes.

Ein paar Worte zur FDP: Die Punkte, die ich gerade
genannt habe, so sehr ich auch dafür bin, Ihren An-
trag zu überweisen, aber da lassen Sie einfach das
Engagement vermissen. Sie hätten sich ja auch da-
zu bereit erklären können, an diesen Punkten uns
zuzustimmen bzw. genau diese Themen zu disku-
tieren. Insofern ist das, was Sie machen, ein Fra-
genkatalog.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wohlverhal-
ten ist Voraussetzung.)

Aber wo sind Ihre Ansätze dafür, wie man so etwas
konkret macht? Die vermisse ich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da hilft auch nicht - Herr Untermann, Sie haben es
in der Begründung wieder drin -, der demografische
Wandel würde vor allem im ländlichen Raum statt-
finden. Das ist eine Herangehensweise, die ist
schematisch, die ist einfach nicht mehr tauglich. Es
ist ein Unterschied, ob es um ein Dorf in der Nähe
von Erfurt geht oder eine Kleinstadt im Vogtland. In-
sofern sind Raumstrukturtypen der Landesregie-
rung die richtige Antwort. Es wäre schön, wenn Sie
das bei Ihren Anträgen zum demografischen Wan-
del in Zukunft berücksichtigen würden, dann kom-
men wir vielleicht auch insgesamt fachlich weiter
als Plenum.

Noch ein paar Bemerkungen zur Demografiestrate-
gie der Bundesregierung. Ich habe mir das heute
mal angeschaut. Das ist schon sehr beeindruckend,
dass der erste Teil vor allem darauf abzielt, als Mot-
to den Kampf gegen den Kindermangel auszurufen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Als Demografiestrategie - das ist eine Demografie-
strategie - steht drin, dass man sich für Paare ein-
setzen will, die ungewollt kinderlos sind. Das mag
für sich richtig sein als sozialpolitische Maßnahme,
wenn man das fördern will, aber als Demografie-
strategie - Frau Tasch, Sie haben in die ähnliche
Richtung argumentiert -, glaube ich, kommen wir
damit nicht mehr weiter.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist immer noch so das Gefühl, wenn man rich-
tig dafür wirbt, dass wir viele Kinder in die Welt set-
zen, können wir dem demografischen Wandel et-
was entgegensetzen. Darum geht es nicht. Wir ha-
ben Schrumpfung und damit muss man sich aus-
einandersetzen. Bitte?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Nur damit,
nur mit Kindern.)

Na ja, das ist ja Ihre Bundesregierung, die diesen
Bericht gemacht hat. Schauen Sie doch rein.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Frau Tasch, die Mütter sind schon
nicht geboren, das ist das Problem.)

Die Mütter sind nicht geboren, das ist richtig. Diese
Schrumpfung haben wir und die wird sich auch
nicht umkehren, zumindest nicht in den nächsten
30 Jahren. Damit muss man umgehen. Wir können
nicht gegen den demografischen Wandel ansub-
ventionieren. Wir können auch nicht gegen den de-
mografischen Wandel mehr Kinder in die Welt set-
zen. Als das zum ersten Mal so aufkam mit einer
größeren Debatte, kann ich mich noch erinnern,
dass es viel darum ging, wie kann man - Frau von
der Leyen - mit Geldleistungen, Rahmenbedingun-
gen etc. den Anreiz verstärken, Kinder in die Welt
zu setzen. Das hat alles nichts genützt. Ich habe
damals eine interessante Analyse in der „ZEIT“ ge-
lesen, was eigentlich alles für Faktoren oder Bedin-
gungen eintreten müssen, damit sich Leute für Kin-
der entscheiden. Die Frage Geldleistung und famili-
enfreundlicher Arbeitsplatz usw. sind alles nur we-
nige Faktoren. Die reichen nicht, es ist viel mehr,
das ist ein ganzer Batzen. Das fängt damit an, dass
man Großeltern in der Nähe wissen will, was nicht
immer geht, und hört da auf, dass es offensichtlich
in die Entscheidung mit einfließt, ob man Kinder vor
die Tür lassen kann und die dort Möglichkeiten ha-
ben zu spielen, ohne dass man immer mitgehen
muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da wissen wir, was wir noch zu tun haben. Gerade
an dem letzten Punkt gäbe es noch einiges zu tun,
wenn das offensichtlich möglicherweise nur subjek-
tiv einfließt in die Entscheidung von Eltern, ob sie
Kinder in die Welt setzen.

Der letzte Punkt: Die Verwaltungs- und Gebietsre-
form, auch wenn Herr Mohring glauben lassen will,
dass wir uns davon verabschiedet haben, man
muss die TLZ richtig lesen, Herr Mohring. Wir ste-
hen nach wie vor dafür, dass wir diese Reform
brauchen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben einen sehr innovativen Vorschlag ge-
macht, wie das mit Bürgerkooperativen Hand in
Hand gehen kann. Aber Sie sind ja aufgeschlossen
dafür, insofern spiegelt sich das hoffentlich in der
Demografiestrategie wider und dann kommen wir
zueinander. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt Abge-
ordnete Doht von der SPD-Fraktion.

Abgeordnete Doht, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die
FDP-Fraktion hat mit Ihrem Antrag hier eine Bun-
desinitiative zum Vorbild genommen, nämlich eine
Demografiestrategie zu erarbeiten, und auf das
Land Thüringen übertragen. Das ist, was das
Grundanliegen Ihres Antrags betrifft, sicherlich
auch gut und richtig, weil das Thema „Demografi-
scher Wandel“ uns hier schon die ganzen letzten
Jahre im Parlament beschäftigt hat und uns auch
weiterhin beschäftigen wird. Ich gehe allerdings
nicht so weit, Ihnen so viel Bedeutung beizumes-
sen, dass Ihr Antrag jetzt der Grund dafür war, dass
das Kabinett den Demografiebericht verabschiedet
hat. Ich denke schon, die Entstehung beider Sa-
chen ist parallel gelaufen.

Ich will jetzt auch nicht noch mal auf alle Details
eingehen, die hier von meinen Vorrednern schon
genannt wurden, aber ein paar Bemerkungen doch
noch. Ich hatte bereits gesagt, wir arbeiten an dem
Thema „Demografischer Wandel“ und wie wir den
demografischen Wandel bewältigen werden. Hier
kann ich mich teilweise der Auffassung von Frau
Schubert anschließen, dass wir es nicht schaffen
werden, gegen den demografischen Wandel anzu-
gehen, so wie es Frau Scheringer-Wright gefordert
hat, weil ganz einfach die Müttergenerationen, die
künftig die Kinder bekommen müssten, schon in
der Vergangenheit nicht mehr geboren wurden.
Wenn man sich die Statistiken anschaut, dann ging
das schon zu DDR-Zeiten mit dem ersten Pillen-
knick los. Wir werden nicht dahin kommen - zumin-
dest ist es nicht das Familien- und Gesellschaftsbild
heute -, dass wieder so viele Kinder angeschafft
werden, dass wir diese Bevölkerungspyramide
letztendlich umkehren können. Trotzdem - das sa-
ge ich hier ganz deutlich - muss es unser Ziel sein,
eine familien- und kinderfreundliche Gesellschaft zu
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schaffen. Ich sage, da haben wir in einigen Berei-
chen noch Nachholbedarf. Da gibt es verschiedene
Auffassungen auch innerhalb der Koalition. Ich nen-
ne jetzt nur mal das Erziehungsgeld, aber ich den-
ke mal, eines eint uns doch, dass wir diese Gesell-
schaft kinderfreundlicher, familienfreundlicher ma-
chen wollen.

Es ist zu dem Thema Demografie außer dem De-
mografiebericht schon sehr viel an Vorarbeit geleis-
tet worden in den letzten Jahren. Der Wohnungs-
marktbericht wurde bereits genannt, daraus resul-
tierend haben wir zurzeit das Wohnraumförderge-
setz in der Beratung. Es gibt einen Radverkehrs-
plan für Thüringen, weil das Thema Radverkehr ge-
nannt wurde. Es gibt ein Landesverkehrsprogramm
bis hin zu dem Landesentwicklungsprogramm, wel-
ches wir gestern hier auf der Tagesordnung hatten,
was letztendlich auch zum Ziel hat, die Landespla-
nung in die Richtung zu lenken, dass wir den demo-
grafischen Wandel durch planerische Maßnahmen
flankieren, dass wir das Ziel - ich sagte es gestern
schon -, die Sicherung der Daseinsvorsorge und
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse,
in allen Landesteilen gewährleisten können. Das ist
Auftrag der Politik und da sind letztendlich auch alle
Politikfelder, alle Ressorts gefragt, Ihr Antrag geht
da quer weg über alle Ressorts. Allerdings sind
eben Teile des Antrags kommunale Verantwortung,
zum Beispiel wenn es um die Grundschulhorte
geht. Nichtsdestotrotz muss man das im Zusam-
menhang diskutieren und wir sollten das auch im
Ausschuss dann im Detail machen.

Vielleicht noch zwei Sätze zu meinen Vorrednern.
Frau Scheringer-Wright, wenn Sie hier sagen, wir
schaffen mit der Demografie ein Trugbild und ein
Angstbild. Mir ist eher Angst geworden bei Ihrer Re-
de.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das kann ich mir vorstellen.)

Wenn Sie beklagen, dass wir zu sehr auf Ehrenamt
und Eigenverantwortung setzen, nein, es ist richtig,
dass wir auf das Ehrenamt setzen und dass wir
auch die Dinge, die im Ehrenamt geschehen, würdi-
gen und dass wir auf Eigenverantwortung setzen.
Sie setzen auf Bevormundung aus Ihrer Parteitradi-
tion heraus. Das tun wir nicht, sondern wir setzen
auf Ehrenamt, auf Eigenverantwortung, aber wir sa-
gen auch, da, wo Menschen nicht mehr in der Lage
sind, ihre Dinge eigenverantwortlich wahrzuneh-
men, muss der Staat eingreifen, helfen und unter-
stützen.

Noch ein Wort zu Frau Schubert, weil Sie das The-
ma Hochflurbusse hier heute wieder in dem Zusam-
menhang brachten. Ich dachte eigentlich, das hät-
ten wir damals sehr intensiv im Ausschuss disku-
tiert, und hatte den Eindruck, dass Sie es damals

mit abgesegnet oder zumindest verstanden hätten,
dass wir in Thüringen nun mal eine Situation ha-
ben, dass man nicht überall mit dem Niederflurbus
hinkommt. Ehe ich dann überhaupt gewisse Ortsla-
gen nicht mehr anfahren kann, dann vielleicht doch
lieber mit dem Hochflurbus.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Es gibt Geschäftsführer, die
sagen was ganz anderes. Wir haben uns
auch anderweitig …)

Das mag in Jena sein, wenn ich nicht gerade in die
Kernberge hoch will, ist es relativ flach, aber wir
müssen auch den Thüringer Wald sehen.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Nein, das war nicht in Jena.)

Wir waren uns im Ausschuss dahin gehend einig,
dass eine Förderung von Hochflurbussen möglich
sein soll, wenn nicht dadurch eines erreicht wird,
dass ein Niederflurbus wieder durch einen Hoch-
flurbus ersetzt wird. Dafür gab es aber auch keine
Belege. Es gab den entsprechenden Bericht, des-
wegen ist es mir ein bisschen unerklärlich, warum
Sie das jetzt hier wieder ansprechen.

Wenn Sie mahnen, dass es zu wenig Geld für Rad-
wege gibt, das mag sein, da mögen Sie recht ha-
ben, aber wenn man mal über das flache Land
schaut, wie dort teilweise noch die Straßenzustän-
de, insbesondere auf Landesstraßen, sind, dann ist
es auch richtig, erst einmal dort zu investieren, da-
mit nämlich noch der ÖPNV hinfahren kann, bevor
ich dann der Oma sage, du musst jetzt auf das
Fahrrad steigen.

Vizepräsident Gentzel:

Frau Abgeordnete Doht, es gibt den Wunsch auf ei-
ne Zwischenfrage.

Abgeordnete Doht, SPD:

Ja.

Vizepräsident Gentzel:

Bitte.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Halten Sie es für wahrscheinlich, dass es in 10 oder
20 Jahren mehr ältere Leute in Thüringen geben
wird, ältere Menschen mit Rollator? Meines Wis-
sens werden Tausende von Rollatoren jedes Jahr
in Deutschland verkauft - also Tendenz steigend -,
die dann mit dem Hochflurbus nichts anfangen kön-
nen, auch in den Orten, in denen der Bedarf viel-
leicht jetzt noch nicht existiert?
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Abgeordnete Doht, SPD:

Also zum einen halte ich das für möglich, die wer-
den dann auch nicht auf das Fahrrad steigen kön-
nen mit dem Rollator, nur ganz nebenbei.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Aber in den Niederflurbus
können sie einsteigen.)

Wir haben das Thema Hochflurbus auch dahin ge-
hend diskutiert, dass es Hubeinrichtungen gibt
dann in diesen Hochflurbussen, die zwar nicht das
Nonplusultra sind, da gebe ich Ihnen recht, ein Nie-
derflurbus ist sicherlich die optimale Variante, und
dass damit auch eine Einstiegsmöglichkeit besteht.

(Beifall CDU, SPD)

Wenn Sie ignorieren, dass ich in einigen Bereichen
mit dem Niederflurbus nicht zu Rande komme, und
Sie sagen, wir fördern dort gar nicht mehr, dann
werden Sie eines erreichen, dass es dort irgend-
wann keinen ÖPNV mehr gibt, und ich weiß nicht,
ob das dann im Sinne der älteren Leute ist.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Untermann von der FDP-Fraktion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich
möchte, bevor ich jetzt meine eigentlichen Ausfüh-
rungen beginne, noch einmal drei Worte sagen zur
Frau Scheringer-Wright. Frau Scheringer-Wright,
ich habe 40 Jahre in der DDR gelebt. Ich möchte
keine Minute vermissen, weil das mein Leben war,
ich hatte meine Freunde, ich hatte meine Familie,
hatte meinen Fußball, hatte meine Arbeit. Was ich
nicht hatte, war natürlich die Freiheit und das ist ei-
ne ganz wichtige Sache, die wir damals nicht hat-
ten. Aber was will ich jetzt damit sagen? Ich muss
leider sagen, wenn es die DDR nicht gegeben hät-
te, hätte es auch keine Treuhand gegeben, das ist
doch das Entscheidende.

(Beifall FDP)

Ich bin mit vielen Entscheidungen der Treuhand ge-
nauso wie Sie manchmal nicht einverstanden ge-
wesen. Sie wissen auch alle, dass es dort
Missbrauch gegeben hat. Solche Sachen wird es
immer geben und das verurteile ich auf das Schärf-
ste, aber es war nicht zu verhindern, es hat sogar -
wie wir ja wissen - Todesopfer und andere Sachen
gegeben. Also da bin ich mit Ihnen einig, aber wie
gesagt, das hätte alles nicht sein müssen, wenn es
das damals - ich habe es schon gesagt - gar nicht
gegeben hätte leider Gottes.

Frau Schubert, zu Ihnen noch einmal: Ich kann ja in
das Papier nicht alles hineinschreiben, was ich bis
jetzt gesammelt habe, das ist auch nicht Sinn der
Sache. Wir machen in unserer nächsten …

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wir machen das dann im
Ausschuss.)

Ich bin noch nicht fertig mit reden. Wir werden in
unserer nächsten Klausurtagung gerade das The-
ma behandeln, wir haben das in der letzten Klau-
surtagung behandelt und es wird ein umfangreiches
und stichhaltiges Papier geben, wo Sie dann si-
cherlich auch nachlesen können, was wir jetzt mei-
nen und was wir jetzt vorhaben; nur so viel zum In-
halt.

Frau Doht, mich freut es, dass Sie auch gesagt ha-
ben, dass wir das im Ausschuss übernehmen kön-
nen, das werden wir sicherlich befürworten. Ich
möchte nur manche Prognose nicht so pessimi-
stisch sehen. Sicherlich sind die Rechnungen alle
irgendwie wissenschaftlich fundiert, aber ich weiß
nicht, was für Faktoren in den nächsten 5, 10, 15
Jahren kommen, wo diese ganze Rechnung viel-
leicht irgendwo einmal über den Haufen geschmis-
sen wird. Ich will es einfach mal so sagen; siehe die
Wende, siehe Zuwanderung usw. Deshalb bin ich
nicht ganz so pessimistisch, dass wir so viele Leute
in Deutschland verlieren. Ich glaube auch nicht dar-
an und denke, dass wir das auch noch schaffen
werden.

Aber jetzt zu unserem Antrag: Die Demografiestra-
tegie haben wir bereits, wie gesagt, am 16. Oktober
2012 eingereicht, heute werden wir darüber disku-
tieren bzw. dann später hoffentlich auch im Aus-
schuss. Die Ministerpräsidentin betonte in ihrer Re-
de zum Thüringen-Monitor im November 2012,
dass Thüringen massive Probleme durch den de-
mografischen Wandel hat. Das belegt der erste De-
mografiebericht 2011 für Thüringen. Zwei Monate
nach Einreichung unseres Antrags, konkret seit
dem 11. Dezember - also seit zwei Tagen -, stellt
die Landesregierung den Demografiebericht Teil 2
und Teil 3 zur Verfügung. In der Kürze der Zeit war
es natürlich nicht möglich, diesen umfassenden Be-
richt im Detail durchzuarbeiten. Trotzdem auch
noch einmal schönen Dank an den Minister. Ihre
Ausführungen - das hatte ich ganz vergessen am
Anfang zu sagen - waren kurz, aber prägnant und,
ich denke, es war auch ausreichend, zumindest für
jetzt.

Die Studien zum demografischen Wandel in Thürin-
gen stellen lediglich eine sachliche, räumlich diffe-
renzierte Analyse dar. Dem Demografiebericht
Teil 2 und 3 ist zu entnehmen, dass bei der Erarbei-
tung 38 Institutionen beteiligt waren. Dazu zählen
Kammern, Vereine, Hochschulen, kommunale Ein-
richtungen usw. Im Jahre 2011 veröffentlichte der
Beauftragte der Bundesregierung für die neuen
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Länder ein Handlungskonzept zur Sicherung der
privaten und öffentlichen Infrastruktur des vom
Wandel betroffenen ländlichen Raums. Auch das
erwähnen Sie in Ihrem Demografiebericht. Aber,
wie gesagt, ich habe ja gelernt, es ist nicht nur
ländlich, aber hauptsächlich sind wir in Thüringen
hier ländlich. So haben die drei Länder - Thüringen,
Sachsen und Sachsen-Anhalt - eine länderüber-
greifende Zusammenarbeit in der Demografiepolitik
beschlossen. Sehr gut, sage ich nur, aber es birgt
natürlich auch Gefahren, hier eine loyale und auch
sachliche Verhandlung anzustreben und lokale In-
teressen dann nicht in den Vordergrund zu stellen.
Das ist schon mal mit auf den Weg zu geben, wenn
dies zustande kommen wird. Aus diesem Grund ha-
ben wir die Landesregierung in unserem Punkt 1
gebeten, zu den getätigten Maßnahmen zu berich-
ten. Die Empirica-Demografiestudie für Thüringen
stellte fest, dass langfristige Ziele stärker in den
Mittelpunkt gerückt werden müssen, um den Her-
ausforderungen des demografischen Wandels wirk-
sam begegnen zu können. Die aktive Gestaltung
des demografischen Wandels erfordert neue und
unkonventionelle Strategien und Lösungsansätze
auf allen Handlungsebenen, von der Landesregie-
rung bis hinab zu den kommunalen Entscheidungs-
trägern. Die Kommunalpolitik darf hier nicht allein
gelassen werden, das möchte ich extra noch ein-
mal betonen. Kommunen benötigen für die Bewälti-
gung des demografischen Wandels die Unterstüt-
zung der Landespolitik.

Um die Umsetzung individueller regionaler Projekte
und Maßnahmen zur Bewältigung des demografi-
schen Wandels zu ermöglichen, steht das Land in
der Pflicht, die Voraussetzungen dafür zu schaffen.
Deshalb fordern wir eine Demografiestrategie für
Thüringen, in der Aussagen zu relevanten Themen
in allen Politikfeldern getroffen werden. Dazu zählt
unter anderem die Wohnraum- und Verkehrsent-
wicklung, Gesundheit und Pflege, Bildung und Kul-
tur, die angemessene Finanzausstattung der Kom-
munen, effiziente Gestaltung und Modernisierung
der Vergabeverfahren. Gerade für kleine Unterneh-
men sind diese Sachen von großer Wichtigkeit.

(Beifall FDP)

Wie wir gehört haben, hat die Landesregierung in
den einzelnen Politikfeldern Initiativen begonnen,
jedoch dürfen die Initiativen nicht nur auf den Stadt-
umbau beschränkt werden. Nur eine ressortüber-
greifende Strategie mit langfristigen Zielen und
Handlungsfeldern bringt Thüringen voran. In der
Pressemitteilung am 11. Dezember informierte Mi-
nister Carius - Zitat aus der Pressemitteilung: „Un-
ser Ziel ist es, noch in dieser Wahlperiode in einem
landesweiten Dialogprozess, in dem sich alle Thü-
ringerinnen und Thüringer einbringen können, eine
Zukunftsstrategie für den Freistaat zu entwickeln.“
Herr Minister, das ist auch unser Anliegen. Das ist
das Anliegen unseres Antrags und den haben wir

nicht erst seit zwei Tagen, sondern den haben wir
schon länger hier vorliegen.

(Beifall FDP)

Wir sind jedoch schon vor acht Wochen, wie ge-
sagt, mit diesem Antrag an die Öffentlichkeit gegan-
gen. Es wird, wie gesagt, was ich vorhin schon ge-
sagt habe, ein Papier im Frühjahr geben, wo wir
diese einzelnen Vorschläge auflisten werden und
auch noch einmal diskutieren werden. Viele Punkte
unseres Antrags gehen natürlich, wie Sie schon ge-
sagt haben und wie auch die Frau Doht berichtete,
mit den Betrachtungen der Politikfelder Ihres Be-
richts konform. So bestehen Parallelen unter ande-
rem beim ehrenamtlichen Engagement - darüber
werden wir heute wahrscheinlich auch noch re-
den -, beim Thema interkommunale Zusammenar-
beit, bei der Absicherung der stationären und am-
bulanten Betreuung in der Gesundheitswirtschaft,
um nur einige zu nennen. Im Hinblick auf die zu-
nehmenden Kosten für die Gesundheit Älterer und
die damit verbundene Belastung Jüngerer spielt die
Entwicklung von Konzepten und Maßnahmen zur
Gesundheitsförderung eine wesentliche Rolle. Die
Zahlen zu den Wohnformen der Pflegebedürftigen
belegen, dass der Grundsatz „ambulant vor statio-
när“ in Thüringen Praxis ist.

(Beifall FDP)

Dieses wird sich in Zukunft noch weiter verstärken,
da die künftig älteren Menschen überwiegend das
eigenständige Wohnen wünschen, auch für den
Fall der höchsten Pflegebedürftigkeit. Ein möglichst
langes Wohnenbleiben im eigenen Zuhause und
die Möglichkeit, bei Bedarf Hilfe in Anspruch neh-
men zu können, sind auch von gesamtgesellschaft-
lichem Interesse, da die Leistungen, die über die
Pflegekasse finanziert werden, nicht die Kosten im
stationären Pflegeheim abdecken und zu einem
großen Anteil von Selbstzahlern bzw. über die Sozi-
alhilfeträger finanziert werden müssen. Dafür muss
aber das Land die Grundvoraussetzungen in Ge-
sundheitspflege und Betreuung, Förderpolitik und in
der Wohnraumpolitik schaffen. In den Regionen
gibt es zahlreiche Ideen und Ansätze, das A und O
ist jedoch hier wie immer die Finanzierung. Die
Kommunen und Landkreise haben durch die knap-
pen Zuweisungen beim KFA gewaltige Probleme,
ihre Pflichtaufgaben zu erfüllen. Für etwas anderes
reicht das Geld kaum noch. Wollen wir die Bürge-
rinnen und Bürger in Thüringen halten bzw. ein Zu-
zugsland werden, so steht die Entwicklung der In-
frastruktur dem gegenüber. So muss die soziale
und technische Infrastruktur auch im Umland der
zentralen Orte gewährleistet sein.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Den Sofort-
bericht hat schon die Regierung gegeben.)

Keine Zeit? Ich bin gleich fertig. Entwickeln sich die
Oberzentren, Mittelzentren wirtschaftlich, kulturell
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und in ihrer Infrastruktur, so wird dieses Zuzug im
Umland zur Folge haben. Also dürfen die Kleinstäd-
te und Dörfer nicht außen vor gelassen werden. Die
Absicherung der Daseinsvorsorge ist die Voraus-
setzung für gleichwertige Lebensbedingungen in
Thüringen. Dafür braucht man aber eine Strategie,
die kontinuierlich umgesetzt wird. In der Strategie
sollen auch Aussagen zur Finanzierung getroffen
werden. Die sich langfristig vollziehenden demogra-
fischen Prozesse kollidieren dabei oft mit den kurz-
fristigen politischen Wahlperioden. Deshalb sind
Leitbilder und Zukunftsstrategien notwendig.

Wir haben mit unserem Antrag einige Themen vor-
geschlagen. Diese stellen nur eine Auswahl dar.
Wir erwarten seitens der Landesregierung bis 2013
eine Strategie mit Maßnahmen, die langfristige Wir-
kungen zeigen.

(Beifall FDP)

Dass Sie das planen, haben Sie vor zwei Tagen in
der Presse kundgetan. Wir würden gern im Aus-
schuss für Bau, Landesentwicklung und Verkehr
über die Demografiestrategie und Zukunftsstrategie
diskutieren. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Es gibt noch eine Wort-
meldung durch die Abgeordnete Tasch.

Abgeordnete Tasch, CDU:

Auch wenn manche jetzt Hunger haben, ich muss
trotzdem noch einmal hier vor. Liebe Frau Schu-
bert, wissen Sie, was mir heute wieder klar gewor-
den ist - das ist mir schon länger klar geworden,
aber heute an Ihrem Redebeitrag ganz deutlich -,
Sie haben eine städtische Brille auf,

(Heiterkeit Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Liebe Frau Tasch.)

eine städtische Brille und alles, was wir in unserem
Bereich betrachten, habe ich den Eindruck - viel-
leicht ist das auch subjektiv -, wird nur unter dem
Bereich Stadt gesehen. Das ist tendenziell bei den
GRÜNEN immer so.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wo ist das Problem?)

Bei jedem Thema, mit dem wir uns hier beschäfti-
gen, LEP, bei allen Sachen wird immer wieder sug-
geriert, wir haben zu viele Straßen. Wir müssen un-
bedingt Straßen zurückbauen und, und, und. Ich
darf einmal so ein Beispiel bringen. Die kleinste Ge-
meinde im Landkreis Eichsfeld, die Gemeinde Eich-

struth, hat 93 Einwohner. Diese 93 Einwohner müs-
sen zur Arbeit, in die Schule, wo auch immer hin-
fahren. Die 93 Personen brauchen eine Straße.
Den 93 Einwohnern von Eichstruth ist auch nicht
damit gedient, wenn man ihnen morgen einen Rad-
weg baut in die Nachbargemeinde Dieterode, die
hat nämlich nur 100 Einwohner, das nutzt ihnen
auch nichts. Ich will jetzt nicht Radwege in Abrede
stellen, wir brauchen auch Radwege und gerade im
städtischen Bereich hat der Radwegeverkehr eine
ganz andere Bedeutung als zwischen Dieterode
und Eichstruth, das ist alles wichtig. Wir müssen
aber hier ganz Thüringen im Blick haben. Bei allem,
was wir machen und was wir tun, können wir nicht
nur aus der städtischen Brille von Erfurt und Jena
hier Demografie und alle anderen Probleme be-
trachten, sondern wir müssen auch den ländlichen
Bereich und unsere kleinen Dörfer im Blick haben,
denn da wohnen auch noch Menschen und die
müssen von A nach B kommen.

Sie haben auch wieder kritisiert, wir würden uns
überhaupt nicht um den öffentlichen Personennah-
verkehr - SPNV und ÖPNV - kümmern. Ich möchte
nur noch einmal sagen, 2017 wird ja Erfurt der Kno-
tenpunkt im ICE und dann werden auch die Lan-
desteile an die Vertaktung angeschlossen und das
ist auch gut. Das wird sicher auch die Attraktivität
steigern. Aber ich möchte auch mal auf eine Studie
hinweisen, die in diesem Jahr im Kyffhäuserkreis
stattgefunden hat, und zwar hat die Hochschule Er-
furt in allen Arztpraxen im Kyffhäuserkreis Zettel
ausgelegt, wie die Menschen zum Arzt kamen, aus
den Dörfern nach Sondershausen oder Bad Fran-
kenhausen. Das hat ergeben, dass über 90 Prozent
auch der älteren Menschen mit dem Auto gefahren
sind, weil auch für die älteren Menschen die Mobili-
tät ein hohes Gut ist. Die Leute wollen bis in das
hohe Alter mit dem Auto fahren und wir können kei-
nen auf den Bus zwingen oder auch nicht. Wir müs-
sen an die denken, die nicht mehr von A nach B
kommen. Und Ihr Beispiel mit dem Rollator, also ich
glaube, dass die Busse, die heute gekauft werden,
in 20 Jahren, wenn wir dann so weit sind mit einem
Rollator, ich von Küllstädt bis Dingelstädt fahren
muss, dann ist der Bus sowieso kaputt und bis da-
hin gibt es einen mit Niederflur, hoffe ich, und wenn
nicht, komme ich da auch schon irgendwie hin.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Da sind Sie halt noch zu jung,
Frau Tasch.)

Ich möchte wirklich noch mal hier dafür werben,
dass wir Stadt und Land im Blick haben und nicht
alles so einseitig mit der Stadtbrille sehen.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Gentzel:

Frau Tasch, es gibt den Wunsch auf eine Nachfra-
ge.

9926 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012

(Abg. Untermann)



Abgeordnete Tasch, CDU:

Ja, gerne. Wenn ich sie beantworten kann.

Vizepräsident Gentzel:

Frau Abgeordnete Schubert, bitte.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Tasch, halten Sie es denn für möglich, dass
die Finanzierungsprobleme, die wir jetzt beim Stra-
ßennetz haben und auch die, die die Kommunen
dadurch haben, dass sie viele Straßen durch die
Umstufung bekommen, auch etwas damit zu tun
haben, zwar nicht unbedingt mit der Netzlänge,
aber doch mit der Breite der Straßen? Oder worauf
führen Sie es zurück, dass wir Finanzierungspro-
bleme beim Erhalt haben?

Abgeordnete Tasch, CDU:

Weil wir zu wenig Geld im Haushalt eingestellt ha-
ben für die Unterhaltung, weil wir viele Straßen ha-
ben. Das bedingt aber auch, dass wir viele kleine
Dörfer im ländlichen Raum haben. Das habe ich
gerade an dem Beispiel gebracht. Egal, wie viele
Menschen in einem Dorf wohnen, trotzdem brau-
chen die eine Straße. Sicher kann man vielleicht ei-
ne Kreisstraße etwas … bei der Sanierung etwas
… also unter 5,50 m … Im Großen und Ganzen ist
der Verkehrshaushalt unterfinanziert und da wün-
schen wir uns alle mehr Geld, aber der Finanzmi-
nister hält seine Taschen zu und wo nicht mehr ist,
kann man auch nicht mehr rausholen.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Dann müssen Sie den Golde-
sel aber anschaffen, den Herr Voß dann an-
zapft.)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Ich schaue noch mal in
die Runde. Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht
vor und da kann ich zunächst erst mal die Ausspra-
che schließen. Und ich frage: Kann ich davon aus-
gehen, dass das Berichtsersuchen zu Nummer I
des Antrags erfüllt ist, oder erhebt sich Wider-
spruch? Es gibt keinen Widerspruch. Dann frage
ich noch mal zur Klarstellung, wie wir jetzt weiter-
machen: Die Ausschussüberweisung, die den Aus-
schuss für Bau, Landesentwicklung und Verkehr
und den Innenausschuss betrifft, dieser Antrag be-
zieht sich auf die Nummer II des Antrags, ist das
richtig so? Ich sehe überall Nicken.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Der Minister
hat doch selbst gesagt, er möchte den Be-
richt weiterberaten haben.)

Vizepräsident Gentzel:

Ja, aber der Minister hat ja nicht allzu viel zu sagen,
weil jetzt die Abgeordneten reden und handeln.

Abgeordneter Barth, FDP:

Das ist richtig, Herr Präsident, aber wenn Sie die
Gelegenheit kurz einräumen würden, würde ich ge-
nau dieses dann für meine Fraktion beantragen,
dass wir auch den Bericht mitberaten.

Vizepräsident Gentzel:

Ja, dann haben wir folgende Regularien: Erstens
gibt es die Weiterberatung des Sofortberichts nur in
einem Ausschuss und nicht in zwei und zweitens
müssen dann alle Fraktionen zustimmen, die die
Beratung des Sofortberichts verlangt haben. Dann
schaue ich mal in Richtung Parlamentarische Ge-
schäftsführer: Gibt es da Zustimmung?

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Nein.)

Von einer Fraktion gibt es keine Zustimmung, also
gibt es keine Weiterberatung des Sofortberichts im
Ausschuss. Aber wir stimmen jetzt über die Num-
mer II des Antrags ab und da über die Ausschuss-
überweisung. Ich frage zuerst, wer möchte die
Nummer II des Antrags an den Ausschuss für Bau,
Landesentwicklung und Verkehr überweisen, den
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das ist die Zu-
stimmung der Fraktionen der FDP, der CDU, der
SPD, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von der
Fraktion DIE LINKE. Damit ist der Überweisung
stattgegeben.

Wer wünscht die Überweisung des gleichen An-
trags, also wieder Nummer II, an den Innenaus-
schuss, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Ja,
Freunde, irgendjemand muss es doch beantragt
haben? Okay, dann nehme ich zur Kenntnis, keine
Jastimmen. Wie sieht es denn mit Neinstimmen
aus?

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Nein, wir
wollten es nur noch mal hören, Herr Präsi-
dent.)

Ich danke wenigstens den paar Abgeordneten, die
noch mitmachen, vereinzelte Neinstimmen aus der
CDU, von der SPD und von den GRÜNEN. Wer
enthält sich denn der Stimme? Stimmenthaltung
von der Fraktion DIE LINKE. Wir sind in der Abstim-
mung, jetzt gibt es keinen Geschäftsordnungsan-
trag. Einige oder Enthaltungen von der Fraktion der
FDP und 1 Enthaltung bei der Fraktion Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN. Damit ist die Drucksache
5/5139 und hier die Nummer II überwiesen aus-
schließlich an den Ausschuss für Bau, Landesent-
wicklung und Verkehr.

Ich schließe jetzt den Tagesordnungspunkt und wir
gehen in die Mittagspause bis 14.05 Uhr. Noch mal
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zur Klarstellung: Es gibt die Einigung aller Fraktio-
nen, dass wir jetzt in der Fragestunde alle 14 Fra-
gen abarbeiten, auch in Richtung Landesregierung,
dass dann die entsprechenden Minister und Staats-
sekretäre anwesend sind. Ich wünsche Ihnen guten
Appetit.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 33

Fragestunde

Wir beginnen mit der Mündlichen Anfrage des Ab-
geordneten Kuschel von der Fraktion DIE LINKE in
der Drucksache 5/5196.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Finanzielle Auswirkungen der geplanten Auflösung
der Wachsenburggemeinde und deren Eingliede-
rung in die Gemeinde Ichtershausen

Im Rahmen der Freiwilligkeit hat sich die Wachsen-
burggemeinde aufgelöst und in die Gemeinde Ich-
tershausen eingliedern lassen. Das neue Gemein-
degebilde soll „Amt Wachsenburg“ heißen.

Die Wachsenburggemeinde erhielt bisher Schlüs-
selzuweisungen und würde diese auch 2013 erhal-
ten. Eine künftige Gemeinde „Amt Wachsenburg“
würde aufgrund der überdurchschnittlichen Steuer-
kraft der bisherigen Gemeinde Ichtershausen 2013
hingegen nach Kenntnis des Fragestellers keine
Schlüsselzuweisungen mehr erhalten. Die Gemein-
de Ichtershausen müsste aufgrund seiner Steuer-
kraft 2013 eine Finanzausgleichsumlage (soge-
nannte Reichensteuer) zahlen.

Die Stadt Arnstadt ist bisher erfüllende Gemeinde
für die Wachsenburggemeinde. Hierfür hat die
Stadt Arnstadt das erforderliche Personal zusätzlich
bereitgestellt. Zugleich erhielt die Stadt Arnstadt die
der Wachsenburggemeinde zustehende Auftrags-
kostenpauschale.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist es zutreffend, dass die künftige Gemeinde
„Amt Wachsenburg“ im Jahr 2013 keine Schlüssel-
zuweisungen erhält?

2. Welche finanziellen Auswirkungen entstehen
durch die Bildung der Gemeinde „Amt Wachsen-
burg“ auf die zu zahlende Finanzausgleichsumlage
(sogenannte Reichensteuer) für die bisherige Ge-
meinde Ichtershausen im Jahr 2013?

3. Welche finanziellen Auswirkungen entstehen für
die Stadt Arnstadt durch die Bildung der Gemeinde
„Amt Wachsenburg“, insbesondere mit Blick auf die
Auftragskostenpauschale und den daraus finanzier-
ten Verwaltungsanteil für die Erfüllung der Wach-
senburggemeinde?

4. Welche finanziellen Auswirkungen entstehen für
den Ilm-Kreis durch die Bildung der Gemeinde „Amt
Wachsenburg“, insbesondere hinsichtlich der Höhe
der Kreisumlage?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Finanzmi-
nisterium, und zwar macht das der Staatssekretär
Diedrichs.

Diedrichs, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, im Namen der Landesre-
gierung beantworte ich die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Kuschel wie folgt:

Zu Frage 1: Auf Basis des dem Landtag vorliegen-
den Entwurfs eines Thüringer Gesetzes über die
Änderung der Finanzbeziehungen zwischen Land
und Kommunen würde die künftige Gemeinde „Amt
Wachsenburg“ keine Schlüsselzuweisungen erhal-
ten. Hintergrund sind die hohen Steuereinnahmen
und damit die hohe Steuerkraftmesszahl der bishe-
rigen Gemeinde Ichtershausen.

Zu Frage 2: Im Jahr 2012 wurde für die Gemeinde
Ichtershausen eine Finanzausgleichsumlage in Hö-
he von 1.862.884 € festgesetzt, die im Jahr 2013 zu
zahlen ist. Die Höhe der Finanzausgleichsumlage
ändert sich auch nicht durch den zuvor genannten
Gesetzentwurf. Die Zahlungspflicht geht insoweit
auf die neue Gemeinde „Amt Wachsenburg“ über.
Für die neue Gemeinde „Amt Wachsenburg“ würde
auf Basis einer Modellrechnung, die sich auf den
zuvor genannten Gesetzentwurf bezieht, im Jahr
2013 eine Finanzausgleichsumlage von rund
2.445.900 € festgesetzt werden, die im Jahr 2014
zahlbar wäre. Ohne den Gemeindezusam-
menschluss müsste die Gemeinde Ichtershausen
auf Basis des Jahres 2013 im Jahr 2014 eine Fi-
nanzausgleichsumlage von rund 2.772.600 € zah-
len. Insofern führt der Gemeindezusammenschluss
nicht nur zu einem Wegfall der Schlüsselzuweisun-
gen der Wachsenburggemeinde, sondern auch zu
einer Verringerung der künftigen Finanzausgleichs-
umlage.

Zu Frage 3: Die Stadt Arnstadt erhält im Jahr 2012
für die Erfüllung der Aufgaben des übertragenen
Wirkungskreises für die Wachsenburggemeinde
insgesamt 26.472,42 €. Mit der Bildung der Ge-
meinde „Amt Wachsenburg“ erhält die Stadt Arn-
stadt kein Geld mehr aus der Auftragskostenpau-
schale beziehungsweise dem Mehrbelastungsaus-
gleich für die Wachsenburggemeinde. Die Aufga-
benerfüllung für die übertragenen Aufgaben der
Wachsenburggemeinde fällt damit ebenfalls bei der
Stadt Arnstadt weg. Für die Erfüllung weiterer kom-
munaler Aufgaben zahlt die Wachsenburggemein-
de nach eigenen Angaben an die Stadt Arnstadt im

9928 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012

(Vizepräsident Gentzel)



Jahr 2012 eine Umlage von rund 15.000 €. Diese
fällt im Rahmen einer Gemeindefusion im Jahr
2013 ebenfalls weg. Allerdings entfällt damit auch
hier die diesbezügliche Aufgabenerfüllung durch die
Stadt Arnstadt.

Zu Frage 4: Die Umlagegrundlagen des Ilm-Kreises
sinken auf Basis des zuvor genannten Gesetzent-
wurfs zum FAG durch den Gemeindezusam-
menschluss um rund 600.000 €. Ursächlich hierfür
ist der Wegfall der Schlüsselzuweisungen der
Wachsenburggemeinde. Auf Basis des aktuell gülti-
gen Kreisumlagesatzes von 36 Prozent würde das
Kreisumlagesoll durch die Auswirkung der Gemein-
defusion um rund 216.000 € sinken. Zugleich stei-
gen bei einer Gemeindefusion aufgrund der gerin-
geren Umlagegrundlagen die Schlüsselzuweisun-
gen des Ilm-Kreises um rund 144.000 €. Vielen
Dank.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke. Herr Präsident, kann ich gleich beide mir
zustehenden Nachfragen stellen?

Vizepräsident Gentzel:

Ja.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke schön. Herr Staatssekretär, vielen Dank. Sie
haben im Zusammenhang mit Auftragskostenpau-
schale oder Mehrbelastungsausgleich darauf ver-
wiesen, dass die Stadt Arnstadt nicht mehr die An-
teile für die Wachsenburggemeinde bekommt, aber
gleichzeitig dort die Aufgaben entfallen sind. Wie
sehen Sie denn als Vertreter der Landesregierung
den Umstand, dass aber das dafür vorgehaltene
Personal bei der Stadt Arnstadt immer noch vor-
handen ist und aufgrund der beamten- und ta-
rifrechtlichen Regelungen überhaupt nicht kurzfri-
stig die Stadt Arnstadt in der Lage ist, diesen Per-
sonalbestand „zurückzufahren“? Zweitens: Aus den
hier dargestellten finanziellen Auswirkungen, inwie-
weit haben dabei die Stadt Arnstadt und der Ilm-
Kreis Anspruch auf Erstattung der resultierenden
Mindereinnahmen infolge dieses Gesetzes?

Diedrichs, Staatssekretär:

Zunächst einmal zu der Frage des Personalminder-
bedarfs: Angesichts der Zahlen, über die wir hier
sprechen, entsteht allenfalls ein geringfügiger Min-
derbedarf an Personal. Bei den übertragenen Auf-
gaben hatte ich 26.000 € genannt. Wie viele Stellen
damit verbunden sind, kann ich Ihnen nicht sagen.
Ich gehe aber davon aus, dass dieser Minderbedarf

im Rahmen der üblichen Betriebsorganisation der
Stadt anderweitig ausgeglichen werden kann.

Zum Zweiten, was einen finanziellen Ausgleich be-
trifft, hierauf besteht nach meiner Kenntnis kein
Rechtsanspruch. Sie meinen den Ausgleich für die
Mindereinnahmen aus Schlüsselzuweisungen für
eine neue Einheitsgemeinde. Dazu gibt es keinen
Anspruch auf Ausgleich.

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Staatssekretär. Wir machen weiter mit
der Mündlichen Anfrage der Abgeordneten Stange
von der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/
5284.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Diskussion über die „Pille danach“

Im „Neuen Deutschland“ vom 28. November 2012
wird von einer Bremer Bundesratsinitiative berich-
tet, derzufolge die rezeptfreie Abgabe der „Pille da-
nach“ im Bundesrat abgelehnt worden sei. In der
Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag zu „Pille und ‚Pille danach’“
(Bundestagsdrucksache 17/10557) heißt es unter
anderem in Punkt 6, dass sich derzeit keine Mehr-
heit für die Entlassung von Notfallkontrazeptiva aus
der Verschreibungspflicht im Bundesrat abzeichne,
und unter Punkt 7 und 8, dass die Bundesregierung
weder zum Abstimmungsverhalten noch zu mögli-
chen Bedenken einzelner Bundesländer, die even-
tuell in nicht öffentlichen Sitzungen der Ländergre-
mien geäußert wurden, Stellung nehmen könne.
Anderen Quellen, wie zum Beispiel einer Anfrage
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Bran-
denburger Landtag, zufolge, habe sich Bremen bei
der Gesundheitsministerkonferenz im Juni 2012
darum bemüht, dass ein solcher Bundesratsantrag
auf den Weg gebracht wird, und sei bereits dort ge-
scheitert.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Position hat die Landesregierung zur Än-
derung der Verordnung über die Verschreibungs-
pflicht von Arzneimitteln hinsichtlich der rezeptfrei-
en Abgabe der sogenannten Pille danach?

2. Gab es im Bundesrat eine Diskussion zu dem
oben genannten Thema und wie hat sich die Lan-
desregierung dabei verhalten?

3. Wie haben sich die Vertreter der Landesregie-
rung bei der Diskussion auf der Gesundheitsminis-
terkonferenz zu dem Anliegen Bremens verhalten,
die „Pille danach“ rezeptfrei abzugeben?
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Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit. Ich sehe
schon den Herrn Staatssekretär Dr. Schubert.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, namens der
Landesregierung beantworte ich die Mündliche An-
frage der Abgeordneten Stange wie folgt:

Das für Gesundheit zuständige Ressort der Lan-
desregierung lehnt die rezeptfreie Abgabe der so-
genannten Pille danach und damit die Herausnah-
me des Wirkstoffs Levonorgestrel aus der Ver-
schreibungspflicht für die Notfallrezeption ab. Die
Initiative von Bremen für eine entsprechende Ände-
rung der Arzneimittelverschreibungsverordnung
wird so wie im Übrigen auch von der Mehrheit der
Länder nicht unterstützt. Die Landesregierung hat -
insgesamt jetzt gesehen - das Thema nicht debat-
tiert. Ein zur diesjährigen Frühjahrssitzung der Ar-
beitsgemeinschaft der obersten Landesgesund-
heitsbehörden und zur Amtschefkonferenz der Ge-
sundheitsministerkonferenz im Mai 2012 von Bre-
men eingebrachter entsprechender Beschlussvor-
schlag zur Herausnahme der „Pille danach“ aus der
Verschreibungspflicht fand keine Ländermehrheit.

Die Fragen 2 und 3 würde ich zusammen beant-
worten: Ein zur diesjährigen Frühjahrssitzung der
Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesgesund-
heitsbehörden und zur Amtschefkonferenz im Mai
2012 von Bremen eingebrachter entsprechender
Beschlussvorschlag zur Herausnahme der „Pille
danach“ aus der Verschreibungspflicht fand keine
Mehrheit. Deshalb wurde - wie schon unter 1 aus-
geführt - der Tagesordnungspunkt auch nicht auf
der Gesundheitsministerkonferenz behandelt. Auch
im Bundesrat wurde eine solche Initiative nicht ein-
gebracht. Demzufolge gab es auch keine Diskussi-
on und keine Positionierung der Landesregierung
hierzu. Eine aktuelle Initiative oder gar ein entspre-
chender Änderungsantrag, wie von Bremen andis-
kutiert wurde, ist uns nicht bekannt.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Danke. Herr Staatssekretär, Sie haben ja zu Beginn
der Ausführungen geäußert, dass die „Pille danach“
im Prinzip abgelehnt wird durch die Landesregie-
rung. Ich habe aber nicht gehört, was die ursächli-
chen Gründe sind. Vor allem frage ich vor dem Hin-
tergrund, dass vor allen Dingen eine Vielzahl von
europäischen Nachbarländern seit vielen Jahren
die „Pille danach“ rezeptfrei gestellt haben und

dass es natürlich auch eine Verbesserung für Mäd-
chen und junge Frauen darstellen kann.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Da muss ich Ihnen sagen, Sie haben auch nicht da-
nach gefragt, warum wir das abgelehnt haben. Des-
halb habe ich es nicht beantwortet. Sie haben nur
gefragt, welche Position die Landesregierung hat.
Da habe ich gesagt, die Landesregierung hat insge-
samt keine Position, weil sich die Landesregierung
in Summe nicht damit beschäftigt hat, sondern das
für Gesundheit zuständige Ressort hat eine Positi-
on, das ist Ablehnung. Die Diskussion bei dem The-
ma ist ein bisschen differenziert zwischen den für
den Bereich Jugend zuständigen Leuten und de-
nen, die die gesundheitlichen Aspekte sehen. Für
unser Haus ist der gesundheitliche Aspekt mehr
ausschlaggebend, da die Risiken, die mit dem
Wirkstoff verbunden sind, wenn die Verschrei-
bungspflicht nicht besteht, sondern nur durch Apo-
thekenkauf erfolgt, dermaßen groß werden, dass
man das gesundheitspolitisch nicht vertreten kann.
Das ist eigentlich die Begründung, die auch die
meisten Bundesländer genauso wie wir vertreten.
Dadurch hat sich die Diskussion dann in diese
Richtung entwickelt und deshalb hat Bremen dann
wahrscheinlich auch gemerkt, dass das ganze The-
ma keine Ländermehrheit findet.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage des Abgeordneten Bergner von der
Fraktion der FDP in der Drucksache 5/5300.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Mitgliedergewinnung bei freiwilligen Feuerwehren
und THW - Möglichkeiten, Arbeitgeber von Ver-
tragsstrafen und Schadensersatzansprüchen freizu-
stellen?

Arbeitgeber müssen auf der Grundlage von § 14
Abs. 1 Thüringer Brand- und Katastrophenschutz-
gesetz Mitglieder freiwilliger Feuerwehren sowie
des Technischen Hilfswerks für Einsätze freistellen.
Zur Linderung dieses Anspruchs erhalten Arbeitge-
ber gemäß § 14 Abs. 2 ThürBKG einen Ausgleich
der in der Zeit des Einsatzes anfallenden Lohn- und
Lohnnebenkosten. Was nach derzeitiger Rechtsla-
ge problematisch bleibt, ist die Tatsache, dass die
betroffenen Arbeitgeber vertragsrechtlich nicht frei-
gestellt sind von etwaigen Schadenersatzforderun-
gen oder Vertragsstrafen infolge von Terminverzö-
gerungen, die sich aus dem einsatzbedingten Aus-
fall von Mitarbeitern ergeben können. Dies führt re-
gelmäßig dazu, dass Arbeitsuchende und abhängig
Beschäftigte aus Angst um ihren Arbeitsplatz von
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einer Mitgliedschaft in freiwilligen Feuerwehren
oder im THW Abstand nehmen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Auswirkungen hat nach Ansicht der Lan-
desregierung die Tatsache, dass für private Arbeit-
geber keine Freistellungen von den oben genann-
ten Haftungsansprüchen existieren, die sich nach-
weislich aus dem Einsatz von Mitgliedern freiwilliger
Feuerwehren und THW ergeben?

2. Beabsichtigt die Landesregierung, die derzeitige
Rechtslage zu ändern, um betroffene Arbeitgeber
von etwaigen Haftungsansprüchen freizustellen und
wenn ja, wie?

3. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse vor, in
welcher Höhe bei privaten Arbeitgebern jährlich
Schäden dadurch entstehen, dass diese Haftungs-
ansprüchen ausgesetzt sind (beispielsweise wegen
Terminüberschreitung), die sich nachweislich aus
dem Einsatz von Mitgliedern freiwilliger Feuerweh-
ren oder THW ergeben?

4. Wie viele Freistellungszeiten sind in den Jahren
2009 bis 2011 für Mitglieder der freiwilligen Feuer-
wehren und dem THW angefallen und in welcher
Höhe wurde gemäß § 14 Abs. 2 ThürBKG ein Aus-
gleich gezahlt?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Innenminis-
terium, Herr Staatssekretär Rieder.

Rieder, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, die Mündliche
Anfrage des Abgeordneten Bergner beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige
haben nach § 14 Abs. 1 ThürBKG an Einsätzen,
Übungen, Lehrgängen oder sonstigen Aus- und
Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen. Sie dür-
fen durch ihren Dienst in der Feuerwehr keine un-
zumutbaren Nachteile erleiden und sind für die Zeit
der Teilnahme an Einsätzen, Übungen und Aus-
und Fortbildungsveranstaltungen von der Arbeit
oder Dienstleistungsverpflichtung und, soweit erfor-
derlich, für eine angemessene Zeit davor und da-
nach freizustellen. In Bezug auf private Beschäfti-
gungsverhältnisse steht der Freistellungspflicht des
Arbeitgebers ein öffentlich-rechtlicher Erstattungs-
anspruch gegenüber. Privaten Arbeitgebern ist das
an den Arbeitnehmer fortzuzahlende Arbeitsentgelt
auf Antrag zu erstatten, wobei die Erstattung nach
§ 14 Abs. 2 Satz 1 bis 3 ThürBKG auch den Arbeit-
geberanteil des Sozialversicherungsbeitrags sowie
die freiwilligen Arbeitgeberleistungen umfasst. Der
Gesetzgeber hat damit der Gewährleistung des
Brandschutzes, der allgemeinen Hilfe und des Ka-

tastrophenschutzes, von deren Funktionsfähigkeit
oftmals Leben und Gesundheit von Menschen und
der Erhalt bedeutender Sachwerte abhängen, einen
hohen Stellenwert und einen klaren Vorrang vor
Belangen der Arbeits- oder Dienstpflichten einge-
räumt, gleichermaßen jedoch auch einen angemes-
senen Interessenausgleich in Form einer finanziel-
len Ausfallentschädigung an den Arbeitgeber gere-
gelt. Eine Freistellung für private Arbeitgeber von
möglichen Haftungsansprüchen, die sich nachweis-
lich aus dem Einsatz von Mitgliedern freiwilliger
Feuerwehren ergeben, sieht das Gesetz nicht vor.
Nachteilige, allein auf dieser Tatsache beruhende
Auswirkungen auf die Bereitschaft von Arbeitsu-
chenden oder Arbeitnehmern zu einer Mitglied-
schaft in freiwilligen Feuerwehren oder anderen
Hilfsorganisationen sind der Landesregierung je-
doch nicht bekannt. Der Annahme widerspricht
schon die große Anzahl von mehr als 38.000 Ange-
hörigen, die allein in den Einsatzabteilungen der
freiwilligen Feuerwehren ehrenamtlich tätig sind
und im Regelfall auch die notwendige Unterstüt-
zung ihrer Arbeitgeber erfahren.

Damit bin ich bei der Frage 2 angekommen, die be-
antworte ich mit Nein.

Zu Frage 3: Hierzu liegen keine Erkenntnisse vor.

Zu Frage 4: Die Freistellungszeiten und die Höhe
der Erstattung des fortgezahlten Arbeitsentgelts an
private Arbeitgeber werden landesseitig statistisch
nicht erfasst.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident, vielen Dank, Herr
Staatssekretär. Der klassische Fall, auf den ich ab-
ziele, ist ja der etwa eines kleinen Handwerksmei-
sters, der vielleicht zwei Mitarbeiter noch hat und
mit denen irgendwo termingerecht beispielsweise
eine Baustelle fertigstellt, sagen wir mal zum Bei-
spiel ein Klempner und ein Heizungsbauer, die an
einem bestimmten Tag einen Termin zu erfüllen ha-
ben und es gerade so schaffen könnten. Jetzt tritt
der Fall ein, dass beide Mitarbeiter, die in der frei-
willigen Feuerwehr oder im Technischen Hilfswerk
sind, zu einem Einsatz gerufen werden und sie
schaffen diesen Termin nicht und machen sich da-
mit schadenersatzpflichtig, weil danach Terminket-
ten zum Beispiel auf einer Baustelle ins Stürzen
kommen. Eine Verpflichtung, ihn für diesen Scha-
denersatz zu entschädigen, gibt es nicht, haben Sie
gesagt. Aber gibt es aus Ihrer Sicht das Recht, eine
solche Entschädigungsleistung als Kommune zu
leisten?
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Rieder, Staatssekretär:

Die Kommune ist nach der Haushaltsordnung ver-
pflichtet, die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit einzuhalten. Das heißt, sie ist auch
nur befugt, Gelder zu zahlen, wenn dahinter eine
rechtliche Verpflichtung besteht. Die besteht in die-
sem Fall nicht, so dass ich auch keine Möglichkeit
sehe, hier gewissermaßen auf freiwilliger Basis et-
was zu zahlen, was das Gesetz nicht vorsieht.

Vizepräsident Gentzel:

Eine weitere Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident, vielen Dank, Herr
Staatssekretär. Stimmen Sie mir zu, wenn das so
ist, wie Sie es gerade geschildert haben, dass das
für Arbeitgeber natürlich ein Nachteil ist und für Ar-
beitnehmer ein Grund ist, dass sie sich nicht für
den Dienst in der Feuerwehr oder im Technischen
Hilfswerk entscheiden könnten, weil sie Angst um
ihren Arbeitsplatz haben?

Rieder, Staatssekretär:

Ich habe eben schon gesagt, dass es sich hier nicht
um ein generelles Problem handelt. In Einzelfällen
kann man solche Konstellationen natürlich nicht
ausschließen. Das kann man aber auch vor Ort re-
geln, indem man sich etwa darauf verständigt, dass
in solchen Fällen der betreffende Feuerwehrmann
nicht als Erster zum Einsatz gerufen wird, sondern
andere, bei denen die Situation jetzt so nicht
besteht.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage des Abgeordneten Kemmerich von
der Fraktion der FDP in der Drucksache 5/5301.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Mit dem Beschluss (Drucksache 5/4786) des Thü-
ringer Landtags in seiner 94. Sitzung am 20. Juli
dieses Jahres wurde die Landesregierung unter an-
derem aufgefordert, sich bis Klärung für eine Aus-
setzung des Tarifsystems (ab 1. April 2013) der
GEMA - das ist die Gesellschaft, die sich um die
Verwertung der Musikrechte (das an die jungen
Gäste auf der Tribüne) in Diskotheken und Veran-
staltungen einsetzt - einzusetzen. Hier geht es um
eine signifikante Steigerung.

Ich frage die Landesregierung:

1. Was hat die Landesregierung zur Umsetzung
des Beschlusses (Drucksache 5/4786) bisher ge-
tan?

2. Welche weiteren Initiativen plant die Landesre-
gierung, um einen sinnvollen Interessenausgleich
zwischen Wirtschaft, Vereinen sowie ehrenamtlich
Tätigen und Kulturschaffenden zu ermöglichen?

3. Welche insgesamt transparente und gerechte
Tarifregelung für alle GEMA-Vertragspartner hat die
Landesregierung im Hinblick auf die Ausgestaltung
des Tarifsystems gesehen und wie konnte sie diese
bei der GEMA umsetzen?

4. Wie viele Clubs, Diskotheken, Musikkneipen,
Feste und Festivals in Thüringen sind der Landes-
regierung bekannt, die aufgrund des Ausmaßes der
derzeitigen Gebührenerhöhung von ihrer Existenz
im Jahr 2013 bedroht sind?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit und Technologie. Herr Staats-
sekretär Staschewski, bitte.

Staschewski, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Gäste auf der Tribüne,
ich möchte es noch mal verstärken, was eben Ab-
geordneter Kemmerich gesagt hat, hier geht es um
die Tatsache - um das kurz zu erläutern -, wie viel
Geld muss jemand zahlen, wenn er gewisse Musik
abspielt in der Diskothek oder als Verein bei Veran-
staltungen. Das kann sehr teuer werden. Das wür-
de die Eintrittspreise erheblich erhöhen bzw. teil-
weise die Durchführung seitens von Vereinen, Dis-
koveranstaltungen usw. nicht mehr möglich ma-
chen, wenn man da keine klare Regelung findet.
Um das geht es hier.

Ich antworte auf die Frage des Abgeordneten Kem-
merich für die Landesregierung wie folgt: Wie Sie
wissen, ist eine unmittelbare Einwirkung der Lan-
desregierung auf das Schiedsverfahren nicht mög-
lich, wie bereits auf die Mündliche Anfrage der Ab-
geordneten König von den LINKEN in der Frage-
stunde am 21. September ausgeführt wurde. Wie
aber im Beschluss des Landtags vom 20. Juli gefor-
dert, hat sich deshalb die Landesregierung gemein-
sam mit allen anderen Bundesländern auf den Weg
gemacht und eine Initiative ins Leben gerufen. So
wurde in der Sitzung der Wirtschaftsministerkonfe-
renz am 3. und 4. Dezember dieses Jahres das
Thema aufgegriffen und einstimmig beschlossen,
an die GEMA heranzutreten, damit diese auf die
Einführung der geplanten neuen Tarifstruktur bis
zum Abschluss des Schlichtungsverfahrens ver-
zichtet. Die Landesregierung hat dabei auch zur
Kenntnis genommen, dass mittlerweile zwischen
ersten Spitzenverbänden aus Kultur und Veranstal-
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tungswirtschaft und der GEMA neue Gesamtverträ-
ge mit Regelungen zur Vergütung für die Werknut-
zung vereinbart wurden.

Zu Frage 2: Da die Gesetzgebungszuständigkeiten
für das Urheberrechtsgesetz und das Urheber-
rechtswahrnehmungsgesetz ebenso wie die Auf-
sicht über die GEMA beim Bund liegen, wird die
Landesregierung, wie bereits auf die Mündliche An-
frage der Abgeordneten König in der Fragestunde
vom 21. September ausgeführt, auch in Zukunft In-
itiativen zum Ausgleich der Interessen zwischen Ur-
hebern und Verwertern gemeinsam und in enger
Abstimmung mit den anderen Bundesländern und
dem Bund aufnehmen, so wie das jetzt Anfang De-
zember geschehen ist. Wir werden dabei auch auf
eine mögliche Änderung der gesetzlichen Grundla-
gen - erfahrungsgemäß wissen wir, dass das mehr
Zeit in Anspruch nimmt. Hier gilt es zudem, eine In-
itiative der EU-Kommission zu berücksichtigen, die
inzwischen den Entwurf einer Richtlinie zur Rege-
lung des Rechts der Verwertungsgesellschaften
vorgelegt hat. Darin vorgesehen sind auch Vorga-
ben zur Ausgestaltung transparenter Verfahren und
zur Neuausgestaltung des Verhältnisses zwischen
Verwertungsgesellschaft und Verwertern.

Zu Frage 3: Die Landesregierung hat - wie bereits
in der Antwort zu Frage 1 hingewiesen - keine un-
mittelbare Möglichkeit, eine gerechte und transpa-
rente Tarifregelung selbst zu entwickeln und gegen-
über der GEMA umzusetzen. Die Vereinbarung von
Vergütungsregelungen durch Tarife nach den Re-
gelungen des Urheberrechtswahrnehmungsge-
setzes liegt in der Verantwortung der Urheber und
Verwertungsgesellschaften einerseits und der Ver-
werter andererseits und unterliegt insoweit der Pri-
vatautonomie. Der Landesregierung steht auch da-
rüber hinaus keine unmittelbare Kompetenz zu, ei-
ne Tarifregelung für die Vergütung der Nutzung ur-
heberrechtlich geschützter Werke gegenüber der
GEMA umzusetzen. Dazu verweise ich auf die Ant-
wort zu Frage 2.

Ungeachtet dessen wird die Landesregierung die
weiteren Verhandlungen zwischen der GEMA und
den Spitzenverbänden der Verwerter ebenso beob-
achten wie den Fortgang des bereits eingeleiteten
Schiedsverfahrens und aus den dabei gewonnenen
Erkenntnissen das Erfordernis einer Änderung der
bestehenden gesetzlichen Regelungen bewerten.
Das Urheberrechtswahrnehmungsgesetz muss
einen gerechten Interessenausgleich zwischen Ur-
hebern von Werken und Werknutzern ermöglichen.
Wie zu den Fragen 1 und 2 dargestellt, kann hier
aber nur ein gemeinsames Vorgehen von Bund und
Ländern zum Erfolg führen und muss die angekün-
digte Richtlinie der EU-Kommission berücksichtigt
werden.

Zu Frage 4: Auch dazu habe ich mich schon am
21. September geäußert. Hier liegen der Landesre-

gierung keine konkreten Erkenntnisse vor, die be-
wertet werden können. Die Auswirkungen der von
der GEMA angestrebten Tarifreform lassen sich
derzeit auch noch nicht abschließend bewerten,
schon da sie abhängig sind von den einzelnen zwi-
schen der GEMA und den jeweiligen Spitzenver-
bänden der Veranstaltungswirtschaft abzuschlie-
ßenden Gesamtverträgen. Gerade aus dem kultu-
rellen Bereich wurden in den letzten Wochen Ge-
samtverträge durch einzelne Spitzenverbände mit
der GEMA geschlossen und damit eine Verständi-
gung über die künftigen Tarife erzielt, so zum Bei-
spiel mit dem Bund Deutscher Karneval, das müs-
sen Sie wissen, Herr Kemmerich. Gesamtverträge
bestehen inzwischen auch zwischen GEMA und
dem Verband Deutscher Discotheken-Unternehmer
sowie der Deutschen Disc-Jockey Organisation.
Hier konnte der Tarifstreit durch vertragliche Ver-
ständigung entschärft werden. Die Landesregierung
hat im Übrigen ein eigenes Interesse daran, dass
vielfältige Angebote an Festen und Festivals, aber
auch das Netz an Kneipen, an Musikkneipen, an
Clubs und Discotheken zu erhalten, da diese eine
Basis für die kulturelle Teilhabe darstellen und auch
übrigens als Wirtschaftsakteure relevant sind.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die sehr aus-
führliche Antwort. Sie sprachen von der Wirt-
schaftsministerkonferenz. Hat die sich einen Zeit-
plan gegeben? Denn es droht ja am 01.04. nun mal
per se die Umsetzung dieser GEMA-Beschlüsse
und die könnten verheerende Folgen haben, wenn
man nicht vorher eingreift. Ist ein Bundesland oder
ein Wirtschaftsminister als federführend herausge-
arbeitet worden?

Staschewski, Staatssekretär:

Federführend ist die Bundesregierung, somit das
Bundeswirtschaftsministerium. Wir haben gemein-
sam - das war auch unser Appell, wir können letzt-
endlich keinen Zwang ausüben - gesagt, bevor die
neue Tarifstruktur eingeführt wird und bis zum Ab-
schluss des Schlichtungsverfahrens muss hier eine
Lösung im gegenseitigen Einverständnis geklärt
sein. Also es darf nichts passieren, keine Nägel mit
Köpfen gemacht werden, bevor nicht das Schlich-
tungsverfahren abgeschlossen ist und eine gütliche
Einigung da ist. Die Federführung muss der Bund
machen, weil der dafür zuständig ist, aber er hat
volle Rückendeckung, von allen Ländern übrigens,
in dieser Frage.
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Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär.

Ich rufe auf die Mündliche Anfrage der Abgeordne-
ten Jung von der Fraktion DIE LINKE in der Druck-
sache 5/5306.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Danke schön.

Umsetzung des Thüringer Seniorenmitwirkungsge-
setzes

Das Thüringer Seniorenmitwirkungsgesetz ist am
31. Mai 2012 in Kraft getreten. Auf seiner Grundla-
ge können Seniorenbeiräte gebildet und Senioren-
beauftragte gewählt werden. Außerdem soll ein
Landesseniorenrat einberufen werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. In welchen Gemeinden und Landkreisen wurden
bereits Seniorenbeiräte gebildet?

2. In welchen Kreisen und kreisfreien Städten wur-
de bereits eine Seniorenbeauftragte bzw. ein Se-
niorenbeauftragter gewählt?

3. Wann wird der Landesseniorenrat konstituiert?

4. Welche Personen sind für welche Organisatio-
nen neben den Seniorenbeauftragten Mitglied im
Landesseniorenrat?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit, Herr Staats-
sekretär Dr. Schubert.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage der Ab-
geordneten Jung wie folgt:

Zu Frage 1: Nach hiesigem Kenntnisstand wurden
bisher in 32 Kommunen Seniorenbeiräte gebildet.
Eine entsprechende Auflistung würde ich Ihnen
gern im Anschluss übergeben, weil ich sie nicht alle
vortragen will.

Zu Frage 2: Nach hiesigem Kenntnisstand wurden
bisher in fünf Landkreisen und kreisfreien Städten
Seniorenbeauftragte gewählt und bestellt. Heute ist
übrigens mit der Post dann von Gotha das einge-
gangen, also sind es schon sechs geworden. Das
ist zwar auch noch nicht genug, aber immerhin.
Fünf weitere Landkreise und kreisfreie Städte ha-
ben eine Wahl für das I. Quartal 2013 angekündigt.
Auch hier würde ich Ihnen dann eine Liste überge-
ben.

Zu Frage 3: Der Landesseniorenrat soll den Lan-
desseniorenbeirat als Beratungsgremium der Lan-
desregierung ablösen. Sobald die bis zu 40 stimm-
berechtigten und beratenden Mitglieder für den
Landesseniorenrat von den verschiedenen Institu-
tionen und Verbänden benannt und bestimmt sind,
kann sich dieser konstituieren.

Zu Frage 4: Sobald die nach dem Thüringer Senio-
renmitwirkungsgesetz dazu aufgeforderten Verbän-
de und Institutionen die Mitglieder für den Senioren-
rat mitgeteilt haben, können die Namen namentlich
benannt werden.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Gehe ich richtig in der Annahme, Herr Staatssekre-
tär, dass, solange die 40 Mitglieder nicht existieren,
weil sie einfach nicht gewählt sind, momentan auf
Landesebene kein Landesseniorenrat ist, oder ist
der vorher gewählte Landesseniorenbeirat weiter
im Amt?

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Ja, der ist weiter im Amt. Ob das jetzt genau die 40
sein müssen, grundsätzlich sollte er 40 sein. Ir-
gendwann müssen wir da einmal einen Strich zie-
hen, denn es wird vielleicht auch Kreise und kreis-
freie Städte geben, die niemanden benennen wer-
den, weil sie das in kommunaler Selbstverwaltung
realisieren. Aber die Ministerin hat jetzt schon mit
dem Gemeinde- und Städtebund darüber gespro-
chen und wird beim Landkreistag noch einmal vor-
sprechen und dann werden wir irgendwann sagen
müssen, so, das ist es jetzt. Dann würden wir Ihnen
auch noch einmal die Auskunft geben, welche Per-
sonen in dem Seniorenrat Mitglied sind.

Vizepräsident Gentzel:

Die zweite Nachfrage bitte.

(Zuruf Abg. Jung, DIE LINKE: Hat sich erle-
digt.)

Hat sich erledigt. Dann bitte die Abgeordnete Stan-
ge.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Sie haben geantwortet, dass die Verbände aufge-
fordert sind, die Namen ihrer Mitglieder zu benen-
nen. Gibt es da einen Zeitpunkt, bis wann die Ver-
bände benannt haben müssen?
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Dr. Schubert, Staatssekretär:

Den haben wir erst einmal nicht vorgegeben. Ich
sage einmal, wenn man jemanden anschreibt, er-
wartet man ja, dass man innerhalb der normalen
Frist von vier Wochen dann auch eine entsprechen-
de Benennung bekommt. Aber, wie gesagt, es ist
doch in einigen Landkreisen nicht so ganz einfach,
weil man da noch Gesprächsbedarf hat. Das ist ei-
gentlich der Punkt.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage der Abgeordneten Siegesmund von
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, und zwar
mit der Drucksache 5/5307.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Verwirklichung des „Thüringer Maßnahmenplans
zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen“

Der „Thüringer Maßnahmenplan zur Umsetzung
der UN-Konvention über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen“ wurde mit großem Engage-
ment der gesellschaftlichen Akteure erarbeitet und
schließlich Ende April 2012 von der Landesregie-
rung vorgestellt. Er soll als wesentliche Handlungs-
grundlage dienen, um Menschen mit Behinderun-
gen eine selbstverständliche Beteiligung in allen
Lebensbereichen zu ermöglichen. Der Umset-
zungsprozess des Thüringer Maßnahmenplanes
wurde zuletzt beim Treffen des „Außerparlamentari-
schen Bündnisses für die Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention“ (3. Dezember 2012)
diskutiert. Dabei zeigte sich, dass Unklarheit da-
rüber besteht, wie die Landesregierung diesen Pro-
zess gestalten wird, insbesondere im Hinblick auf
die notwendige finanzielle Untersetzung der ge-
planten Maßnahmen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Teilt die Landesregierung die Auffassung, dass
die Umsetzung des Thüringer Maßnahmenplans
mit finanziellen Haushaltsmitteln untersetzt werden
muss, damit für Menschen mit Behinderungen not-
wendige Rahmenbedingungen geschaffen werden,
um ihrem Anspruch auf eine gleichberechtigte Teil-
habe und ein selbstbestimmtes Leben zu entspre-
chen?

2. Welche finanziellen Mittel sowie gegebenenfalls
notwendige Personalstellen im Landeshaushalt
2013/2014 sind aus Sicht der Landesregierung für
die umfassende Verwirklichung des „Thüringer
Maßnahmenplans zur Umsetzung der UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen“ notwendig?

3. Werden die notwendigen finanziellen Mittel sowie
gegebenenfalls notwendige Personalstellen im Lan-
deshaushalt 2013/2014 für die umfassende Ver-
wirklichung des „Thüringer Maßnahmenplans zur
Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte
von Menschen mit Behinderungen“ berücksichtigt,
wenn ja, in welchen Einzelplänen bzw. Einzelpos-
ten und für welche konkreten Maßnahmen und
wenn nein, warum nicht?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie, Gesundheit. Das macht wie-
derum der Staatssekretär Herr Dr. Schubert.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage wie
folgt:

Ich werde die Fragen 1 bis 3 gleich im Zusammen-
hang beantworten. Wie bereits im Rahmen der Prä-
sentation des hier in Rede stehenden Thüringer
Maßnahmenplans am 13. Juli 2012 im Thüringer
Landtag angekündigt, wird die Realisierung der ein-
zelnen Maßnahmen unter Federführung des jeweils
zuständigen Ressorts bzw. Beauftragten sowie ent-
lang der im Maßnahmenplan festgehaltenen Zeit-
schiene erfolgen. Demzufolge sind die Einzelres-
sorts und/bzw./oder, je nachdem wie es festgelegt
ist, der Beauftragte eigenverantwortlich für die Um-
setzung der in ihren Aufgabenbereich fallenden
Maßnahmen zuständig. Die Durchführung der Maß-
nahme erfolgt im Rahmen der den jeweils federfüh-
renden Ressorts zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel. Die Schaffung eines eigenen Haushalts-
titels zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention ist nicht geplant. Die im Jahr 2011 zur Erar-
beitung des Thüringer Maßnahmenplans eigene
geschaffene Personalstelle besteht weiter fort und
fungiert in enger Zusammenarbeit mit dem BMB, al-
so Behindertenbeauftragten und den übrigen Res-
sorts der Thüringer Landesregierung im Sinne ei-
nes sogenannten Focal Points als Ansprechpartner
in allen den Maßnahmenplan betreffenden Angele-
genheiten. Die ehemaligen Leiterinnen und Leiter
der Arbeitsgruppen zur Entwicklung entsprechen-
der Maßnahmenvorschläge für den Thüringer Maß-
nahmenplan fungieren indes in ihren Ressorts wei-
ter als Koordinatoren und Multiplikatoren. Zur bes-
seren Steuerung, gegebenenfalls zur Beschleuni-
gung der Umsetzung der im Maßnahmenplan ver-
einbarten Ziele, wird die Einberufung einer intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe unter Beteiligung der
ehemaligen Arbeitsgruppenleiterinnen und -leiter
angestrebt.
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Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Ja, vielen Dank. Herr Staatssekretär, mit Verlaub,
das hört sich ein bisschen nach organisierter Un-
verantwortlichkeit an, deswegen noch einmal zwei
Nachfragen.

Zum einen: Wer hat denn die Federführung für die
Umsetzung? Zum Zweiten: Können Sie an dieser
Stelle sagen, ob der Maßnahmenkatalog in irgend-
einer Form Niederschlag in den jeweiligen Fachres-
sorts insofern findet, als dass es entsprechende
Aufwüchse gibt, weil zusätzliche Aufgaben in der
Regel oft auch mit zusätzlichen Ausgaben verbun-
den sind?

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Also erst einmal, wenn ich eine interministerielle Ar-
beitsgruppe einrichte, was unser Ziel ist, dann wird
die Federführung sicherlich in unserem Ressort
sein. Das bleibt aber abzuwarten, ob die eingerich-
tet wird. Ich denke, das wird dann auf jeden Fall in
unserem Ressort sein und ich kann natürlich jetzt
und hier nicht beurteilen, welches Ressort in wel-
cher Haushaltsstelle Aufwüchse dort eingestellt hat.
Es ist ja nicht alles immer nur mit Geld verbunden,
sondern es sind auch viele Dinge, wo einfach ande-
re Regelungen her müssen, die gar nicht mehr
Geld kosten, sondern wo man einfach bestimmte
Dinge in Gesetzen oder Verordnungen ändern
muss. Das muss nicht immer mehr Geld kosten.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir machen weiter mit der Mündli-
chen Anfrage der Abgeordneten Leukefeld in der
Drucksache 5/5314 von der Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Faktische Scheinselbstständigkeit durch
Missbrauch des Vertragsmodells „selbstständiger
Handelsvertreter“?

Auch in Thüringen ist sogenannte Scheinselbst-
ständigkeit ein Thema. So sind aktuell Fälle aus
Thüringen bekannt geworden, in denen Unterneh-
men zur Anbahnung und zum Abschluss von Ver-
trägen mit Personen Vereinbarungen abschließen,
die als Handelsvertretervertrag gekennzeichnet
sind und in denen diese Personen als selbstständi-
ge Handelsvertreter nach § 84 Handelsgesetzbuch
bezeichnet werden. Laut § 87 a HGB wird unter be-
stimmten Voraussetzungen die Möglichkeit eines

solchen Erfolgshonorars eröffnet. Allerdings muss
es sich dazu auch tatsächlich um eine Tätigkeit als
selbstständiger Handelsvertreter handeln. In den
beschriebenen Verträgen ist unter anderem verein-
bart, dass die Betroffenen nur dann Provision erhal-
ten, wenn nach ihrer Tätigkeit ein Vertrag geschlos-
sen, der Vertragspartner seine vertraglichen Pflich-
ten bzw. Leistungen erfüllt und der private Auftrag-
geber bezahlt hat. Hinzu kommt, dass hier in der
Praxis die Abgrenzung zwischen Selbstständigkeit
und tatsächlicher abhängiger Beschäftigung ange-
zweifelt werden darf, denn diese sogenannten Han-
delsvertreter dürfen selbst keine Verträge schlie-
ßen, sondern nur Termine vermitteln und den Ver-
tragsabschluss anbahnen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Kriterien gelten für die Tätigkeit eines
selbstständigen Handelsvertreters, insbesondere
nach welchen Merkmalen werden diese von un-
selbstständigen Handelsvertretern bzw. faktisch
Scheinselbstständigen abgegrenzt?

2. Wie stellt sich nach Kenntnis der Landesregie-
rung derzeit die Situation in Thüringen hinsichtlich
eines etwaigen Missbrauchs des Vertragsmodells
„selbstständiger Handelsvertreter“ durch Unterneh-
men und von Scheinselbstständigkeit generell dar?

3. Wurden bezüglich Scheinselbstständigkeit in
Thüringen zwischen 2009 und heute Kontrollen
durchgeführt und wenn ja, wie viele und wie viele
Missbrauchsfälle, insbesondere bezüglich des Mo-
dells „selbstständiger Handelsvertreter“, wurden da-
durch aufgedeckt?

4. Welchen konkreten rechtlichen und tatsächlichen
Handlungsbedarf sieht die Landesregierung hin-
sichtlich des Problems der Scheinselbstständigkeit
bzw. der Nutzung von Formen der Selbstständigkeit
in Vertragsbeziehungen von Unternehmen bei fakti-
scher abhängiger Beschäftigung der Betroffenen?

Danke.

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Wirtschaft, Arbeit und Technologie, Herr Staats-
sekretär Staschewski.

Staschewski, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich beantworte die Frage der
Abgeordneten Leukefeld für die Landesregierung
wie folgt - und auch diesmal eine kurze Erklärung
für die jungen Zuschauer. Es geht einfach darum,
dass Leute gute Arbeit hier haben, gute Arbeitsver-
träge und dass wir nachsehen müssen, ob jemand
als Selbstständiger eingestuft wird und dann keine
Zahlungen in die Rentenkasse zum Beispiel erfol-
gen. Deshalb ist es wichtig, dass Landesregierung
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und Parlament da nachschauen, wenn es
Missbrauch gibt.

Zu Frage 1: Der Begriff des Handelsvertreters ist ja
im Handelsgesetzbuch definiert und da heißt es:
„Handelsvertreter ist, wer als selbständiger Gewer-
betreibender ständig damit betraut ist, für einen an-
deren Unternehmer … Geschäfte zu vermitteln
oder in dessen Namen abzuschließen.“ Somit ist je-
mand ein Handelsvertreter nur, wenn er selbststän-
dig ist und die Selbstständigkeit stellt allein darauf
ab, dass er im Wesentlichen frei seine Tätigkeit ge-
stalten und seine Arbeitszeiten bestimmen kann.
Demgemäß gibt es keine unselbstständigen Han-
delsvertreter, denn wer ohne „selbstständig“ im Sin-
ne dieses Paragrafen ist, ständig damit betraut ist,
für einen Unternehmer Geschäfte zu vermitteln
oder in dessen Namen abzuschließen, gilt als An-
gestellter.

Zu Frage 2: Als Landesregierung sind wir im Falle
des Missbrauchs des Vertragsmodells „selbststän-
diger Handelsvertreter“ durch Unternehmen auf
Hinweise der zuständigen Stellen, das ist Renten-
versicherung Bund, oder dritter Personen angewie-
sen. Die Deutsche Rentenversicherung als zustän-
dige Bundesbehörde prüft von Amts wegen mittels
einzureichender Unterlagen, wie Verträge, Gewer-
beanmeldungen usw., ob ein selbstständig gemel-
deter Handelsvertreter auch tatsächlich selbststän-
dig ist; bei Änderungen hat der Handelsvertreter ei-
ne Mitwirkungspflicht. Eine nachträgliche Prüfung
erfolgt seitens der Rentenversicherung deshalb in
der Regel nicht mehr. Lediglich in Verdachtsfällen
ist eine Prüfung möglich. Aufgrund mangelnder Hin-
weise hat die Landesregierung bezüglich des
Missbrauchs des Vertragsmodells durch Unterneh-
men derzeit keine Kenntnis.

Zu Frage 3: Diesbezügliche Zahlen und Daten lie-
gen der Deutschen Rentenversicherung Mittel-
deutschland nach deren Auskunft weder insgesamt
noch für Handelsvertreter im Speziellen vor.

Zu Frage 4: Zuständig ist in dieser Frage der Bund,
der auf Nachfrage von uns darauf hingewiesen hat,
dass er derzeit keinen systematischen Missbrauch
erkennen kann.

Vielleicht noch so weit: Sobald uns irgendwelche
Hinweise zukommen, wie zum Beispiel Verträge,
die den Anschein erwecken, werden wir der Sache
nachgehen und in Zusammenarbeit mit der Renten-
versicherung diese konkreten Fälle dann verfolgen.

Vizepräsident Gentzel:

Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr Staatsse-
kretär. Dann machen wir weiter mit der Mündlichen
Anfrage der Abgeordneten Schubert von der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache
5/5317.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Danke, Herr Präsident.

Schulsozialarbeit nachhaltig garantieren

Über die auf die Jahre 2011 bis 2013 befristete Er-
höhung der Bundesbeteiligung bei den Kosten der
Unterkunft und Heizung nach § 46 Abs. 5 Zweites
Buch Sozialgesetzbuch um 2,8 Prozent stehen dem
Freistaat Thüringen im Rahmen des Bildungs- und
Teilhabepakets des Bundes bis 2013 etwa
10,7 Mio. € pro Jahr zur Verfügung. Nach Aussage
des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie
und Gesundheit stehen diese 10,7 Mio. € pro Jahr
wesentlich für Schulsozialarbeit zur Verfügung. Für
den Doppelhaushalt 2013/2014 plant die Landesre-
gierung unter dem Kapitel 08 24 Titel 633 06 im
Einzelplan 08 zunächst 3 Mio. € und 2014 dann
10 Mio. € für Schulsozialarbeit zur Verfügung zu
stellen. Für 2015 verpflichtet sich das Land auf eine
Höhe von 6.666.700 € im Wege einer Verpflich-
tungsermächtigung.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie schätzt die Landesregierung den Bedarf
nach Schulsozialarbeit in Thüringen nach Stellen
(Vollbeschäftigteneinheit - VbE) und finanziellen
Mitteln in Euro derzeit und in den folgenden drei
Jahren ein?

2. In welcher Höhe (VbE und €/Jahr) werden der-
zeit über das Bildungs- und Teilhabepaket bzw. der
Bundesbeteiligung an den KdU Schulsozialarbeite-
rinnen und Schulsozialarbeiter finanziert?

3. Wie werden sich insgesamt die zur Verfügung
stehenden Mittel für Schulsozialarbeit in Thüringen
in den kommenden drei Jahren entwickeln und wel-
che Auswirkungen wird das auf die zur Verfügung
stehenden Stellen haben?

4. Wie begründet die Landesregierung die im o.g.
Titel für das Jahr 2013 zur Verfügung stehenden
3 Mio. €, den im nachfolgenden Jahr geplanten Auf-
wuchs auf 10 Mio. € und die ausgesprochene Ver-
pflichtungsermächtigung von 6,6 Mio. € für 2015 in
Höhe und Gesamtentwicklung unter Berücksichti-
gung von Bedarf und Bundesmitteln?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit. Herr Staats-
sekretär Dr. Schubert, bitte.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage wie
folgt:
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Zu Frage 1: Die Feststellung des Bedarfs nach
Schulsozialarbeit liegt in der Zuständigkeit der örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Sie erfolgt
entsprechend der Regelung des SGB VIII im Rah-
men der Jugendhilfeplanung. Mit der nunmehr im
Doppelhaushalt 2013/2014 vorgesehenen Landes-
förderung wird den Kommunen im Anschluss an die
auslaufende Förderung des SGB II erstmals eine
verlässliche Finanzierung ermöglicht. Erst in deren
Folge wird gemeinsam mit den Landkreisen und
kreisfreien Städten der Bedarf sachgerecht und
plausibel zu definieren sein. Die Kommunen benöti-
gen wiederum zur Bedarfsdefinition diese erst nach
Verabschiedung des Haushalts gegebene verlässli-
che Finanzierungsgrundlage. Die Landesregierung
wird deshalb vor deren Abstimmung mit den Kom-
munen an der zu erarbeitenden Förderrichtlinie kei-
ne Aussage zum Bedarf treffen. Sie wäre ange-
sichts der beschriebenen Rahmenbedingungen
zwangsläufig spekulativ.

Zu Frage 2: Laut einer Umfrage bei den Jugendäm-
tern arbeiten derzeit 134 Schulsozialarbeiter und
Schulsozialarbeiterinnen auf 97 VbE in den Thürin-
ger Schulen. Dies ist seit 2010 eine Erhöhung um
37 Personen beziehungsweise 24,5 VbE. Ich gehe
davon aus, dass diese Stellenerhöhung aus den
seit 2011 bestehenden Mitteln des § 46 Abs. 5
SGB II umgesetzt wird. Zur Finanzierungshöhe der
einzelnen Stellen der Schulsozialarbeiterinnen und
Schulsozialarbeiter liegen uns derzeit keine konkre-
ten Angaben vor.

Zu Frage 3: Die für die Schulsozialarbeit zur Verfü-
gung stehenden Mittel sind nach Schuljahren ge-
plant. Mit Beginn des Schuljahres 2013/14 wären
da im Kapitel 08 24 Titel 633 06 Landeshaushalt für
September bis Dezember 2013 3 Mio. €, für 2014
10 Mio. € und für Januar bis August 2015, das heißt
bis Ende des Schuljahres 2014/15, eine Verpflich-
tungsermächtigung in Höhe von 6.666.700 € für die
Umsetzung des Landesprogramms Schulsozialar-
beit geplant. Für das Haushaltsjahr 2015 kann ich
derzeit noch nicht absehen, welche Mittel dann in
dem neuen Haushaltsplan 2015 zur Verfügung ge-
stellt werden. Darüber hinaus ist es unser Ziel, dass
wie bisher aus der Richtlinie zur öffentlichen Ju-
gendförderung weitere Schulsozialarbeiter und
Schulsozialarbeiterinnen finanziert werden können.

Zu Frage 4: Seit 2011 wurden einschließlich 2013
durch die Bundesregierung über den § 46 Abs. 5
SGB II Mittel für die Umsetzung des Aufgabenge-
biets Schulsozialarbeit zur Verfügung gestellt. Um
das Angebot auch darüber hinaus zu sichern, hat
die Landesregierung im Kapitel 08 24 Titel 633 06
vorgesorgt, damit die Schulsozialarbeit fortgeführt
werden kann. Da im Arbeitskreis Schulsozialarbeit
ein enger Bezug zum Schuljahr hergestellt werden
muss, werde, wie ich bereits ausgeführt habe, das
neue Landesprogramm mit dem Schuljahr 2013/14
beginnen. Dementsprechend haben wir für das

Jahr 2013 nur 3 Mio. € vorgesehen, für das Kalen-
derjahr 2014 10 Mio. €. Die Verpflichtungsermächti-
gung in Höhe von 6.666.700 € für das Jahr 2015 ist
notwendig, um die Schulsozialarbeit auch bei ei-
nem noch nicht verabschiedeten Haushalt dann
später einmal bis zum Ende des Schuljahrs
2014/15 - das sind ja immerhin acht Monate - abzu-
sichern.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt den Wunsch auf Nachfrage durch die Abge-
ordnete Meißner.

Abgeordnete Meißner, CDU:

Herr Staatssekretär, wie Sie schon richtig sagten,
erfolgt die Finanzierung der Schulsozialarbeiter in
den Kommunen nicht nur über das Bildungs- und
Teilhabepaket des Bundes, sondern auch über die
Richtlinie „Örtliche Jugendförderung“. Wie verhält
sich das neue Programm jetzt im Zusammenhang
mit diesen bereits vorhandenen Fördermöglichkei-
ten? Sollen darüber neue Stellen geschaffen wer-
den oder besteht für die Kommunen die Möglich-
keit, quasi die Stellen, die schon anteilig gefördert
werden, jetzt in diese 100-Prozent-Förderung des
Landesprogramms umzustellen?

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Es ist unsere Absicht, dass die Fördermöglichkei-
ten, die derzeit bestehen, auch weiter fortbestehen
sollen. Das bedeutet zwar, dass es nicht für die ge-
samte Summe, die wir jetzt eingestellt haben, kom-
plett neue Schulsozialarbeiter geben wird. Teile von
denen, die über das Bildungs- und Teilhabepaket fi-
nanziert werden, könnten dann aber in diese Maß-
nahmen übergehen. Das heißt, es wird also nicht
komplett neue Stellen geben, sondern ein Teil wird
in dem Bereich dann zukünftig angesiedelt werden,
aber es kann auch weiterhin Schulsozialarbeiter
aus der örtlichen Jugendförderung geben. Das ist
unser Ziel so mit der Richtlinie.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Wir kommen jetzt zur Mündlichen
Anfrage des Abgeordneten Dr. Augsten von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Druck-
sache 5/5318.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Geplanter Dolomit-Untertageabbau in Seifartsdorf -
nachgefragt

Aus den Antworten auf die Kleinen Anfragen 2616
und 2617 ergeben sich Nachfragen. Diese bezie-
hen sich vor allem auf Aussagen der Landesregie-
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rung, wonach für die im Hauptbetriebsplanzeitraum
beantragten bergmännischen Arbeiten zur Stollen-
auffahrung und für den Versuchsabbau keine
Grundwasserabsenkung im Dolomit erforderlich
seien. Nachgefragt wird außerdem zur Absicherung
der Löschwasserversorgung in Seifartsdorf, die
nach Auskunft der Landesregierung im Falle des
Trockenfallens des Seifartsdorfer Baches durch
Tanklöschfahrzeuge der umliegenden Feuerwehren
und über die Verlegung von Schlauchleitungen aus
dem ca. 700 m von der Ortsmitte entfernten See er-
folgen soll.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welchen hydrogeologischen Untersuchungen
dienen die bereits getätigten und geplanten Grund-
wasserabsenkungen, wenn nach Aussagen der
Landesregierung für die untertägigen Probe- und
Abbautätigkeiten keine Grundwasserabsenkungen
erforderlich sind?

2. Um wie viele Meter muss der Grundwasserpegel
in welchem Zeitraum für die hydrogeologischen Un-
tersuchungen abgesenkt werden?

3. Welche Konsequenzen zieht die Landesregie-
rung aus der Einschätzung des begleitenden Inge-
nieurbüros, wonach die bisherigen Ergebnisse des
Pumpversuchs nicht ausreichen, um die Unbedenk-
lichkeit der vorgesehenen Maßnahmen auf genutz-
te Fassungen und den Grundwasserhaushalt zu
beweisen?

4. In welcher Entfernung befinden sich für den
Brandfall wie viele Tanklöschwasserfahrzeuge mit
welchen Kapazitäten und wie verlässlich ist die
Löschwasserversorgung mittels einer Schlauchlei-
tung aus einem 700 Meter entfernten See bei star-
kem Frost?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet für das Ministeri-
um für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz Herr Staatssekretär Richwien. Bitte.

Richwien, Staatssekretär:

Danke schön, Herr Präsident. Die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Dr. Augsten beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt:

Zu Ihrer ersten Frage: Für den mit dem vorliegen-
den Hauptbetriebsplan zur Zulassung beantragten
Versuchsabbau einschließlich Stollenauffahrung ist
eine Grundwasserabsenkung im Dolomit nicht er-
forderlich. Die Grundwasserabsenkung im Rahmen
des bereits genehmigten Pumpversuches dient zur
Erlangung von Erkenntnissen für die Umweltver-
träglichkeitsprüfung im Hinblick auf ein beabsichtig-
tes zukünftiges Genehmigungsverfahren.

Zu Ihrer zweiten Frage: Der derzeitige Pumpver-
such soll in Abhängigkeit von den Untersuchungs-
ergebnissen längstens bis zum 31.12.2015 fortge-
setzt werden. Dafür wurde der Grundwasserspiegel
auf 169 m NHN abgesenkt und soll auf diesem Ni-
veau gehalten werden. Bei einem unbeeinflussten
natürlichen Grundwasserspiegel von ca. 175 m
NHN entspricht das somit einer Absenkung von ca.
6 m.

Zu Ihrer dritten Frage: Da die bisherigen Ergebnis-
se des Pumpversuchs als nicht ausreichend ange-
sehen werden, hält die Landesregierung die beab-
sichtigte Fortsetzung der Untersuchung für erfor-
derlich.

Zu Ihrer vierten Frage: Wie bereits in der Antwort
auf Frage 9 der Kleinen Anfrage 2617 ausgeführt,
erfolgt die Sicherstellung der Löschwasserversor-
gung durch zwei Löschteiche in der Gemeinde Sei-
fartsdorf. Damit kann die Versorgung mit Lösch-
wasser über mehr als 10 Stunden entsprechend
den Vorgaben erfolgen. In der unmittelbaren Nähe
der Gemeinde Seifartsdorf sind folgende wasser-
führende Feuerwehrfahrzeuge stationiert: zwei
Fahrzeuge der Freiwilligen Feuerwehr Grossen in
4 km Entfernung mit ca. 3.000 Litern, zwei Fahrzeu-
ge der Freiwilligen Feuerwehr Eisenberg in 5 km
Entfernung mit ca. 6.000 Litern, zwei Fahrzeuge
der Freiwilligen Feuerwehr Bad Klosterlausnitz in
7 km Entfernung mit ca. 3.600 Litern, ein Fahrzeug
der Freiwilligen Feuerwehr Hermsdorf in 9 km Ent-
fernung mit 4.000 Litern. Im Bedarfsfall besteht die
Möglichkeit, weitere wasserführende Feuerwehr-
fahrzeuge aus dem Saale-Holzland-Kreis bzw. aus
umliegenden Landkreisen sowie der Stadt Gera an-
zufordern. Die Löschwasserförderung ist auch bei
starkem Frost möglich. Die hierbei zu beachtenden
Besonderheiten werden den Gruppenführern und
Maschinisten der Feuerwehren im Rahmen ihrer
Ausbildung vermittelt. Grundsätzlich besteht dabei
kein Unterschied, über welche Entfernung das
Löschwasser gefördert wird. Es muss immer ge-
währleistet sein, dass der Wasserstrom kontinuier-
lich gefördert wird, um ein Einfrieren des Löschwas-
sers zu verhindern.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Sie haben ja die
Frage 3 sehr knapp beantwortet. Ich gehe mal da-
von aus, dass es - was Sie zu 1 und 2 gesagt und
in Aussicht gestellt haben - darüber hinaus noch
weitere Planungen gibt seitens der Landesregie-
rung, die Sie möglicherweise jetzt aber nicht darle-
gen können. Können Sie jetzt noch irgendwie wei-
tere Ausführungen machen, was denn da an weite-
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ren Untersuchungen notwendig ist, denn Sie haben
ja bestätigt, dass das Ingenieurbüro den Finger in
die Wunde gelegt hat?

Richwien, Staatssekretär:

Diese Pumpversuche - habe ich ja ausgeführt - sind
notwendig, um bei der Umweltverträglichkeitsprü-
fung entsprechende Ergebnisse einfließen zu las-
sen. Die Zulassung des Hauptbetriebsplans soll
demnächst erfolgen. Dafür sind natürlich die Ergeb-
nisse notwendig. Wir haben gesehen, dass diese
gutachterliche Begleitung letztendlich notwendig ist.
Zuständig für diese gutachterliche Begleitung ist die
untere Wasserbehörde, die dann noch - müsste ich
nachfragen - zusätzliche Maßnahmen vorsieht.
Jetzt ist uns erst mal nicht mehr mitgeteilt worden.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Ich rufe auf die Mündliche Anfrage
des Abgeordneten Kubitzki von der Fraktion DIE
LINKE in der Drucksache 5/5319.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Befragung der Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV)

Wie einer Pressemitteilung vom 20. November
2012 zu entnehmen ist, führt die Kassenärztliche
Bundesvereinigung gegenwärtig deutschlandweit
die größte Befragung unter den niedergelassenen
Ärzten und Psychotherapeuten durch. Im Kern wer-
den diese gefragt, unter welchen Bedingungen sie
die ambulante Versorgung in Zukunft noch gewähr-
leisten können.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zu dieser Befragung?

2. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
dazu, dass die Ärzte darüber befragt werden, ob
die Kassenärztliche Vereinigung den Sicherstel-
lungsauftrag zurückgeben soll?

3. Welche Auffassung vertritt die Landesregierung
zum Vorschlag der KBV, dass Krankenkassen,
Land oder Landkreise den Sicherstellungsauftrag
übernehmen könnten, und wären diese dazu in der
Lage?

4. Wurde die Landesregierung über diese Befra-
gung der Kassenärztlichen Vereinigung Thüringen
informiert und gab es diesbezüglich Gespräche?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit, Herr Staats-
sekretär Dr. Schubert.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage wie
folgt:

Ich würde die Fragen 1 bis 4 im Zusammenhang
beantworten. Die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung KBV als Einrichtung der ärztlichen Selbstver-
waltung und Körperschaft des öffentlichen Rechts
unterliegt der Rechtsaufsicht des Bundesministeri-
ums für Gesundheit. Insofern werden die Länder
über deren Aktivitäten nicht unterrichtet. Zur bun-
desweiten Befragung der KBV zum Sicherstellungs-
auftrag liegen der Landesregierung nur die öffentli-
chen Informationen, die aus der Presse möglich
sind, vor. Deshalb ist eine eigene Bewertung der
von Ihnen aufgeworfenen Fragen für uns nicht
möglich. Erste Zwischenergebnisse der Befragung
wurden inzwischen von der KBV im Internet veröf-
fentlicht. Danach stimmten bisher lediglich 8 Pro-
zent der Ärzte für einen Systemwechsel. Dies deu-
tet darauf hin, dass aus der Sicht der Ärzteschaft
sich die Frage einer Verlagerung des Sicherstel-
lungsauftrags nicht stellen wird.

Vizepräsident Gentzel:

Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr Staatsse-
kretär. Wir machen weiter mit der Mündlichen An-
frage des Abgeordneten Koppe von der Fraktion
der FDP in der Drucksache 5/5320.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Zurückziehen des Entwurfs einer „Thüringer Ver-
ordnung zur Regelung von Ausnahmen zur Ein-
schränkung von Samstagsarbeit nach dem Thürin-
ger Ladenöffnungsgesetz“ durch die Landesregie-
rung

Die Landesregierung hat in der Sitzung des Aus-
schusses für Soziales, Familie und Gesundheit am
6. Dezember 2012 den Entwurf einer „Thüringer
Verordnung zur Regelung von Ausnahmen zur Ein-
schränkung von Samstagsarbeit nach dem Thürin-
ger Ladenöffnungsgesetz“ ersatzlos zurückgezo-
gen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Aus welchem Grund hat die Landesregierung
den Verordnungsentwurf zurückgezogen?

2. Welche Folgen hat das Zurückziehen des Ent-
wurfs einer „Thüringer Verordnung zur Regelung
von Ausnahmen zur Einschränkung von Samstags-
arbeit nach dem Thüringer Ladenöffnungsgesetz“
für die von den geplanten Ausnahmeregelungen
Betroffenen?
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3. Warum sollte es überhaupt Ausnahmen von der
in § 12 Abs. 3 Satz 1 des Thüringer Ladenöffnungs-
gesetzes geregelten Einschränkung der Samstags-
arbeit - wie im zurückgezogenen Verordnungsent-
wurf beschrieben - geben?

4. Wird die Landesregierung die nach § 12 Abs. 3
Satz 2 des Thüringer Ladenöffnungsgesetzes ge-
gebene Möglichkeit zur Vorlage einer die Ausnah-
men zum Thüringer Ladenöffnungsgesetz regeln-
den Verordnung zukünftig nutzen?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit. Herr Staats-
sekretär Dr. Schubert, bitte.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren Abgeordneten, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Koppe wie folgt:

Zu Frage 1: Es gab keinen tragfähigen Kompromiss
zwischen den Koalitionsfraktionen zum vorgelegten
Verordnungsentwurf. Das TMSFG sah keinen Sinn
mehr darin, dass sich der Ausschuss für Soziales,
Familie und Gesundheit wieder und wieder mit dem
Verordnungsvorwurf befasst, ohne dass sich eine
Lösung abzeichnet.

Zu Frage 2: Gemäß § 12 Abs. 3 Satz 1 Thüringer
Ladenöffnungsgesetz gilt ohne Einschränkungen,
dass auch künftig Arbeitnehmer an mindestens
zwei Samstagen im Monat nicht beschäftigt werden
dürfen.

Zu Frage 3: Der Bedarf an einer Ausnahmerege-
lung wurde gegenüber dem Sozialministerium von
mehreren Verbänden, Kammern und Landtagsfrak-
tionen geltend gemacht. Innerhalb der Landesregie-
rung wurde ebenfalls das Erfordernis eines Erlas-
ses der Verordnung gesehen.

Zu Frage 4: Die Thüringer Landesregierung plant
derzeit keine neue Verordnung nach § 12 Abs. 3
Satz 2 Thüringer Ladenöffnungsgesetz.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Abgeordneten
Barth.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident. Herr Staatssekretär,
verstehe ich das richtig, dass wir das noch mal klar-
ziehen, dass es jetzt von der Regelung Betroffene
gibt, von denen auch die Landesregierung der Mei-
nung ist, dass das Gesetz, so wie es jetzt ist, aus
vielleicht auch unterschiedlichen Gründen so nicht
gut ist, so eigentlich nicht gelten sollte?

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Bitte noch einmal, die Landesregierung hat
es nicht verstanden.)

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Die Landesregierung wird sich nicht dazu äußern,
ob Gesetze, die der Landtag verabschiedet hat, gut
oder schlecht sind. Ich bewerte keine Gesetze, die
der Landtag beschlossen hat.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine weitere Nachfrage durch den Abgeord-
neten Barth.

Abgeordneter Barth, FDP:

Herr Staatssekretär, noch mal, ich wollte nicht,
dass Sie das Gesetz bewerten. Die Ermächtigung
steht im Gesetz. Sie haben begründet, warum Sie
von der Ermächtigung auch Gebrauch machen
wollten. Insofern sollen Sie also nicht die Arbeit des
Landtags bewerten, sondern nur sagen, es gibt
jetzt Betroffene, die auch Ihrer Meinung nach von
einem Gesetz betroffen sind, was Sie für die so
nicht ordentlich gemacht und nicht zutreffend hal-
ten.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Ja, es ist so, dass wir sehr viele Zuschriften zu die-
sem Gesetz und der Verordnung, die da möglich
wäre, bekommen haben, die natürlich sehr unter-
schiedlich waren. Es gab Einzelhandelsvertreter,
die möglichst viele Ausnahmen von der Regelung
wollten, es gab aber auch genauso Zuschriften von
Arbeitnehmern und Gewerkschaftsvertretern, die
uns gebeten haben, keine Verordnung zu erlassen,
sondern die Regelung so zu belassen, wie sie ist.
Das ist wie immer bei solchen Dingen, da gibt es
Interessenlagen und so wird das auch geäußert.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch den Fragesteller.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident. Herr Staatssekretär,
erst einmal vielen Dank für Ihre Antworten. Nach-
frage von mir: In der bisher vorliegenden und von
Ihnen zurückgezogenen Verordnung sollten ja un-
zählige Beispiele von Ausnahmen geregelt werden.
Was sagen Sie denen, die von den Ausnahmen
profitiert hätten, jetzt, nachdem der ursprüngliche
Gesetzentwurf gilt und diese Ausnahmen nicht
mehr möglich sind?
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Dr. Schubert, Staatssekretär:

Dann sage ich, dass der Landtag ein Gesetz be-
schlossen hat und dass sich für eine mögliche Ver-
ordnung keine Verständigung abgezeichnet hat und
dass deshalb das Gesetz gilt. Ich sage das Gleiche,
was ich Ihnen hier gesagt habe.

Vizepräsident Gentzel:

So ist er, der Staatssekretär. Weitere Nachfragen
sehe ich nicht. Dann machen wir weiter mit der
Mündlichen Anfrage der Abgeordneten Hitzing von
der Fraktion der FDP in der Drucksache 5/5323.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Umfrage des Thüringer Lehrerverbands (tlv) zum
Unterrichtsausfall

Das Thüringer Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur erfasst Daten zum Unterrichtsaus-
fall anhand von drei über das Schuljahr verteilten
Stichwochen. Der Thüringer Lehrerverband hat ei-
ne eigene Umfrage bei den Schulleitungen gestar-
tet, die den Begriff „Unterrichtsausfall“ als jede nicht
planmäßig erteilte Stunde definiert. Darunter fallen
zum Beispiel auch die gleichzeitige Unterrichtung
von zwei Klassen, „Stillbeschäftigung“ oder der
Wegfall der Doppelbesetzung im „Gemeinsamen
Unterricht“. Zum anderen werden die Daten nicht
als Stichproben, sondern für jede Woche erfasst. In
einem Schreiben des Thüringer Ministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur an die Schuläm-
ter wurde mitgeteilt, dass die Teilnahme an der Um-
frage zwar statthaft sei, aber die Rückmeldung nur
über und in Abstimmung mit den Leitern der zu-
ständigen Schulämter zu erfolgen habe.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche rechtliche Grundlage, abgesehen von
der Anweisung durch das Schreiben des Ministeri-
ums, gestattet es den Schulleitungen nicht, eine
Rückmeldung direkt und ohne Abstimmung mit den
Schulämtern vorzunehmen?

2. Sieht die Landesregierung in der Umfrage des
Thüringer Lehrerverbands bzw. in einer Rückmel-
dung einer Schulleitung eine Verletzung daten-
schutzrechtlicher Vorschriften?

3. Welche dienstrechtlichen Folgen für die Schullei-
ter hätte eine Nichtbefolgung der Anweisung des
Ministeriums, die Rückmeldung nur über und in Ab-
stimmung mit dem Leiter des Schulamtes durchzu-
führen?

4. Wie soll die Abstimmung mit und die Übermitt-
lung über die Leiter der Schulämter konkret erfol-
gen und wie viele Schulleiter haben von diesem An-
gebot des Ministeriums bereits Gebrauch gemacht?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Bildung, Wissenschaft und Kultur, in diesem Fall
Herr Prof. Dr. Merten.

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Vielen Dank, hochverehrter Herr Präsident. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, namens der
Landesregierung beantworte ich die Mündliche An-
frage der werten Abgeordneten Frau Hitzing wie
folgt: Ich möchte allerdings vorab eine kurze Vorbe-
merkung machen. In der Einleitung der Anfrage
wird der Eindruck erweckt, das TMBWK würde Un-
terrichtsausfall jeweils nur in Form von Stichproben
erheben. Das ist nicht zutreffend. Richtig ist, dass
jeweils in der ausgewählten Stichwoche eine statis-
tische Vollerhebung bei allen staatlich allgemeinbil-
denden Schulen im Land erfolgt. Die Stichproben-
wochen werden den Schulen jeweils kurzfristig be-
kannt gegeben, um mögliche Verfälschungen tat-
sächlich zu vermeiden. Im Übrigen sind die Monate,
innerhalb derer die Erhebung zu erfolgen hat, den
Schulen bekannt, weil sie in der Anlage 6 der Ver-
ordnung zur Vorbereitung der Organisation des
Schuljahres 2012/2013 bereits als Ziffer 1.8 vordefi-
niert sind.

Nun zur Beantwortung der von Ihnen aufgeworfe-
nen Fragen.

Ihre Frage 1 beantworte ich wie folgt: Es gilt die
Dienstordnung für Lehrer, Erzieher und sonderpäd-
agogische Fachkräfte an den staatlichen Schulen in
Thüringen, veröffentlicht im Gemeinsamen Amts-
blatt Nr. 7/1993 und in der veränderten Version ver-
öffentlicht im Gemeinsamen Amtsblatt Nr. 8/2001.
Mir ist die Betonung der beiden Daten so wichtig,
um hier jeglichem Verdacht von vornherein entge-
genzuwirken. Nach § 27 Abs. 2 der Dienstordnung
ist der Schulleiter für die Leitung der Schule verant-
wortlich. Dabei hat er die geltenden Rechtsvor-
schriften und die Weisungen der Schulbehörde zu
beachten. Nach § 27 Abs. 6 der Dienstordnung ver-
tritt der Schulleiter die Schule nach außen und ins-
besondere auch gegenüber der Öffentlichkeit. Der
Schulleiter ist somit an rechtliche Vorgaben und mi-
nisterielle Erlasse gebunden. Für Schulleiter wie für
alle anderen Beschäftigten gilt die Schweigepflicht
in dienstlichen Angelegenheiten. Für Beamte folgt
sie aus § 37 Beamtenstatusgesetz, für die Ange-
stellten aus § 3 Abs. 2 TVL, es war früher geregelt
in § 11 BAT. Das TMBWK hat von dem Recht, die
Schweigepflicht im Einzelfall zu regeln, bei der in
Rede stehenden Umfrage Gebrauch gemacht. Erst
durch diese Regelung ist es den Schulleitern mög-
lich gewesen, sich an dieser Umfrage zu beteiligen.
Es ist mir besonders wichtig, weil man in der Pres-
se bisweilen genau das Gegenteil hat lesen kön-
nen. Deswegen bin ich Ihnen sehr dankbar für die-
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se Frage, weil sie uns hier tatsächlich eine Klarstel-
lung ermöglicht, die in der Sache trägt.

Zu Ihrer Frage 2 antworte ich wie folgt: Nein, durch
das Schreiben des TMBWK an die Schulleiterinnen
und Schulleiter wurden die Teilnahme an der Um-
frage des Thüringer Lehrerverbandes ermöglicht
und dadurch datenschutzrechtliche Vorschriften
nicht verletzt. Im Übrigen verweise ich auf meine
Ausführungen zu Frage 1.

Zu Ihrer Frage 3 antworte ich wie folgt: Wird gegen
eine Dienstordnung oder Anweisung des TMBWK
verstoßen, kann das - ich betone ausdrücklich
„kann“ das - bei Beamten disziplinarrechtliche Kon-
sequenzen nach sich ziehen. Bei Angestellten kann
- auch hier betone ich „kann“ - eine Abmahnung in
Betracht kommen. Das TMBWK plant in diesem Zu-
sammenhang, den Sie angesprochen hatten, keine
dienstrechtlichen Konsequenzen.

Zu Ihrer Frage 4: Das Verfahren beschreibt den
gängigen Dienstweg. Eine Abfrage bei den Staatli-
chen Schulämtern hat ergeben, dass sich aktuell
vier Schulen an der Umfrage des TLV auf diesem
Weg beteiligt haben. Insofern können Sie sich auch
über die Validität der dort geförderten Daten selbst,
glaube ich, relativ schnell ein klares Bild verschaf-
fen. Danke sehr.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die Beantwor-
tung der Fragen. Ich würde gleich zwei Fragen stel-
len wollen, Herr Präsident.

Vizepräsident Gentzel:

Gern.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Danke. Sie antworteten auf Frage 2 mit Nein. Des-
halb möchte ich gern wissen, wenn das so ist, dass
keine Gesetze verletzt werden, und die Schulleiter
grundsätzlich in der Übermittlung von Informationen
zum Unterrichtsausfall frei sind, dann, denke ich, ist
doch die Aufforderung des TMBWK als eine Ein-
schränkung zu sehen. Geben Sie mir da recht? Das
ist Frage 1. Frage 2: Wie bewertet die Landesregie-
rung die Definition des Begriffs Unterrichtsausfall,
so wie sie vom Thüringer Lehrerverband erläutert
wird? Danke.

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Zu Ihrer ersten
Frage: Nein, ich gebe Ihnen ausdrücklich nicht
recht, weil ich ja ausgeführt hatte, dass zunächst

einmal die Schulleiter wie alle Beschäftigten der
Schweigepflicht in dienstlichen Angelegenheiten
grundsätzlich unterliegen. Für Beamte folgt das aus
§ 37 Beamtenstatusgesetz und für die Angestellten
aus § 3 Abs. 2 TVL. Insofern ein klares Nein auf Ih-
re Anfrage.

Zu Frage 2, wie ich die Definition Unterrichtsausfall
sehe, wie sie der TLV vorlegt, kann ich Ihnen sa-
gen: Unterrichtsausfall ist Unterrichtsausfall, vertre-
tener Unterricht ist vertretener Unterricht. Das sind
unterschiedliche Dinge. Mir ist das schon klar, dass
man versucht, mit einer Definition seine Zahlen in
die eine oder andere Richtung zu verändern, nur
hat das mit der Sache nichts zu tun. Ich sage es
noch mal, Unterricht, der ausfällt, das ist Unter-
richtsausfall und nichts anderes.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Entschuldigung, es gibt eine Nach-
frage durch den Abgeordneten Barth.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident. Herr Staatssekretär,
nur dass wir es noch mal klar ziehen, Sie sagten
auf die Frage bezüglich der dienstrechtlichen Kon-
sequenzen, das Ministerium plane das nicht. Fra-
ge 3 ist das. Ich verstehe das also richtig, es wird
keine dienstrechtlichen Konsequenzen für Schullei-
ter oder Lehrer geben, die unter Umgehung des
Schulamts diese Zahlen an den Lehrerverband
melden?

Prof. Dr. Merten, Staatssekretär:

Wir - ich sage das noch mal deutlich - planen kei-
nerlei disziplinarrechtliche Konsequenzen. Ich sage
allerdings auch, deswegen haben wir von unserem
Haus genau diesen Weg, der der übliche im Übri-
gen auch ist, weil er den Dienstweg beschreibt,
noch einmal in Erinnerung gerufen, weil wir Daten
erfahren möchten, wenn es wirklich Probleme vor
Ort gibt, auf die wir reagieren können. Insofern
müssten die Schulleiter selbst ein vitales Interesse
haben, weil das Staatliche Schulamt zuständig ist,
dass die Daten dort vorliegen. Ich kann mir keinen
Sachgrund vorstellen, warum Schulleiter nicht den
Dienstweg einhalten sollten, und ich kann mir auch
keinen Sachgrund vorstellen, den Schulleiter nicht
haben könnten, damit, wenn eine schwierige Situa-
tion vor Ort auftritt, die zuständige Stelle - das ist
das Staatliche Schulamt - hier einschreiten sollte.
Ich habe das eineindeutig gesagt, das TMBWK
plant in diesem Zusammenhang keine dienstrechtli-
chen Konsequenzen.
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Vizepräsident Gentzel:

So, wenn alle Stricke reißen, haben wir noch das
Wortprotokoll. Danke, Herr Staatssekretär. Wir ma-
chen weiter mit der Mündlichen Anfrage des Abge-
ordneten Weber von der Fraktion der SPD in der
Drucksache 5/5335.

Abgeordneter Weber, SPD:

Zukunft der ökologischen Altlast „Teerverarbei-
tungswerk Rositz“

Der Presseberichterstattung vom
7. Dezember 2012 in der Osterländer Volkszeitung
war zu entnehmen, dass das Thüringer Ministerium
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz beabsichtigt, die Zuständigkeit für die ökolo-
gische Altlast Teerverarbeitungswerk Rositz per
1. Januar 2013 auf den Landkreis Altenburger Land
zu übertragen. Der Landkreis Altenburger Land be-
fürchtet unter Hinweis auf die Pressemitteilung des
Thüringer Rechnungshofs vom 3. Dezember 2012,
dass es durch die geplante Übertragung zu einer
Zersplitterung der Verantwortlichkeit für die ökologi-
sche Altlast und deren weitergehende Beseitigung
kommt und entstehende Kompetenzstreitigkeiten
einen Zeitverzug und weitere steigende Kosten ver-
ursacht.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist es zutreffend, dass das Thüringer Ministerium
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz die Übertragung des Teerverarbeitungswer-
kes Rositz auf den Landkreis Altenburger Land zum
1. Januar 2013 beabsichtigt und wenn ja, auf wel-
cher konkreten rechtlichen oder vertraglichen
Grundlage soll dies erfolgen?

2. Teilt die Landesregierung die Auffassung des
Thüringer Rechnungshofs, dass für die bereits bis-
her entstandenen Kostensteigerungen bei der Sa-
nierung des Teerverarbeitungswerks Rositz organi-
satorische Defizite, insbesondere die Zersplitterung
von Zuständigkeiten auf eine Vielzahl von Behör-
den und Akteuren, die Hauptursache waren und
wenn nicht, welche Ursachen hat die Landesregie-
rung für die Kostensteigerungen ausgemacht?

3. In welcher Höhe beziffert die Landesregierung
die zukünftig noch für die Sanierung der ökologi-
schen Altlast Teerverarbeitungswerk Rositz entste-
henden Kosten, insbesondere unter Berücksichti-
gung der Hinweise des Thüringer Rechnungshofs
in der Pressemitteilung?

4. Würde der Freistaat Thüringen im Falle des Voll-
zugs der beabsichtigten Übertragung des Teerver-
arbeitungswerks Rositz auf den Landkreis Altenbur-
ger Land auch die zukünftig noch entstehenden
Kosten vollumfänglich tragen?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet das Ministerium
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz. Herr Staatssekretär Richwien, bitte.

Richwien, Staatssekretär:

Danke, Herr Präsident. Die Mündliche Anfrage des
Abgeordneten Weber beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die Zuständigkeit für bodenschutz-
rechtliche Aufgaben obliegt nach § 11 Abs. 1 Thü-
ringer Bodenschutzgesetz den unteren Boden-
schutzbehörden, das heißt also Landkreis oder
kreisfreie Stadt, soweit nichts anderes bestimmt ist.
Nach § 11 Abs. 6 Thüringer Bodenschutzgesetz
kann das für das Bodenschutzrecht zuständige Mi-
nisterium die Zuständigkeit anderen Behörden
übertragen. Mit der Thüringer Verordnung zur Än-
derung von Zuständigkeiten im Bereich der Um-
weltverwaltung vom 06.04.2008 hat das Thüringer
Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt
und Naturschutz unter anderem von dieser Er-
mächtigung Gebrauch gemacht und in Artikel 7 der
Verordnung die Thüringer Verordnung zur Rege-
lung der Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Bo-
denschutzes erlassen. Hierin wird die Zuständigkeit
für die Wahrnehmung bodenschutzrechtlicher Auf-
gaben für altlastenverdächtige Flächen und Altlas-
ten des Sanierungsgebietes ehemaliges Teerverar-
beitungswerk Rositz der oberen Bodenschutzbe-
hörde übertragen. Diese Verordnung tritt nach Arti-
kel 8 der eingangs erwähnten Verordnung mit Ab-
lauf vom 31.12. dieses Jahres außer Kraft. Mit an-
deren Worten, das Landratsamt Altenburger Land
ist bereits seit 2008 für den Vollzug des Boden-
schutz- und Altlastenrechts zuständig. Allein für das
ehemalige Teerverarbeitungswerk Rositz wurde es
aber für fünf Jahre von der Umsetzung entlastet.
Nach Ablauf dieser Sonderregelung wird das Land-
ratsamt nun automatisch zuständig. Das war auch
dem Landratsamt seit Längerem bekannt.

Zu Frage 2: Nein, die Landesregierung teilt die Auf-
fassung nicht. Unabhängig von der Organisations-
form war der maßgebliche Kostentreiber im Groß-
projekt Rositz die Sanierung des Teersees „Neue
Sorge“. Die Kritik an der Kostensteigerung relati-
viert sich, wenn man die Umstände bei der Sanie-
rung des Teersees „Neue Sorge“ bedenkt, so etwa
die Kampfmittelproblematik, die Standsicherheits-
probleme bei den Böschungen oder die Gefahr ei-
nes Grundwasserdurchbruches. Mit der Nichterfül-
lung des Pauschalvertrags zur Sanierung der „Neu-
en Sorge“ durch den Auftragnehmer der Landes-
entwicklungsgesellschaft sind dem Sondervermö-
gen bislang ungefähr 35 Mio. € an Mehrkosten ent-
standen. Dieser Umstand war weder vorherzuse-
hen, noch von der Landesregierung zu vertreten.
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Zu Frage 3: Die Landesregierung hat die Risiken
für die Zukunft durch ein externes Gutachten bezif-
fern lassen. Der verbleibende Sanierungsaufwand
für Rositz wird sich auf die nächsten 30 Jahre ver-
teilt auf 6 bis 28 Mio. € netto zulasten des Sonder-
vermögens belaufen. Addiert man den Eigenanteil
der Landesentwicklungsgesellschaft hinzu und ver-
anschlagt ca. 3 Mio. € Projektmanagementkosten,
kommt man auf die in der Pressemitteilung genann-
ten 35 Mio. €.

Zu Frage 4: Ja, die Kostenteilung von 90 Prozent
zulasten des Sondervermögens und 10 Prozent als
Eigenanteil der Landesentwicklungsgesellschaft
Thüringen mbH bleibt weiter bestehen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Es gibt den Wunsch auf Nachfrage des Fragestel-
lers. Bitte, Herr Abgeordneter Weber.

Abgeordneter Weber, SPD:

Herr Staatssekretär, wie bewertet die Landesregie-
rung die Notwendigkeit einer künftigen Grundwas-
sersanierung im Bereich der ökologischen Altlast im
ehemaligen Teerverarbeitungswerk Rositz, zumal
bekannt ist, dass im Rositzer Ortsteil Selbitz in eini-
gen Häusern mit Öl versetztes Grundwasser in die
Keller drückt?

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Staatssekretär, bitte.

Richwien, Staatssekretär:

Der Grundwasseranstieg, den wir dort haben, hängt
mit der Lausitzer Mittel- und Bergbauverwaltungs-
gesellschaft zusammen, da die Situation im Ortsteil
Selbitz nicht nur von der Kontamination abhängt,
sondern auch, wie Sie schon selbst erwähnt haben,
von dem Grundwasseranstieg durch die Einstellung
der Wasserhaltung des Braunkohletagwerkes. Das
heißt mit anderen Worten, die Einstellung des
Braunkohletagwerkes hängt natürlich mit der
Grundwasserspiegelentstehung zusammen und so,
meine Kenntnis, sind die Beteiligten vor Ort im Ge-
spräch, um Maßnahmen zu ergreifen, die das Pro-
blem Grundwasser bei den Einfamilienhäusern dort
in den Griff bekommen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Es gibt eine zweite Frage des Fragestellers.

Abgeordneter Weber, SPD:

Herr Staatssekretär, wie bewertet die Landesregie-
rung bezüglich der Aufgabenintensität die Tatsa-
che, dass trotz der Kommunalisierung der Umwelt-
verwaltung drei Vollbeschäftigteneinheiten im Lan-

desverwaltungsamt Weimar verblieben und in der
sogenannten AG Rositz mit der ökologischen Alt-
last Teerverarbeitungswerk Rositz befasst sind, und
was geschieht bei einer möglichen Übertragung der
Zuständigkeit für die ökologische Altlast an den
Landkreis mit den beim Landesverwaltungsamt an-
gesiedelten Vollbeschäftigteneinheiten?

Richwien, Staatssekretär:

Herr Abgeordneter, ich habe bei der Antwort schon
klar und deutlich gesagt, dass wir seit fünf Jahren
diese Maßnahme durch das Landesverwaltungsamt
mit begleitet haben. Das war ein Entgegenkommen
gegenüber dem Landkreis. Im Jahr 2008 ist diese
Maßnahme an den Landkreis übergeben worden.
Wir haben auch geantwortet, dass die Kosten wei-
terhin beim Sondervermögen und bei der LEG blei-
ben. Ich glaube, es war sehr hilfreich, dass man
dem Landkreis unter die Arme gegriffen hat. Aber
dass das keine Ewigkeit geht, war allen Beteiligten
bekannt.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank. Es gibt jetzt den Wunsch auf Nachfra-
ge von Herrn Dr. Augsten.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Herr Staatssekretär, Sie haben unter 2. ja ausge-
führt, worauf Sie die Kosten zurückführen. Kann
man das dann auch so interpretieren, dass Sie die
Auffassung des Thüringer Rechnungshofes an der
Stelle nicht teilen, dass es da organisatorische Pro-
bleme gegeben hat?

Richwien, Staatssekretär:

Meine Antwort wird Sie nicht überraschen, dass wir
unseren eigenen Zahlen vertrauen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Die zweite Frage aus den Reihen der Abgeordne-
ten kommt von Herrn Kummer.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Ja, der Herr Weber ist ja schon darauf eingegan-
gen, wie hoch sich der Arbeitsaufwand im Landes-
verwaltungsamt gegenwärtig darstellt mit den drei
Vollbeschäftigteneinheiten. Herr Staatssekretär, ge-
hen Sie denn davon aus, dass die Zuführungen an
den Landkreis Altenburger Land für die Aufgaben
der unteren Bodenschutzbehörde dann entspre-
chend so erhöht werden, dass alle Kosten, die im
Moment im Landesverwaltungsamt auch auflaufen
mit den Maßnahmen Teersee Rositz, dann auch für
das Landratsamt Altenburger Land ausreichend fi-
nanziert werden?
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Richwien, Staatssekretär:

Das kann ich nicht so sehen, Herr Abgeordneter
Kummer. In dem Moment, in welchem die Aufgabe
von der unteren Behörde, vom Landratsamt wahr-
genommen wird, muss auch die untere Behörde
personell ihren Bereich so ausstatten, dass sie den
Maßnahmen dann auch gerecht wird. Wir gehen ja
im Prinzip schon sehr weit, indem wir Hilfestellung
geben bei einem Fachgutachter, bei einer Arbeits-
gruppe und bei vielen anderen Maßnahmen. Das
ist ein sehr entgegenkommendes Verhalten von un-
serer Seite und jetzt sollte man das nicht noch
übertreiben. Der Landkreis wusste seit Langem,
seit 2008, dass er sich mit dieser Aufgabe ausein-
andersetzen muss, da muss er auch personelle
Vorsorge treffen. Wir haben ihn mit unterstützt, ha-
ben ihn mit begleitet und zum 31.12. dieses Jahres
läuft es aus. Wir werden aber auch weiterhin den
Fachgutachter stellen. Dies wird auch vom Frei-
staat mit bezahlt. Wir werden eine Arbeitsgruppe
mit bereitstellen. Also das, was wir von unserer Sei-
te machen können, werden wir auch weiterhin tun,
aber die Aufgabe, wie gesagt, ist 2008 übergegan-
gen, ganz klar.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Damit ist diese
Frage voll umfänglich beantwortet und wir haben
jetzt die letzte Frage für heute, der Frau Abgeord-
neten Lukin in der Drucksache 5/5336 und antwor-
ten wird für die Landesregierung das Ministerium
für Bau, Landesentwicklung und Verkehr. Bitte,
Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Schönen Dank, Frau Präsidentin.

Länge der Bahnsteige in Jena-West und Göschwitz

Verkehrsminister Carius hat auf einer Veranstaltung
in Gera erklärt, dass der Freistaat Thüringen den
von der Deutschen Bahn geplanten Rückbau von
Bahnsteigen entlang der Mitte-Deutschland-Verbin-
dung in Jena unterstütze, weil kein Bedarf für län-
gere Bahnsteige bestünde und mit längeren Bahn-
steigen die Stationsentgelte steigen würden. Außer-
dem wurde in der Antwort auf eine Kleine Anfrage
in Drucksache 5/2596 mitgeteilt, dass über 170 Me-
ter hinausgehende Baulängen bei den Bahnsteigen
Jena-West und Göschwitz dem Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit, Sparsamkeit sowie den Finanzie-
rungsgrundsätzen des Bundes widersprechen wür-
den.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie und auf welchen Zeitraum haben Bund,
Bahn und Landesregierung den Bedarf für die Län-
ge der Bahnsteige in den Bahnhöfen Jena-West
und Göschwitz ermittelt und wie wurde dabei insbe-

sondere der Bedarf von nicht bundeseigenen Ver-
kehrsunternehmen und für Sonderzüge festge-
stellt?

2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung
vor zu den Baukosten, die notwendig sind, um zu-
sätzliche 40 Meter Bahnsteigkante in den vorge-
nannten Bahnhöfen zu errichten?

3. Wie hoch wären die Stationsentgelte für einen
Halt in den oben genannten Bahnhöfen bei einer
Bahnsteiglänge von

a) 170 Metern und

b) 210 Metern?

4. Wäre vor dem Hintergrund, dass die Mitte-
Deutschland-Verbindung zwischen Jena und Erfurt
die Strecke mit dem meisten Personenaufkommen
in Thüringen ist, infolge der Bahnsteigverkürzung
überhaupt eine Verlängerung der gegenwärtig fah-
renden Expresszüge möglich?

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank. Bitte, Frau Staatssekretärin Klaan.

Klaan, Staatssekretärin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, die Mündliche Anfrage der Abge-
ordneten Frau Dr. Lukin beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Betreiber der Station Jena-West und
Jena-Göschwitz ist die DB Station & Service AG.
Diese ermittelt den Bedarf für die Dimensionierung
ihrer Verkehrstationen unter Berücksichtigung der
Anmeldung des Aufgabenträgers für den Schienen-
personennahverkehr sowie den Anforderungen der
Eisenbahnverkehrsunternehmen. Nach Kenntnis
der Landesregierung liegt bisher keine Bestellung
vor, die eine Bahnsteignutzlänge von über 170 Me-
tern erfordert. Das Land hat unter Berücksichtigung
des derzeitigen und künftigen Betriebsprogramms
im Schienenpersonennahverkehr für die genannten
Stationen Bahnsteignutzlängen von jeweils 160 Me-
tern bestellt. Mit der Bestellung wurde gefordert,
dass eine optionale Verlängerung auf 210 Metern
ermöglicht werden muss. Nach Kenntnis der Lan-
desregierung berücksichtigen die aktuellen Planun-
gen zu den Bahnsteiglängen den absehbaren Ver-
kehrsbedarf und sehen bereits die Möglichkeit der
Wiedereinrichtung von Fernverkehrsangeboten auf
der Mitte-Deutschland-Verbindung vor. Sofern die
DB Fernverkehr AG eigenwirtschaftliche Fernver-
kehrsleistungen erbringt, plant sie, hierfür neue IC-
Doppelstockzüge einzusetzen. Sie benötigt dafür
eine Bahnsteiglänge von 153 Metern. Nach Kennt-
nis der Landesregierung liegen derzeit keine
Bestellungen nicht bundeseigener Fernverkehrsun-
ternehmen für die genannten Bahnstationen vor. Im
Übrigen diskutieren wir an jeder Stelle über Stan-
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dardabsenkungen. Hier soll entsprechend dem tat-
sächlichen Bedarf und dem erforderlichen Standard
gebaut werden.

Zu Frage 2: Nach Kenntnis der Landesregierung
werden auf Basis einer Grobkostenschätzung zu-
sätzliche Baukosten in Höhe von 223.000 € für Je-
na-West und etwa 335.000 € für Jena-Göschwitz
geschätzt, wobei auch hier Abweichungen von bis
zu 30 Prozent je nach Ausstattung der Bahnsteig-
anlagen möglich sind.

Zu Frage 3: Die Kalkulation der Stationsentgelte
liegt ausschließlich in der unternehmerischen Ver-
antwortung der DB Station & Service AG. Der Lan-
desregierung liegen keine Informationen über zu-
künftige oder hypothetische Stationsentgelte vor.

Zu Frage 4: Ja, mit Einschränkungen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank. Es gibt den Wunsch auf Nachfrage.
Bitte, Frau Dr. Lukin.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Die Nachfrage
bezieht sich auf die Frage 4. Da heute schon bei ei-
nem Regionalexpress die Drei-Zug-Paare völlig
überlastet sind, wäre dann mit welchen Einschrän-
kungen ein viertes Wagenpaar überhaupt noch
möglich auf diesen verkürzten Bahnhöfen?

Klaan, Staatssekretärin:

Also wenn Sie davon ausgehen, dass eine Erhö-
hung der Sitzplatzkapazität nur über Länge des Zu-
ges erreicht wird, heißt die Einschränkung, dass ein
Ausstieg nur über bestimmte Wagen möglich wäre
bei der jetzt vorgegebenen Bahnsteiglänge. Aber
ich muss an der Stelle eine zweite Einschränkung
nennen und das ist die Menge der bestellten Fahr-
zeuge. Das heißt, wir müssten mehr Fahrzeuge
bestellen und diese dann auch finanzieren. Beides
ist im Moment nicht Gegenstand der Finanzpla-
nung.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Damit schließe
ich den Tagesordnungspunkt 33 und wir kommen
jetzt zum Tagesordnungspunkt 32

Wahl und ggf. Ernennung und
Vereidigung eines Mitglieds
und eines stellvertretenden
Mitglieds des Thüringer Ver-
fassungsgerichtshofs
Wahlvorschlag der Fraktionen
der CDU und der SPD
- Drucksache 5/5321 -

Sehr verehrte Damen und Herren, ich verlese Ihnen
folgenden Hinweis: Gemäß Artikel 79 Abs. 3 Satz 3
der Verfassung des Freistaats Thüringen und § 3
Abs. 1 und Abs. 2 des Thüringer Verfassungsge-
richtsgesetzes wählt der Landtag die Mitglieder des
Thüringer Verfassungsgerichtshofs und deren Stell-
vertreter mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner
Mitglieder für die Dauer von fünf Jahren. Die Amts-
zeit des Mitglieds des Verfassungsgerichtshofs mit
Befähigung zum Richteramt, Prof. Dr. Manfred Bal-
dus, und des stellvertretenden berufsrichterlichen
Mitglieds des Verfassungsgerichtshofs, Michael
Obhues, läuft am 23. Januar 2013 ab. Die Wahl er-
folgt in geheimer Wahl ohne Aussprache. Der
Wahlvorschlag liegt Ihnen in der Drucksache
5/5321 vor. Vorgeschlagen wurden erneut Herr
Prof. Dr. Manfred Baldus und Herr Michael Obhues.
Dazu wird wie folgt verfahren. Ich erläutere die
Stimmzettel. Die Wahl des Mitglieds und des stell-
vertretenden Mitglieds des Thüringer Verfassungs-
gerichtshofs wird in einem Wahlgang mit zwei
Stimmzetteln durchgeführt. Jeder Abgeordnete hat
also zwei Stimmen, eine für jeden Wahlvorschlag.
Das Mitglied wird mit dem weißen, das stellvertre-
tende Mitglied mit dem blauen Stimmzettel gewählt.
Auf jedem Stimmzettel kann entweder Ja oder Nein
oder Enthaltung angekreuzt werden. Als Wahlhelfer
berufe ich die Abgeordneten Kellner, Mühlbauer
und Koppe. Ich eröffne die Wahlhandlung und bitte
die Schriftführer, die Namen zu verlesen.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Adams, Dirk; Augsten, Dr. Frank; Bärwolff, Matthi-
as; Barth, Uwe; Baumann, Rolf; Bergemann, Gus-
tav; Bergner, Dirk; Berninger, Sabine; Blech-
schmidt, André; Carius, Christian; Diezel, Birgit; Dö-
ring, Hans-Jürgen; Doht, Sabine; Eckardt, David-
Christian; Emde, Volker; Fiedler, Wolfgang; Gent-
zel, Heiko; Grob, Manfred; Groß, Evelin; Günther,
Gerhard; Gumprecht, Christian; Dr. Hartung, Tho-
mas; Hausold, Dieter; Hellmann, Manfred; Hennig,
Susanne; Hey, Matthias; Heym, Michael; Hitzing,
Franka; Höhn, Uwe; Holbe, Gudrun; Holzapfel, El-
ke; Huster, Mike; Jung, Margit; Kalich, Ralf; Kanis,
Regine; Dr. Kaschuba, Karin; Kellner, Jörg; Kem-
merich, Thomas L.; Dr. Klaubert, Birgit; König, Ka-
tharina; Koppe, Marian; Korschewsky, Knut; Kowal-
leck, Maik; Krauße, Horst;

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

von der Krone, Klaus; Kubitzki, Jörg; Künast, Dag-
mar; Kummer, Tilo; Kuschel, Frank; Lehmann, An-
nette; Lemb, Wolfgang; Leukefeld, Ina; Lieber-
knecht, Christine; Dr. Lukin, Gudrun; Marx, Doro-
thea; Matschie, Christoph; Meißner, Beate; Metz,
Peter; Meyer, Carsten; Möller, Dirk; Mohring, Mike;
Mühlbauer, Eleonore; Nothnagel, Maik; Pelke, Bir-
git; Dr. Pidde, Werner; Primas, Egon; Ramelow,
Bodo; Recknagel, Lutz; Reinholz, Jürgen; Renner,
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Martina; Rothe-Beinlich, Astrid; Scherer, Manfred;
Dr. Scheringer-Wright, Johanna; Schröter, Fritz;
Schubert, Jennifer; Sedlacik, Heidrun; Siegesmund,
Anja; Skibbe, Diana; Stange, Karola; Tasch, Christi-
na; Taubert, Heike; Untermann, Heinz; Voigt,
Dr. Mario; Walsmann, Marion; Weber, Frank; Wet-
zel, Siegfried; Worm, Henry; Wucherpfennig, Ge-
rold.

Vizepräsidentin Hitzing:

Sehr verehrte Damen und Herren, ich frage Sie:
Hatte jeder die Möglichkeit, seinen Stimmzettel ab-
zugeben? Das scheint der Fall zu sein. Dann
schließe ich an dieser Stelle die Wahlhandlung und
bitte um Auszählung der Stimmen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Aus-
zählung der Stimmen ist erfolgt. Wir haben ein
Wahlergebnis und ich stelle als Erstes folgendes
Wahlergebnis für das Mitglied des Thüringer Ver-
fassungsgerichtshofs mit Befähigung zum Richter-
amt, Herr Prof. Dr. Manfred Baldus, fest: Abgege-
bene Stimmen 83, Jastimmen 67, Neinstimmen 10,
Enthaltungen 2, damit ist die Zweidrittelmehrheit er-
reicht. Ich gratuliere Herrn Prof. Dr. Baldus und fra-
ge, ob er die Wahl annimmt.

Prof. Dr. Baldus:

Ja, ich nehme die Wahl an.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank.

(Beifall im Hause)

Zum zweiten Wahlgang, Wahl des stellvertretenden
Mitglieds des Thüringer Verfassungsgerichtshofs,
Herr Michael Obhues: Jastimmen 63, Neinstim-
men 13, Enthaltungen 2, damit ist die Zweidrittel-
mehrheit erreicht und ich gratuliere Herrn Obhues
zur Wahl und frage: Nehmen Sie die Wahl an?

Herr Obhues:

Ja.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank.

(Beifall im Hause)

Sehr verehrte Damen und Herren, wir kommen jetzt
zur Ernennung und Vereidigung.

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, nach § 5 in Verbindung mit § 2 Abs. 2 Satz 2
des Thüringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes ist
vorgesehen, dass die Mitglieder und die stellvertre-

tenden Mitglieder des Thüringer Verfassungsge-
richtshofs eine von der Präsidentin des Thüringer
Landtags unterzeichnete Ernennungsurkunde er-
halten und vor dem Landtag den Eid leisten.

Ich bitte das Mitglied mit Befähigung zum Richter-
amt des Thüringer Verfassungsgerichtshofs Herrn
Prof. Manfred Baldus sowie das stellvertretende be-
rufsrichterliche Mitglied des Thüringer Verfassungs-
gerichtshofs Herrn Michael Obhues nach vorn und
die Anwesenden bitte ich, sich von den Plätzen zu
erheben.

Sehr geehrter Herr Prof. Baldus, ich händige Ihnen
als Erstes die Ernennungsurkunde aus. Sehr ge-
ehrter Herr Obhues, auch Ihnen händige ich als
Erstes die Ernennungsurkunde aus. Ich verlese Ih-
nen nun den im Thüringer Verfassungsgerichts-
hofsgesetz enthaltenen Text der Eidesformel. Sie
können diese Eidesformel anschließend nacheinan-
der mit den Worten „Ich schwöre es, so wahr mir
Gott helfe“ oder „Ich schwöre es“ bekräftigen. Die
Eidesformel lautet: „Ich schwöre, dass ich das mir
übertragene Amt nach bestem Wissen und Können
verwalten, Verfassung und Gesetze befolgen und
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen
und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.“
Herr Prof. Baldus.

Prof. Dr. Baldus:

Ich schwöre es.

Präsidentin Diezel:

Herr Obhues.

Herr Obhues:

Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Ich gratuliere Ihnen zu diesem Amt,
wünsche Ihnen Kraft und Gottes Segen.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Hitzing:

Wir kehren zurück in die laufende Tagesordnung
und ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 22

„Änderung der Satzung der
‚Stiftung Ettersberg. Europäi-
sche Diktaturforschung - Auf-
arbeitung der SED-Diktatur -
Gedenkstätte Andreasstraße’“
Antrag der Fraktionen der CDU,
DIE LINKE, der SPD und der
FDP
- Drucksache 5/5140 -
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Wünscht jemand aus den Fraktionen CDU, DIE
LINKE, SPD oder FDP das Wort zur Begründung?
Das sehe ich nicht. Dann eröffne ich an dieser Stel-
le die Aussprache und das Wort hat Frau Abgeord-
nete Astrid Rothe-Beinlich für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, Sie haben ja schon so be-
gonnen, als ob Sie sagen wollten, dies sei ein An-
trag aller Fraktionen. Es ist jedoch ein Antrag aller
Fraktionen außer der unsrigen und ich möchte kurz
begründen, warum wir nicht auf diesem Antrag ste-
hen, ihm aber dennoch zustimmen werden.

Die Stiftung Ettersberg ist ein überaus wertvoller
Bestandteil der Thüringer Kultur- und Stiftungsland-
schaft, da sind wir uns, denke ich, alle einig. Sie
widmet sich überaus wichtigen und notwendigen
Aufgaben wie der vergleichenden Erforschung der
europäischen Diktaturen des 20. Jahrhunderts und
ihrer demokratischen Transformation. Sie steht für
die historische Aufarbeitung, für vergleichende Ana-
lyse von Diktaturen sowie autoritärer Regime, ihrer
Herrschaftsmechanismen und der sie tragenden
Kräfte. Sie beschäftigt sich aber auch mit der Be-
deutung von Opposition und Widerstand gegen au-
toritäre und totalitäre Unterdrückung, will die Erin-
nerung an die Opfer diktatorischer Gewalt wachhal-
ten, veranstaltet internationale Symposien, wissen-
schaftliche Fachtagungen und Kolloquien in euro-
päisch vergleichender Perspektive und gibt eigene
Publikationen heraus. Zu ihr gehört auch die viel
beachtete Gedenkstätte Andreasstraße, die einen
besonderen Ort der doppelten Erinnerung darstellt,
der einerseits auf die Unterdrückungen der SED-
Diktatur deutlich hinweist und andererseits auch
Symbol für die Freiheit ist, weil die ehemalige Stasi-
zentrale und U-Haft Andreasstraße am 4. Dezem-
ber 1989 von mutigen Bürgerinnen und Bürgern be-
setzt wurde als erste Stasizentrale in der ehemali-
gen DDR.

Warum haben wir diesen Antrag nicht mit einge-
bracht? Der Beirat soll erweitert werden, damit
auch die SPD einen Sitz in diesem hat, was wir gut
und richtig finden, das ist keine Frage. Wir meinen
aber, dass es sich um eine solch wichtige Stiftung
handelt, die so vielfältige Aufgaben wahrnimmt,
dass selbstverständlich alle Fraktionen, die im Thü-
ringer Landtag vertreten sind, auch in diesem Beirat
vertreten sein sollten. Das ist leider nicht der Fall.
Die kleinen Fraktionen, in diesem Fall BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und die FDP, haben eben keinen
Sitz im Stiftungsbeirat auch nach dieser Änderung.
Wir wissen um die Schwierigkeit, dass man immer
überlegen muss, wie groß man ein Gremium fasst,
damit es arbeitsfähig ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir glauben aber, dass es hier um eine solch wich-
tige Arbeit geht, dass in der Tat die Expertise und
auch der Sachverstand und die Meinung aller Frak-
tionen in dieses Gremium eingebracht werden soll-
ten. Wir werden zustimmen, weil wir der Arbeit die-
ser wichtigen Stiftung mitnichten im Wege stehen
wollen. Wir sagen aber ganz deutlich, wir bedauern,
dass, wenn es schon zu einer Erweiterung kommt,
zwei Fraktionen ganz offensichtlich nicht berück-
sichtigt werden sollen. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Es liegen mir kei-
ne Wortmeldungen weiter vor. Dann kommen wir
jetzt zur Abstimmung. Da auch keine Ausschuss-
überweisung beantragt ist, stimmen wir direkt ab
über den Antrag der Fraktionen der CDU, DIE LIN-
KE, der SPD und der FDP in der Drucksache
5/5140.

Entschuldigung, Herr Professor. Es gibt eine Wort-
meldung vonseiten der Regierung.

Prof. Dr. Deufel, Staatssekretär:

Der Minister hat mich gebeten, für die Landesregie-
rung dazu kurz Stellung zu nehmen.

Meine Damen und Herren Abgeordneten, der vor-
liegende Antrag steht deshalb auf der heutigen Ta-
gesordnung, weil wir vor fast genau einem Jahr ei-
ne sehr weitreichende Entscheidung getroffen ha-
ben. Am 29. November 2011 hat das Kabinett der
Zusammenführung der Stiftung „Gedenken - Erin-
nern - Lernen“ und der Stiftung „Ettersberg“ zuge-
stimmt. Die Zusammenführung erfolgte dann auf-
tragsgemäß im Juni dieses Jahres. Damit sind wir
der Empfehlung einer von uns eingesetzten Histori-
kerkommission gefolgt. Diese Verbindung ist aus
unserer Sicht europaweit einmalig und bietet uns
jetzt die Möglichkeit, wissenschaftliche Forschung
mit der Gedenkstätten- und Bildungsarbeit unter ei-
nem Dach zu verbinden. Darin liegt die besondere
Stärke dieser neuen Stiftung. Eines muss uns dabei
bewusst sein: Wir haben einen Scheidepunkt über-
schritten. In unseren Schulen ist ja die DDR-Ver-
gangenheit längst zum Lernstoff geworden. Seit ei-
nem Jahrzehnt gibt es in der gesamten Schüler-
schaft keine eigenen Erfahrungswerte mehr; jetzt
kommt der nächste Knick, jetzt wo unsere Referen-
dare im Schnitt 25 Jahre alt sind. Sie selbst waren
vielleicht Schulanfänger, als die Mauer fiel. Was
werden sie also ihren jetzt heranwachsenden Schü-
lerinnen und Schülern vermitteln? Wo finden sie au-
thentische Bezugspunkte?

Die Gedenkstätte Andreasstraße hier in Erfurt bie-
tet so einen Bezugspunkt, dieser Ort steht für politi-
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sche Repression, er steht für Widerstand, er steht
für die Überwindung der SED-Diktatur. Vor fast ge-
nau 23 Jahren, am 4. Dezember 1989, haben muti-
ge Bürgerinnen und Bürger die Erfurter Stasibe-
zirksverwaltung besetzt. Dieses Datum gehört zu
den wichtigsten der jüngeren Stadtgeschichte. Die-
ser Tag hat sich ins Gedächtnis vieler Bürger dieser
Stadt unvergesslich eingegraben. Vor Kurzem hat-
ten wir nun Gelegenheit, unsere Erinnerungen vor
Ort auszutauschen, denn am Vorabend des Jahres-
tages der Besetzung haben wir jüngst das Gebäu-
de in der Andreasstraße der Öffentlichkeit als Ge-
denk- und Bildungsstätte übergeben. Die Andreas-
straße ist jetzt ein authentischer Erinnerungsort.
Hier wird Geschichte erlebbar. Hier eröffnet sich
damit Raum für die Auseinandersetzung mit der
SED-Diktatur, für die Aufklärung über die dortigen
Herrschaftsmechanismen, für das Gedenken an die
Opfer, für die Berichte und Dokumente der Zeitzeu-
gen und für das Nachdenken über die Grundlagen
der Demokratie.

Meine Damen und Herren Abgeordneten, das histo-
rische Erbe bewahren und Verantwortung dafür in
Gegenwart und Zukunft übernehmen, das ist eine
der Kernbotschaften unseres Kulturkonzepts des
Freistaats Thüringen, über das wir im vergangenen
Plenum hier diskutiert haben. Die Stiftung, zu der
heute von Ihnen ein Satzungsänderungsantrag vor-
liegt, wird dafür einen wichtigen und unverzichtba-
ren Beitrag leisten. Der hier vorliegende Antrag be-
rührt im Kern eigene Belange der „Stiftung Etters-
berg. Europäische Diktaturforschung - Aufarbeitung
der SED-Diktatur - Gedenkstätte Andreasstraße“ -
so der Name dieser neuen Stiftung. Bei der Modifi-
kation der Satzung geht es um die folgenden zwei
Punkte: Erstens um eine Erhöhung der Anzahl der
vom Landtag für den Stiftungsrat vorgeschlagenen
Personen um ein drittes im Gremium stimmberech-
tigtes Mitglied sowie zweitens um die Bestellung
von dauerhaften Vertretern für die vom Landtag
entsandten Mitglieder des Stiftungsrates. In der Be-
gründung durch die antragstellenden Fraktionen
wird auf das derzeitige numerische Ungleichge-
wicht der Repräsentanz im Stiftungsrat zwischen
Landesregierung mit bisher drei Vertretern und
Landtag mit bisher zwei Vertretern verwiesen. Die-
ses Problem wird noch verstärkt durch das fehlen-
de Vertretungsrecht für die vom Landtag vorge-
schlagenen Mitglieder, anders als dies für die Ver-
treter der Landesregierung vorgesehen ist. Ich sehe
diese Initiative als Beleg für die Unterstützung und
das hohe Interesse des Thüringer Landtags an der
neuen Stiftung und ihre landesweit bedeutsamen
Aufgaben. Dies in dem beantragten Sinne zu ver-
ändern, sieht auch die Landesregierung als einen
berechtigten und nachvollziehbaren Wunsch an
und unterstützt demzufolge eine entsprechende
Satzungsänderung. Entscheiden - das möchte ich
hier festhalten - darüber kann allein die selbststän-
dige Stiftung „Ettersberg“, eine Stiftung privaten

Rechts. Damit wird die Arbeit des Stiftungsrats aber
gestärkt und eine wichtige Grundlage dafür ge-
schaffen, dass die neue Stiftung ihre erweiterten
und weitreichenden Aufgaben erfüllen kann.

Insofern wollte ich abschließend noch einmal fest-
halten, dass wir nachvollziehen können, dass die-
ser Antrag hier vorliegt. Ich wollte darauf hinweisen,
dass jetzt ein Gleichgewicht zwischen den Vertre-
tern der Landesregierung und des Landtags ange-
strebt wird, und überlasse das dann Ihrer Entschei-
dung. Danke schön.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Ich schaue noch
mal in die Runde. Es liegt jetzt kein weiterer
Wunsch auf Rede vor. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wir stimmen über den Antrag der Fraktionen der
CDU, DIE LINKE, der SPD und der FDP in der
Drucksache 5/5140 ab. Wer dem Antrag zustimmen
möchte, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Das sind die Stimmen aus allen Fraktionen. Gibt es
Gegenstimmen? Das sehe ich nicht. Gibt es Stimm-
enthaltungen? Das sehe ich auch nicht. Vielen
Dank. Damit ist der Antrag angenommen und ich
schließe den Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23

Entwicklung des Biosphären-
reservates Karstlandschaft
Südharz in Thüringen
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5188 -

Wünscht die Fraktion das Wort zur Begründung?
Das ist der Fall. Herr Dr. Augsten hat das Wort.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, unser
Antrag zielt auf eine Passage im Koalitionsvertrag
zwischen CDU und SPD ab. Das können Sie der
Begründung entnehmen. Dort ist noch mal zitiert,
was dazu im Koalitionsvertrag steht. Wir möchten
einfach wissen, wie der Stand ist. Im Jahr 2012
sollte die Prüfung - wie dort steht - abgeschlossen
sein. Für diejenigen, die sich da nicht so ausken-
nen, es gibt von uns unterstützt ein Ansinnen, den
Südharz zu schützen in Form eines Biosphärenre-
servats. Sachsen-Anhalt hat diesen Schritt schon
vollzogen, hat das Problem, dass das Gebiet so
klein ist, dass sie selbst keinen Antrag bei der
UNESCO stellen können. Das heißt, es bedarf
noch des thüringischen und niedersächsischen
Teils. Das Ansinnen hängt aber insgesamt davon
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ab, wie sich Thüringen verhält. Wir waren natürlich
froh, als wir im Koalitionsvertrag gelesen haben,
dass sich die Koalitionsparteien das auf die Fahne
geschrieben haben, wohl wissend, dass es nur ein
Prüfauftrag ist und keine Vereinbarung, dort ein
Biosphärenreservat zu errichten.

Meine Damen und Herren, wir haben diesen Pro-
zess im Südharz aktiv begleitet. Es gab in all den
Jahren immer wieder mal Anfragen an die Landes-
regierung, wie denn der Stand ist. Wir sind dort vor
Ort auch tätig, sind mit den Aktiven, zum Beispiel
des BUND, auch im Gespräch und hatten den Ein-
druck, dass dort nicht sehr viel passiert. Wir werden
sicher im Bericht des Ministers hören, was dort ge-
laufen ist. Ich beziehe mich jetzt bei der Begrün-
dung auf die Antwort der Landesregierung auf die
Mündliche Anfrage meines Kollegen Dirk Adams -
die Antwort kam am 03.02.2012 -; in der Drucksa-
che 5/3921 - für das Protokoll - kann man das
nachlesen. Dort haben wir zum letzten Mal richtig
nachgefragt, wie sieht es denn aus, es ist ja abseh-
bar, dass 2012 eine Entscheidung zu fällen ist.
Dann hat man sich bei den Antworten ziemlich ge-
wunden. Man hat nicht gesagt, wir haben geprüft
und es sieht so aus, dass das nichts wird mit dem
Biosphärenreservat. Man hat also darauf hingewie-
sen in einer Antwort, dass Rhön und Vessertal als
die beiden großen Probleme, die wir hier in Thürin-
gen haben, eine höhere oder eine höchste Priorität
genießen. Daraus kann man schließen, was bedeu-
tet das für den Südharz? Dass man möglicherweise
als Landesregierung so viel zu tun hat, dass da in
der Rhön und im Vessertal komplett die Kapazitä-
ten gebunden sind. Eine andere Frage bezüglich
des Südharzes, da hat die Landesregierung darauf
verwiesen, dass es ein gestuftes Vorgehen gibt,
dass die Federführung beim Landwirtschafts- und
Naturschutzministerium liegt - das konnte man er-
warten - und dass ansonsten ein enger Kontakt zu
Sachsen-Anhalt und Niedersachsen besteht. Aber
mit welchem Ergebnis, das war nicht klar zu ent-
nehmen. Und man hat verwiesen, dass es natürlich
einen Naturparkplan gibt und dass dort im Prinzip
wichtige Weichenstellungen vorgenommen werden.
Herr Minister, das reicht uns nicht. Das hat mit
dem, was im Koalitionsvertrag steht, wenig zu tun.
Insofern die herzliche Bitte, auch klar zu bekennen
- wir haben das Jahr 2012 fast geschafft und inso-
fern kann man doch jetzt irgendwie eine Aussage
treffen -, es wird was mit dem Biosphärenreservat
oder es wird nichts. Wenn vielleicht doch irgendwie
in Aussicht gestellt werden kann, dass sich etwas
bewegt, dann in welchen Zeiträumen? Wir möchten
nun Antworten wissen, denn das ist eine einzigarti-
ge Kulturlandschaft, die dort gewachsen ist. Mit der
Gipskarstlandschaft steht viel auf dem Spiel. Inso-
fern erwarten viele Menschen dort auch, dass sich
etwas tut, und wir sind sehr gespannt, was Sie uns
zu berichten haben. Ansonsten, glaube ich, gibt es
Diskussionsbedarf im Ausschuss. Wir beantragen

auf jeden Fall Ausschussüberweisung. Gerade
wenn es im Verhältnis zu der Rhön und Vessertal
darum geht, wie man den Südharz dort einordnet,
wäre es doch wichtig, dass man auch noch mal mit
Fachleuten ins Gespräch kommt. Deshalb von die-
ser Stelle aus schon der Antrag auf Ausschuss-
überweisung an den Agrar- und Umweltausschuss.
Vielen Dank.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Dr. Augsten. Die Landesregie-
rung erstattet einen Sofortbericht und das Wort hat
Herr Minister Reinholz.

Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, gestatten Sie mir ein paar
Vorbemerkungen. Die Landesregierung vertritt un-
eingeschränkt die Auffassung, dass die sich über
die Bundesländer Niedersachsen, Sachsen-Anhalt
und Thüringen erstreckende Südharzer Karstland-
schaft einmalig ist. Dies wurde in der Beantwortung
der unterschiedlichen Anfragen, Herr Dr. Augsten
hat es auch erwähnt, immer wieder zum Ausdruck
gebracht. Dies erfolgte zuletzt mit der erwähnten
Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Adams.
Vorab muss jedoch richtiggestellt werden, dass
Sachsen-Anhalt im Jahr 2009 die Karstlandschaft
zum Biosphärenreservat nicht per Verordnung nach
Landesrecht ausgewiesen hat, sondern per Allge-
meinverfügung zum Biosphärenreservat Karstland-
schaft Südharz nach Landesrecht erklärt hat. Was
zunächst als nur geringfügiger Unterschied er-
scheint, bedeutet inhaltlich, dass die Allgemeinver-
fügung ausschließlich Bezug auf die bereits beste-
henden Schutzgebiete nimmt, ohne den rechtlichen
Schutz der Karstlandschaft substanziell zu verän-
dern. Das heißt, auch in Sachsen-Anhalt ergibt sich
der rechtliche Schutz weiterhin ausschließlich aus
den bereits nach Landesrecht ausgewiesenen
Schutzgebieten, insbesondere den Natur- und
Landschaftsschutzgebieten sowie den bestehenden
Natura-2000-Gebieten. Diesen Stand, meine Da-
men und Herren, kann Thüringen natürlich auch
bieten. Die Begründung des Antrags dahin gehend,
dass in Sachsen-Anhalt eine Unesco-Anerkennung
noch aussteht, zeigt die besondere Problematik
auf. Gemäß den Vorgaben der Unesco ist es erfor-
derlich, dass alle Gemeinden - ich betone alle -
einen Anerkennungsantrag mit ihrer Unterschrift
unterstützen. Dies scheint in Sachsen-Anhalt für
das Biosphärenreservat Karstlandschaft Südharz
seit 2009 nicht gelungen zu sein.

Meine Damen und Herren, dies vorausgestellt be-
richte ich für die Landesregierung zu dem Sachver-
halt wie folgt:
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Die Landesregierung fühlt sich in ihrer Auffassung
bestätigt, dass die Konzentration auf die bestehen-
den Schutzgebietskategorien für die Region zielfüh-
rend ist. Die knappen Mittel, die für den Natur-
schutz zur Verfügung stehen, werden nicht in neue,
aufwendige Verfahren gesteckt, sondern sollen der
Entwicklung der Region direkt auch zugute kom-
men. Im Rahmen der Ausweisung des Naturparks
Südharz und der Erstellung des Naturparkplans
wurden die Positionen der unterschiedlichen Akteu-
re aus der Region erfasst und vom Ministerium für
Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz
ausgewertet. Im Südharz wurde insofern kein
Moderationsprozess durchgeführt, wie das in den
Biosphärenreservaten Vessertal, Thüringer Wald
und Rhön erfolgte bzw. noch weitergeführt wird.
Aus den Stellungnahmen und Meinungsäußerun-
gen sowie aus den Erfahrungen im Rahmen der
Moderationsprozesse in der Rhön und im Thüringer
Wald - beides bereits bestehende Biosphärenreser-
vate - ist abzuleiten, dass der Versuch der Auswei-
sung bzw. der UNESCO-Anerkennung eines Bio-
sphärenreservats im Südharz zurzeit keine Aus-
sicht auf vollständige Unterstützung aller kommuna-
len Vertreter in der Region hat und nicht zu der er-
forderlichen und erfolgreichen Anerkennung führen
würde.

Diese Auffassung wird auch durch die Schwierig-
keiten im Zusammenhang mit dem Anerkennungs-
antrag von Sachsen-Anhalt gestützt. Der begonne-
ne Aufbau eines Netzwerkes im Naturpark Südharz
zuletzt im Rahmen der Erarbeitung des Naturpla-
nes ist konsequent aus unserer Sicht weiterzuver-
folgen. Mit den regionalen Akteuren sind die Um-
setzungen der dort formulierten Projektskizzen,
Projektideen kooperativ in Angriff zu nehmen, um
der Region die Chancen und Möglichkeiten aufzu-
zeigen, die ihnen durch die Naturparkausweisung
gegeben sind. Ziel muss es sein, meine Damen
und Herren, die regionale Identifikation zu stärken
und regionale Zielsetzungen und Entwicklungs-
schwerpunkte zu formulieren, um ein regional ab-
gestimmtes Erscheinungsbild und auch Auftreten
zu erreichen.

Meine Damen und Herren, die Länder haben sich
2007 verständigt, ein gemeinsames Biosphärenre-
servat nicht weiterzuverfolgen, sondern auf die je-
weiligen länderspezifischen Vorgehensweisen
Rücksicht zu nehmen, ohne dabei den vereinbarten
Grundsatz einer dauerhaften Sicherung der weitge-
henden Gebietsbestandteile der Gipskarstland-
schaft sowie einer gemeinsamen nachhaltigen Re-
gional- und Tourismusentwicklung der Destination
Harz aufzugeben. So bestehen auf Arbeitsebene
intensive Kontakte zwischen den Verwaltungen des
Naturparks Kyffhäuser und des Biosphärenreser-
vats Karstlandschaft Südharz im Hinblick auf eine
länderübergreifende fachliche Zusammenarbeit.
Ebenso bestehen länderübergreifend intensive

Kontakte des Trägers des Naturparks Südharz zur
Verwaltung des Biosphärenreservats Karstland-
schaft Südharz.

Zurzeit ergeben sich auch in Thüringen die natur-
schutzrechtlichen Einschränkungen aus den nach
Landesrecht ausgewiesenen Schutzgebieten, ins-
besondere Natur- und Landschaftsschutzgebieten,
sowie aus der bekannten Naturparkverordnung
Südharz und den gemeldeten Natura-2000-Gebie-
ten in Verbindung mit dem gesetzlichen Grundsatz
und der Erhaltungszielverordnung.

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, werden
durch den Regionalplan Nordthüringen wesentliche
Rahmenbedingungen für den Bergbau gesetzt. Die
Errichtung eines Biosphärenreservats würde keine
über die bestehenden Regelungen hinausgehende
Auswirkung auf den Gipsabbau in der Region ha-
ben. Ich weise dazu auf meine einleitenden Anmer-
kungen auch noch einmal ausdrücklich hin.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unter
Verweis auf die vorausgegangenen Antworten sieht
die Landesregierung zurzeit keine Veranlassung,
der Aufforderung zeitnah zu entsprechen. Vielen
Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister Reinholz. Ich frage: Wird
die Beratung zum Sofortbericht gewünscht? Ich se-
he Nicken. Vielen Dank. Dann eröffne ich jetzt auf
Verlangen aller Fraktionen die Beratung zum So-
fortbericht zu Nummer 1 und gleichzeitig die Aus-
sprache zu Nummer 2 Ihres Antrags. Das Wort hat
als Erster Herr Abgeordneter Kummer für die Frak-
tion DIE LINKE.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir als LINKE unterstützen
ganz klar die Forderung nach einem Biosphärenre-
servat Südharz, einem länderübergreifenden Bio-
sphärenreservat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und das hörte sich auf Landesebene auch schon
einmal ganz anders an, als wir es eben vom Minis-
ter gehört haben, allerdings waren es in der Ver-
gangenheit viele schöne Worte. Es gab seit Anfang
der 90er-Jahre mehrere Kabinettsbeschlüsse zur
Prüfung eines länderübergreifenden Biosphärenre-
servats. 1997 gab es eine Studie „Entwicklungs-
grundlagen für die weitere Nutzung der Gipskarst-
landschaft Südharz Kyffhäuser unter besonderer
Berücksichtigung des Bodenschutzes“. Die empfahl
dann ein Biosphärenreservat und es gab auch In-
itiativen des Ministeriums für Landwirtschaft, Natur-
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schutz und Umwelt damals mit den drei Fachminis-
terien, also mit den anderen Fachministerien von
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, einen Dialog
und anschließend eine gemeinsame Erklärung der
Umweltminister der Länder und man wollte ein ge-
meinsames Biosphärenreservat ausweisen. Klar
war natürlich, dass die Akzeptanz der Bevölkerung,
der Wirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft der
Landkreise, der Kommunen unerlässlich ist. Es war
in der Region bei uns im Südharz aber schon in
weiten Teilen gegeben.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Nein, nein.)

Wir hatten Veranstaltungen dort, an denen ich auch
teilnehmen konnte, bei denen man wirklich gespürt
hat, wie Aktive vor Ort sich massiv für dieses Bio-
sphärenreservat eingesetzt haben. Leider haben
wir in der Richtung ein Stück weit den Zug verpasst
und an die positive Entwicklung in Sachsen-Anhalt
nicht anschließen können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wenn man dann die Si-
tuation heute betrachtet, muss man feststellen,
dass die Probleme, die damals beschrieben worden
sind - also wir hatten 2005 eine Ausschuss-Sitzung
dazu, in der von der Landesregierung klar gesagt
wurde, für sie ist ein großes Problem die Frage der
finanziellen Ausstattung des Landes, es fehlt schon
an Geld in den Biosphärenreservaten Rhön und
Vessertal und dementsprechend sah man sich nicht
imstande, eine weitere Verwaltung aufzubauen im
Südharz, die etwa um die 500.000 € kosten sollte -,
heute noch genauso stehen. Ich finde es allerdings
bedauerlich, dass immer bloß die Kostenseite be-
trachtet wird und nicht die Frage, welchen Effekt ein
Biosphärenreservat bringt, und da gibt es bei den
bestehenden Biosphärenreservaten bei uns
durchaus Betrachtungen, die dort eine klare Spra-
che sprechen.

Ich finde auch die Herangehensweise an die Frage,
wollen wir denn heute ein Biosphärenreservat Süd-
harz oder nicht, etwas falsch, denn das kann man
nicht vonseiten der Landesregierung machen. Die
Herangehensweise muss so sein, dass die Region
sagt, wir wollen ein Biosphärenreservat und die Re-
gion muss auch sagen, was will ich mit dem Bio-
sphärenreservat. Das, was mich im Moment stört
bei den ganzen Diskussionen auch um die Bio-
sphärenreservatserweiterung in der Rhön und im
Vessertal, das ist, dass man zwar aus der natur-
schutzfachlichen Brille definiert, was man will, aber
zu wenig aus wirtschaftlicher Sicht. Da kommt mir
auch aus den Regionen zu wenig und ich sage mal
ganz klar, für mich ist ein Biosphärenreservat eine
Sonderwirtschaftszone. Die UNESCO sagt, dass
Biosphärenreservate Regionen sind, in denen bei-
spielhaft dargestellt wird, wie der Mensch sich im
Einklang mit einer schützenswerten Natur ent-
wickeln kann. Die Frage, wie ich eine Sonderwirt-

schaftszone dieser Art ausfülle, wo ich zum Beispiel
auch gezielt Ansiedlungen betreiben sollte, um re-
gionale Wertschöpfung zu erhöhen, um die ökologi-
schen Potenziale der Regionen auch wirtschaftlich
zu nutzen, bleibt oft unbeantwortet. In dieser Hin-
sicht sollte es klare Aussagen geben, was man
denn mit einem Biosphärenreservat Südharz errei-
chen kann.

Meine Damen und Herren, ich will bei dem Punkt
auch noch ansprechen, welche ungelösten Proble-
me es bei den anderen Biosphärenreservaten gibt,
wo die Hausaufgaben gemacht werden müssen. Da
komme ich zur Biosphärenreservatsinfo im Bio-
sphärenreservat Vessertal. Nach wie vor gibt es
dort keinerlei Lösungsansatz, wie dieser Mangel,
den die UNESCO in der letzten Evaluierung klar
festgestellt hat, behoben werden soll. Dazu brau-
chen wir ein klares Bekenntnis der Landesregie-
rung, wie diese Biosphärenreservatsinformation
ausgestaltet werden soll, wo sie sich befinden soll.
Ich sage mal eines: Wir haben im Biosphärenreser-
vat Vessertal, seiner Umgebung, ein hohes touristi-
schen Potenzial und wir brauchen Schlechtwetter-
angebote. Dass man dieses Potenzial nutzen kann,
das zeigt zum Beispiel das Aquarium in Zella-Meh-
lis: 400.000 Besucher im Jahr, und das, ohne dass
ein Cent Förderung dort hineingeflossen ist. Man
kann, wenn die Biosphärenreservatsinformation
wirklich attraktiv gestaltet wird, damit Besucher an-
ziehen und, ich glaube, man kann das auch verlust-
frei machen. Die Frage ist nur, wann bringen wir es
endlich auf den Weg und suchen wir dafür den ge-
eigneten Standort. Aber dabei sehe ich im Moment
eine mangelhafte Bereitschaft vonseiten der Lan-
desregierung.

In der Rhön sind die Probleme ein bisschen anders
gelagert. In der Rhön wird gestritten über die Frage
Kernzone, die im Vessertal zum Glück geklärt ist.
Der Ansatz, den Truppenübungsplatz Wildflecken
zur Kernzone zu machen, ist nach meiner Informati-
on gescheitert. Die UNESCO sagt auch klar, Kern-
zonen des Biosphärenreservats sollen friedliche
Gebiete sein. Das ist beim Truppenübungsplatz
wirklich nicht festzustellen. Ich bin gespannt, wie
dort die Probleme gelöst werden können. Von Thü-
ringer Seite ist uns gesagt worden, die Flächen wä-
ren identifiziert, also Thüringen hätte seine Haus-
aufgaben so weit gemacht. Da gab es zwar noch
ein paar Abstimmungsprobleme, aber ich gehe mal
davon aus, dass das passt. Trotzdem hilft es uns
nur beim länderübergreifenden Biosphärenreservat,
wenn auch die anderen ihre Hausaufgaben ma-
chen.

Im Südharz, denke ich, hätten wir die Probleme mit
den Kernzonen und mit den Schutzgebieten nicht.
Die Schutzgebietsausweisungen hat es gegeben.
Die Gebietskulisse dort steht. Aus meiner Sicht ist
das, was dort existiert, ausreichend und die Frage
wäre eben jetzt noch zu formulieren, schaffen wir
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es dort, die Frage, welche wirtschaftliche Zukunft
wir der Region geben, in den Mittelpunkt der Dis-
kussion um ein Biosphärenreservat zu stellen, um
zu sagen, auch ihr seid für uns eine Sonderwirt-
schaftszone. Die Frage einer auslaufenden Gipsin-
dustrie kann nicht die Antwort sein, wie sich die Re-
gion in Zukunft wirtschaftlich entwickeln soll. Hier
brauchen wir andere Ansätze.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die sollten mit dem Biosphärenreservat verfolgt
werden, damit die Zukunftsfähigkeit dieser Region
sichergestellt wird. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Für die FDP-Frak-
tion hat das Wort Frau Abgeordnete Hitzing.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren, Herr Kummer hat bereits ausge-
führt, was ein Biosphärenreservat eigentlich bedeu-
tet. Lassen Sie mich noch ergänzen, was bedeutet
ein Naturpark. Unter anderem dient er der Erhal-
tung, Entwicklung oder Wiederherstellung einer
durch vielfältige Nutzung geprägten Landschaft und
ihrer Arten- und Biotopvielfalt, für die zu diesem
Zweck eine dauerhaft umweltgerechte Landnutzung
angestrebt wird und die besonders dazu geeignet
ist, eine nachhaltige Regionalentwicklung zu för-
dern. Der Naturpark Südharz besteht und sie haben
in ihrem Antrag ja berechtigterweise mal nachge-
fragt, wie die Umsetzung des Koalitionsvertrags
aussieht. Aber ihre Forderungen, die notwendigen
Voraussetzungen zur Anerkennung der Gipskarst-
landschaft auf thüringischer Seite als Biosphärenre-
servat zu schaffen und sofort jetzt Tatsachen zu
schaffen, erscheinen uns viel zu schnell gegriffen,
weil ich nicht sehe, dass Akzeptanz in der eigentli-
chen Region besteht, ein Biosphärenreservat zu
gründen.

(Beifall DIE LINKE)

Sie sprechen davon, dass man mit allen Beteiligten
reden muss, mit der Bevölkerung vor Ort. Hier wur-
den schon viele nette Sätze gesprochen von Ihnen,
Herrn Dr. Augsten, wie schön das alles werden wird
und dass Sie alles beobachten und auch wissen,
dass alle Akteure im Grunde genommen das wol-
len. So habe ich Sie zumindest verstanden. Ich set-
ze dagegen, dass das die Bauern nicht alle wollen.

(Beifall CDU, FDP)

Ich habe mich heute Morgen noch mal in Vorberei-
tung auf diesen Tagesordnungspunkt unter ande-
rem mit dem Bauernverband in Nordhausen in Ver-

bindung gesetzt und habe einfach mal bei der Ge-
schäftsführung nachgefragt, was haltet ihr denn da-
von, dass ein Biosphärenreservat Südharz errichtet
wird. O-Ton: „Naturpark Südharz haben wir hinge-
nommen, aber auf gar keinen Fall ein Biosphären-
reservat, denn der Landkreis Nordhausen hat meh-
rere Schutzkategorien und es muss natürlich auch
den Bauern, den Landwirten möglich sein, ihrer Ar-
beit nachzukommen.“ Und das kann man in einem
Naturpark

(Beifall CDU, FDP)

- deshalb habe ich den Punkt eben vorgelesen -,
aber nicht in der Art und Weise in einem Biosphä-
renreservat. Deshalb möchte ich auch noch mal
darauf verweisen, dass auch Landwirte die Ver-
pflichtung haben, die Natur zu schützen und die
Natur zu bereichern, und das tun sie auch. Sie
verstehen sich auch als Naturwirte, nicht nur als
Landwirt im herkömmlichen Sinne, das sollte man
einfach zur Kenntnis nehmen. Weil uns die Land-
wirte, also die Leute, die in der Region leben und
arbeiten, sehr wichtig sind, werden wir diesem An-
trag nicht zustimmen können. Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Für die CDU-Frak-
tion hat das Wort der Abgeordnete Egon Primas.

Abgeordneter Primas, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, im Moment habe ich das
Gefühl, in Nordhausen gibt es nur einen einzigen,
der das Biosphärenreservat will, das ist der Abge-
ordnete Dirk Adams, der fälschlicherweise aus sei-
nem Wahlkreisbüro diese Forderung aufmacht.

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Es gibt mindestens drei.)

Nein, im Moment gibt es keinen weiter, also nur der
Herr Adams aus seinem Wahlkreisbüro. Ich betone
das jetzt extra, Wahlkreisbüro, das er gar nicht ha-
ben dürfte, denn er hat da keinen Wahlkreis. Er
könnte vielleicht aus seinem Abgeordnetenbüro be-
richten oder, oder. Die Belehrung macht ihr ja ei-
gentlich immer von den GRÜNEN,

(Unruhe im Hause)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die ist auch dringend nötig.)

das wollte ich jetzt mal nicht machen. Also es ist
schon …

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Fühlen Sie sich jetzt bes-
ser?)
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Ja, ich fühle mich besser, ich habe es gesagt, das
können Sie glauben. Ich wollte es über die Presse
machen, aber so ist es viel schöner. Wir haben -
Herr Kummer hat es gesagt - vor Jahren länder-
übergreifend das große Gutachten Biosphärenre-
servat gehabt. Ich kenne das, ich habe es auch in
meinem Büro tatsächlich stehen. Wenn Sie sich
das anschauen, ist das nicht etwa das, was Herr
Kummer beschreibt, eine Entwicklungsstudie für
Zukunft, sondern ganz klar nur eine Verhinderungs-
studie. Es sollte Gipsabbau verhindert werden. Und
Biosphärenreservat ist keine Verhinderungskonzep-
tion, sondern soll eine Entwicklungskonzeption
sein. Das, was uns vorgelegt worden ist im Süd-
harz, ist es eben nicht, eindeutig nicht, dazu hat die
Region Nein gesagt. Wir wollen die weitere wirt-
schaftliche Entwicklung. Wir wollen nicht die Glocke
drüber. Das war die Reaktion damals, will ich Ihnen
schon noch sagen, länderübergreifend, Biosphä-
renreservat bedeutet im Klartext: Die Kernzone liegt
im Landkreis Nordhausen im Südharz, und zwar
dort, wo das Buchenoptimum ist, wo die Privatwald-
besitzer ihren Wald wiedergekriegt haben nach der
Wende. Jetzt gehen Sie mal hin und fragen Sie die
tatsächlich - bei Neustadt dort ist es ausgewiesen,
das ist das Totalreservat, wo dann nichts mehr
stattfindet, da gibt es auch keine touristische Ent-
wicklung, das ist genau diese Zone Neustadt, Ilfeld,
überall, wo das Totalreservat hin soll -, wie will ich
in diesen Bezeichnungen noch eine Entwicklung
machen, wenn ich das zum Totalreservat ernenne,
wo sich vielleicht was entwickeln könnte. Und vor
allen Dingen, die Leute müssten wieder enteignet
werden. Ich kann mir nicht vorstellen, dass so et-
was geht.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Es muss
doch keiner enteignet werden.)

Ich kann mir nicht vorstellen, dass irgendeiner be-
reit ist, seinen Wald wieder herzugeben für das To-
talreservat. Liebe Kollegen, das wird nicht stattfin-
den, das ist nicht so.

Wenn das gefordert ist von den LINKEN, wir wollen
das machen, bin ich gespannt, wer dann die Bür-
gerinitiative dagegen anführt von eurer Seite. Das
wäre dann die interessante Geschichte.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ich
habe einen Vorschlag.)

Herr Kuschel, aber ich mache es, diesmal würde
ich es machen.

(Heiterkeit im Hause)

Dieses Mal würde ich es machen, wäre ich tatsäch-
lich bereit dazu. Nein, der Landkreis Nordhausen ist
überzogen von Schutzkategorien ohne Ende. Es ist
kaum noch ein Quadratmeter übrig. Wir haben es
ernsthaft auch moderiert. Jetzt bei der Geschichte
Naturpark haben wir mit allen Leuten gesprochen
vor Ort, diskutiert und diskutiert, was wollen wir

nun, wollen wir einen Naturpark, wollen wir ein Bio-
sphärenreservat, es ist ja nicht so, dass jetzt nichts
gemacht wurde, dass nicht diskutiert worden ist,
dass kein Prozess stattgefunden hat zum Erkennt-
nisgewinn. Durch die Bank: Wir wollen jetzt den Na-
turpark und den wollen wir jetzt entwickeln, dann ist
es aber erst mal gut. So ist die Aussage.

Wir würden auch nicht viel weiter kommen. Sach-
sen-Anhalt hat das seit 2009, drei Jahre lang jetzt
schon und die haben es bis heute nicht geschafft,
alle Kommunen dazu zu bringen, mitzumachen. Es
ist noch gar nicht in Kraft. Die größte Gemeinde im
Bereich ist Rottleberode, die haben bis heute nicht
zugestimmt. Dann gibt es als zweiten Hinderungs-
grund zum Beispiel das Institut Biosphärenreservat
in Niedersachsen überhaupt nicht, in der Natur-
schutzgesetzgebung gibt es das gar nicht, das ha-
ben die nicht, das wollen die gar nicht. Wenn das
alles schon fertig wäre und alle wollten das, müsste
doch das wenigstens in der Gesetzgebung stehen
in Niedersachsen. Das ist nicht der Fall.

Ich sage Ihnen, vor Ort will das niemand. Wir sind
alle topp zufrieden mit dem Naturpark. Das geht
jetzt los mit der Arbeit. Da ist ständig Pressearbeit.
Hier geht es vorwärts. Hier ist touristische Entwick-
lung. Das läuft jetzt richtig an. Wollen wir tatsäch-
lich diesen Prozess, der gerade so schön im Gange
ist, wieder stoppen, wenn wir eine Diskussion über
ein Biosphärenreservat anfangen? Dann entwickelt
sich in dieser Region wieder nichts, weil alle wieder
nur diskutieren und alle sich nur wieder aufregen.
Das kann doch niemandes Ziel sein. Deswegen
sollten wir die Finger davon nehmen. Wir können
gerne im Ausschuss darüber weiter - ich wollte das
eigentlich nicht, aber meine Kollegin Mühlbauer war
heute schon so freundlich zu mir und sie wird das
dann auch verlangen -

(Zwischenruf Richwien, Staatssekretär: Das
kann nicht sein.)

reden, da würde ich meinen Kollegen in der Frak-
tion empfehlen, dann auch an den Ausschuss zu
überweisen, dass wir uns den Spaß dann dort noch
weiter machen können. Also, Kollegin Mühlbauer,
wir wollen doch dem folgen, was Sie dort vorschla-
gen wollen. Schönen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Primas. Das Wort
hat jetzt der Herr Abgeordnete Dr. Augsten für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Ja, in der Tat, ich hätte gern Frau Mühlbauer noch
gehört, denn, Herr Reinholz, Herr Primas, irgend-
wie muss ja diese Formulierung in den Koalitions-
vertrag gekommen sein. Das ist ja nichts, was wir
da reingeschrieben haben.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Da steht ein
strukturierter Prozess drin. Das haben wir
doch gemacht.)

Herr Primas, soll ich es noch einmal vorlesen, was
da drinsteht? Da steht drin, dass man ein Biosphä-
renreservat prüft, also prüft heißt ja nicht, dass man
es anerkennt.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Hast du
nicht zugehört?)

Aber Sie müssen uns doch nicht dafür beschimpfen
oder kritisieren, dass wir sagen, liebe Landesregie-
rung, ihr habt etwas in die Koalitionsvereinbarung
reingeschrieben, wie ist denn der Stand? Dass wir
da politisch auseinander liegen, das ist ja auch kein
Geheimnis, dass wir von Biosphärenreservaten et-
was anderes halten als Sie, das wird auch nieman-
den überraschen. Noch einmal: Wir haben es nicht
reingeschrieben. Wenn der Minister hier noch ein-
mal zu Recht darauf hinweist, dass es 2007 eine
Einigung der Länder gab, ein Biosphärenreservat
nicht zu verfolgen, dann frage ich mich: Wer hat
denn den Koalitionsvertrag geschrieben? Da hätte
man so etwas nicht reinschreiben müssen. Aber es
ist legitim für die Opposition, sich hier hinzustellen,
zu sagen, wir nehmen den Koalitionsvertrag her,
wenn da steht, 2012 soll irgendwas entschieden
werden, etwas geprüft sein, dann fragen wir nach.
Das lassen wir uns hier nicht nehmen.

Meine Damen und Herren, ich fange diesmal mit
dem Minister an, weil ich mich vorhin bei der Bio-
masse so verquatscht habe, dass ich ihn gar nicht
mehr richtig Maß nehmen konnte. Herr Minister,
UNESCO-Anerkennung Sachsen-Anhalt, abgese-
hen davon, dass wir andere Informationen haben
aus Sachsen-Anhalt - Sie haben recht, das sind
nicht alle Gemeinden, die dort zugestimmt haben -,
aber es gibt nur noch ganz wenige und es gibt
durchaus auch Stimmen in den Gemeinden, die
darauf hinweisen, wenn sich Thüringen und Nieder-
sachsen verweigern, dann sehen wir keine Veran-
lassung, dort mitzumachen. Da hängt schon einiges
davon ab, wie sich Thüringen verhalten wird in Zu-
kunft. Insofern, Schwarzer-Peter-Spiel ist hier nicht
angebracht, sondern da warten möglicherweise
auch Gemeinden in Sachsen-Anhalt darauf, was
hier in Thüringen passiert.

Zweite Bemerkung - Schutzstatus ausreichend und
dass es da finanzielle Gründe gibt: Die Finanzsitua-
tion in Thüringen kennen wir. Die ist hinlänglich be-
kannt und insofern mag das ja ein Grund sein. Aber

wir meinen - und da ziele ich auch ab auf Ihre Aus-
führungen zu Gipsabbau -, dass der Schutzstatus
bezüglich des Gipsabbaus in bestimmten Gegen-
den - ich betone das, nicht überall - eben nicht ge-
währleistet ist. Es gibt dort Gegenden, die müssen
geschützt werden vor Gipsabbau. Da reicht Natur-
park nicht, sondern da brauchen wir im Prinzip ein
Biosphärenreservat. Insofern reicht aus unserer
Sicht - und da habe ich Herrn Kummer ähnlich ver-
standen - der Schutzstatus nicht aus, sondern wir
brauchen an der Stelle mehr.

Meine Damen und Herren, der Minister hat ausge-
führt, und das sicher zu Recht, dass es in der Rhön
und im Vessertal große Probleme gibt mit den Bür-
gerinnen und Bürgern, gerade auch mit Bauernver-
band und so weiter. Das darf doch aber nicht dazu
führen, dass wir sagen, wir stecken den Kopf in den
Sand bzw. wir trauen uns nicht, dort in der Gegend,
wo es unbedingt notwendig ist aus unserer Sicht,
auch Maßnahmen zu ergreifen. Herr Kummer sieht
das etwas anders, aber ich beobachte es ja im Ves-
sertal durchaus auch als Erfolg, auch wenn das
nicht so schnell geht, wie wir uns das vorstellen.
Auch das, was wir jetzt in der Rhön angeschoben
haben, ist doch eigentlich etwas, was gerade mit
Blick auf den Bauernverband so schlecht nicht läuft.
Insofern das jetzt herzunehmen und zu sagen, wir
haben dort in diesen beiden Biosphärenreservaten
große Probleme, das hält uns davon ab, dort im
Südharz auch aktiv zu werden, das ist etwas, was
wir nicht nachvollziehen können.

Meine Damen und Herren, zum Kollegen Kummer,
ich kann ihn da nur komplett unterstützen, das ist
ein Kommunikationsproblem. Das merkt man ganz
deutlich an dem, was im Vessertal und in der Rhön
läuft. Da hat man auch Dinge an falscher Stelle
bzw. zu spät angeschoben, deswegen gibt es die
Probleme. Das ist die Frage, wie geht man mit
Menschen dort vor Ort um. Wenn ich Herrn Kum-
mer richtig verstanden habe, das ist auch die Auf-
fassung, die meine Fraktion vertritt, wenn man mal
die positiven Seiten von Vessertal und von der
Rhön dort kommunizieren würde, was das für die
Rhön bedeutet, ein Biosphärenreservat zu haben,
dann würde natürlich normalerweise vielleicht der
Widerstand vor Ort auch anders aussehen, aber es
wird zu wenig kommuniziert. Und das, was der Herr
Minister hier vorgetragen hat, sieht für mich jeden-
falls eindeutig so aus, als ob man dort keine große
Lust hatte, das, was im Koalitionsvertrag in Aus-
sicht gestellt wurde, überhaupt ernsthaft in Bewe-
gung zu setzen.

Wirtschaftliche Potenziale sehen wir genauso, und
Herr Kummer hat zu Recht darauf hingewiesen:
Was ist, wenn die Gipsindustrie dort die Koffer
packt, was passiert mit der Region? Möglicherwei-
se hinterlässt sie dort auch etwas, was touristisch
schwer zu vermarkten ist. Insofern deutliche Zu-
stimmung zu dem, was dort ausgeführt wurde. Ich
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bin auch dankbar für den Hinweis, dass wir das
Problem der Kernzonenproblematik, die im Vesser-
tal und in der Rhön immer eine große Rolle spielt -
und das sehe ich gar nicht so wie Kollege Primas -,
dort im Südharz ganz anders haben, dass wir na-
türlich schon Flächen haben, die sich dort anbieten,
ohne dass man den Stress hat wie z.B. beim Ves-
sertal oder wie in der Rhön.

Meine Damen und Herren, Kollegin Hitzing hat ja
noch einmal die Definition für Naturparks hier
dargelegt. Vielen Dank dafür. Aber wenn man das
aus Sicht der Stufigkeit dann sich noch mal vor Au-
gen führt, was Naturparks bedeuten, was Biosphä-
renreservate bedeuten, dann klingt das, was dort
steht, natürlich so wie gute fachliche Praxis in der
Landwirtschaft. Das hört sich auch für jeden Au-
ßenstehenden toll an und man denkt, Mensch, da
ist ja alles in Ordnung, aber wer in der Landwirt-
schaft zu Hause ist, der weiß, dass sich damit auch
Dinge verbinden, die aus unserer Sicht nicht akzep-
tabel sind. Insofern, das, was in der Gesetzgebung
im Naturpark drinsteht als Definition, muss nicht
das bedeuten, was wir uns als Schutz für eine
Landschaft bzw. für Naturschutz vorstellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also hier noch mal ganz deutlich: Wir lassen uns an
der Stelle nicht damit abspeisen, dass es einen Na-
turpark gibt. Und der Hinweis, dass z.B. der Kreis-
bauernverband dort vehement dagegen ist, ein Bio-
sphärenreservat zu erreichen. Da erinnere ich an
den Moderationsprozess in der Rhön, wo auch der
Bauernverband es war, der irgendwann mal den
Saal verlassen hat und wo der Minister sich mit
dem Bauernverband zusammengesetzt hat und hat
gesagt, wir klären das, wo mittlerweile auch der
Kreisbauernverband in der Rhön dort sagt, wir un-
terstützen das, wenn bestimmte Dinge eingehalten
werden, die wir vereinbart haben. Der Kreisbauern-
verband in Nordhausen ist möglicherweise nicht
richtig informiert, also das, was Herr Kummer ge-
meint hat, Kommunikationsproblem auch in diesem
Bereich.

Zum Kollegen Primas habe ich gar nicht so viel auf-
geschrieben. Es ist klar, da trennen uns Welten,
wenn es darum geht, wie man Biosphärenreservate
politisch einschätzt. Ich finde es nicht ganz in Ord-
nung, dass dort der Schwarze Peter nach Nieder-
sachsen geschoben wird, so nach dem Motto, die
müssen erst mal ihre Hausaufgaben machen. Wir
liegen näher dran an Sachsen-Anhalt und es wäre
sicher ein deutliches Zeichen in Richtung Nieder-
sachsen, wenn Thüringen sich dort erklären würde.
Dann hätten wir nämlich schon zwei Bundesländer,
die ihre Aufgaben machen würden aus unserer
Sicht. Insofern reicht es nicht, dass man hier den
Eindruck erweckt, dass, wenn man ein Biosphären-
reservat weiterverfolgt, damit der gute Werdegang
des Naturparks infrage gestellt wird. Im Gegenteil,

ein Biosphärenreservat wäre genau die konsequen-
te Fortsetzung dessen, was man mit einem Natur-
park in Gang gesetzt hat. Also, Kollege Primas, das
sind Dinge, Sie sind aus Nordhausen und sind nä-
her an den Menschen dran. Ich habe auch gar nicht
den Eindruck vermitteln wollen, als ob es dort eine
große Befürwortung gibt durch alle Schichten der
Bevölkerung. Wir wissen, dass gerade die Diskus-
sionen, die wir in der Rhön, im Vessertal erleben,
natürlich auch im Südharz dazu führen, dass Men-
schen sehr nachdenklich werden und sagen, wir
wollen das noch einmal ganz genau wissen, was da
auf uns zukommt. Aber dass es dort Einzelne sind,
die ein Biosphärenreservat befürworten, das kann
ich überhaupt nicht sehen. Bei den Veranstaltun-
gen, die wir besuchen, mit den Menschen, mit de-
nen wir zusammen sind, gibt es eine breite Unter-
stützung. Mit den anderen müsste man reden. Das
hat die Landesregierung offensichtlich nicht getan.
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Dr. Augsten. Das Wort
hat jetzt die Abgeordnete Mühlbauer für die SPD-
Fraktion.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine werten Kolle-
gen, sehr geehrte Damen und Herren, ich erlaube
mir zu zitieren, zuerst einmal aus dem Koalitions-
vertrag - Sie haben es mir netterweise aufgeschrie-
ben, Herr Augsten: „Die Koalitionspartner vereinba-
ren darüber hinaus, dass die Landesregierung bis
2012 die Einrichtung eines Biosphärenreservats
Südharz prüft. In einen moderierten Diskussions-
prozess sollen die Bürger der Region, Wissen-
schaft, Wirtschaft und Tourismus einbezogen wer-
den.“ Das haben wir vereinbart, wir stehen zu unse-
rem Koalitionsvertrag. Aus diesem Grunde werden
wir dieses im Ausschuss besprechen, wie dieser
Prozess stattfinden soll. Ich bitte Sie, ich darf noch
ein bisschen - weil ich denke, wir müssen das mal
geschichtlich aufarbeiten - weiter zitieren: „Ich
möchte noch etwas zur Geschichte dieses Biosphä-
renreservats sagen. Schon am 12.12.1991 stellte
die SPD-Fraktion im Landtag den Antrag. Dieser
Antrag wurde damals am 12.12.1991 einstimmig
angenommen, es gab nur drei Enthaltungen.“ Ich
zitiere weiter: „Dem folgte am 13.10.92 eine ge-
meinsame Erklärung der Bundesländer Sachsen-
Anhalt und Thüringen, sie tagten damals in Naum-
burg. In diese Erklärung wurde eine länderübergrei-
fende Arbeitsgruppe eingesetzt, die den Antrag auf
Anerkennung eines Biosphärenreservats für die
UNESCO vorbereiten sollte. Die Federführung da-
für übernimmt das Thüringer Ministerium für Um-
welt und damals Landesplanung.“ Des Weiteren er-

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012 9957

(Abg. Dr. Augsten)



laube ich mir zu zitieren: „So kann ich Ihnen sagen,
dass am 25. Oktober 1995 im Kreistag von Nord-
hausen ein Beschluss gefasst wurde zum Biosphä-
renreservat Südharz, zu dem Herr Primas noch an-
mahnte, dass auch der Kyffhäuser ein Teil dieses
Bioreservats sein könnte.“ Abschließend erlaube
ich mir, mit einem Appell an Sie das Zitat zu been-
den: „Aber ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustim-
men, damit wir die Entwicklung des Biosphärenre-
servats voranbringen und nicht wieder 18 Jahre da-
für brauchen, wo doch jede Studie und jeder sagt,
das ist das Wichtigste, und so kann man die Region
in Nordhausen und um Nordhausen stärken. Des-
halb bitte ich Sie, stimmen Sie diesem Antrag zu.“

Ich habe zitiert aus der 4. Wahlperiode, der 86. Sit-
zung vom 06.06.2006 aus einer Rede meiner Kolle-
gin Dagmar Becker.

Wir haben heute Dezember 2012 und wir sind lei-
der nicht weitergekommen. Wir müssen darüber
sprechen, wie wir in diesem Ausschuss weiterkom-
men.

(Beifall Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir müssen darüber sprechen, wie der festgestellte
Bürgerwille - wir haben einen Kreistagsbeschluss
von 1995, der ein klares Votum für das Biosphären-
reservat abgibt, wir müssen feststellen, wie dieser
Bürgerwille auch umgesetzt werden kann. Aus die-
sem Grunde bitte ich Sie, mit mir im Ausschuss
Möglichkeiten zu finden, wie Bürgerwille sich formu-
lieren und in den Diskussionsprozess eingebunden
werden kann.

Lassen Sie mich noch ein paar Anmerkungen ma-
chen. Biosphäre - von den Kollegen schon erwähnt
- ist Mensch und Natur und nicht Mensch gegen
Natur. Wir haben Chancen für die Region. Ich darf
darauf hinweisen, im Jahre 2014 werden wir das
UNESCO-Weltnaturjahr haben. Auch in diesem
Rahmen ist es möglich, Regionen zu befördern.
Natürlich ist das eine Chance für diese Region,
Wirtschaft, Tourismus, Entwicklung zu stärken, zu
bündeln und neue Impulse zu setzen. Und natürlich
dachte ich, wir sind 2012 längst weiter, Natur mit
Bürgern zu entwickeln und nicht Natur gegen Bür-
ger zu entwickeln.

Zwei persönliche Anmerkungen zu den von mir ver-
folgten Moderationsprozessen sowohl in der Rhön
als auch in Vesser. Diese sind aus meiner Sicht
nicht optimal gelaufen. Wir haben durchaus Ver-
besserungspotenzial. Wir könnten durchaus auch
andere Wege gehen, die moderner sind und wo
Bürger auch teilhaben können, sich einbringen kön-
nen. Fragen, die sich mir stellen, sind: Warum müs-
sen Verordnungen gegen Menschen errichtet wer-
den und nicht mit Menschen? Warum sind die Ver-
ordnungen, die wir erlassen, das größte Hemmnis?
Unsere Bürgermeister verstehen sie nicht. Sie sind

ein Sammelsurium von Rechtsfestlegungen aus al-
len Gesetzesteilen. Das ist nicht notwendig, wir
müssen hier Verwaltung auch vereinfachen.

Und noch mal eins, zwei Dinge dazu: Landwirt-
schaft in der Biosphäre ist möglich und genau dort
müssen wir die neuen Dinge, die uns auch mit der
neuen Förderperiode erwarten, Kollege Primas, ex-
perimentell mit begleiten, weil ein „Weiter so“ - ge-
rade was Landwirtschaft anbelangt - geht so nicht.
Da sind die Biosphären genau die Regionen, genau
die Möglichkeiten, wo wir die Wege der neuen GAP
unterstützen und vorbereiten können und Dinge
hier umsetzen können, die uns auf moderne Wege
bringen.

Noch zwei Dinge zu Kollegin Hitzing: Ich sehe hier
nicht, dass die Menschen dagegen sind, ich sehe
eher, dass wir die Menschen nicht teilhaben lassen
an unserem Dialogprozess.

(Beifall SPD)

Es wird Zeit, dass wir hier tatsächlich mit den Bür-
gern gemeinsam arbeiten. Ich freue mich auf die
Debatte im Ausschuss. Wir stehen zum Koalitions-
vertrag in allen Bereichen, davon gehe ich aus,
dass dies auch unser Koalitionspartner tut. Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Mühlbauer. Das Wort hat
jetzt der Herr Abgeordnete Kummer.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Frau Mühlbauer, vielen Dank für Ihre Rede. Ich
möchte bei Ihnen anknüpfen.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das mache
ich schon.)

Nun ja, ich kann mich auch mal bei ihr bedanken.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Hat das einen
Hintergrund?)

Ein Biosphärenreservat bedeutet, auf Englisch
steht dahinter „man and biosphere“, also „Mensch
und Umwelt“. Manche tun so, als würde es heißen:
Natur statt Mensch. Das ist das, was als Drohkulis-
se immer wieder an die Wand gemalt wird, um Bio-
sphärenreservate zu verhindern. Ich finde es aber
unredlich, so vorzugehen. Ich finde es auch unred-
lich, Verordnungsentwürfe in die Welt hinauszu-
schicken, die von Verboten nur so strotzen und die
Auflagen haben, die wir im wichtigsten Thüringer
Schutzgebiet, dem Nationalpark Hainich, noch nicht
einmal haben, z.B. Wegegebote, so was gibt es im
Hainich nicht. Warum soll es denn so etwas in Bio-
sphärenreservaten geben? Es heißt „Mensch und
Umwelt“ und da muss der Mensch auch in die Um-
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welt können. Das kann man im Biosphärenreservat
zulassen, ohne dass es dort Probleme mit der
UNESCO oder mit anderen gibt, meine Damen und
Herren.

Wenn wir von der Frage reden, Herr Primas will ja
sich an die Spitze in der Bürgerbewegung stellen,
einer Bürgerinitiative gegen die große Schutzge-
bietsausweisung, die DIE LINKE vorhat. Ich weiß ja
nicht, was in Ihrer Planung von damals stand, viel-
leicht sollte man sie auch mal aktualisieren. Bio-
sphärenreservate sollen 3 Prozent Kernzone bein-
halten, wo die Natur Vorrang hat, 3 Prozent. Wir
haben uns 2005 mit den Fragen im Umweltaus-
schuss beschäftigt, da gab es die klare Aussage
der Landesregierung, dass inzwischen allein sechs
Naturschutzgebiete mit einer Gesamtfläche von
1.500 ha ausgewiesen worden sind und in den
kommenden Jahren die Ausweisung weiterer fünf
Naturschutzgebiete erfolgen soll. Das bedeutet,
dass damit die Kernflächen der Gipskarstlandschaft
weitgehend gesichert und geschützt seien. Also
wovon reden wir? Die Schutzgebietsausweisung ist
erfolgt, 1.500 ha Naturschutzgebiet. Wenn ich das
als Kernfläche nehme, als Kernzone, dann könnte
ich, wenn ich das mit 33 multipliziere, ein Biosphä-
renreservat von rund 50.000 ha ausweisen, viel
größer, als es die UNESCO verlangt. Es ist doch al-
bern, jetzt den Leuten zu erklären, wir nehmen
euch eure landwirtschaftliche Nutzfläche und euren
Wirtschaftswald weg. Das will doch auch niemand.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn, dann will höchstens die Landesregierung
noch 25.000 ha Wald aus der Nutzung nehmen.
Wie Sie das klären wollen, ohne dass Sie Wald aus
der Nutzung nehmen, das weiß ich nicht, Herr Pri-
mas.

Ich will aber noch eins dazu sagen, was die Frage
Landwirtschaft angeht, weil Frau Hitzing die Frage
Kreisbauernverband vorhin angesprochen hat. Wir
haben massive Finanzierungsprobleme in den be-
nachteiligten Gebieten und die werden sich in Zu-
kunft ausweiten. Wir haben im Gipskarst Magerra-
senbestände, wo wirklich nicht viel von der Fläche
herunterzuholen ist und wo landwirtschaftliche Be-
wirtschaftung sich ohne die bisherige Förderung
nicht lohnt. Wir müssen die Frage beantworten, wie
wir diese Flächen mit einer hervorragenden natur-
schutzfachlich wertvollen Ausstattung für die Zu-
kunft sichern wollen. Wenn wir da das Instrument
des Biosphärenreservats in die Hand nehmen und
sagen, lasst uns doch mal überlegen, wie wir dort
Landwirtschaft sichern können mit diesem Instru-
ment, denke ich, ist das zumindest auch gegenüber
Brüssel ein gutes Argument, um hier noch mal zu-
sätzliche Fördermittel zu bekommen. Das sollten
wir versuchen anzugehen. Wir sollten einfach mit
der Landwirtschaft reden, welche Möglichkeiten ih-
nen ein Biosphärenreservat bieten kann, welche

Anforderungen sie an ein Biosphärenreservat und
eine entsprechende Wirtschaftsentwicklung hätten,
und dann versuchen, so etwas umzusetzen für
Thüringen und nicht gegen unsere Menschen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Kummer. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Koppe.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Frau Kollegin Mühl-
bauer, wenn ich Sie richtig verstanden habe, haben
Sie vorhin hier ausgeführt, dass es 1995, also vor
17 Jahren, einen Kreistagsbeschluss des Landkrei-
ses und des Kreistags Nordhausen gab, den wir
unbedingt zu befolgen hätten. Glauben Sie nicht
auch, dass sich in 17 Jahren gesellschaftliche Ver-
hältnisse ändern, dass sich in 17 Jahren Rahmen-
bedingungen ändern oder dass sich vielleicht auch
Meinungsbilder mit der Besetzung des Kreistages
ändern? Ich glaube, zumindest dies ist kein Argu-
ment dessen gewesen, wofür Sie hier gesprochen
haben. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Koppe. Jetzt hat Herr
Dr. Augsten das Wort.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Meine Damen und Herren, ich habe gewusst, dass
es sich lohnt, noch Redezeit aufzuheben, um auch
Frau Mühlbauer zu entgegnen. Ich habe mir Sorgen
gemacht, als Herr Primas in die Reihen der SPD
gegangen ist, das sieht fast wie Koalitionskrach
aus.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Wie kommen
Sie denn darauf?)

Noch mal, die Umsetzung der Koalitionsvereinba-
rung besagt, dass bis 2012 - das ist fast so weit -
etwas zu prüfen ist. Wenn wir das deshalb nicht im
Ausschuss besprechen wollen, weil die CDU und
die SPD das gern allein machen ohne Öffentlich-
keit, dann haben wir genau das deshalb hier ins
Plenum getan, weil die Leute draußen auch eine
Antwort erwarten - viele, nicht nur im Südharz, auch
andere schauen, was mit dieser Aussage im Koaliti-
onsvertrag geworden ist. Deswegen hier im Ple-
num, damit es alle mitbekommen. Wenn Sie sich
hinstellen und sagen, wir werden im Ausschuss da-
rüber sprechen, wie dieser Moderationsprozess ge-
staltet werden soll, dann stimmt es insofern nicht,
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weil er abgeschlossen ist. Der Minister - das ist
auch etwas, was er ganz klar auf den Punkt ge-
bracht hat - hat sich hier hingestellt und gesagt, wir
haben geprüft, haben vielleicht nicht alle einbezo-
gen, so, wie das vereinbart war. Wir haben geprüft
und sind zu dem Ergebnis gekommen, es wird mit
dieser Landesregierung - das sage ich ganz be-
wusst - kein Biosphärenreservat und keine Schritte
dahin geben. Ihr könnt es noch mal in den Aus-
schuss tun, weil es sicher auch Konsequenzen gibt
oder vielleicht kann man auch noch mal zwischen
SPD und CDU vermitteln, Konsequenzen aus dem
Vessertal, aus der Rhön für den Prozess im Süd-
harz. Ich würde auch einige Dinge noch mal über-
prüfen, die heute gesagt wurden. Aber das, was im
Koalitionsvertrag steht, ist termingemäß abge-
schlossen. Und da hat der Minister heute ganz klar
Farbe bekannt, es wird kein Biosphärenreservat ge-
ben und auch keine Schritte dahin. Insofern bin ich
froh, wenn wir noch mal darüber reden, aber Sie
sollen nicht Leuten etwas in Aussicht stellen, was
letzten Endes in dieser Legislaturperiode nicht
mehr auf den Weg gebracht werden wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Dr. Augsten. Das Wort hat jetzt Herr
Primas.

Abgeordneter Primas, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, einige wenige Bemerkungen noch. Kreis-
tagsbeschluss 1995 - das Instrument Biosphärenre-
servat, da war ich dabei, als wir es in die Natur-
schutzgesetzgebung reingeschrieben haben mit
dem Ziel „man and biosphere“, wie Sie es, Herr
Kummer, genau gesagt haben. Wenn es denn nur
so wäre. Meine Meinung dagegen hat sich doch nur
deshalb so ausgebildet, weil das so nicht umge-
setzt wurde. Sie kennen offensichtlich nicht diese
Studie „Biosphärenreservat Südharz“. Schauen Sie
sie sich wirklich an. Das ist weiter nichts als eine
Wirtschaftsverhinderungskonzeption. Das ist kein
Schutz für Natur und Mensch, sondern es ist eine
Wirtschaftsverhinderungskonzeption, nichts ande-
res.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Eine Studie.)

Alles andere findet nicht statt. Dort steht beispiels-
weise, Frau Scheringer-Wright, drin, die Goldene
Aue ist eine landwirtschaftliche Steppe. Diese land-
wirtschaftliche Nutzung muss vernichtet werden.
Das steht in der Studie drin. Kann man denn so et-
was unterstützen? Das können doch selbst Sie
nicht wollen.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE:
Müssen wir uns daran festhalten?)

Das bezweifle ich manchmal.

Herr Kummer, es ist tatsächlich so, das Totalreser-
vat, die 3 Prozent waren und sind in dem Konzept
genau dort, wo heute die Privatleute ihren Wald ha-
ben, im Buchenoptimum. Kein anderer gibt seine
Flächen her. Glauben Sie denn wirklich, dass je-
mand anderes die Flächen hergibt? Das ist doch
schon so gezirkelt, das passt doch. Wer will denn
ernsthaft einen Fichtenbestand im Sachsen-Anhalti-
nischen zum Totalreservat machen wollen? Da ist
nicht mehr Gipskarst, das ist ein Ausläufer, das ist
vorbei. Das kann es doch nicht sein. Wenn man
schützt, dann ist es genau da, wo die Interessen
der Leute liegen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Primas, es gibt den Wunsch auf
eine Zwischenfrage. Lassen Sie die zu?

Abgeordneter Primas, CDU:

Aber gern, natürlich.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Frau Dr. Scheringer-Wright.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE:

Herr Primas, Sie argumentieren jetzt oder bringen
Ihre Argumentation auf eine Studie zurück. Ist Ih-
nen schon mal der Gedanke gekommen, dass das
völlig unwissenschaftlich ist, nur eine Studie zurate
zu ziehen? Vielleicht haben die Studienersteller ihre
persönliche Meinung da reingeschrieben.

Abgeordneter Primas, CDU:

Ja, das ist so, da haben Sie recht. Und wenn man
so etwas macht, muss man natürlich dann auch viel
mehr machen. Ich bin auch dafür, glauben Sie es
mir doch ernsthaft, ich bin für Nordhausen. Es kann
mir doch nichts Besseres passieren, wenn wir diese
kontroverse Diskussion bis 2014 weiterführen. Et-
was Besseres kann mir doch überhaupt nicht pas-
sieren. Ich rede da mal vom Wahlkampf 2014 für
den Landtag. Das ist die Steilvorlage. Etwas Besse-
res kann ich mir gar nicht wünschen. Deshalb Aus-
schussüberweisung und noch ein bisschen reden
darüber, dann schaffen wir es vielleicht, dass wir
die Diskussion dann führen. Also besser kann es
mir gar nicht gehen. Schönen Dank dafür.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Primas. Das Wort hat jetzt Frau
Abgeordnete Mühlbauer.
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Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin. Zuerst mal zu Ih-
nen, Herr Kollege Koppe. Es ist ein Beispiel dafür,
wie wichtig uns kommunale Beschlüsse sind, ja,
von ’95, der Beschluss wurde übrigens nie geän-
dert, das heißt, der Kreistag Nordhausen hat bis
heute nicht beschlossen, wir wollen keinen, son-
dern der Beschluss ist in sich immer noch da und
die Aussage ist immerhin noch da.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Unruhe FDP)

Das will ich jetzt mal so deutlich in Ihre Richtung
sagen. So, und jetzt ganz deutlich in Ihre Richtung,
Herr Augsten. Sie haben ihm nicht zugehört oder
Sie haben ihn nicht verstanden, beides möglich,
das Ministerium hat einen Moderationsprozess zum
Naturpark durchgeführt, nicht zur Biosphäre. Dies-
bezüglich steht das Thema für mich noch komplett
offen. Es ist nicht mehr leistbar in den nächsten drei
Wochen, aber es ist abzuarbeiten. Diese Frage
müssen wir zuerst mal klären und den Unterschied
zwischen einer Biosphäre und einem Naturpark,
glaube ich, brauche ich Ihnen nicht zu erklären.

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Doch, ja.)

Aber ich tue es noch mal für die anwesenden Kolle-
ginnen und Kollegen. Wir haben hier komplette Un-
terschiede. Die Biosphäre ist die Entwicklung
Mensch und Umwelt und Natur. Der Naturpark hat
ganz andere Ansätze.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wel-
che anderen Ansätze hat der Naturpark
nun?)

Ich denke - und meine Signale sind hier sehr of-
fen -, die Region ist moderner, als der Kollege Pri-
mas sich das vorstellen kann. Der Ansatz, mit der
Natur im Einklang zu leben, wird ein sehr dynami-
scher werden. Genau dies ist der Grund, wieso Kol-
lege Primas es wahrscheinlich vor 2014 noch
schnellstens unterstützen wird, damit er auch dort
die besten Ergebnisse in der Landtagswahl 2014
erzielen kann. Da bin ich mir sicher. Ich bin mir
noch viel sicherer, dass wir aus den Erfahrungen
der Moderationen in den Diskussionsprozessen
Rhön und Vesser so viel gelernt haben, dass wir
jetzt ein optimaleres Ergebnis erreichen könne.
Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Mühlbauer. Ich ha-
be jetzt noch eine Wortmeldung vom Abgeordneten
Koppe.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Es ist ja sehr amüsant, aber was gesagt werden
muss, muss doch einmal gesagt werden. Frau
Mühlbauer, 1995, wenn ich mich recht erinnere,
war die SPD in Thüringen zwischen 1994 und 1999
an der Regierung beteiligt.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Sehr
gut.)

Wenn Sie seit 1995 bis 1999 aus diesem Kreistags-
beschluss, der, wie Sie sagen, das Votum der
Volksvertreter widergespiegelt hat, zitieren, frage
ich mich: Was haben Sie denn in der Zeit gemacht?
Warum ist denn da nichts passiert? Da sieht man
zumindest aus meiner Sicht, was Ihnen kommunale
Beschlüsse wert sind.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Koppe. Jetzt Frau Abge-
ordnete Mühlbauer.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Herr Kollege Koppe, da bitte ich, dass Sie dann we-
nigstens meinen Ausführungen ganz und gänzlich
folgen. Ich habe nämlich noch einen ersten Teil zi-
tiert, da waren Sie wahrscheinlich noch nicht mun-
ter. Der Nordhausener Kreistagsbeschluss kam da-
nach. Der erste Teil war, dass dieser Landtag da-
mals - ich habe bewusst gesagt, das Ministerium
für Umwelt und Landesplanung, ich kann Ihnen
auch den Minister benennen,

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Wer war
denn das?)

Sklenar -

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Minister kommen und gehen.)

einen Auftrag hatte, federführend das Biosphären-
reservat - ich zitiere es gern noch mal. In dieser Er-
klärung wurde eine länderübergreifende Arbeits-
gruppe eingesetzt, die den Antrag auf Anerkennung
eines Biosphärenreservats durch die UNESCO vor-
bereitet. Die Federführung lag hier bei diesem Mi-
nisterium und unter dieser Großen Koalition und
hier wurde gearbeitet, danach wurde leider unter-
brochen. Ich darf Sie erinnern: 4. Wahlperiode
86. Sitzung. Danke schön.

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Da haben
wir die SPD-Abgeordneten kraftvoll kontrol-
liert.)

Vizepräsidentin Hitzing:

Aus den Reihen der Abgeordneten liegt mir jetzt
kein Redewunsch mehr vor. Herr Minister hat jetzt
das Wort.
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Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Frau Mühlbauer, Herr Kum-
mer, ich habe schon wesentlich substantiiertere Re-
den von Ihnen gehört, mit etwas weniger Emotio-
nen und etwas weniger Drive hier vorn und dafür
mit mehr Sachverhalt geprägt. Egon, korrigiere
mich bitte, aber Minister für Umwelt und Landespla-
nung war niemals Sklenar, es war Sieckmann zu
der Zeit; so viel zum Inhalt Ihrer letzten Worte, Frau
Mühlbauer.

(Beifall FDP)

Dann noch einmal eine generelle Anmerkung:
Wenn Sie so engagiert wie Sie hier vorn reden,
Herr Kummer und Frau Mühlbauer, und sich dann,
wenn wir in echt schwieriges Fahrwasser kommen,
nämlich in der Diskussion um das Grüne Band im
Eichsfeld und in der Diskussion in der Rhön zur Er-
weiterung der Kernzone, sich dann in die fünfte
oder siebente Reihe setzen, kleinmachen, keinen
Ton sagen und die Minister da vorn agieren lassen,
das halte ich schon für etwas sehr doppelzüngig,
was dann hier abgeht.

(Beifall CDU)

Ich kann Ihnen ja nur empfehlen, fangen Sie doch
den Prozess als SPD noch einmal an, gehen Sie in
den Landkreis nach Nordhausen, rufen Sie die Ver-
bände und Gemeinden zusammen, stellen Sie sich
mal vorn hin und ich setze mich in die fünfte Reihe
und ich höre mir mal an, wie Sie verprügelt werden.

(Zwischenruf Abg. Lemb, SPD: Dann wird sie
auch Ministerin.)

Aber erst 2014.

(Unruhe SPD)

Denn wenn Sie eine Wahl verlieren wollen, müssen
Sie genau das Thema auf die Tagesordnung neh-
men. Wenn Sie eine Wahl in dem Landkreis verlie-
ren wollen, nehmen Sie es auf die Tagesordnung,
dann sind Sie am nächsten Tag weg. Sie können
es mir glauben, ich wohne da, ich bin da geboren,
ich kenne da wesentlich mehr Stimmen, als Sie je-
mals kennenlernen werden.

(Heiterkeit CDU, FDP)

Zum Thema Gipsabbau: Es ist nun einmal leider
so, Herr Kummer, die Einschränkungen, die jetzt
auf dem Gipsabbau liegen, werden durch das Bio-
sphärenreservat nicht mehr, weil es durchaus auch
Rechtsansprüche gibt, die noch nicht einmal ange-
nommen wurden bis jetzt. Und das Thema Kernzo-
ne ist ein ganz heißes Eisen. Sie können doch nicht
im Entferntesten glauben, dass Sie das, was jetzt
Schutzgebiete sind - mit 1.500 ha Schutzgebiet,
Schutzgebiete, Naturschutzgebiete -, zur Kernzone
machen können mit den Auflagen einer Kernzone.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Na-
turschutzgebiete.)

Herr Kummer, das wissen Sie doch genauso gut
wie ich, was der Unterschied zwischen einem
Schutzgebiet und dem Schutzstatus einer Kernzo-
ne ist. Sie verbreiten hier Halbwahrheiten, das ist
einfach eine wahre Schau. Dann der zarte Hinweis
von Frau Mühlbauer, wir machen demnächst mal
Verordnungen ohne den Hinweis auf Gesetze. Frau
Mühlbauer, das ging zu Kaisers Zeiten im Mittelal-
ter, aber nicht mehr in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Es ist einfach zwingend erforderlich, dass Sie
in die Verordnung auch die entsprechenden
Rechtsbelehrungen und die Rechtsetzungen hin-
einschreiben. Das wissen Sie eigentlich auch, aber
sich erst einmal hier hinstellen und sagen, wir ma-
chen in Zukunft alle Verordnungen ohne Hinweis
auf irgendein Gesetz, dann brauchen Sie auch kei-
ne Verordnung zu machen, das Ding ist nämlich
nicht rechtswirksam.

Dann das Thema, Herr Kummer, UNESCO: Ich
kann Ihnen nur empfehlen, machen Sie einmal mit
meinem Herrn Schrader einen Grundkurs über die
Anforderungen der UNESCO an ein Biosphärenre-
servat. Ich will mich jetzt nicht auslassen dazu, aber
ich biete Ihnen das ausdrücklich an. Gehen Sie mit
meinem Wort auf Herrn Schrader zu und machen
Sie einmal bei ihm einen Grundkurs über Anforde-
rungen an ein Biosphärenreservat, die die
UNESCO tatsächlich stellt. Dann werden Sie se-
hen, wie weit Sie mit Ihrer Meinung davon weg
sind. Dann diese mehrfachen Hinweise darauf,
dass nur ein Biosphärenreservat Mensch und Natur
verbindet, der Naturpark aber nicht. Also etwas
Dümmeres habe ich noch nicht gehört. Gerade in
der Naturparkverordnung wird darauf verwiesen,
dass Mensch und Natur dort im Einklang sein sol-
len. Da wird auf Biodiversität verwiesen, da wird auf
Mensch und Natur verwiesen, doch nicht nur im
Biosphärenreservat. Das würde ja heißen, alle an-
deren Naturparke, die wir haben, sind nicht für die
Menschen geeignet, sondern nur für die Natur. Das
ist doch nun so ein Schwachsinn, das habe ich nun
wirklich noch nicht gehört.

(Beifall CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von mir
aus können Sie das Ding an den Ausschuss über-
weisen. Ich rede da gerne auch noch einmal, aber
ich würde mir einfach einen Punkt mehr Sachlich-
keit wünschen, wie z.B. - und ich lobe ihn ja nicht
oft - vom Dr. Augsten zum Schluss. Ihr letzter Bei-
trag war in Ordnung. Er hat das in ordentlichen
Punkten zusammengefasst und hat gesagt, jawohl,
wir wollten ja nur einmal wissen, wie der Stand ist,
aber anders wird es nicht werden. Das Ministerium
hat seine Arbeit gemacht, es hat bis Ende 2012 ge-
prüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, es ist
nicht umsetzbar. Dann gehen Sie einmal dahin und
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reden Sie mal mit den Gemeinden. Reden Sie mal
mit Neustadt am Harz, mit Ilfeld, mit Harztor, mit
Ellrich, mit Sülzhayn. Da können Sie mit allen mal
reden, ob die in Ihrer Nachbarschaft ein Biosphä-
renreservat haben wollen. Das geht genauso kra-
chen wie das in Sachsen-Anhalt. Warum kriegen es
denn die Niedersachsen nicht hin? Genau aus den
gleichen Gründen, und sich dann dahinter zu
verstecken und zu sagen, na ja, wenn Thüringen
eins machen würde, würden die Niedersachsen da
mitmachen. Nie im Leben! Und Sie kriegen es auch
nicht hin. Sie glauben gar nicht, was das den Egon
und mich für eine Anstrengung gekostet hat, den
Naturpark überhaupt dort zu vermitteln, wie oft wir
mit denen abends essen und trinken waren, damit
wir die auf Lot gekriegt haben.

(Unruhe DIE LINKE)

Wir haben in stundenlangen Diskussionen geses-
sen mit den Jungs, um einfach die Bedenken aus-
zuräumen. Es waren schon Riesenbedenken.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Wie viele
Hirsche hat das gekostet?)

Mach doch mal einen Vorschlag, was hättet ihr
denn gern? Keinen Naturpark! Es war unheimlich
schwer, überhaupt zu vermitteln, dass der Natur-
park nicht die Landwirtschaft einschränkt und nicht
die Weidewirtschaft einschränkt, aber Sie können
doch nicht einfach davon ausgehen, dass Sie Flä-
chen in der Kernzone stilllegen und auch nicht mal
mehr bewirtschaften. Sie brauchen gerade in der
Gipskarstgegend in der Rüdigsdorfer Schweiz auch
die Möglichkeit, noch mal Futter zu machen. Sie
können die Bisons und die Highlands nicht das
ganze Jahr nur von dem draußen ernähren, was da
ist. Das ist doch genau die Diskussion, die wir auch
in der Rhön haben. Also kommt doch bitte einfach
mal wieder auf den Boden der Realitäten zurück
und lasst die Emotionen raus. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister Reinholz. Es hat sich
jetzt noch einmal zu Wort gemeldet die Frau Abge-
ordnete Mühlbauer.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Es geht nicht darum, ob es besser wird oder nicht,
werter Herr Kollege, es geht darum, dass ich noch
einmal daran erinnern will, wer saß in der ersten
Reihe zum Vessertal. Wer sitzt heute noch zum
Vessertal in der ersten Reihe? Das bin nämlich ich.
Wer saß mit den Bürgermeistern und der Landrätin
erst kürzlich zusammen, um diesen Prozess zu be-
gleiten? Das bin ebenfalls ich.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wir
sind wirklich stolz auf Sie, Frau Mühlbauer!)

Hier noch einmal herzlichen Dank an den Kollegen
Primas. Er saß nämlich ebenfalls in der ersten Rei-
he. Und ich kenne keine Veranstaltung, in der ich
oder der Kollege Primas uns in der fünften Reihe
abgeduckt haben. Wir stehen zu unserer Politik und
wir gehen auch vor Ort, auch wenn es wehtut. Das
erlauben Sie mir an dieser Stelle zu sagen und
auch im Vesser gehe ich hier von Ort zu Ort. Es ist
mein Wahlkreis, es ist meine Region. Ich kenne die
Menschen, ich kenne deren Befindlichkeiten und
weiß darum sehr wohl, warum ich Sie und Ihr Haus
gebeten habe, Dinge, die in der Verordnung dop-
pelt oder mehrfach geregelt sind, dort vielleicht zu
entschlacken und darüber nachzudenken. Das war
die Anregung der Bürgermeister vor Ort. Warum
müssen in einer Biosphärenverordnung Dinge
nochmals erwähnt werden, die in der Thüringer
Bauordnung geregelt sind? Im Außenbereich bauen
darf ich nicht, das ist ein Bestandteil der Thüringer
Bauordnung, muss nicht noch einmal explizit in der
Verordnung erwähnt werden. Viele, viele Dinge, die
sind hier doppelt geregelt, und hier kann verein-
fachtes Verwaltungshandeln dazu führen, dass
man ein Verständnis hat für die Dinge, die essenzi-
ell wichtig sind in der Biosphäre, und sie nicht über-
frachtet mit Verboten, die hier doppelt und dreifach
aufgeführt sind. Diesbezüglich, ich freue mich auf
eine lebendige Diskussion im nächsten Jahr und
bedanke mich.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Mühlbauer. Das Wort hat
der Minister Reinholz.

Reinholz, Minister für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz:

Frau Mühlbauer, ich weiß ja nicht warum, aber Sie
haben mir nicht richtig zugehört. Ich habe nicht
über das Thema Vessertal gesprochen, sondern ich
habe über die großen Bürgerdiskussionen im
Eichsfeld zum Grünen Band gesprochen, wo meh-
rere hundert Leute im Saal waren, wo es richtig ge-
kracht hat, und ich habe über die Diskussion ge-
sprochen in der Rhön, wo es ebenfalls um die
Kernzone ging, wo es auch richtig gekracht hat,
und nicht über das bisschen Vessertal. Das Vesser-
tal ist ja das Unproblematischste von allen. Da sind
wir auch am weitesten. Also sich mit dem Vessertal
zu behängen, das machen die Jungs inzwischen
mit 40 Fieber und betrunken fertig. Das ist über-
haupt gar kein Thema mehr. Die Rhön ist das Pro-
blem und das Grüne Band im Eichsfeld ist das Pro-
blem und da werden wir auch noch ein bisschen Är-
ger kriegen mit dem Bund, ob wir überhaupt in die
zweite Phase kommen, weil sich doch die Bürger
so querlegen. Da würde ich Sie gerne mal mit einla-
den, da nehme ich Sie zur nächsten Runde mit.
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(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Da kom-
me ich gerne mit.)

Dann stellen Sie sich vorne hin und Sie erklären es
mal und ich setze mich mal in die zweite oder dritte
Reihe und höre Ihnen mal zu, wie Sie die Umset-
zung des Grünen Bandes erklären. Danke schön.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich schaue mal ganz
aufmerksam in die Runde. Es liegt mir kein Wunsch
auf Rede vor. Dann kommen wir jetzt zu der Frage:
Kann ich denn davon ausgehen, dass das Berichts-
ersuchen zu Nummer 1 erfüllt ist? Ich sehe keinen
Widerspruch, dann ist das so und wir kommen zur
Abstimmung. Es ist Ausschussüberweisung bean-
tragt worden. Meine Frage: Soll auch der Sofortbe-
richt mit an den Ausschuss überwiesen und dort
weiterdiskutiert werden? Nein, das ist nicht der Fall.
Also stimmen wir nur ab über die Ausschussüber-
weisung, und zwar die Nummer 2 des Antrags der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit der Druck-
sachennummer 5/5188. Wer der Überweisung an
den Ausschuss folgen kann, den bitte ich jetzt um
sein Handzeichen. Das sind die Stimmen aus allen
Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Das ist nicht
der Fall. Gibt es Stimmenthaltungen? Das sehe ich
auch nicht. Damit ist der Antrag jetzt im Ausschuss
für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz.

(Beifall SPD)

Ich beende den Tagesordnungspunkt 23.

(Beifall SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich rufe
auf den Tagesordnungspunkt 24

Ehrenamt stärken - ehrenamt-
lich Tätige entlasten
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5192 -

Ich frage noch einmal: Wünscht die Fraktion das
Wort zur Begründung? Das war nicht der Fall. Die
Landesregierung erstattet einen Sofortbericht zu
Nummer II des Antrags. Das Wort hat Frau Ministe-
rin Taubert.

Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und Ge-
sundheit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, namens der Landesregie-
rung möchte ich zum Antrag der Fraktion der FDP
wie folgt berichten. Es geht um das Thema „Ehren-
amt stärken - ehrenamtlich Tätige entlasten“ und
wie in dem Antrag der FDP ausgeführt, ist es natür-
lich auch unsere Auffassung, dass das Ehrenamt,

das bürgerschaftliche Ehrenamt ein Grundpfeiler
unserer Gesellschaft ist. Es ist existenziell,

(Beifall SPD)

dass die Menschen sich in ihrer Region ehrenamt-
lich in ganz unterschiedlichen Bereichen einbrin-
gen.

(Beifall SPD)

Ob das das öffentliche Leben ist, ob sie Kreistags-
mitglied sind, Stadtratsmitglied, Gemeinderatsmit-
glied, ob sie auch in anderen Bereichen tätig sind,
im sozialen Bereich, im kulturellen Bereich, bei der
Feuerwehr, beim Sport. Ganz vielfältig ist dieses
Engagement und dafür möchten wir den Menschen
im Lande auch ganz herzlich danken.

(Beifall FDP)

Da es eben nicht ausreicht, beim Dank zu bleiben,
hat die Thüringer Landesregierung sehr kontinuier-
lich die Förderung des Ehrenamtes durch die Stif-
tung Ehrenamt getan seit vielen Jahren. Das ist
auch Voraussetzung, warum sich manches in Thü-
ringen entwickelt hat, und es zeigt auch, dass die
Stiftung Ehrenamt intensiv dazu beiträgt, dass un-
ser Ehrenamt in ganz vielen Bereichen eine hohe
Qualität hat. Natürlich sollen auch die Anreize zum
bürgerschaftlichen Engagement verstärkt werden.
Ich finde es gut, wenn wir darüber sprechen, dass
Bürokratieabbau in Verwaltungsvorgängen stattfin-
den muss, soweit man das in irgendeiner Form tun
kann. Jeder, der mal einen Verein gegründet hat,
der weiß ja: Vereinsregister ummelden, Vorstand
umgestrickt wieder ummelden usw. Andererseits
muss man aber auch sagen, es gibt so minimale
Dinge, die auch gemacht werden müssen. Man
muss auch wissen, wer ist Vorsitzender eines Ver-
eins, wer haftet am Ende dafür; all das ist notwen-
dig. Aber alles, was nicht sein muss, das wollen wir,
so denke ich, auch gemeinsam vermeiden.

Meine Damen und Herren, die freiwillige und unent-
geltliche Beteiligung im Interesse des Gemeinwe-
sens ermöglicht auch als Herausforderung und
sinnstiftende Betätigung die persönliche Weiterent-
wicklung eines jeden. Deshalb gehören sowohl gu-
te strukturelle Rahmenbedingungen als auch die
fachliche Begleitung und individuelle Qualifikation
der Bürgerinnen und Bürger zu einer erfolgreichen
Engagementpolitik. Bei den Bürgern des Freistaats
soll ein vielfältiges Beteiligungsinteresse am bür-
gerschaftlichen Engagement geweckt und erhalten
werden. Wenn Sie sich mal mit der Stiftung Ehren-
amt beschäftigen und auch wissen, was vor Ort
passiert, dann wissen Sie, an ganz vielen Stellen ist
die Stiftung tätig geworden, hat angeregt, wenn ich
an die Märkte denke, Austausch ehrenamtlicher Ar-
beit mit möglichen Leistungen auch von Betrieben;
ein ganz tolles Teil, der Marktplatz der Möglichkei-
ten. Oder wenn ich jetzt daran denke, dass wir ver-
suchen, Ehrenamtliche zu schulen in bestimmten
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Bereichen, also auch eine konzentrierte und eine
qualitativ hochwertige Möglichkeit, sich ehrenamt-
lich zu betätigen, dass sie sich Wissen aneignen
können. Oder wenn ich an die Ehrenamtskarte den-
ke, also ganz viele Maßnahmen, die mit der Stif-
tung Ehrenamt im Freistaat entstanden sind und die
ja auch in der Vergangenheit fraktionsübergreifend
hier im Landtag gewürdigt wurden.

Ich möchte nun zu den einzelnen Fragen kommen,
also Nummer II Frage 1, wie viele Ehrenamtliche es
in Thüringen gibt. Wir haben natürlich keine genau-
en Statistiken. Sie wissen, manche sind auch dop-
pelt unterwegs und dreifach unterwegs im Ehren-
amt, aber man kann aus den Ergebnissen des
Deutschen Freiwilligensurveys beziehungsweise
anderer wissenschaftlicher Erhebungen - ich will
die nexus-Studie, die die Ehrenamtsstiftung selbst
in Auftrag gegeben hat, aufgreifen - zu dem Urteil
kommen, dass eine Beteiligungsquote von ca.
30 Prozent der über 14jährigen Thüringerinnen und
Thüringer im ehrenamtlichen Bereich konstatiert
werden kann. Die Fragen, in welchem konkreten
zeitlichen Umfang die Menschen tätig sind, sind
ebenfalls sehr schwer zu beurteilen. Denn es wäre
ja mehr Bürokratie, wenn ich jetzt als Ehrenamtli-
che auch noch monatlich einen Bericht geben
müsste, wie viele Stunden ich denn da tätig sei.
Auch da haben wir versucht, über Befragungen zu
einem Urteil zu kommen. Wir haben 2009 von Ge-
nerali Deutschland einen Engagement-Atlas zur
Verfügung. Daraus ist abzuleiten, dass ca. 16 Stun-
den pro engagierter Person im Monat geleistet wer-
den. Aber auch da gibt es ganz unterschiedliche
Dinge, von dem, der sich einmal im Halbjahr im
Verein sehen lässt, bis zu dem, der allwöchentlich
40 Stunden ehrenamtlich, weil er die Möglichkeiten
hat, im Verein oder in einem anderen Ehrenamt ar-
beitet.

Der Punkt 3 fragt, in welchen Bereichen die Ehren-
amtlichen hauptsächlich tätig sind. Auch da ist der
Engagementbericht der Bundesregierung 2012 un-
sere Auskunftsquelle, das geht über Deutschland.
Durchschnittlich, das können wir auch hier feststel-
len, ist vor allen Dingen der Bereich Sport und Be-
wegung mit 10 bis 11 Prozent sehr aktiv. Ein weite-
res Engagementfeld sind Schule und Kindergarten
mit durchschnittlich 6 Prozent. Kirche und Religion
liegen ebenfalls in diesem Bereich um 6 Prozent.
Dieser Wert ist aufgrund natürlich der DDR-Ge-
schichte und auch der gesellschaftlichen Strukturen
durchaus nicht so hoch wie vielleicht in anderen
Bundesländern, aber auch da sieht man, dass die
eigene Lebenswirklichkeit sich niederschlägt. Wir
haben die Bereiche Gesundheit, Jugendarbeit, Er-
wachsenenbildung, Umwelt-, Natur- und Tierschutz
sowie politische Interessenvertretung mit 3 Prozent
in diesem Bericht aufgeführt. Ebenfalls explizit be-
nannt werden Unfall- und Rettungsdienst sowie die
freiwillige Feuerwehr mit einem Anteil von ebenfalls

insgesamt 3 Prozent. Sie sehen, die Bandbreite ist
sehr groß.

Wir können aus der nexus-Studie, da komme ich zu
Punkt 4, sehen, dass wir einen leichten Rückgang
von 2002 bis 2008 im Bereich des Ehrenamts ha-
ben. Wer mal bei den Sportlern war, der weiß, die
sagen immer ganz freudestrahlend, bei uns ist das
nicht passiert. Aber das ist natürlich auch eine Le-
benswirklichkeit, wer sich im Ehrenamt engagiert.
Ich habe Schule/Kindergarten gesagt. Da sind die
Eltern natürlich zuallererst angesprochen, die dort
ehrenamtlich tätig sind. So wie die Verläufe vor Ort
sind, wie auch Personengruppen als Interessen-
gruppen aus bestimmten ehrenamtlichen Tätigkei-
ten herauswachsen oder auch hineinwachsen, so
unterschiedlich ist dann eben auch an der Stelle
das Engagement.

Ich komme zu Punkt 5, den bürokratischen Aufla-
gen. Zu dieser Frage wäre eine allgemeingültige
Auskunft nicht sachgerecht, da die Art und der Um-
fang von Auflagen und Berichtspflichten dem spezi-
ell ausgeübten Ehrenamt geschuldet sind. Ich habe
bereits den Verein angesprochen. Da, wo wir im In-
teresse von Rechtssicherheit, Anerkennung und
Qualität einen angemessenen Rahmen brauchen,
ist natürlich auch diese Verwaltungsleistung wichtig
für alle Beteiligten. Zum Beispiel ist die ehrenamtli-
che Arbeit in den Vorständen von Vereinen und
Verbänden mit einem höheren Verwaltungsauf-
wand und damit Bürokratie verbunden, weil es hier
natürlich auch um steuer-, zivilrechtliche und ande-
re Haftungsrisiken geht, währenddessen das in an-
deren Bereichen nicht so der Fall ist.

Sehr geehrte Damen und Herren von der FDP-
Fraktion, ich muss Ihnen bei der Frage natürlich
auch sagen, dass derartige Abfragen - Sie nennen
es hier Berichtsersuchen, aber am Ende sind das
Abfragen - wir ja selber nicht beantworten können.
Also wir müssen uns wieder der Kreise, der Ge-
meinden bedienen, müssen schauen, auf welche
Landesverbände können wir zurückgreifen. Das al-
les erzeugt nicht nur bei uns einen Aufwand, wie
gesagt, den trägt das Ministerium, das ist nicht die
Frage, aber es ist natürlich dann so, dass auch bei
den Betroffenen ganz viel Arbeit entsteht, wenn wir
solche Abfragen machen, die wir am Ende auch
nur, weil es keine Stichprobe ist, die wissenschaft-
lich in Auftrag gegeben wurde, die man dann viel-
leicht auch bezahlt, alles in Ehrenamt geleistet wird
und natürlich auch wieder Bürokratie verursacht.

Der Punkt 6, da bitte ich Sie einfach auch ganz
herzlich, in der Presse war einiges zu ermitteln, den
Kabinettsentwurf der Bundesregierung in diesem
Bereich zu rezitieren.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Mache ich
doch.)

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012 9965

(Ministerin Taubert)



Das lassen Sie mir bitte frei, das dürfen Sie dann
tun, ja, das freut mich ganz herzlich. Wie gesagt, es
sind gute Sachen dabei. Wir stehen vielen Dingen
da sehr offen gegenüber. Wenn das als eine Wer-
tung der Landesregierung ausreicht, denke ich, ist
das okay.

Für die in Ziffer III aufgestellte Forderung, dass die
Landesregierung sich im Bundesrat für eine klar-
stellende Neuregelung des § 12 der Justizverwal-
tungskostenordnung einsetzen soll, durch die die
vollständige Gebührenfreiheit für Führungszeugnis-
se für ehrenamtliche Zwecke zukünftig gesetzlich
festgeschrieben werden soll, sehen wir naturgemäß
keinen Handlungsbedarf. Die Zeit ist einfach rum.
Ihr Antrag ist am 09.11. im Thüringer Landtag ein-
gegangen und am 12. Oktober, also einen knappen
Monat vorher, hat der Bundesrat mit Beschluss in
Drucksache 517/12 dazu ja etwas beschlossen.
Mittlerweile ist das auch umgesetzt worden, die
Bundesregierung hat das aufgenommen. Ich weiß
natürlich auch, auch aus der kommunalen Familie,
das sind so die kleinen Dinge, wir haben uns ja
auch für diese Kostenfreiheit der Führungszeugnis-
se eingesetzt, aber am Ende sind die Verwaltungs-
gebühreneinnahmen ersatzlos dann weggefallen,
für die Betroffenen gut im Ehrenamt, für die Kom-
mune, die sie hätte einnehmen können, nicht so
ganz gut. Aber die kommunalen Vertreter haben
gesagt, sie sind für die Ehrenamtlichen und im In-
teresse der Ehrenamtlichen auch standhaft und
werden das nicht bemängeln.

Dann noch einmal die Bitte, Sie haben viele Anfra-
gen gestellt, vier Anfragen zum Ehrenamt, 37 Un-
terfragen. Ich habe gerade beschrieben, wie der
Weg geht. Wir werden das natürlich pflichtgemäß
zusammenstellen, wenn Sie sich nicht entscheiden
können, diesen Mehraufwand den Vereinen und
Verbänden zu ersparen. Wenn Sie sie zurückzie-
hen, haben Sie sie nicht, wenn Sie sie belassen, ist
es auch okay. Ich bin da am wenigsten betroffen
als Ministerin und meine Kollegen sind auch noch
am wenigsten betroffen. Die Hauptarbeit haben in
dem Fall die Ehrenamtlichen vor Ort. Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Ministerin, für den So-
fortbericht. Dann frage ich jetzt: Wer wünscht die
Beratung zum Sofortbericht zu Nummer II? Das
sind die Fraktionen der FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, DIE LINKE, der SPD und der CDU, also
alle Fraktionen. Damit eröffne ich jetzt auf Verlan-
gen aller Fraktionen die Beratung zum Sofortbericht
zu Nummer II und gleichzeitig eröffne ich die Aus-
sprache zu den Nummern I und III des Antrags. Als
Erster zu Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete
Marian Koppe für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Frau
Ministerin für den Sofortbericht. In Beziehung auf
die Ehrenamtsstiftung will ich Ihnen ausdrücklich
recht geben, auch zu 100 Prozent. Auch mit der
Stiftungsratsvorsitzenden, so heißt es, glaube ich,
richtig, die Sie ja sind, ich glaube, die Ehrenamts-
stiftung ist eine der Stiftungen in Thüringen, die ex-
plizit dafür steht, wie gut Stiftung funktionieren
kann, wenn es denn strukturiert und auch dem Ziel
entsprechend dort angelegt ist. Von daher kann ich
mich dem Lob oder der Wiedergabe von Frau Mi-
nisterin Taubert zur Ehrenamtsstiftung nur hundert-
prozentig anschließen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, das Ehren-
amt zu stärken und zu würdigen, ist aus unserer
Sicht eine wichtige Aufgabe der Politik, denn eines
ist klar und dürfte auch diesem Hohen Haus klar
sein: Ohne die vielen Freiwilligen in den unter-
schiedlichsten Tätigkeits- und Lebensbereichen
würde in unserem Gemeinwesen nichts mehr funk-
tionieren.

(Beifall FDP)

Ich gehe sogar so weit zu behaupten, dass, egal ob
im Sport, in der Bildung, in sozialen Einrichtungen,
in der Politik und in so manchen anderen Hand-
lungsfeldern, die ehrenamtliche Tätigkeit die Grund-
voraussetzung für das Gelingen des Hauptamts ist.
Wir hätten z.B. keine international erfolgreichen
Sportler, wir hätten kein funktionierendes Hospiz-
und Pflegewesen und auch keine politischen Orga-
nisationen ohne die vielen helfenden Hände, die
zum Gelingen unseres Gemeinwesens beitragen.

(Beifall FDP)

Ich bin auch der festen Überzeugung, dass das Eh-
renamt der Kitt unserer Gesellschaft ist. Am Enga-
gement, an der Bereitschaft, sich als Einzelner ein-
zubringen, kann man nach unserer Meinung auch
sehr gut ablesen, wie es um unsere Gesellschaft
bestellt ist. Aber wie entwickelt sich denn der Indi-
kator Ehrenamt in Deutschland? Stimmt denn die
Mär von der atomisierten Gesellschaft, wie wir es
auch hier in diesem Hohen Haus ab und zu hören?
Ich denke, das Gegenteil ist der Fall und ich kann
das, glaube ich, auch belegen. Nach Zahlen aus
dem Jahre 2009 waren rund 36 Prozent aller Bun-
desbürger freiwillig engagiert. Sie brachten sich in
Vereinen, Initiativen, Projekten, Selbsthilfegruppen
und sozialen Einrichtungen aktiv ein und übernah-
men dort freiwillig und unbezahlt oder nur gegen ei-
ne geringe Aufwandsentschädigung bestimmte Auf-
gaben. 1999 waren es noch 34 Prozent, die sich
ehrenamtlich engagierten. Besondere Wachstums-
gruppen in diesem Zeitraum zwischen 1999 und
2009 waren vor allem erwerbstätige Frauen, ältere
Menschen ab 60 Jahren, arbeitslose Menschen und
Migranten. Jugendliche sind häufig freiwillig enga-
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giert und überdurchschnittlich bereit, sich zu enga-
gieren. Insgesamt waren 2009 zusätzlich zu den
36 Prozent Freiwilligen weitere 37 Prozent bereit,
sich bestimmt oder mindestens eventuell freiwillig
zu engagieren. Wie Sie sehen, stimmt es noch in
unserer Gesellschaft, und das macht mich froh.
Aber - und dies muss man selbstkritisch auch be-
mängeln - es findet die Würdigung des Ehrenamts
im tagtäglichen politischen Geschäft nicht immer
den Raum, den es im wahrsten Sinne des Wortes
verdient hat, trotz Preisen und trotz der Ehrenamts-
stiftung. Ich denke, es ist Zeit, auch als Landtag
diesen vielen engagierten Menschen Dank und An-
erkennung auszusprechen.

(Beifall FDP)

Ich spreche hier nicht davon, dass man möglichst
viel des Ehrenamts in ein Hauptamt umwandeln
sollte, im Gegenteil. Ich bin überzeugt, dass Ehren-
amt stets im besten Wortsinn ein Ehrenamt bleiben
sollte. Aber wir können als Politik etwas tun, indem
wir zusehen, wie wir die ehrenamtlich Tätigen von
unnötiger Belastung befreien

(Beifall FDP)

und damit den engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern den Freiraum geben, den sie für die Ausübung
ihrer Tätigkeit benötigen. Wir müssen alles tun, um
den Ehrenamtlern das Ehrenamt nicht zu verleiden
und es für möglichst viele attraktiv zu halten. Jeder,
der einmal in einem Verein auch an der Leitung be-
teiligt war, weiß, was ich meine, nämlich das Ehren-
amt von Bürokratie und unnötigen Kosten zu ent-
lasten.

(Beifall FDP)

Dies, meine werten Kolleginnen und Kollegen, ist
die höchste Form der Anerkennung, die wir als Poli-
tik dem bürgerschaftlichen Engagement zuteil wer-
den lassen können.

(Beifall FDP)

Das Bundeskabinett hat in seiner Sitzung am
24. Oktober 2012 dazu das sogenannte Gemein-
nützigkeitsstärkungsgesetz beschlossen. Ich gebe
zu, der Name hat mit Sicherheit nicht zur Erleichte-
rung beigetragen, aber es kommt ja bekanntlich
auch auf den Inhalt an. Ab 1. Januar nächsten Jah-
res sollen zahlreiche Erleichterungen für ehrenamt-
lich Tätige in Kraft treten. Vorgesehen sind u.a. fol-
gende Maßnahmen.

Im Einkommensteuerrecht werden die Überlei-
tungspauschale von 2.100 € auf 2.400 € und die
Ehrenamtspauschale von 500 € auf 720 € erhöht.
Die Umsatzgrenze für die Klassifizierung von sport-
lichen Veranstaltungen eines Sportvereins als
Zweckbetrieb wird von 35.000 € auf 45.000 € ange-
hoben. Ziel ist es, die eher am Breitensport orien-
tierten Vereine von Bürokratiekosten zu entlasten.

(Beifall FDP)

Bei kleineren Veranstaltungen entfällt die Pflicht,
die Ausgaben detailliert dem steuerpflichtigen bzw.
dem steuerfreien Bereich zuzuordnen.

Ein weiterer Punkt: Nach Prüfung erhalten die Ver-
eine eine rechtsverbindliche Bescheinigung da-
rüber, ob die Satzung den Vorschriften der Abga-
benordnung entspricht. All dies ist - so meinen wir
jedenfalls - richtig, wichtig und nützlich für die Arbeit
von Menschen und die Bedingungen, unter denen
sich Vereine bewegen müssen. Ich hoffe jedenfalls,
dass die Maßnahmen auch entsprechend zu Be-
ginn des nächsten Jahres in Kraft treten können.

Lassen Sie mich also mit einem Zitat des deut-
schen Schriftstellers Oliver Hassencamp enden:
„Tun Sie gelegentlich etwas, womit Sie weniger
oder gar nichts verdienen. Es zahlt sich aus.“ In
diesem Sinne danke ich für Ihre Aufmerksamkeit
und bitte um Zustimmung für unseren Antrag. Vie-
len Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Koppe.
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Birgit Pelke für
die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Kollegen von der FDP-Fraktion, zu-
nächst mal ein Dankeschön an Sie, dass Sie die-
sen Antrag hier vorgelegt haben unter dem Motto
„Ehrenamt stärken - ehrenamtlich Tätige entlasten“,
dass Sie ein Dankeschön an die ehrenamtlich Täti-
gen gesagt haben hier von dieser Stelle. Aber dass
Sie formuliert haben, es wird jetzt an der Zeit, dass
der Thüringer Landtag nun endlich mal ein Danke-
schön an das Ehrenamt weitergibt, da muss ich Ih-
nen sagen, das haben wir hier schon sehr oft ge-
macht, da hat es Sie hier noch nicht gegeben.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

Also nur mal ganz klar, wir wissen sehr wohl, dass
diese Gesellschaft - und da stimme ich Ihnen dann
wieder zu - ohne Ehrenamt überhaupt nicht mehr
funktionieren würde im sportlichen Bereich, im kul-
turellen Bereich, gerade auch im sozialen Bereich,
wo wir notwendigerweise das Ehrenamt brauchen.
Wenn ich auch immer dazusage, dass sich viele
ehrenamtlich engagieren, darf das kein Argument
dafür sein, dass wir im Hauptamt immer mehr spa-
ren und das Hauptamt zurückdrängen, denn Haupt-
amt und Ehrenamt ergänzen und bedingen sich.
Auch das sollte mit diesem Antrag noch mal deut-
lich gemacht werden. Insofern danke ich auch der
Ministerin, die sehr deutlich gemacht hat, was im
Bereich der Unterstützung des Ehrenamtes hier in
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Thüringen schon alles auf den Weg gebracht wur-
de. Herr Koppe, es gibt schon eine ganze Menge,
ob es die Sportplakette des Landes ist, ob es die
Verleihung der Thüringer Rose ist, ob es andere
Auszeichnungen sind. Die Ministerpräsidentin hat
vor nicht allzu langer Zeit wieder ehrenamtlich Täti-
ge ausgezeichnet, Frau Ministerpräsidentin hat die
Thüringer Rose vergeben und auch in Verbindung
mit dem LSB und mit anderen Dachorganisationen
dem Ehrenamt gedankt.

Ja, ich weiß, dass das Ehrenamt oftmals auch gar
nicht irgendeine Entschädigung haben will, darüber
haben wir auch schon mal diskutiert. Es gab hier in
diesem Haus auf Initiative der SPD-Fraktion mal
den Wunsch, ein Ehrenamtsgesetz zu verabschie-
den, was letztendlich in die Thüringer Ehrenamts-
stiftung gemündet ist, eine Stiftung, die - und da
schließe ich mich Ihnen auch wieder an - eine sehr
gute Arbeit leistet. Nein, Ehrenamtliche wollen die
Anerkennung im täglichen Arbeiten, ein Danke-
schön an geeigneter Stelle. Und da sind ganz, ganz
viele, gerade auch im Sozialbereich, die im Hinter-
grund arbeiten, gerade die im Sport mit den Kleinen
und Kleinsten arbeiten, die als Übungsleiter tätig
sind, die oftmals gar nicht die große Ehrung haben
wollen, aber sie wollen natürlich auch keine
Schwierigkeiten gemacht bekommen. Es gibt den
schönen Spruch „Willst du froh und glücklich leben,
lass kein Ehrenamt dir geben“. Nach diesem
Spruch wollen wir eigentlich nicht arbeiten, sondern
wir wollen das Ehrenamt unterstützen. Ich bin mir
auch sicher, dass da noch das eine oder andere zu
tun ist.

Insofern werden wir als SPD-Fraktion dem Punkt I
zustimmen, in dem der Landtag feststellt, dass wir
uns für das bürgerschaftliche Engagement bedan-
ken. Dass wir wissen, dass auch noch eine ganze
Menge mehr an Begleitung getan werden kann,
und ich glaube, das versuchen wir auch gerade
noch mal in der Haushaltsdiskussion auf den Weg
zu bringen, sei es im seniorenpolitischen Bereich,
im jugendpolitischen Bereich, auch im sportpoliti-
schen, kulturpolitischen, überall brauchen wir eine
entsprechende Begleitung, so dass wir Ihrem
Punkt I zustimmen werden. Der Punkt II, dass die
Landesregierung einen sehr umfassenden Bericht
gegeben hat, der ist aus unserer Sicht gegeben
worden, und er zeigt, wie viel schon auf den Weg
gebracht wurde. Ich kann mich dem Wunsch der
Ministerin nur anschließen, dass man nicht allzu
viel nachfragt, das kann man auch manchmal einfa-
cher haben. Da geht man z.B. im Sport mal zu den
Stadt- und Kreissportbünden und fragt einfach mal
nach. Oder man guckt mal in einen Verein, Sie sind
ja selber in Vereinen aktiv. Da kann man mal nach-
fragen. Wenn dann immer wieder die Fragen auf
bürokratischem Wege an die Dachverbände kom-
men, die dann auch wieder nachfragen müssen,
dann ist dies auch wieder mit zusätzlicher Arbeit im

Ehrenamt verbunden und das kann man auch ein
bisschen reduzieren.

Zu Punkt III, das ist gesagt worden, da hat es mitt-
lerweile eine Entscheidung gegeben. Ja, und da
stimme ich Ihnen zu, das war ein wichtiger Aspekt,
dass, wenn notwendigerweise Führungszeugnisse
vorgelegt werden müssen, wir nicht noch verlan-
gen, dass der Verein, oftmals hat ja der Verein das
auch finanziert und nicht der Betroffene selber, weil
der Verein ja angewiesen ist auf diejenigen, die ge-
rade im Jugendbereich tätig sind, dass es hier eine
Regelung gibt auf Bundesebene. Auch das, was
Sie angesprochen haben im finanziellen Bereich,
ich denke, das waren Dinge, die lange überfällig
sind. Ich glaube, da ist im Bundestag und auch hier
im Landtag relativ parteiübergreifend immer Stel-
lung genommen worden. Insofern hat sich aus un-
serer Sicht der Punkt III erledigt. Deswegen hatten
wir - und ich glaube, das ist auch mit Ihnen abge-
sprochen worden - eine getrennte Abstimmung ge-
wünscht zu den einzelnen drei Punkten, so dass wir
dann auf jeden Fall dem Punkt I zustimmen kön-
nen.

Ich wünsche mir, dass wir alle dort, wo wir ehren-
amtlich tätig sind, intensiv dabei sind und vor Ort,
wo die Arbeit läuft, immer auch mitbekommen, an
welchem Punkt es denn mal hakt. Wir hatten ja hier
schon die Diskussion auch um die Finanzierung
z.B. der LIGA und des Landessportbundes. Es gibt
darüber hinaus noch eine ganze Menge mehr. Inso-
fern zunächst mal, wie gesagt, danke schön, dass
Sie den Antrag eingebracht haben. Was den Dank
an das Ehrenamt angeht, das haben wir vorher
auch schon immer gemacht, werden wir auch wei-
ter tun. Und das, glaube ich, was möglich ist, wird
die Landesregierung und werden auch die Fraktio-
nen hier tun. Und letztendlich, damit komme ich auf
diesen Punkt zurück „Willst du froh und glücklich le-
ben, lass kein Ehrenamt dir geben“, doch, lass dir
eins geben, sei mit dabei, hilf mit, unterstütze. Dann
kann nämlich auch aus dieser täglichen Praxis her-
aus entsprechend politisch gehandelt werden. Ich
glaube, das wollen wir parteiübergreifend alle im In-
teresse des Ehrenamtes, ohne das Hauptamt zu
vergessen. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Pelke. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Jörg Kubitzki für die Fraktion
DIE LINKE.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
glaube, das ist gut so, dass heute der Landtag sein
Votum und seine Anerkennung für das Ehrenamt
ausspricht, und da stimmen wir dem Antrag zu, und
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das ist gut, dass das heute zur Sprache kommt. Da
sind wir uns fraktionsübergreifend einig, ohne Eh-
renamt wäre in unserem Land das Leben sehr trau-
rig und sehr düster. Deshalb ist auch die ehrenamt-
liche Arbeit nicht hoch genug einzuschätzen, denn
ohne diese wären viele Strukturen der sozialen Da-
seinsvorsorge in diesem Land nicht möglich. Des-
halb ist es auch wichtig, dass wir alles tun, auch
hier als Landtag, dass das Ehrenamt unterstützt
wird. Darüber ist schon oft hier auch in diesem
Haus gesprochen worden. Sie hatten als FDP viele
Fragen auch an die Landesregierung gestellt, wo
ich gedacht habe, na, liebe Freunde, da werden ja
die Vereine viel zu tun haben. Aber eine Frage ist
eigentlich nicht gestellt, die aber auch sehr schwer
zu beantworten ist oder die man eigentlich gar nicht
beantworten kann, nämlich die Frage: Wie viel ge-
sellschaftlicher Wert wird durch das Ehrenamt er-
zeugt? Ich glaube, das ist eine Frage, die wir nicht
beantworten können, die keine Landesregierung
beantworten kann, aber die wir uns trotzdem mal
vor Augen führen sollten. Wenn nämlich all das,
was Ehrenamt in diesem Land erledigt, durch die
Gesellschaft oder durch den Staat getragen werden
müsste, es wäre nicht möglich. Deshalb ist, wie ge-
sagt, ehrenamtliche Arbeit nicht hoch genug einzu-
schätzen. Ich sage aber auch, wir brauchen trotz-
dem - und dafür sind wir aus Politik verantwortlich -
Rahmenbedingungen für ehrenamtliche Arbeit. Die-
se Rahmenbedingungen sind, dass wir dafür sor-
gen - zum Beispiel wurde Bürokratieabbau ge-
nannt, aber es gibt auch andere Probleme, die wir
angehen müssen. Zum Beispiel ist es zurzeit noch
nicht möglich, für eine Qualifizierung für ein Ehren-
amt von der beruflichen Tätigkeit für diese Qualifi-
zierung freigestellt zu werden. Das ist gerade eine
Forderung, die viele Ehrenamtliche stellen, dass es
die Möglichkeit der beruflichen Freistellung für Qua-
lifizierung im Ehrenamt gibt. Das sollte auch eine
Aufgabe sein, der wir uns stellen sollten.

Die Ministerin ist auch auf die Rolle der Ehrenamts-
stiftung eingegangen, die Ehrenamtsstiftung ist
mittlerweile zehn Jahre alt. Ich sage das hier, da-
mals vor zehn Jahren wollten wir als Fraktion ein
Ehrenamtsgesetz und hatten auch ein Ehrenamts-
gesetz eingebracht, was hier im Landtag keine
Mehrheit gefunden hat. Es endete in der Stiftung.
Deshalb standen wir damals dieser Stiftung - das
sage ich so, wie es ist - sehr kritisch gegenüber.
Ein Ehrenamtsgesetz wäre uns auch heute noch
lieber, aber insgesamt schätze ich ein, dass die Eh-
renamtsstiftung wirklich eine Stiftung ist, die ihre
Aufgaben erfüllt und die viel für das Ehrenamt ge-
tan hat. Vor allem merken wir das auch in unseren
Landkreisen und kreisfreien Städten, die Arbeit der
Stiftung kommt in den Landkreisen an und die Ar-
beit der Stiftung kommt auch bei den Ehrenamtli-
chen an. Deshalb möchte ich vor allem auch dem
Stiftungsvorstand, aber auch den Mitarbeitern der

Ehrenamtsstiftung recht herzlich für ihre Arbeit dan-
ken.

Eins haben wir auch im Stiftungsrat der Ehrenamts-
stiftung erreicht mit dem neuen Jahr, dass wir wirk-
lich auch eine Entbürokratisierung erreichen durch
Einfluss auf das Finanzministerium, dass dort eine
Pauschalförderung bzw. eine institutionelle Förde-
rung möglich sein wird, um dort auch viele Fragen
der Nachweisführung zu vereinfachen.

Ich möchte eins bei der Ehrenamtsstiftung noch
hervorheben, was es gibt. Neben Ehrenamtscard,
neben dem Markt der Möglichkeiten möchte ich den
jährlichen Schülerfreiwilligentag, den die Ehren-
amtsstiftung organisiert, hervorheben. Dort geht die
Ehrenamtsstiftung in Schulen und gewinnt Schüler,
einen Tag freiwillig tätig zu sein. Ich glaube, das ist
eine gute Sache und man kann nicht früh genug
anfangen, um Menschen für ehrenamtliche Arbeit
zu motivieren. Deshalb bedauern wir es sehr, dass
im Haushaltsentwurf der Landesregierung für die
Ehrenamtsstiftung 90.000 € gekürzt wurden. Wir
kommen ja noch zur Haushaltsdebatte. Deshalb,
meine Damen und Herren der FDP, bin ich auch
gespannt, wenn wir einen Änderungsantrag in der
Haushaltsdebatte einbringen, genau der Ehren-
amtsstiftung wieder diese 90.000 € zu geben, wie
dann der Landtag insgesamt entscheiden wird, weil
auch diese Entscheidung dann ein Bekenntnis zur
ehrenamtlichen Arbeit ist. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Das Wort hat jetzt als
Nächste die Abgeordnete Beate Meißner für die
CDU-Fraktion.

Abgeordnete Meißner, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnetenkollegen, liebe Gäs-
te auf der Besuchertribüne und liebe Ehrenamtli-
che, die Sie vielleicht gerade die Bambinis vom
Fußballverein trainieren, bei der Feuerwehr im Ein-
satz sind, im Kirchenchor singen oder vielleicht für
einen guten Zweck auf dem Weihnachtsmarkt
Glühwein ausgeben. In Thüringen ist rund ein Drit-
tel der Bevölkerung ehrenamtlich tätig. Das macht
750.000 Menschen aus. Das ist eine stolze Leis-
tung. Nicht umsonst befinden wir uns im Vergleich
mit anderen Bundesländern in einer Spitzenpositi-
on.

(Beifall CDU)

Es zeigt auch, dass Ehrenamt in Thüringen eine
lange Tradition hat, eine lange Tradition von hoher
Engagementbereitschaft, von hoher Eigeninitiative.
Das Ehrenamt ist eine wichtige Säule für die Sozial-
gesellschaft und um die Demokratie auf richtige Fü-
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ße zu stellen. Deswegen danke ich der FDP-Frak-
tion, dass sie kurz vor Weihnachten unserer Frak-
tion hier im Landtag auch die Möglichkeit gibt, die-
sen vielen Ehrenamtlichen in Thüringen zu danken,
den Ehrenamtlichen in den verschiedensten Berei-
chen, sei es im Sport - es ist schon genannt wor-
den, viele von uns sind da auch selbst ehrenamtlich
tätig -, sei es im kirchlichen Bereich, sei es im so-
zialen Bereich, bei der Feuerwehr oder natürlich
auch im kulturellen Bereich. Herzlichen Dank für die
Opferung Ihrer Freizeit.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Denn, das muss man sagen, das, was Ehrenamtli-
che tun, ist, dass sie eigentlich das Wichtigste op-
fern, was sie haben, nämlich Zeit. Vielen Dank da-
für. Sie tun das nicht nur für einzelne Menschen,
sondern auch für sich und unsere Gesellschaft hier
in Thüringen. Wir können Sie nur motivieren, ma-
chen Sie weiter so!

(Beifall CDU)

Aber der Dank und gute Worte sind das eine und
ich bin mir sicher, alle hier im Landtag tun das in Ih-
ren Wahlkreisen häufig, aber wir als Politiker haben
uns natürlich auch an Taten zu messen. Hier ist
schon viel und oft die Thüringer Ehrenamtsstiftung
genannt worden. Auch wenn sich das Thema Eh-
renamt nicht dazu eignet, hier einen Parteienwett-
streit auszuführen, muss man sich doch an der
Stelle mal fragen, wer hat es denn erfunden. Da
möchte ich zitieren aus dem Beschluss des Thürin-
ger Landtags vom 17. Mai 2001: „Auch im Freistaat
Thüringen, so wird durch viele Erkenntnisse deut-
lich, ist Freiwilligenarbeit und bürgerschaftliches
Engagement für den Aufbau und den Erhalt der
ethischen Grundlagen des sozialen Rechtsstaats
unverzichtbar. Der Thüringer Landtag dankt allen
Mitbürgerinnen und Mitbürgern, die sich ehrenamt-
lich und gemeinnützig betätigen. Der Thüringer
Landtag fordert die Landesregierung Thüringens
auf, einen regelmäßigen Dialog mit den Trägern
bürgerschaftlichen Engagements zu führen, mit
dem Ziel, Vorschläge zu erarbeiten, wie das Ehren-
amt im Freistaat weiter gestärkt werden kann. Da-
rüber hinaus soll dieser Dialog dazu dienen, Aufga-
ben und Arbeit der zu gründenden Stiftung zu be-
gleiten.“ Mit diesem Beschluss hat damals der Thü-
ringer Landtag unter Alleinregierung der CDU die
Thüringer Ehrenamtsstiftung ins Leben gerufen und
damit etwas geschaffen, was deutschlandweit sei-
nen Vergleich noch sucht.

(Beifall CDU)

Ich glaube, das sollte man an der Stelle auch er-
wähnen, die Thüringer Ehrenamtsstiftung ist eine
Erfolgsgeschichte, nicht nur für die vielen Ehren-
amtlichen, die diese in den verschiedensten Berei-
chen nutzen können, sondern auch für den Frei-
staat Thüringen. Eine Ehrenamtsstiftung lebt aber

auch von den Personen, die sie ausfüllen. Deswe-
gen möchte ich an dieser Stelle nicht nur dem Vor-
sitzenden der Thüringer Ehrenamtsstiftung, Herrn
Dr. Düssel, sondern auch der langjährigen Ge-
schäftsführerin, Frau Manke, danken.

(Beifall CDU)

Durch diese beiden Personen finden Ehrenamtliche
tagtäglich nicht nur Ansprechpartner, sondern auch
Hilfe und auch finanzielle Unterstützung, die ihre
Arbeit erleichtern. Dafür herzlichen Dank und viel
Erfolg weiterhin!

(Beifall CDU)

Herr Kubitzki, Sie sagten es schon, natürlich funk-
tioniert die Thüringer Ehrenamtsstiftung auch nur,
wenn sie die entsprechenden Mittel zur Verfügung
hat. Im Jahr 2011 wurden über die Ehrenamtsstif-
tung in all ihren Wahlkreisen, in den Landkreisen
903.700 € für die Würdigung des ehrenamtlichen
Engagements ausgegeben

(Beifall CDU)

und zusätzlich 355.000 € für die LIGA der Freien
Wohlfahrtspflege, den Landessportbund und den
Landesjugendring. Auch im Haushalt 2013/14 sind
für die Würdigung des Ehrenamts in diesen beiden
Bereichen 1,6 Mio. € eingestellt. Auch wenn das
90.000 € weniger sind, dann darf man nicht verges-
sen, dass das eine Stiftung ist, die sich aus öffentli-
chen und privaten Mitteln finanziert. Man kann nicht
nur hier im Landtag sagen, es ist weniger, man
muss auch mit den Personen ins Gespräch kom-
men, die einem sagen, dass ständig neue Projekte
und neue finanzielle Unterstützer eingeworben wer-
den, die dafür sorgen, dass diese Ehrenamtsstif-
tung lebt und auch in den nächsten Jahren aus-
kömmlich finanziert ist.

(Beifall CDU)

Herr Koppe, jetzt haben Sie in Ihrem Punkt III des
Antrags bezüglich des Bundeskinderschutzge-
setzes eine Forderung aufgestellt. Sicherlich, über
das neue Bundeskinderschutzgesetz sollen für den
Schutz von Kindern und Jugendlichen die freien
Träger aufgefordert werden, Führungszeugnisse
von den Ehrenamtlichen einzufordern. Aber man
muss dazu sagen, dieser neue § 72 a Abs. 4 des
SGB VIII gilt am Ende nur für Vereinbarungen, die
öffentliche Träger mit den freien Trägern der Ju-
gendhilfe treffen. In diesen Vereinbarungen müssen
sich die freien Träger verpflichten, dass die Ehren-
amtlichen nicht rechtskräftig wegen Kindes-
missbrauch oder anderer Straftaten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung verurteilt worden sind. Es
besteht also keine generelle Führungszeugnis-
pflicht. Es spielt auch eine Rolle, in welcher Art und
Weise der Kontakt mit Kindern und Jugendlichen im
Rahmen der Tätigkeit vollzogen wird.
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Jetzt gab es natürlich einige Diskussionen seitens
der Bundesregierung und auch der Kommunen be-
züglich der Gebührenbefreiung für diese Führungs-
zeugnisse. Aber schon im Juni dieses Jahres hat
das Bundesamt für Justiz ein Merkblatt herausge-
geben, wo nachgeregelt ist, unter welchen Bedin-
gungen und Voraussetzungen dieses Führungs-
zeugnis kostenfrei ist. Von der Erhebung der Kos-
ten konnte bereits schon aus diesem Merkblatt her-
vorgehend freigestellt werden, wenn das Führungs-
zeugnis zum Zwecke des Ausübens einer ehren-
amtlichen Tätigkeit benötigt wird, die im öffentlichen
Interesse liegt. Wir haben es jetzt schon von der
Ministerin gehört, Ihr Antrag hat sich auch aufgrund
der Entwicklung im Bundesrat überholt.

Wenn Sie ihn schon von einem Antrag der CDU-
und FDP-Fraktion in Niedersachsen abgeschrieben
haben, dann hätten Sie das schneller tun müssen,
denn in Niedersachsen kam dieser Antrag am
9. Juli 2012 schon auf die Tagesordnung und war
damit aktuell,

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Wie billig ist
das denn?)

aber mittlerweile ist er es eben nicht mehr. Es gab
einen Gesetzentwurf zur Modernisierung des Kos-
tenrechts, den der Bundesrat befürwortet hat be-
züglich der klarstellenden Regelung einer Gebüh-
renbefreiung. Die Bundesregierung hat in ihrer Ent-
gegnung dies begrüßt, so dass ich fest davon aus-
gehe, dass diese Gebührenbefreiung bzw. eine ent-
sprechende Änderung bevorsteht.

Trotz dessen kann man natürlich für die Ehrenamtli-
chen in der Jugendarbeit auch noch zwei Tipps mit-
geben.

Zum Ersten: Wenn Ehrenamtliche Führungszeug-
nisse beantragen, einen entsprechenden Antrag
auf Gebührenbefreiung gleich mit stellen. Und zum
anderen ein Tipp für die Jugendverbände: Wenn
Sie Vereinbarungen mit öffentlichen Trägern tref-
fen, dann gleich einen Passus einfügen bezüglich
der Kosten für die Führungszeugnisbeantragung.

Alles in allem ist das Ehrenamt zu fördern, eine Zu-
kunftsaufgabe, die nicht nur im Freistaat, sondern
auch deutschlandweit immer aktuell bleiben wird
und muss. Aber man muss sich natürlich auch des-
sen bewusst sein, dass Ehrenamt nicht herbeigere-
det und erst recht nicht politisch verordnet werden
kann. Deswegen sind wir alle gut beraten, das Eh-
renamt entsprechend anzuerkennen und zu würdi-
gen. Auch in diesem Punkt kann man nur sagen,
die CDU-Fraktion hat schon frühzeitig die Zeichen
der Zeit erkannt. Bereits zum elften Mal hat die
CDU-Fraktion in diesem Jahr im Kaisersaal die Bür-
gerinnen und Bürger in Thüringen geehrt, die eh-
renamtlich in den verschiedensten Bereichen tätig
sind.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

Das werden wir auch im nächsten Jahr tun, denn
es ist eine gute Sache und die, die diese Ehrung
entgegennehmen, haben es verdient, genauso wie
viele, viele andere Tausende. Deswegen ist es für
uns ganz klar, dass wir dem Punkt I Ihres Antrags
natürlich zustimmen, dass wir den Punkt II für erle-
digt erachten und dass wir Punkt III ablehnen. Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wenn es kon-
kret wird, lieber nicht.)

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Meißner. Das Wort
hat jetzt die Abgeordnete Anja Siegesmund für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, auch ich will mich dem Dank an all jene an-
schließen, die ehrenamtlich tätig sind, auch ich will
mich dem Dank an die Ehrenamtsstiftungen und all
jene anschließen, die Ehrenamtlerinnen und Ehren-
amtler unterstützen. Wenn man weiß, dass jeder
und jede Dritte auch in Thüringen sich ehrenamtlich
engagiert, dann möchte ich insbesondere, da der
Antrag ausgerechnet von der FDP-Fraktion vorge-
legt wurde, doch einmal fragen, warum es an vielen
Stellen dabei bleibt, Würdigung zu verbalisieren,
aber auf der anderen Seite, wenn es um die Frage
der Vermessung unseres Wohlstandes geht, Eh-
renamt immer außen vor zu lassen.

Ich will das einmal erklären. Wenn wir darüber
sprechen, was das Bruttoinlandsprodukt für das
Land heißt, dann sind ganz oft große Artikel zu le-
sen, da geht es darum, dass Wohlstand und
Wachstum in unserer Gesellschaft die Indikatoren
sind, die uns am meisten beschäftigen müssen. Da
geht es darum, dass die Produktion von Gütern und
Dienstleistungen das Zentrale ist. Da geht es eben
nicht darum, dass bei der Vermessung der Frage,
wie es um Wohlstand in der Bundesrepublik bestellt
ist, das Ehrenamt in irgendeiner Form berücksich-
tigt wird, sondern es geht immer um die Frage: Wie
steht es um das Wirtschaftswachstum? Schrumpft
das BIP, dann verfallen wir alle in eine Angststarre,
und wächst das BIP, dann heißt das so viel wie, ja
wenn die Unternehmer und Unternehmerinnen
mehr verdienen, dann geht es uns allen wohl auch
besser. Das ist die Geschichte, in der wir alle im-
mer wieder argumentieren, gerne auch die FDP.
Dann gibt es aber all jene, die schon längst warnen
davor, Wachstum und den Zusammenhalt einer
Gesellschaft eben immer nur mit dem BIP zu be-
werten. Da will ich zitieren den Wirtschaftsnobel-
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preisträger Amartya Sen, der sagte: Diejenigen, die
unsere Gesellschaften mit Hilfe des BIP allein len-
ken wollen, sind wie Piloten ohne Kompass. Der
Zusammenhang zum Ehrenamt ist der, dass zumin-
dest auf Bundesebene - es gibt eine Enquetekom-
mission im Bundestag - darüber nachgedacht wird,
wie Wachstum und Wohlstand eben auch anders
bemessen werden kann, wie also das Wohlergehen
unserer Gesellschaft anders bemessen werden
kann, und eine Wirklichkeit ist der sogenannte Na-
tionale Wohlfahrtsindex (NWI). Und diese andere
Wohlfahrtsmessung, die sich da überlegt wurde von
Prof. Diefenbacher und anderen, nimmt eben sehr
wohl auch in den Blick solche Fragen wie ehren-
amtliche Arbeit, wie unbezahlte Hausarbeit, wie den
Verbrauch von Rohstoffen oder wie Kosten von
ökologischen Schäden. Das ist spannend insofern,
als dass bei der Frage, wie wir die Würdigung des
Ehrenamts vornehmen, wir die wirtschaftliche Di-
mension in diesem Land leider völlig ausblenden
und eben nicht in Betracht ziehen, dass für Wohl-
stand und Wohlergehen der Gesellschaft das Eh-
renamt tatsächlich unbezahlbar ist. Für mich ist
deswegen die Debatte, die wir heute hier führen, in-
sofern wenig Neues, weil es dabei bleibt, deutlich
zu machen, wie sehr wir das Ehrenamt schätzen,
aber eben nicht den nächsten Schritt zu gehen, um
deutlich zu machen, dass es weit mehr als das
braucht.

Zu dem Antrag im Einzelnen: In I. stellt der Landtag
etwas fest, was, sehen Sie es mir nach, fast banal
ist. Es wird definiert, was Ehrenamt ist und ja, wir
würdigen das Engagement all jener, die sich ehren-
amtlich engagieren, aber es würde kein oder keine
der Abgeordneten an dieser Stelle negieren, dass
wir freiwilliges Engagement stärken wollen oder
dass wir eine Weiterentwicklung dessen wollen.
Von daher ist es ganz klar, dass wir quasi der Defi-
nition dessen, was Ehrenamt heute ist, auch zu-
stimmen.

Punkt II hätte man, wenn Sie ganz offen und ehrlich
sind, auch in eine Kleine Anfrage packen können
und Punkt III hat sich quasi erledigt. Von daher, ja,
Ehrenamt stärken und ehrenamtlich Tätige entlas-
ten, ja. Die Formulierungen in diesem Antrag sind
unschädlich, aber der Punkt ist, dass es dem Eh-
renamt auch nicht wirklich etwas nützt. Spannend
hätte ich gefunden, wenn die Fraktionen hier in die-
sem Land sich tatsächlich mal dazu geäußert hät-
ten, wie sie, wenn es um die Frage von Wohlstand
und Wachstum geht, Ehrenamt gerne bewertet ha-
ben wollen oder wie sie in den kommenden Haus-
haltsberatungen beispielsweise die Ehrenamtsstif-
tung durch ein Mehr an finanzieller Unterstützung in
irgendeiner Form auch aufwerten wollen. So bleibt
hier vieles bei den Phrasen, die seit viel zu vielen
Jahren hier auch verlautbart werden, stehen. Das
finde ich schade und ich wünschte mir eigentlich,
dass wir einen nächsten Schritt gehen würden. Mir

bleibt abschließend noch einmal darauf zu verwei-
sen, dass Ehrenamt und gesellschaftliches Wohler-
gehen sehr wohl zusammenhängen und deswegen
der alleinige Glaube, das geht insbesondere an die
Adresse der FDP, an das BIP, ist nicht das, was
dem Ehrenamt wirklich die Wertschätzung beimisst,
die es eigentlich verdient.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Siegesmund. Das
Wort hat jetzt der Abgeordnete Jörg Kubitzki für die
Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE:

Meine Damen und Herren, also ich werde jetzt nicht
noch einmal Dank aussprechen, das ist heute,
glaube ich, schon genug getan worden. Frau Meiß-
ner, deswegen komme ich noch einmal vor, da dan-
ken Sie zu Recht Herrn Dr. Düssel und auch Frau
Manke für ihre hervorragende Arbeit, die sie ma-
chen, und den Dank haben sie wirklich verdient.
Aber als ich das mit diesen 90.000 € angesprochen
habe, Sie sagen, das sind ja nur 90.000 € und die
Stiftung hat ja die Aufgabe, auch Zustifter zu gewin-
nen. Das machen die, nur, Frau Meißner, das Geld
liegt nicht mehr auf der Straße und heute ist es
schwer, Zustifter zu finden. Aber eins ist mir da ein-
gefallen, Frau Meißner, die Krücke bei der Ehren-
amtsstiftung hat die damalige Landesregierung ja
schon im Prinzip gestartet; wir sollten uns alle mal
daran erinnern, die Finanzierung der Ehrenamtsstif-
tung war eigentlich gedacht - jetzt könnte ich iro-
nisch sagen, damit die Spielsucht gefördert wird -
durch die Spielbank, die damals gegründet wurde.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da sollte Geld in die Ehrenamtsstiftung einfließen
und das ist ja nun richtig daneben gegangen. Sich
jetzt hinzustellen, die sollen Stiftungskapital akqui-
rieren, das ist schon ein starkes Stück.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Kubitzki. Es liegen
jetzt keine weiteren Wortmeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten vor. Auch die Landesregie-
rung möchte nicht noch einmal sprechen. Dann fra-
ge ich jetzt: Kann ich davon ausgehen, dass das
Berichtsersuchen zu Nummer II des Antrags erfüllt
ist, oder erhebt sich Widerspruch? Es erhebt sich
kein Widerspruch. Dann kommen wir jetzt zur Ab-
stimmung zu den Nummern I und III des Antrags.
Und wenn ich Sie, Frau Pelke, richtig verstanden
habe, möchten Sie in den Unterpunkten auch noch
eine Einzelabstimmung oder reicht Ihnen, wenn wir
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I und III einzeln abstimmen? Es reicht, wenn wir I
und III einzeln abstimmen. Gut. Es wurde keine
Ausschussüberweisung beantragt.

Demzufolge kommen wir direkt zur Abstimmung,
zunächst über die Nummer I des Antrags der Frak-
tion der FDP in der Drucksache 5/5192. Wer der
Nummer I des Antrags zustimmen möchte, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Stim-
men aller Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Das
ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? Das ist
auch nicht der Fall. Dann ist die Nummer I des An-
trags einstimmig angenommen.

Wir stimmen jetzt ab über Nummer III des Antrags.
Wer dieser zustimmen möchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
FDP-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? Das sind
die Stimmen der Fraktionen CDU, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Enthaltungen? Das
sind die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. Damit ist
Punkt III dieses Antrags abgelehnt. Und ich schlie-
ße diesen Tagesordnungspunkt.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 25

Abschiebestopp von Roma,
Ashkali und Ägyptern und
Ägypterinnen in die Staaten
der Balkanhalbinsel
Antrag der Fraktionen DIE LINKE
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5197 -
dazu: Alternativantrag der Frak-

tion der FDP
- Drucksache 5/5258 -

Ich frage zunächst: Wünscht jemand aus den Frak-
tionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort zur Begründung des Antrags? Das ist
nicht der Fall. Wünscht die FDP das Wort zur Be-
gründung ihres Alternativantrags? Das ist auch
nicht der Fall. Der Herr Innenminister hat aber dar-
um gebeten, als Erster in der Debatte das Wort zu
ergreifen, und ich erteile Ihnen hiermit das Wort.

Geibert, Innenminister:

Vielen Dank, sehr geehrte Frau Präsidentin. Sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordnete, in den
letzten Monaten sind die Asylanträge, insbesondere
aus den Ländern Serbien und Mazedonien, stark
angestiegen. Um dies zu verdeutlichen, möchte ich
Ihnen einige Zahlen nennen. Nach Mitteilung des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge ist die
Zahl der Asylbewerber aus Serbien um 321 Prozent
sowie der Asylbewerber aus Mazedonien um
1.077 Prozent gegenüber dem Vorjahr gestiegen.
So stellten allein im Oktober dieses Jahres 2.673
Personen aus Serbien und 1.351 Personen aus
Mazedonien einen Asylantrag. Diese Länder stehen
damit im Oktober an der Spitze der Asylstatistik.

Zudem wurden in Deutschland bis einschließlich
Oktober 2012 bereits über 50.000 Asylanträge ge-
stellt. Erwartet werden für dieses Jahr insgesamt
70.000 Asylanträge. Im Jahr 2011 lag die Gesamt-
zahl der Asylanträge dagegen noch unter 50.000.
Allein im Oktober 2012 haben insgesamt 9.950 Per-
sonen in Deutschland Asyl beantragt gegenüber
6.691 Personen im Vormonat.

Ich möchte Ihnen noch einige Zahlen aus Thürin-
gen nennen. Während im gesamten Jahr 2011 in
der Landesaufnahmestelle Eisenberg 1.300 Perso-
nen aufgenommen worden sind, lag die Zahl der
Zugänge Ende November dieses Jahres schon bei
1.617 Personen. Davon kamen allein 419 Personen
aus Serbien, 249 Personen aus Mazedonien und
145 Personen aus dem Kosovo. Die Zugangsstatis-
tik für das Jahr 2012 macht deutlich, dass die Zahl
neu aufgenommener Asylbewerber aus den Län-
dern Serbien und Mazedonien ab August 2012
stark angestiegen ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Tatsache
ist, dass insbesondere für Angehörige der Minder-
heiten in den Balkanstaaten erhebliche Probleme
im täglichen Leben bestehen. So beträgt zum Bei-
spiel in Mazedonien die Arbeitslosenquote über
30 Prozent, wobei die Quote bei den Angehörigen
der Minderheiten wie den Roma noch höher sein
dürfte. Auch in Serbien sind die wirtschaftlichen
Verhältnisse schlechter als in vielen Ländern West-
europas, wobei wiederum Angehörige der Minder-
heiten besonders betroffen sind. Dies allein recht-
fertigt jedoch nicht den Schluss, wie es die Fraktio-
nen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in
ihrem Antrag machen, dass den Minderheiten in
den Staaten der Balkanhalbinsel staatliche Diskri-
minierung und Verfolgung droht.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Nicht droht, die ist real.)

In einer Vielzahl aktueller Entscheidungen hat das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Asylanträ-
ge serbischer und mazedonischer Staatsangehöri-
ger als offensichtlich unbegründet abgelehnt.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das war falsch.)

Die Anerkennungsquote bei Asylanträgen aus die-
sen Ländern geht gegen null. Gegen diese Ent-
scheidungen erhobene Klagen oder Anträge auf
Gewährung von einstweiligem Rechtsschutz wer-
den von den zuständigen Verwaltungsgerichten fast
alle abgewiesen. Im Gegensatz dazu haben zum
Beispiel Asylbewerber aus Afghanistan und Syrien,
in deren Herkunftsländern kriegs- oder bürger-
kriegsähnliche Zustände herrschen, eine relativ ho-
he Asylanerkennungsquote.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aus mei-
ner Sicht ist eine Verbesserung der unbestritten
schlechten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
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Lage, insbesondere der Roma-Minderheiten, in den
Balkanstaaten nicht über das Asylverfahren zu er-
reichen. Vielmehr ist es notwendig, die soziale, ge-
sellschaftliche und politische Situation der Minder-
heiten vor Ort durch die Herkunftsstaaten selbst
oder auch durch Hilfsmaßnahmen etwa der Euro-
päischen Union nachhaltig zu verbessern. Nach
meiner Kenntnis sind in Mazedonien bereits Maß-
nahmen zur Verbesserung der Situation der Roma-
Minderheit ergriffen worden. So hat die dortige Re-
gierung eine Nationalstrategie verbunden mit vier
Operativen Programmen in den Bereichen Bildung,
Gesundheitswesen, Beschäftigung und Wohnungs-
wesen für die Minderheit der Roma verabschiedet.
Im Bereich des Gesundheitswesens hat in Mazedo-
nien etwa jeder arbeitslos Gemeldete unabhängig
von seiner ethnischen Zugehörigkeit Anspruch auf
kostenlose Krankenversicherung. Die Balkanländer
sollten aber auch von Deutschland unterstützt wer-
den. Eine solche Unterstützung findet im Kosovo
beispielsweise durch das Rückkehrprojekt „URA 2“
statt,

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Für
freiwillig Zurückgekehrte.)

das wertvolle Hilfe für die Reintegration zurückge-
kehrter Personen leistet.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Nicht aus Thüringen, Herr Minister.)

Thüringen wird sich im kommenden Jahr am Rück-
kehrprojekt „URA 2“ beteiligen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, unbestritten gibt es in den Staaten der Bal-
kanhalbinsel Maßnahmen zur Integration der dort
lebenden Minderheiten. Dessen ungeachtet bin
aber auch ich der Ansicht, dass es zu besonderen
Härten führen kann, wenn in den kalten Wintermo-
naten besonders schutzbedürftige Personen, die
den Minderheiten der Roma, Ashkali und Ägypter
angehören, in ihre Herkunftsländer zurückgeführt
werden. Zu den besonders schutzbedürftigen Per-
sonen zähle ich hierbei etwa alte und kranke Men-
schen sowie auch Alleinerziehende oder Familien
mit minderjährigen Kindern. Ich habe daher das
Landesverwaltungsamt angewiesen, die Rückfüh-
rung dieser besonders schutzbedürftigen Personen
nach Serbien, Mazedonien, Kosovo, Montenegro,
Bosnien-Herzegowina und Albanien bis 31. März
2013 zurückzustellen.

(Beifall SPD)

Ausgenommen hiervon sind aber Personen, die
wegen im Bundesgebiet begangener vorsätzlicher
Straftaten verurteilt worden sind, wobei geringere
Geldstrafen außer Betracht bleiben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dieser
Regelung ist sichergestellt, dass die angesproche-
nen Minderheitenangehörigen in den nächsten Mo-

naten in Deutschland bleiben können. Grundsätz-
lich möchte ich jedoch noch einmal betonen, dass
die soziale, wirtschaftliche und politische Situation
der Minderheiten vor Ort durch die Herkunftsstaa-
ten selbst verbessert werden muss. Dabei sollten
diese Staaten aber insbesondere durch Hilfsmaß-
nahmen der Europäischen Union unterstützt wer-
den. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Innenminister. In der
Debatte haben sich alle Fraktionen schon zum Re-
den angemeldet. Als Erste hat jetzt das Wort die
Abgeordnete Sabine Berninger für die Fraktion DIE
LINKE.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, schon in vergangenen Debatten haben Mit-
glieder der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und DIE LINKE Ihnen zahlreiche Studien und Be-
richte zur Lektüre anempfohlen, in denen es um die
Situation der Minderheitenangehörigen der Roma,
Ashkali und Ägypter in den Balkanstaaten geht. Ins-
besondere gibt es, ich weiß nicht, wie viele Berichte
und Studien zur Lebenssituation der Minderheiten-
angehörigen im Kosovo, aber das gilt selbstver-
ständlich auch für die anderen Balkanstaaten. Ich
will nur wenige der Organisationen nennen, die sich
mit der Lebenssituation der Minderheitenangehöri-
gen in diesen Staaten beschäftigen. Das sind bei-
spielsweise der UNHCR, UNICEF, Amnesty Inter-
national, aber Sie können selbstverständlich auch
zahlreiche Berichte von Delegationsreisen, bei-
spielsweise des Petitionsausschusses in Baden-
Württemberg oder des Innenausschusses aus Nie-
dersachsen oder auch hier aus Thüringen, die Be-
richte von Astrid Rothe-Beinlich und auch meinen
eigenen Bericht über die Innenausschussreise ins
Kosovo im Frühjahr letzten Jahres nachlesen. Aber
natürlich, das verkennen wir nicht, ist es ja konkret
aus der Fraktion der CDU angesagt worden, dass
man solche Berichte nicht lesen werde. Wir haben
während der Kosovo-Reise des Innenausschusses
im Frühjahr auch zur Kenntnis nehmen müssen,
dass den von mir genannten Organisationen, mit
denen wir dort auch gesprochen haben, nicht ver-
traut wird, im Gegenteil, ein ganz großes Misstrau-
en, weil es angeblich keine staatlichen Organisatio-
nen seien, sondern welche, die die Situation der
betroffenen Menschen noch schlechter reden.

Deswegen, weil wir uns dessen bewusst waren, ha-
ben am 20. November die Fraktionen BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE eine Veranstal-
tung hier im Landtag organisiert, in der Vertreterin-
nen einer Multiplikatorinnenreise der Diakonie Thü-
ringen e.V. zu Wort gekommen sind, die auch im
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ersten Halbjahr, jetzt weiß ich nicht mehr genau
wann, dieses Jahres, sich zur Lebenssituation der
Roma in Serbien schlaugemacht haben. Wir haben,
weil wir wissen, dass Sie nicht gerne Studien und
Berichte lesen, zumindest ein Teil der Regierungs-
fraktionen, Sie alle sehr herzlich per Brief, jede Ab-
geordnete und jeden Abgeordneten persönlich, ein-
geladen, an dieser Veranstaltung teilzunehmen und
die Informationen, ohne lesen zu müssen, aus ers-
ter Hand zu bekommen. Dieser Einladung ist leider
keine und keiner von Ihnen gefolgt. Lediglich ein
Abgeordneter der CDU hat Interesse daran gezeigt
und sich zumindest entschuldigt für seine Abwe-
senheit bei dieser Veranstaltung.

Ich will deswegen ein paar der Dinge, die von die-
ser Multiplikatorinnenreise berichtet worden sind,
auch hier berichten. Die Multiplikatorinnenreise hat
verschiedene Gemeinden in Serbien besucht, dort
mit unterschiedlichen Organisationen, nicht nur
nicht staatlichen, nicht nur Roma-Organisationen
sich unterhalten. Ich will einfach ein paar der Infor-
mationen hier an Sie weitergeben. Zum Beispiel
war die Delegation in Leskovac. Dort leben etwa
7.000 Roma, das sind 10 Prozent der Bevölkerung.
70 Prozent der dort lebenden Roma sind Analpha-
beten. 2 Prozent der Roma-Kinder besuchen serbi-
sche Schulen, nur 2 Prozent. Das hat einen Grund,
sie schaffen die Aufnahme in die Vorschule nicht,
weil der Test zur Aufnahme in die Vorschule in Ser-
bisch durchgeführt wird. Das ist natürlich schwierig
für Kinder von 70 Prozent Analphabeten, von, jetzt
weiß ich die Zahl nicht, wie viel Prozent, die eben
die serbische Sprache nicht sprechen, schwierig,
als kleines Kind einen auf Serbisch abgehaltenen
Vorschultest erfolgreich zu bestehen - ein Indiz für
staatliche Diskriminierung, meine Damen und Her-
ren. Die meisten der Roma-Kinder in Serbien besu-
chen Sonderschulen für geistig zurückgebliebene
Kinder. Wenige haben das Glück, dass sie eigene,
privat organisierte Schulen besuchen können, wo
Eltern oder Kirche sich darum kümmern, dass die
Kinder zur Schule gehen können. 99 Prozent der in
Leskovac lebenden Roma sind arbeitslos. Die Dele-
gation war auch in Bujanovac. Von den dort etwa
8.000 lebenden Roma haben nur 0,5 Prozent eine
Arbeit, die anderen arbeiten schwarz zu Tage-
löhnerlöhnen, am Tag, glaube ich, 6 €. Die meisten
von ihnen gehen irgendwelchen irregulären Be-
schäftigungen nach; die allermeisten sammeln Müll
ein, das ist ihre Beschäftigung.

Es gibt in Serbien bei der medizinischen Versor-
gung eine nicht offiziell im Internet zu findende,
aber tatsächlich für alle dort lebenden Menschen
existierende Preisliste. Man muss nämlich, wenn
man eine medizinische Leistung möchte, den Arzt
oder die Ärztin schmieren. Es gibt je nach der Be-
handlungsform oder der nötigen Operation einen
bestimmten Preis.

Meine Damen und Herren, wenn 99 Prozent oder
über 98 Prozent der Roma, Ashkali und Ägypter ar-
beitslos sind, dann können Sie sich sehr gut vor-
stellen, welchen Zugang diese dann zu medizini-
scher Versorgung in Serbien haben.

Der Innenminister hat gerade einige Dinge ange-
sprochen, die von staatlicher Seite in Kosovo oder
in Serbien angeboten werden. Ich habe mir auch
ein Zitat aus dieser Veranstaltung am 20. Novem-
ber aufgeschrieben, da hat nämlich eine der Dele-
gationsmitglieder gesagt: „Es gibt ganz wunderbare
Einrichtungen in Serbien auf dem Papier.“ Da gibt
es z.B. in Serbien den Ombudsmann für Men-
schenrechte, auf dem Papier. Es gibt Gesundheits-
mediatorinnen, die gibt es tatsächlich, aber gegen
diese Preise für medizinische Leistungen unterneh-
men diese Mediatorinnen auch nichts. Es gibt in 30
Gemeinden in Serbien Roma-Koordinatoren, wie
deren Arbeit „vonstatten“ geht, hat uns bei der Ver-
anstaltung der Sohn eines solchen Koordinators
geschildert, dessen Vater aufgrund eigener Diskri-
minierung selbst das Land verlassen hat. Der Sohn
hat von systematischer Diskriminierung gesprochen
und als Beispiel ein Projekt seines Vaters als Ro-
ma-Koordinator berichtet, der sich nämlich in dem
Projekt mit der Integration von Roma-Kindern in die
Vorschule beschäftigen sollte, und ein ganz kras-
ses Beispiel, was da erzählt wurde: Es gab am Ein-
gang dieser Vorschule eine Krankenschwester, die
nur die Roma-Kinder untersucht hat, die diese Vor-
schule betreten wollten, und die hat sie nämlich
weggeschickt, weil die angeblich Läuse hätten. Der
Roma-Koordinator hat sich die Köpfe dieser Kinder
selbst auch angesehen und nicht eine einzige Laus
gefunden. Der Roma-Koordinator in dieser Gemein-
de hatte über die Projektgelder noch ein bisschen
Geld übrig, das wollte er in Schulbücher für Roma-
Kinder investieren. Der Gemeinderat hat das aber
leider abgelehnt, es wurde Spielzeug und ein TV-
Gerät für die Vorschule, in die nur 0,2 Prozent der
Roma-Kinder gehen können, gekauft.

Im Oktober 2012 haben verschiedene Roma-Orga-
nisationen eine gemeinsame Erklärung veröffent-
licht, und hier komme ich jetzt zu dem Argument
des Ministers, dass so viele Asylanträge abgelehnt
würden. Die Roma-Organisationen schreiben, es
sei „abfällig, wenn Asylanträge von Roma von vorn-
herein als unbegründet bewertet werden. Laut
Handbuch des UN-Flüchtlingswerks von 1951 zu
den Prozeduren und Kriterien zur Festlegung des
Flüchtlingsstatus, das im Dezember 2011 neu auf-
gelegt wurde, kann Diskriminierung durchaus als
Fluchtgrund gewertet werden. Dies ist insbesonde-
re dann der Fall, wenn sie dazu führt, dass eine
Person nur mehr begrenzt in der Lage ist, ihren Le-
bensunterhalt zu bestreiten. Daneben stellt das UN-
Flüchtlingswerk auch fest, dass rassistische Diskri-
minierung eine der deutlichsten Menschenrechts-
verletzungen darstellt und folglich bei der Festle-
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gung des Flüchtlingsstatus berücksichtigt werden
muss.“

Die Delegation der Diakonie hat uns Bilder von ei-
ner Roma-Siedlung in Serbien gezeigt, die aus
selbst gebauten Häusern, Hütten an einem sehr
steilen Steilhang bestand, weit außerhalb einer
Stadt. Es gab dort keine Straße, es gab dort keine
Müllentsorgung, es gab dort keinen Wasseran-
schluss. Der nächste Trinkwasseranschluss war am
Fuß des Berges, die Menschen mussten mit Ei-
mern Wasser holen gehen.

Zum Thema Müll: Es hatte dort schon mal kurzzei-
tig Mülltonnen gegeben, nämlich im Wahlkampf vor
einer Kommunalwahl. Nach der Wahl waren dann
die dort aufgestellten Mülltonnen wieder abgeholt
worden, ohne dass ein Ersatz geschaffen wurde.
Die Müllabfuhr funktioniert dort auch nicht.

Die serbische Regierung selbst hat eingestanden,
dass 60 Prozent der Roma in Serbien in unsicheren
und unhygienischen Verhältnissen leben. 30 Pro-
zent haben keinen Zugang zu Trinkwasser, 70 Pro-
zent keinen Zugang zur Kanalisation. Zwei Zahlen,
die meines Erachtens das allerbeste Argument da-
gegen sind, nur besonders schutzbedürftige Perso-
nen über den Winter hier zu lassen, sind, glaube
ich, auch von der serbischen Regierung. Sie bezie-
hen sich nämlich auf die Lebenserwartung in Serbi-
en. Serben in Serbien haben eine Lebenserwartung
von 78 Jahren, die Lebenserwartung von Roma in
Serbien sind 48 Jahre.

Da ich weiß, dass Berichte und Studien von UNI-
CEF, Amnestie International etc. für Sie alle keine -
also insbesondere für die CDU - keine Autoritäten
darstellen, will ich mal ein paar Autoritäten, die Sie
hoffentlich anerkennen, zitieren.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Keine Dis-
kriminierung.)

Zum Beispiel bereits im November 2011 gab es auf
Initiative des Ministerkomitees im Europarat einen
Bericht des Ausschusses für soziale Rechte, der
über die Einhaltung der europäischen Sozialcharta
wacht. Der Bericht kam damals - also voriges Jahr -
zu dem Schluss, dass die vom ehemaligen franzö-
sischen Präsidenten Sarkozy 2010 angeordneten
Zwangsräumungen der Roma-Siedlungen und die
Zwangsabschiebungen nach Rumänien und Bulga-
rien insbesondere Artikel E der Charta verletzen,
der ein Diskriminierungsverbot enthält, ebenso den
Artikel 31, der die Wohnrechte betrifft. Insgesamt
hat der Bericht des Europarats die Zwangsräumun-
gen und Abschiebungen als „schwere Menschen-
rechtsverletzungen“ gewertet. Das oberste Asylge-
richt in Frankreich hat im November 2011 entschie-
den, dass die Lebensverhältnisse der Roma in Ser-
bien menschenunwürdig sind und ihnen deshalb
ein Schutzstatus gewährt werden muss. Auch die
EU-Kommission hat Ende August dieses Jahres

festgestellt, das Roma in allen Balkan-Staaten einer
umfassenden Diskriminierung ausgesetzt sind, die
sie an der Ausübung grundlegender Rechte wie
bspw. dem Zugang zu Bildung, Arbeitsmarkt, Aus-
bildung, Gesundheitsversorgung und Wohnung hin-
dert.

Eine solch umfassende Diskriminierung durch Auto-
ritäten, die auch Sie anerkennen, meine Damen
und Herren, hoffe ich zumindest, und diese soziale
Ausgrenzung kann und muss unseres Erachtens
zur Schutzgewährung führen, gerade auch nach-
dem Bundeskanzlerin Merkel im Oktober bei der
Einweihung des Mahnmals für die ermordeten Sinti
und Roma von der besonderen Verantwortung der
Bundesrepublik und einer „Mahnung für die Zu-
kunft“ gesprochen hatte.

Ich muss ganz kurz noch eingehen auf einen Kom-
mentar heute in der Thüringischen Landeszeitung
und den dann auch mit einem Appell verbinden.
Herr Kaczmarek hat in der TLZ über die disziplinier-
te SPD geschrieben, dass bei vielen Themen sich
derzeit vor allem die Sozialdemokraten verbiegen
müssen, ich zitiere: „Aus Koalitionsräson dürfen sie
in zentralen Fragen keinen aufrechten Gang wa-
gen.“ Der Appell an die Damen und Herren in der
SPD-Fraktion: Werden Sie wieder gerade! Danke.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Berninger. Als Näch-
ste hat jetzt das Wort die Abgeordnete Holbe für die
CDU-Fraktion.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, mit Drucksache 5/5197 fordern die Fraktio-
nen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den
Abschiebestopp von Roma, Ashkali, Ägyptern und
Ägypterinnen in die Staaten der Balkanhalbinsel
mindestens bis Ende April 2013. Weiterhin solle
sich Thüringen auf Bundesebene um einen gene-
rellen Abschiebestopp von Angehörigen der vorge-
nannten Volksgruppen bemühen. Dazu liegt uns
der Alternativantrag der FDP-Fraktion in Drucksa-
che 5/5258 vor - ich verkürze den Inhalt -: Winterer-
lass für besonders schutzwürdige Menschen in den
Staaten der Balkaninseln.

Wir haben uns hier im Plenum in den vergangenen
zweieinhalb Jahren gerade auch mit diesem Thema
sehr umfangreich befasst. Es war oft Gegenstand
parlamentarischer Befassung und wir haben die In-
formationsreise des Innenausschusses in den Ko-
sovo Anfang dieses Jahres durchgeführt. Frau Ber-
ninger, es ist eine wirklich schlimme Unterstellung,
wenn Sie behaupten, dass wir diese Berichte, die
Sie vorgetragen haben, der einzelnen Organisatio-
nen nicht lesen, uns nicht damit beschäftigen, sie
nicht anerkennen.
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(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Das hat Herr Fiedler gesagt.)

Es mag sein, dass Ihre Fraktion bei der Durcharbei-
tung dieser ganzen Unterlagen zu anderen
Schlussfolgerungen kommt, als das meine Fraktion
macht,

(Beifall CDU)

aber deshalb befassen wir uns schon sehr ausführ-
lich auch damit. Ich habe die Ausführungen unse-
res Innenministers zu diesem Thema wie Sie zur
Kenntnis genommen und, ich denke, mit dem er-
folgten Informationsschreiben und Erlass an die zu-
ständigen Ausländerbehörden über die Verfahrens-
weise im Umgang mit schutzwürdigen Personen
bzw. Personengruppen zum Vollzug der Rückfüh-
rung bis zum 31.03. des nächsten Jahres, denke
ich, ist eine sehr gute Entscheidung getroffen wor-
den. Die vorgetragenen Personen und Personen-
gruppen, die insbesondere hier humanitären Grün-
den entsprechen, insbesondere auch der Bevölke-
rungsgruppen Roma, Ashkali und Ägypter, werden
hier von dieser Rückführung ausgenommen, auch
mit der Begründung, dass der Winter besondere
Härten gerade in diesen Staaten mit sich bringt, wir
haben das an einigen Beispielen auch sehen kön-
nen. Ausgenommen sind natürlich immer wieder
Personen, die Straftaten hier begangen haben.
Auch da gibt es entsprechende Eingrenzungen.
Auch das ist hier erläutert worden.

Die wirtschaftliche und soziale Lage der Volksgrup-
penangehörigen von Roma, Ashkali und Ägyptern
in ihren Heimatländern ist schwierig, das wissen
wir. Aber sie wird sich auch nach dem Rückfüh-
rungsstopp ab April nicht grundlegend ändern.
Auch das wollen wir nicht in Abrede stellen. Den-
noch muss man doch anerkennen, dass gerade die
Heimatländer um die Rückführung und Reintegrati-
on starke Bemühungen betreiben. Natürlich sehen
wir, dass diese Integration auch noch sehr viel Zeit
benötigt und dass auch entscheidend sein wird, wie
diese wirtschaftliche Entwicklung in diesen Ländern
verlaufen wird. Aber die Startbedingungen für die
Rückkehrer haben sich deutlich verbessert. Sie ha-
ben eine Reihe von Beispielen hier vorgetragen,
von Erfahrungen in Serbien, das will ich auch nicht
in Abrede stellen, es gibt krasse Beispiele. Und es
gibt genauso gute Beispiele, aber hier höre ich von
Ihrer Fraktion und insbesondere von Ihnen immer
die dramatischen Fälle, die Sie vortragen. Ich den-
ke, es gibt sowohl gute als auch schlechte Beispie-
le, um sich die Lebenswirklichkeit in den Balkan-
staaten vorzustellen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
99 Prozent Arbeitslose sind nun mal alles
dramatische Fälle.)

Wir haben auch mit der Integrationsministerin ge-
sprochen. Ähnliche Ministerien gibt es auch in an-

deren Staaten, die gerade die Minderheiten im Blick
haben und sich für diese einsetzen und entspre-
chende Förderprogramme auflegen. Der Minister
hat vorhin vorgetragen, in welchen Lebensberei-
chen das erfolgt. Auch das kann man doch nicht al-
les wegdiskutieren.

(Beifall CDU)

Es gibt auch die Programme ausländischer Organi-
sationen, Vereine, Institutionen und Länder, die die-
se Reintegrationsprojekte finanzieren, auch davon
konnten wir uns überzeugen, auch von unterschied-
lichen Qualitäten, wie diese Projekte laufen. Ich
muss sagen, ich bin sehr froh, dass unsere Reise
letztlich dazu geführt hat, dass wir uns jetzt an dem
Programm „URA 2“ beteiligen, denn hier gibt es So-
forthilfen für die Rückkehrer, die natürlich freiwillig
ausreisen - das ist auch klar -, dann kann alles in
einem geordneten Zustand erfolgen. Aber diese
werden dann auch entsprechend vor Ort betreut.
Ich denke, das Geld, was man hier vor Ort gibt, ist
besonders gut angelegt.

Ich weiß, das Thema ist hoch sensibel und den-
noch möchte ich auch noch mal diese derzeitigen
Entwicklungstendenzen im Asylbewerberbereich,
die sich gerade jetzt in unserem Land vollziehen,
benennen. Wie das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge Mitte Oktober 2012 bekannt gab, wird
für die kommenden Monate mit einer deutlich ge-
stiegenen Zahl von Asylbewerbern gerechnet. Das
Berliner Amt rechnet mit bis zu 9.000 Antragstellern
pro Monat. Ich habe jetzt hier Zahlen vorliegen, die
ich Ihnen dennoch vortrage, die sich sicher etwas
unterscheiden. Aber mit den vorgetragenen Zahlen
des Ministers vom Oktober kann man eigentlich er-
kennen, welche Tendenz hier in den letzten Mona-
ten passiert ist. Bereits im September 2012 stieg im
Vergleich zum Vorjahr die Zahl der Asylbewerber
um mehr als 60 Prozent. Das sind etwa 6.600 Per-
sonen mehr, wobei ein Drittel der Bewerber aus
den Ländern der Balkanregion kam. Allein aus Ser-
bien stieg die Zahl der Zuzüge um mehr als
100 Prozent. Von Januar bis September dieses
Jahres waren 40.201 Personen in Deutschland, die
Asyl beantragt haben. Auch hier ist eine Steigerung
festzustellen zum Zeitraum des Vorjahres um
23,9 Prozent, wobei sich die Zahlen noch drastisch
erhöhen werden, wenn die Monate Oktober, No-
vember dazugerechnet werden.

Sie haben in Ihrer Drucksache auf den Bericht des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge verwie-
sen und ebenfalls auf diese Einwanderer- und Asyl-
bewerberzahlen Bezug genommen und haben hier
von einer geringfügigen Erhöhung auf niedrigem Ni-
veau gesprochen. Ich glaube, unsere Zahlen, die
hier vorgetragen worden sind, belegen genau das
Gegenteil.

(Beifall CDU)
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Es mag sein, dass auf den ersten Blick Thüringen
jetzt nicht so stark betroffen ist, weil wir nach dem
Königsteiner Schlüssel bestückt sind und entspre-
chend weniger Asylbewerber aufzunehmen haben,
aber im September 2012 insgesamt 251 aus Serbi-
en, Mazedonien und dem Kosovo, immerhin
69 Prozent aus diesen Ländern. Ich lasse die ande-
ren Zahlen mal weg. Ich denke, man erkennt, dass
hier gerade die Inanspruchnahme von Asyl in An-
trägen in unserem Land angestiegen ist. Sehr auf-
fallend ist, dass die Erhöhung der Flüchtlingszahlen
einhergeht mit dem Bundesverfassungsgerichtsur-
teil vom 18.07., das wir nun sehr oft beim Thema
Asyl hier mit vortragen. Hier sieht man, dass mit der
faktischen Gleichstellung einheimischer Sozialhilfe-
empfänger und einer höheren finanziellen Unter-
stützung auch mehr Asylbewerberanträge aus den
Staaten des Balkan einfach erfolgen. In diesen Län-
dern gibt es keine Bedrohung, im Sinne des deut-
schen Asylrechts sind dies sichere Drittstaaten.

Ich denke, dass gerade auch die Väter des Grund-
gesetzes, die hier das Asylrecht aufgenommen ha-
ben, damit eine entsprechende Entwertung erfah-
ren, gerade auch im Hinblick darauf, dass die Asyl-
anträge in ihrer Bearbeitung eher nicht genehmigt
werden und in Richtung null entschieden werden
auf Anerkennung.

Aus humanitären Gründen begrüßt die Thüringer
Regierungskoalition das vorgetragene Verfahren,
das vergleichsweise einem sogenannten Winterer-
lass in Thüringen gleichkommt, um besonders
schutzwürdige Menschen aus den bereits genann-
ten Volksgruppen zu unterstützen.

Die vorgelegten Anträge, die ich eingangs aufge-
führt habe, vonseiten der Fraktionen DIE LINKE
und der FDP lehne ich hiermit im Namen meiner
Fraktion ab. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Frau Holbe. Als Nächster hat das
Wort Abgeordneter Dirk Bergner für die FDP-Frak-
tion.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, wir beraten heute über den
Antrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN „Abschiebestopp von Roma, Ash-
kali und Ägyptern und Ägypterinnen in die Staaten
der Balkanhalbinsel“ sowie über den Alternativan-
trag der FDP-Fraktion „Wintererlass für besonders
schutzbedürftige Menschen“. Bevor ich zum Thema
komme, Frau Kollegin Berninger, ich erinnere mich
an die Einladung und ich erinnere mich auch daran,
dass eine Entschuldigung vonseiten meines Büros
gesendet worden ist, weil sie recht kurzfristig kam

und der Terminkalender schon sehr voll war, auch
das gehört zur Wahrheit dazu.

Liberale Politik, meine Damen und Herren, setzt
sich für die Rechte aller Menschen in Deutschland
und natürlich damit für die Rechte der Menschen in
Thüringen ein. So sagen wir auch, dass die Ab-
schiebung von ausreisepflichtigen Personen eine
bedrückende, missliche, gleichwohl de jure jedoch
zu erfüllende Aufgabe eines Landes ist.

(Beifall FDP)

Nach dem geltenden bundesgesetzlichen Aufent-
haltsrecht müssen solche Entscheidungen leider
immer wieder objektiv nach Recht und Gesetz ge-
troffen und vollzogen werden, auch wenn der eine
oder andere die Entscheidung in bestimmten Fällen
subjektiv bedauern und abweichend beurteilen
mag. Wer in Deutschland die geltenden Vorausset-
zungen für den Aufenthalt nicht mehr erfüllt, muss,
wenn besondere Ausnahme- und Härtefallregeln
nicht einschlägig sind, Deutschland und damit auch
Thüringen wieder verlassen und in seine Heimat
zurückkehren. In welche Regionen Abschiebungen
erfolgen dürfen, bestimmen nicht wir in Thüringen,
sondern das Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge unter Berücksichtigung umfassender Berichte
des Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschie-
berelevante Lage in den jeweiligen Gebieten. So
soll sichergestellt werden, dass die Abschiebung
nicht in lebensbedrohende Krisenregionen erfolgt.

Meine Damen und Herren, wir haben einen Alterna-
tivantrag eingebracht, da wir der Auffassung sind,
dass ein pauschaler Abschiebestopp, wie er Jahr
für Jahr gefordert wird, keine sachgerechte und vor
allem durchsetzbare Lösung darstellt.

(Beifall FDP)

Ich will hervorheben, dass Thüringen weit davon
entfernt ist, sogenannte Massenabschiebungen
vorzunehmen. Es ist mitnichten so, dass nun will-
kürlich in Thüringen Abschiebungen erfolgen. Jede
Abschiebung setzt eine Einzelfallprüfung voraus,
was nicht ausschließt, dass dabei auch fatale Feh-
ler passieren. Ich habe aber in diesem Jahr aus der
Kosovo-Bereisung lernen dürfen, dass es eben
nicht nur Schwarz und Weiß gibt. Deswegen ist es,
meine Damen und Herren, unsere Verantwortung,
diejenigen zu schützen, die nach unserer Auffas-
sung besonders schutzbedürftig sind, wie Familien
mit minderjährigen Kindern, alte Menschen, Kranke
und Pflegebedürftige. Für diese Menschen, meine
Damen und Herren, ist die Rückkehr in der Winter-
zeit eine kaum zu bewältigende Herausforderung.

(Beifall FDP)

Unser Alternativantrag baut genau darauf auf und
will für die Wintermonate eine Klarstellung herbei-
führen und somit Personen, die nach unserer Auf-
fassung einen besonderen Schutz brauchen, eben
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nicht Gefahren aussetzen, die für uns nicht abseh-
bar sind. Insofern danke ich dem Minister, dass er
unserer Intention aus dem Antrag bereits vom No-
vember weitgehend entgegengekommen ist. Da
dürfte aus meiner Sicht einer Zustimmung eigent-
lich nichts entgegenstehen. Uns sind natürlich An-
träge am liebsten, die schon, bevor sie überhaupt in
die Debatte gelangen, ein gutes Stück weit abgear-
beitet werden. Das ist eine recht positive Leistung.
Ich begrüße auch, dass sich Thüringen an dem
Projekt „URA 2“ beteiligen will. „URA“, Albanisch für
Brücke, ist ein Projekt, das dafür sorgt, dass Men-
schen vor Ort wieder eine Brücke in das Leben vor
Ort gebaut bekommen oder dabei Hilfe bekommen.
Ich glaube, der Grundgedanke, nämlich Hilfe zur
Selbsthilfe, der ist durchaus der Zustimmung wert.
Ich bin der Meinung, Hilfe zur Selbsthilfe ist der
bessere Weg, als Vertreibung durch Diskriminie-
rung und Schikane zum Erfolgsmodell werden zu
lassen. Dazu gehört, Bildung zu unterstützen, Bil-
dung zu fördern und auch die Wahrung der Kultur
zu fördern. Also zu dieser Bildung gehört auch,
dass Minderheiten die Chance haben, in ihrem Um-
feld und in ihrer Sprache unterrichtet zu werden.
Dazu gehört auch Förderung von Integration.
Gleichwohl, meine Damen und Herren, vertreten
wir die Auffassung, dass die besonders schutzbe-
dürftigen Personen nicht in komplizierte Verhältnis-
se geschickt werden dürfen, und deswegen bitten
wir, um das Verfahren gut zum Abschluss zu brin-
gen, um Zustimmung zu unserem Antrag. Ich dan-
ke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Bergner. Als Nächste
hat jetzt das Wort die Abgeordnete Regine Kanis
für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Kanis, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich brauche nicht noch einmal zu erwäh-
nen, um was es in diesen beiden Anträgen, die uns
hier vorliegen, geht. Wir hatten schon die Tatsa-
chen gehört einmal vom Minister, aber sicher auch
die Aufzählungen der Kollegin Berninger werden
den Tatsachen entsprechen. Menschen in Not bei-
zustehen und ihnen im Rahmen der Möglichkeiten
zu helfen und besondere Situationen anzuerken-
nen, unterstütze ich persönlich ausdrücklich. Die
Aussagen der Ministerpräsidentin zu einem huma-
nitären Umgang miteinander, die auch ich zum Ad-
ventsempfang der Evangelischen Kirche in Thürin-
gen gehört habe, lassen mich hoffen, dass auch in
der CDU den guten Worten Taten folgen werden.
Erste Schritte sind wir in der letzten Woche gemein-
sam gegangen. Menschen, die zu uns kommen und
Asyl beantragen, haben dafür Gründe, die so viel-

fältig sind wie die Menschen selber. Unabhängig
von diesem Grund, unabhängig aus welcher Regi-
on der Welt sie zu uns nach Europa und Deutsch-
land kommen, haben sie ein Recht auf ein faires
Verfahren. Für das rechtmäßige Verfahren wurden
in Deutschland klare Regeln aufgestellt, die für alle
gleichermaßen gelten, das heißt, nicht nur für Ro-
ma, Ashkali, Ägypter und Ägypterinnen, aber
selbstverständlich und in besonderem Maße auch
für sie. Wir als SPD setzen uns für die Einhaltung
von Menschenrechten ein, ganz so, wie es in der
allgemeinen Erklärung der Menschenrechte darge-
stellt wird. Davon rücken wir auch nicht ab.

Zum Antrag der FDP möchte ich noch einmal ins-
besondere betonen, dass es bei besonders schüt-
zenswerten Personengruppen wie ältere, kranke,
behinderte Menschen, Familien mit Kindern einen
Ermessensspielraum gibt. Der gewinnt aber erst an
Bedeutung, wenn man diesen Spielraum im konkre-
ten Fall auch nutzt. Genau darauf zielt auch die
Vereinbarung der Koalition hin. Im Einvernehmen
zwischen Innenministerium und Landesverwal-
tungsamt gibt es analog zur Regelung in Baden-
Württemberg keine Abschiebung von Familien der
Roma, Ashkali und Ägypter auf den Balkan.

Sehr geehrte Damen und Herren, vielleicht erfahren
wir noch vom Innenminister, wenn nicht heute,
dann vielleicht in einer Information an die Fraktio-
nen, wie viele Menschen und insbesondere wie vie-
le Familien im letzten Winter, also von November
bis März, und seit November dieses Jahres in die
Länder des Balkan, aber auch in andere Länder ab-
geschoben wurden. Wir fordern, wie bereits bei
dem Alternativantrag der Faktionen der CDU und
der SPD zu den Abschiebungen in den Kosovo be-
schlossen, dass eine umfangreiche Einzelprüfung
erfolgt, und dabei sollen insbesondere die von uns
damals beschlossenen Kriterien, die Berücksichti-
gung dringend humanitärer und persönlicher Grün-
de, jahreszeitliche und witterungsbedingte Ausnah-
mesituationen im Aufnahmeland und auch das Ver-
meiden von besonderen Härten und natürlich die
besonders schützenswerten Personengruppen Be-
achtung finden. Ebenso erwarten wir, dass aktuelle
Entwicklungen zeitnah Eingang in die Entscheidung
finden.

Noch ein Wort zu den aktuellen Äußerungen: Wir
als SPD im Thüringer Landtag werden angegriffen,
weil wir im Vertrauen auf die Zusagen des Innenmi-
nisters die vorliegenden Anträge ablehnen werden.
Aber jede dieser Parteien, die uns in Thüringen an-
greifen, trägt in anderen Bundesländern Innenmi-
nister, die nicht mehr, teilweise sogar wesentlich
weniger zu sagen haben, als es Herr Geibert in
dem Zusammenhang tat. Es ist weder vom Koaliti-
onsbruch in Brandenburg, Baden-Württemberg
oder Hessen zu hören. Es würde, liebe Kollegen
der anderen Fraktionen, Ihre Glaubwürdigkeit aber
erhöhen, wenn Sie Ihre Maßstäbe nicht immer nur
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an andere anlegen, sondern ausnahmsweise auch
mal selber danach handeln würden.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Kanis. Das Wort
hat jetzt Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, „unterschiedlicher Ehre und
gleicher Würde“ - so hat die Bischöfin Junkermann
vorgestern Abend ihre Rede eingeleitet und ich
fand das sehr passend zu diesem Thema. „Unter-
schiedlicher Ehre und gleicher Würde - ich denke in
der Tat, dass diese Ansprache geradezu sinnbild-
lich passt auch für diese Debatte.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: „Unterschied-
licher Ehre“ hat die Bischöfin gesagt!)

Wir alle wissen, dass wir diese Debatte in der Tat
schon häufiger hier im Thüringer Landtag geführt
haben um die Frage, sollte es einen Abschiebe-
stopp, einen Wintererlass geben für Minderheiten-
angehörige der Roma, Ashkali und Ägypterinnen
und Ägypter in die Staaten der Balkanhalbinsel?
Herr Innenminister, da Sie mit Zahlen begonnen
haben und Frau Holbe auch noch mit Zahlen nach-
gelegt hat, möchte ich diese noch in einen größe-
ren Kontext einbetten. Ich sehe im Moment eine ge-
fährliche Tendenz, das will ich ganz deutlich sagen,
ja sogar eine unverantwortliche Panikmache, so zu-
mindest würde ich es benennen, wenn ich die Äu-
ßerungen von Bundesinnenminister Friedrich höre,
der vor den steigenden Asylbewerberinnenzahlen
warnt und niemals deutlich macht, wie man sie viel-
leicht im Gesamtkontext werten muss. Es ist richtig,
die Zahlen sind in den letzten zwei Jahren kontinu-
ierlich leicht angestiegen, sie haben aber noch nicht
annähernd die Größenordnung erreicht, die bis zur
Jahrtausendwende üblich war. Nur zur Erinnerung,
damit wir das alle noch einmal vor Augen haben: Im
Jahre 1992 gab es 438.000 Asylanträge in
Deutschland, im Jahr 2009 waren es gerade noch
einmal 27.649. In der Zeit von Januar bis Septem-
ber 2012 haben insgesamt 40.201 Menschen in
Deutschland Asyl beantragt. Weil Sie vorhin auf die
Mütter und Väter des Grundgesetzes anspielten,
ich glaube, die haben sich eher mit Grauen abge-
wandt, als 1993 faktisch das Grundrecht auf Asyl
aus dem Grundgesetz herausvotiert wurde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das will ich an dieser Stelle noch einmal so deutlich
sagen. Es ist im Übrigen auch völlig unsinnig, liebe
Frau Holbe, zu behaupten, der Anstieg der Flücht-

lingszahlen stünde in Verbindung mit der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Juli
2012, die Sozialleistungen für Asylbewerber auf
Hartz-IV-Niveau anzugleichen. Da müssen Sie sich
einfach in den anderen europäischen Ländern rings
um uns herum umschauen, der Anstieg der Asylan-
träge ist auch dort zu verzeichnen und jetzt sagen
Sie mir doch bitte, welcher Flüchtling sich auf den
beschwerlichen und gefährlichen Weg macht, bei-
spielsweise aus Afghanistan, nur um hier ein wenig
mehr Taschengeld zu bekommen. Die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom Juli
2012 zum Asylbewerberleistungsgesetz hat viel-
mehr unmissverständlich klargestellt, dass das
Existenzminimum für alle Menschen gleich ist,
gleich ob sie Deutscher, Migrant, Migrantin oder
Flüchtling sind. Das Bundesverfassungsgericht hat
zudem in aller Deutlichkeit erklärt, dass die im
Grundgesetz garantierte Menschenwürde migrati-
onspolitisch niemals zu relativieren ist. Es ist daher
nicht nur falsch, sondern sogar verfassungswidrig,
die von Bundesinnenminister Friedrich vorgeschla-
gene Änderung des Asylbewerberleistungsge-
setzes, die dieser für bestimmte Gruppen angekün-
digt hat, die Beiträge kürzen zu wollen. Aber diese
Debatte werden wir sicher auf Bundesebene noch
einmal führen.

Ich möchte ein Zitat vortragen aus der Süddeut-
schen Zeitung vom 24. Oktober 2012 unter der
Überschrift „Damals ermordet, heute verfolgt“. Ge-
schrieben hat den Beitrag Heribert Prantl. Das Zitat
lautet: „Die toten Sinti und Roma haben nun ihr
Denkmal. Die Lebenden werden auch in Deutsch-
land kaserniert und abgeschoben. Während die
Bundeskanzlerin der bis zu 500.000 Ermordeten
gedenkt, überlegt der Bundesinnenminister, wie
man sich die Enkel und Urenkel vom Leib hält.“ Das
sollte uns zu denken geben.

Erst gestern ist im Menschenrechtsausschuss im
Bundestag ein Gutachten vorgestellt worden zum
Thema „Rassismus gegen Sinti und Roma in
Deutschland“. Und die Autoren der Studie haben es
wie folgt auf den Punkt gebracht, ich zitiere: „Die
häufig schlechte Gesundheitsversorgung, schlechte
Ausbildungs- und Ausbildungsplatzsituation seien
nicht das Ergebnis von Naturkatastrophen, sie sind
Ergebnis von Diskriminierungsprozessen, von Aus-
grenzung und Verfolgung.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ja, wir
sind im letzten März im Kosovo gewesen. Und ja,
wir haben dort auch eine Integrationsministerin ge-
troffen. Aber alle, die dabei waren oder sich ange-
hört haben, was für ein Gespräch wir mit ihr geführt
haben, werden spätestens dann erkannt haben,
dass eine sogenannte Integrationsministerin noch
lange keine Integrationspolitik macht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Sie hat von den Reintegrationsstrategien berichtet.
Aber sowohl UNICEF als auch das UNHCR als
auch die OSZE haben uns sehr glaubhaft und auch
das Roma & Ashkali Documentation-Center darge-
legt, dass diese Strategien nicht mal in den Kom-
munen bekannt sind, geschweige denn Umsetzung
finden. Meine Kollegin Sabine Berninger hat hier
schon die Zahlen genannt, die wir auch von UNI-
CEF erfahren haben. Drei Viertel aller Kinder, die in
das Kosovo, so ist der perfide Begriff, rückgeführt
werden - was heißt eigentlich rückgeführt für Kin-
der, die beispielsweise in Deutschland geboren
sind und in das Kosovo abgeschoben werden -, be-
suchen die Schule eben nicht mehr, weil es dort
weder Schulbücher für sie gibt noch Unterricht in ei-
ner Sprache, die sie verstehen. Wir haben eine er-
schreckend hohe Armut erlebt, im Übrigen nicht nur
unter Minderheitenangehörigen im Kosovo. Eine
ähnliche Armutssituation erleben wir auch bei-
spielsweise in Serbien, aber auch in Mazedonien.
Und - das haben wir vom Militär erfahren, das war
eines der spannenden Gespräche auch im Kosovo
- natürlich ist es so, dass gerade diejenigen, die
quasi neu hinzukommen, die ohne irgendetwas in
der Hand zurückkehren, erst recht zu den Ärmsten
gehören und noch sehr viel weniger Aufmerksam-
keit und Unterstützung erfahren können, weil ihnen
Unterstützungsstrukturen vor Ort fehlen. Jedenfalls
haben wir daraus den klaren Schluss gezogen,
dass man mitnichten abschieben darf und schon
gar nicht im Winter. Nun stehen wir hier wieder in
einem Dezember kurz vor Weihnachten und ich fra-
ge mich, ob Maria und Josef, hätten sie hier Asyl
beantragt, wohl abgeschoben worden wären oder
ob sie jetzt in den Genuss kämen, gegebenenfalls
erst am 6. Januar, als die drei Könige sich auf den
Weg gemacht haben, in ihre ungewisse Zukunft
hätten ausreisen müssen. Denn das will ich ganz
deutlich sagen, liebe Frau Kanis, mit Scheinheilig-
keit kennen Sie sich ja aus. Uns Scheinheiligkeit
vorzuwerfen, das ist schon ein starkes Stück.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie haben behauptet, wir hätten quasi die nunmehr
geltende Regelung in Baden-Württemberg förmlich
auf den Weg gebracht. So ist es nicht. Wörtlich zi-
tiert, wenn Sie gelesen hätten, hätten Sie nachvoll-
ziehen können, dass Uli Sckerl für die Fraktion der
GRÜNEN erklärt hat, es ist ein richtiger Schritt,
aber nur ein richtiger Schritt, zumindest über Weih-
nachten keine Familien zurückzuführen. Es ist aber
mitnichten das, was wir wollen, und ist mitnichten
das, wofür wir stehen. Und liebe Frau Kanis, wer
am Freitag letzter Woche mit einer Pressemitteilung
nach draußen geht, in der es wörtlich heißt, „dass
sie spätestens in der kommenden Woche einen
Vorschlag des Innenministers für einen Winterer-
lass erwarten. Darin solle geregelt werden, dass es
bis zum Winterende keine Abschiebungen von An-

gehörigen der Sinti- und Romavolksgruppen in
Balkanländer geben solle“, und dann kurz darauf
sagt, es wird keinen Wintererlass geben, sondern
wir einigen uns mit einem Brief, mit dem alle Aus-
länderbehörden aufgefordert werden, so zu verfah-
ren, dass über die Weihnachtstage nicht abgescho-
ben wird, der handelt scheinheilig. Liebe Frau Ka-
nis, das kann ich Ihnen nicht ersparen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da mag es hart sein in einer Koalition, auch wir ha-
ben es nicht nur leicht, im Übrigen auch nicht in Ba-
den-Württemberg, da ist es die SPD, die dort auch
gewaltig auf der Bremse steht, weil wir da sehr viel
weiter hätten gehen wollen. Aber ich glaube, es ist
wichtig, tatsächlich darauf zu verweisen, dass es
heute und hier um eine Grundsatzentscheidung
geht. Bei Matthäus 25, 35 steht: „Ich bin ein Frem-
der und ihr habt mich aufgenommen.“ Wie gehen
wir eigentlich mit Menschen um, die hier bei uns
Zuflucht suchen? Da muss ich mich noch einmal an
die FDP wenden: Mit Ihrem Alternativantrag, finde
ich, haben Sie im wahrsten Sinne des Wortes an ei-
ner Stelle verschlimmert und an der einen Stelle
leicht verbessert. Ich nenne mal das Positive zu-
erst: Sie wollen immerhin bis zum April Familien
und besonders schutzbedürftige Menschen nicht
abschieben. Das geht etwas länger als die Rege-
lung, die jetzt der Innenminister offenkundig vor-
sieht, gesehen haben wir da ja noch nichts. Aber
auf der anderen Seite gilt dies eben nur für aus Ih-
rer Sicht besonders Schutzbedürftige. Was ist bei-
spielsweise mit den beiden jungen Brüdern, die wir
getroffen haben, die obdachlos sind, nachdem sie
ein halbes Jahr zwar Unterstützung von URA 2 be-
kommen haben, der Brücke, aber jetzt wieder auf
der Straße sitzen, obwohl sie gut gebildet sind und
überhaupt gar keine Chance haben und jeden Tag
um ihr Überleben kämpfen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich war
am Wochenende auf dem asylpolitischen Forum
der Evangelischen Akademie in Villigst. Dort war
das Thema „Roma, Ashkali, Ägypterinnen“ eines
der Schwerpunktthemen. Deswegen bin ich auch
dort gewesen und ich habe mir die Situation aus
Serbien, aus dem Kosovo und aus Mazedonien
sehr umfänglich darstellen lassen. Ich komme zu
dem Schluss, dass es eben nicht ausreicht, so wie
es Frau Ministerpräsidentin in ihrem Grußwort auf
dem Adventsempfang gesagt hat, dass es keine
Gesetze oder verbindliche Regelungen, sondern
einfach nur humanitäres Handeln braucht, sondern
ich sage, wir brauchen eine verbindliche Regelung.
Deswegen beantragen wir auch namens unserer
Fraktion eine namentliche Abstimmung zu unserem
Antrag. Wir werden auch keiner Überweisung an
den Ausschuss zustimmen, denn wir meinen, wir
müssen uns entscheiden. Wir wollen einen Winter-
erlass, der bis zum April wenigstens den Menschen
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Sicherheit gibt, und zwar unabhängig davon, ob sie
zufällig Kinder haben oder nicht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie alle sind schutzbedürftig, sie alle brauchen un-
sere Hilfe. Weil Sie ja vorhin ausgeführt haben,
dass Sie auch alle gern lesen, dann lesen Sie doch
vielleicht mal den SPIEGEL vom 12. Dezember un-
ter der Überschrift „Die Regierung versagt beim
Schutz von Sinti und Roma“. Dort heißt es: „Sinti
und Roma werden in Deutschland systematisch be-
schimpft, attackiert und auf dem Arbeitsmarkt be-
nachteiligt. Das neue Gutachten zeigt, wie alltäglich
rassistische Anfeindungen hierzulande sind und wie
wenig die Bundesregierung dagegen unternimmt.“
Ich wünsche mir von Thüringen ein Zeichen der Hu-
manität, der Menschlichkeit. Lassen Sie uns den
wenigen Dutzend Betroffenen, die es hier gibt, we-
nigstens bis zum nächsten Frühjahr eine gewisse
Sicherheit geben und stimmen Sie unserem Antrag
zu. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich. Es hat
sich jetzt zu Wort gemeldet Herr Innenminister Gei-
bert.

Geibert, Innenminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, lediglich
zwei Anmerkungen, die erste: Frau Abgeordnete
Rothe-Beinlich, es ist grob falsch, wie Sie es dar-
stellen, dass lediglich über Weihnachten humani-
täre Hilfe gestattet wird; sie ist bis zum 31.03. ge-
stattet. Der Erlass ist auch schon raus, das Landes-
verwaltungsamt ist entsprechend angewiesen. Also
von daher ist die Darstellung, die Sie eben gegeben
haben, einfach falsch.

(Beifall CDU)

Der zweite Punkt: Frau Kanis hatte nachgefragt
nach konkreten Zahlen, die kann ich gerne geben.
Im vergangenen Winter, das ist der Zeitraum, den
ich mal nehmen würde, von November 2011 bis
März 2012 wurde in den Kosovo niemand abge-
schoben, nach Serbien acht Personen, nach Mon-
tenegro, Mazedonien, Albanien, Bosnien-Herzego-
wina und Kroatien niemand. Freiwillig ausgereist
sind im gleichen Zeitraum in das Kosovo fünf Per-
sonen, nach Serbien 173 Personen, in die anderen
von mir eben genannten Staaten niemand. Vielen
Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Minister. Es gibt eine weitere
Wortmeldung von der Frau Abgeordneten Bernin-
ger.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Jetzt weiß ich nicht genau, wer da auf welchen Rei-
hen genug gehört hat, Sie müssen schon aushal-
ten, dass Redezeit auch ausgenutzt wird, das ge-
hört ja in so einem demokratischen Landtag dazu,
meine Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will ein paar Dinge geraderücken.

(Zwischenruf Abg. Worm, CDU: Wir haben
genug gehört.)

Frau Holbe hat mir vorgeworfen, ich hätte ihrer
Fraktion etwas unterstellt, was gar nicht stimmt,
nämlich, dass keine Studien gelesen würden. Ich
habe da nichts unterstellt, was gar nicht stimmt,
sondern nur wiederholt, was der Kollege Fiedler öf-
fentlich gesagt hat, dass solche Studien nicht gele-
sen würden. Ich möchte auch noch einmal richtig-
stellen, das hat die Ausführung des Ministers am
Anfang zum Ausdruck gebracht, URA 2 hätte etwas
mit zurückgeschobenen Flüchtlingen zu tun. Dem
ist nicht so, Herr Minister. URA 2, die Brücke - Sie
haben das in so einem Zusammenhang dargestellt,
dass dieser Eindruck entstehen konnte, das ist uns
ja nach der Kosovo-Reise des Innenausschusses
auch schon so ergangen -, unterstützt für einen ge-
wissen Zeitraum nur Flüchtlinge, die freiwillig aus-
gereist sind, meine Damen und Herren. Zu Frau
Kanis, da kann ich mich einfach nur Astrid Rothe-
Beinlich anschließen, inhaltlich haben Sie nicht viel
anzubieten. Stattdessen schießen Sie ständig mit
Ihrer Giftspritze. Hören Sie einfach auf damit, Sie
machen sich dadurch nicht glaubwürdiger.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Berninger. Ich sehe jetzt
keine Wortmeldungen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Doch ich.)

Herr Abgeordneter Fiedler bitte.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Frau
Kollegin Berninger, so einfach hier etwas in die
Welt zu stellen, warum glauben Sie denn eigentlich,
haben wir den Antrag gestellt, dass wir vor Ort fah-
ren? Damit wir uns vor Ort informieren und eben,
ich habe gesagt, nicht hier irgendwelcher, von wel-
chen Organisationen auch immer, Schreiben lesen.
Wir haben mit den Menschen vor Ort gesprochen,
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wir haben uns informiert und Sie können uns glau-
ben, wir haben dort einiges aufgenommen. Da
brauchen wir nicht Ihre Nachhilfe, so unter dem
Motto, Sie lesen ja die Studie nicht und die Studie
nicht. Da hätten wir nicht hinfahren brauchen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Fiedler, es gibt den Wunsch auf
eine Nachfrage. Jetzt haben wir eine Redemel-
dung. Bitte, Frau Berninger.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Da muss ich die Frage von hier vorne stellen, Herr
Fiedler. Erinnern Sie sich noch und können Sie das
bitte ausführen, wie viele der von Ihrer Mehrheit im
Innenausschuss beschlossenen Stationen unserer
Delegationsreise, unserer Gesprächspartner etc.
tatsächlich etwas mit zwangsweise zurückgescho-
benen Flüchtlingen zu tun hatten und wie viele
nicht.

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Berninger. Ich sehe jetzt
keine Wortmeldungen mehr. Dann kommen wir
jetzt zum Abstimmungsverfahren. Es wurde bean-
tragt, dass der Antrag der Fraktionen DIE LINKE
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in namentlicher
Abstimmung abgestimmt wird. Hier handelt es sich
um die Drucksache 5/5197. Ich bitte Sie jetzt abzu-
stimmen und die beiden Schriftführer, sich entspre-
chend mit den Urnen zu positionieren.

Konnten alle Abgeordneten ihre Stimmzettel abge-
ben? Haben alle Abgeordneten abgestimmt? Gut,
dann beende ich die namentliche Abstimmung an
dieser Stelle und bitte um Auszählung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben ein Ergebnis der namentlichen Abstimmung:
Bei 69 abgegebenen Stimmen gab es 24 Jastim-
men und 45 Neinstimmen (namentliche Abstim-
mung siehe Anlage). Somit ist der Antrag mehrheit-
lich abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Alter-
nativantrag der Fraktion der FDP mit der Drucksa-
chennummer 5/5258. Wer für diesen Alternativan-
trag ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Das sind die Stimmen aus den Fraktionen DIE LIN-
KE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP. Ge-
genstimmen kommen aus den Fraktionen der CDU
und SPD. Gibt es Stimmenthaltungen? Die sehe ich
nicht. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Frau Rothe-Beinlich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Ich möchte eine Erklärung zu meinem Abstim-
mungsverhalten abgeben. Ich hatte ja vorhin erläu-
tert, warum wir dem Antrag der FDP eigentlich nicht
zustimmen wollten, weil er uns inhaltlich nicht weit
genug ging. Da uns aber der Erlass des Innenmi-
nisters, den er vorhin angesprochen hat, bis jetzt
noch nicht bekannt ist und wir ihn auch noch nicht
öffentlich einsehen konnten, haben wir dem Antrag
der FDP zugestimmt, um zumindest einen Schritt in
die richtige Richtung zu gehen und ein Votum des
Landtags abzugeben.

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich.

Ich schließe an dieser Stelle den Tagesordnungs-
punkt und rufe auf den Tagesordnungspunkt 26

Häusliche Gewalt wirkungsvoll
verhindern
Antrag der Fraktion der FDP
- Drucksache 5/5200 -
dazu: Alternativantrag der Frak-

tion DIE LINKE
- Drucksache 5/5356 -

Ich frage die Fraktion der FDP: Wird Einbringung
gewünscht? Ja, das ist der Fall. Dann hat Herr
Kemmerich das Wort.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Gäste am Internet-Online und ähnli-
chen Foren, schon im letzten Plenum hatten wir
uns bemüht, dieses Thema mehr oder minder am
Vorabend, nämlich am 23. November - und der Tag
des 25. November ist der internationale Tag „Ge-
walt gegen Frauen“ -, hier zum Thema zu machen.
Dies hat leider keine Mehrheit in diesem Hohen
Haus gefunden. Deshalb freue ich mich umso
mehr, dass wir heute, wenn auch zu fortgeschritte-
ner Zeit, aber doch ein sehr wichtiges Thema an-
sprechen können.

Zur Begründung, meine Damen und Herren, zitiere
ich ein Schreiben der Landesarbeitsgemeinschaft
der Thüringer Interventionsstellen, das eigentlich al-
len Abgeordneten vorliegen müsste. Mit Ihrer Er-
laubnis, Frau Präsidentin, zitiere ich: „Wie wir erfah-
ren haben, wird ein Antrag heute eingebracht, der
die Fortschreibung und Konkretisierung des Maß-
nahmeplans der Landesregierung gegen häusliche
Gewalt beinhaltet. Insbesondere sollen Kindern und
Jugendlichen als Betroffenen von häuslicher Ge-
walt und von häuslicher Gewalt betroffenen Män-
nern stärkere Bedeutung und konkretere Ausdiffe-
renzierung zukommen. Wir bitten“ - so die LAG
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wörtlich - „ausdrücklich die Abgeordneten um frak-
tionsübergreifende Unterstützung dieses Antrags,
da es sich hier um eine Aufgabe handelt, die partei-
unabhängig Zustimmung finden sollte.“ Ich denke,
dies ist genug Begründung für diesen Antrag. Vie-
len Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Kemmerich. Ich
frage die Fraktion DIE LINKE: Wird das Wort zur
Begründung des Alternativantrags gewünscht? Das
ist der Fall. Frau Abgeordnete Stange, Sie haben
das Wort.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
wie ich den Antrag der FDP-Fraktion am 17. No-
vember dieses Jahres erstmals gelesen habe,
dachte ich, gut, wir haben lange genug gearbeitet,
Herr Kemmerich, Sie wollen Ihre Kompetenz, Ihre
gleichstellungspolitische Kompetenz unter Beweis
stellen und ich war für den ersten Moment sehr an-
getan. Nachdem wir in den letzten Wochen diese
Veranstaltungen anlässlich des Tages der Gewalt
gegen Frauen besucht haben, ist mir bewusst ge-
worden, dass Ihr Antrag zu kurz gesprungen ist.
Wenn Sie in Ihrem Antrag zur Analyse und zu Ver-
besserungen auffordern, sage ich an der Stelle ein-
deutig, dann hätten Sie konkreter werden müssen.
Aus diesem Grund haben wir einen Alternativantrag
vorgelegt, in dem wir einfach konkreter geworden
sind. Das heißt, wir fordern in Punkt 1 noch einmal
eindeutig auf, eine Bundesratsinitiative vorzuneh-
men, in der die Finanzierung der Frauenhäuser
noch einmal angesprochen wird und damit auch si-
chergestellt werden kann. Wir fordern auf, auch
einen aktuellen Bericht zu geben über die jetzige
Situation der häuslichen Gewalt in Thüringen. Den
haben wir aber damit weiterhin begründet, dass
Themen wie die Betroffenheit von Menschen mit
Behinderungen von häuslicher Gewalt oder Migrati-
onshintergrund sowie ältere Frauen noch einmal
beleuchtet werden. Drittens sagen wir auch, der jet-
zige aktuelle Maßnahmeplan zur häuslichen Ge-
walt, den die Landesregierung vor vielen, vielen
Jahren aufgelegt hat, muss überarbeitet werden.
Das haben wir bereits mehrfach in Ausschüssen,
aber auch hier im Landtag im Mai diskutiert.

Ein weiterer Punkt, der unter anderem auch sehr,
sehr wichtig ist und der auch immer wieder von den
Interventionsstellen angemahnt wird, ist die erleich-
terte Weitergabe von Fakten und Inhalten durch die
Polizei, wenn eine Gewaltsituation eingetreten ist
bei Frauen.

Das sind alles Punkte, die sind bis heute nicht ge-
klärt. An der Stelle sage ich, wir hätten ganz gern

unseren Alternativantrag auch noch in dem zustän-
digen Gleichstellungsausschuss beredet, um somit
auch die noch offenen Fragen anzusprechen, die
wir heute hier sicher nicht zu Ende diskutieren, da-
mit wir auch den Interventionsstellen und vor allen
Dingen der LAG eine Antwort geben können auf die
noch offenen Probleme. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Stange. Ich eröffne
jetzt die Aussprache. Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Pelke für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Lieber Kollege Kemmerich, man muss nicht
immer nur zu bestimmten Tagen ein Thema an-
sprechen oder diskutieren. Soweit ich zurückverfol-
gen kann - und Sie müssten das als Vorsitzender
des Gleichstellungsausschusses auch wissen -,
diskutieren wir das Thema „Häusliche Gewalt“ im
Gleichstellungsausschuss regelmäßig.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Am 1. Mai.)

Wir haben es in diesem Landtag das letzte Mal im
Mai dieses Jahres diskutiert. Ich weiß ja nicht,
warum Ihnen das dann „nur“ zu diesem Tag einfällt,
das finde ich ein bisschen weit hergeholt. Also, es
ist schon gesagt worden, wir haben im Gleichstel-
lungsausschuss darüber diskutiert, was die Fort-
schreibung des Landesaktionsplans „Gegen häusli-
che Gewalt“ angeht, der zweifelsohne - das hat
Frau Stange gesagt - 2002 erstellt wurde und 2006
fortgeschrieben wurde und der - auch das ist im
Ausschuss gesagt worden - natürlich ständig an die
neuesten Erkenntnislagen angepasst wird. Es gibt
ausreichend Arbeitsgruppen und es gibt Fachta-
gungen, die sich genau mit dieser Thematik und mit
der Anpassung beschäftigen. Da sind eben nicht
nur Abgeordnete dabei, sondern natürlich auch vie-
le Vereine und Verbände, die sich genau mit die-
sem Thema befassen, die auch mit einbezogen
sind in die Diskussionen. Das ist das Erste.

Ich verweise beispielsweise auch auf unsere Koor-
dinierungsstelle gegen häusliche Gewalt, die auch
berichtet hat und über die wir auch schon diskutiert
haben im Gleichstellungsausschuss. Es gibt weiter-
hin das Kooperationsprojekt „Wege aus der häusli-
chen Gewalt“, das bereits im Februar 2006 im Rah-
men einer Veranstaltung vorgestellt wird. Es gibt
auch eine Arbeitsgruppe beim Ministerium, wo es
um das Thema gegen häusliche Gewalt geht unter
Beteiligung auch von verschiedenen Organisatio-
nen, damit genau dieser Aktualisierungsbedarf, den
Sie angesprochen haben, bearbeitet werden kann,
und dass daraus auch Empfehlungen abgeleitet
werden. Es gibt auch noch eine Expertinnengruppe
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Frauenschutz unter Federführung des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes. Im Übrigen, darauf wollte ich
auch noch hinweisen, dass wir auch das Thema
Jungenarbeit, was auch im Gleichstellungsaus-
schuss immer mit angesprochen wird, noch mal
vertieft haben. Es gibt eine Fachgruppe Jungenar-
beit, die bei der Evangelischen Akademie Thürin-
gen in Neudietendorf angesiedelt ist.

Die vier Interventionsstellen, die es seit 2009 gibt,
die sind auch schon erwähnt worden. Insofern, den-
ke ich mal, haben sich dieser Landtag und auch die
Landesregierung nichts vorzuwerfen, was die Dis-
kussion des Themas „Häusliche Gewalt“ angeht,
und dass wir uns alle gemeinsam auch noch im
Mai, als wir es diskutiert haben, festgestellt haben,
dass die Gewalttaten insbesondere gegen Frauen,
die es nach wie vor zu verzeichnen gilt, kein Kava-
liersdelikt sind. Ich denke, Herr Kemmerich, da ha-
ben wir beide sogar zum Thema gesprochen, dass
es insbesondere um die Situation der Familien, der
Frauen und besonders um die betroffenen Kinder
geht. Das Thema ist nun wirklich nicht eines, das
wir jetzt neu erfinden und neu begleiten müssen.
Ich glaube, dass wir zum jetzigen Zeitpunkt, auch
unter dem Aspekt, was wir in den letzten Gleichstel-
lungsausschuss-Sitzungen diskutiert haben, auf
dem richtigen Weg sind, dass die Beauftragte für
die Gleichstellung Frau Arenhövel immer deutlich
gemacht hat, wie wichtig Anpassung an Aktuelles
ist. Frau Stange hat eben in ihrer Begründung noch
das eine oder andere Thema angesprochen, was
wir letztendlich diskutiert haben im Gleichstellungs-
ausschuss im Rahmen sogar einer Anhörung. Inso-
fern auch noch die Nachfrage, wie es denn um die
Situation der Frauenhäuser insgesamt bestellt ist.
Da gibt es mittlerweile einen Bericht vonseiten des
Bundesministeriums Soziales, wo sehr deutlich ge-
macht ist, wie die Situation von Frauenhäusern ist.
Im Übrigen wurde da Thüringen positiv hervorgeho-
ben, das mal nur nebenbei, weil wir diese Arbeit
auch schon jahrelang als Schwerpunkt ansehen,

(Beifall CDU)

auch insbesondere das Thüringer Sozialministeri-
um. In diesem Bericht, wo es darum geht, wie ist
die Situation Frauenhäuser in der Bundesrepublik,
wo es um die Frage geht, Beratungsstellen und die
ausreichende Unterstützung bzw. Unterstützungs-
angebote für von Gewalt betroffene Frauen und de-
ren Kinder.

Insofern sage ich hier stellvertretend für meine
Fraktion, diese beiden Anträge sind zum jetzigen
Zeitpunkt entbehrlich. Und was die entsprechenden
Fortschreibungen angeht, haben wir uns im Gleich-
stellungsausschuss verständigt, dass wir sie zum
gegebenen Zeitpunkt zunächst im Ausschuss dis-
kutieren. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Pelke. Das Wort
hat jetzt Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, in der Sache hat jetzt Frau
Pelke sehr viele Punkte angesprochen, die ich voll
und ganz unterstreichen kann. Ich will natürlich
auch auf die jetzt vorliegenden zwei Anträge noch
mal genauer eingehen und die Positionen unserer
Fraktion dazu deutlich machen.

Dass die FDP einen solchen Antrag mit dieser
Überschrift, die mich zunächst auch sehr optimis-
tisch gestimmt hat, auf den Weg gebracht hat, ist
sicher gut und richtig. Dass ein bestimmtes Datum
auch dahinter stand, machen wir uns nichts vor, ist
auch nicht ungewöhnlich. Denn bestimmte Tage
werden auch von uns immer wieder gern genutzt.
Ich glaube, da nehmen sich alle Fraktionen nichts,
um bestimmte Themen einfach noch mal ins Be-
wusstsein zu rufen. Insofern finde ich das mitnich-
ten verwerflich. Wir erleben das am Equal Pay Day,
wir erleben das rund um den Frauentag, wir erleben
es auch an dieser Stelle. Ich sage einmal, wenn es
der Sache dient, wenn es darum geht, auf die Si-
tuation von Frauen, von Kindern aufmerksam zu
machen, die Opfer von Gewalt werden, dann ist
das sicherlich auch nicht falsch.

Als ich mir allerdings den Antrag dann genauer an-
geschaut habe, musste ich doch erkennen, dass
hier einiges, ich sage es mal so lapidar, ganz schön
durcheinander geht. Es sind ganz unterschiedliche
Themenbereiche, die angesprochen werden. Zum
einen wissen wir, dass überwiegend Frauen Opfer
häuslicher Gewalt werden. Es gibt aber auch Män-
ner, die Opfer häuslicher Gewalt werden. Was aller-
dings fast immer die Regel ist, dass die Leidtragen-
den von häuslicher Gewalt auch die Kinder sind.
Die Kinder, die in Gewaltbeziehungen aufwachsen,
die Kinder, die diese Gewalt unmittelbar miterleben,
die Kinder, die nicht selten später selbst zu Tätern
oder Täterinnen werden, weil sie es nicht anders
vorgelebt bekommen haben, als dass Konflikte mit
Gewalt gelöst werden, und weil sie mitunter auch
schutzlose Eltern erleben mussten und sich selbst
schützend teilweise auch mit Gewalt zur Wehr set-
zen mussten. Das ist mitnichten schön, das ist so-
gar eher ganz furchtbar. Hier braucht es Hilfe, hier
braucht es vor allem aber Prävention, denn das
große Problem ist, wurde erst einmal zugeschla-
gen, ist schon sehr viel mehr davor passiert, das
wissen wir alle, meine sehr geehrten Damen und
Herren. Insofern glaube ich, wir müssen tatsächlich
auch sehr genau unterscheiden, worüber wir wann
reden. Hier sind einfach Themenbereiche durchein-
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ander gewürfelt, die sich sowohl im Sozialaus-
schuss, meine ich, wiederfinden müssen, die sich
aber selbstverständlich auch im Gleichstellungs-
ausschuss wiederfinden müssen, die aber auch,
wenn wir überhaupt die Frage von Sicherheit von
Menschen beispielsweise diskutieren, im Innenbe-
reich sich wiederfinden müssen, denn es ist leider
so, dass das häusliche Umfeld am häufigsten auch
das Umfeld ist, in dem Menschen Gewalt erfahren.
Insofern muss ich doch sagen, Herr Kemmerich,
hätte ich mir gewünscht, dass Sie sich mal sehr viel
genauer und vielleicht auch dezidierter anschauen,
was Sie eigentlich fordern. Es muss natürlich auch
Schutz für Männer oder Jungen geben, die Opfer
von Gewalt geworden sind, aber das durcheinan-
derzuwerfen mit dem, wie beispielsweise Frauen
systematisch Diskriminierung erfahren, wie Frauen
auch strukturell Gewalt erfahren, das finde ich dann
doch falsch. Insofern waren wir sehr dankbar, als
der Alternativantrag der Fraktion DIE LINKE auf
den Tisch kam „Häusliche Gewalt wirkungsvoll ver-
hindern“, den wir so im Prinzip eins zu eins mittra-
gen und unterstützen können.

(Beifall SPD)

Ich glaube, alle, die es wahrnehmen wollten, haben
es auch wahrgenommen.

(Beifall DIE LINKE)

Gerade erst am Montag hat im Deutschen Bundes-
tag eine große Anhörung zur Situation der Frauen-
häuser stattgefunden. Beim Bundestag gibt es eine
sehr schöne Serviceeinrichtung, da werden nämlich
die Stellungnahmen kurz und prägnant zusammen-
gefasst - so etwas könnte ich mir übrigens auch gut
für den Thüringer Landtag vorstellen, weil da jede
und jeder sehr gut nachlesen kann, wo die eigentli-
chen Probleme aus Sicht der Anzuhörenden liegen.

(Beifall DIE LINKE)

Zudem, muss man ganz deutlich sagen, ist die Si-
tuation im Bund ganz genau die gleiche wie die in
den Ländern. Deswegen lassen Sie mich kurz die
Hauptthemen ansprechen.

Festgestellt wurde übergreifend, dass die Hilfsan-
gebote mitnichten dem Bedarf entsprechen. Im Üb-
rigen finden wir das auch in den einzeln aufgeliste-
ten Zahlen in dem großen und umfänglichen Be-
richt zur Situation der Frauenhilfeeinrichtungen, den
es auf Bundesebene unlängst erst gegeben hat. Er
nannte sich „Bericht der Bundesregierung zur Si-
tuation der Frauenhäuser, Fachberatungsstellen
und anderer Unterstützungsangebote für gewaltbe-
troffene Frauen und deren Kinder“. Weiterhin ist
klar geworden, dass von fast allen Expertinnen eine
bundesweite gesetzliche Regelung zur Finanzie-
rung derselben angemahnt wurde.

(Beifall DIE LINKE)

Auch wir sind schon lange der Meinung, dass Frau-
enhäuser nicht abhängig sein dürfen, dass
Schutzeinrichtungen nicht abhängig sein dürfen von
der jeweiligen Finanzsituation oder Notlage der ein-
zelnen Länder, sondern selbstverständlich erst
Rechtsansprüche zur Verfügung gestellt werden
müssen. Da wir von gleichwertigen Lebensbedin-
gungen und gleichen Rechten und Chancen für alle
Menschen, die hier leben, ausgehen, ist natürlich
eine bundesweite Regelung aus unserer Sicht die
sinnvollste, weil es schließlich auch nicht sein kann,
dass eine Frau, die von Gewalt betroffen ist mit ih-
ren Kindern - ich nenne ein Beispiel - in Baden-
Württemberg vielleicht „noch Glück gehabt“ hat,
weil sie dort eine Einrichtung in ihrer Nähe findet,
aber in Mecklenburg oder aber auch irgendwo auf
dem Land - wie wir es auch in Bayern festgestellt
haben - eben keinen Zugang zu einer Noteinrich-
tung hat. Insofern unterstützen wir diese Einschät-
zung, dass es eine bundesweite gesetzliche Rege-
lung braucht.

Insgesamt wurde festgestellt von der zentralen In-
formationsstelle aller autonomen Frauenhäuser,
dass die „Lage der Frauenhäuser katastrophal ist“ -
so heißt es wörtlich in der Zusammenfassung. Es
fehlt an freien Plätzen in den Frauenhäusern so-
wohl in den Großstädten und Ballungsräumen, aber
in den ländlichen Regionen wird es dann ganz be-
sonders schwierig, denn es gibt regelrecht weiße
Flecken auf der Landkarte. Wir alle wissen das
auch, dass es auch in Thüringen schon mal ein
dichteres Netz an Hilfsangeboten gegeben hat.

(Beifall DIE LINKE)

Hier hat leider eine Ausdünnung in den letzten Jah-
ren stattgefunden, die uns an eine Grenze gebracht
hat.

Außerdem ist ein ganz wichtiger Punkt, der genannt
wurde, die Frage der Koordinierung und des Moni-
torings. Es ist im Moment leider nicht so, weil das
Grundgesetz das nicht vorsieht, dass die Finanzie-
rung von Bund und Ländern als Gemeinschaftsauf-
gabe ohne Weiteres zu realisieren ist. Es gibt aber
weitergehende Möglichkeiten bei der gesetzlichen
Formulierung bundeseinheitlicher Qualitätskriterien
für die Arbeit von Frauenhäusern und Beratungs-
stellen und auch bei der Finanzierung. In diesem
Sinne glauben wir, dass wir in der Tat jede Menge
Diskussionsstoff haben. Deswegen werden wir der
Überweisung beider Anträge an den Gleichstel-
lungsausschuss, aber auch an den Sozialaus-
schuss, so dies gewünscht wird, selbstverständlich
zustimmen. Wenn es zu einer Abstimmung kommt,
werden wir uns dem Alternativantrag der Fraktion
DIE LINKE anschließen, weil dieser aus unserer
Sicht tatsächlich fachlich und sachlich quasi den
Nagel auf den Kopf trifft. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich. Das
Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Holzapfel für die
CDU-Fraktion.

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der FDP-Fraktion, ganz so hart gehe ich mit Ih-
nen nicht um. Das Tor, welches Sie mit Ihrem An-
trag bei uns aufstoßen wollten, steht bereits seit
vielen Jahren weit offen. Sicherlich ist es gut und
richtig, anlässlich des vergangenen Internationalen
Tages gegen Gewalt an Frauen auch an das uns
leider ständig begleitende Problem der häuslichen
Gewalt zu erinnern. Dieses Problem hat vielfältige
Erscheinungsformen. Sie reichen von subtilen For-
men der Gewaltausübung durch Verhaltensweisen,
die Bedürfnisse und Befindlichkeiten der Geschä-
digten zu ignorieren, über Demütigungen, Beleidi-
gungen und Einschüchterungen sowie psychi-
schen, physischen und sexuellen Misshandlungen
bis hin zur Vergewaltigung und immer mehr hören
wir von Tötungen. Diese Erscheinungsformen sind
an keine Zeit und an keinen Ort gebunden und stel-
len zweifellos ein gesellschaftliches Gesamtpro-
blem dar. Ein Problem, das uns täglich vor Augen
geführt wird, egal ob wir Zeitung lesen, fernsehen
oder im Internet unterwegs sind. Deshalb bedarf es
zur Beratung in diesem Hause auch nicht der be-
sonderen Symbolkraft eines Internationalen Erinne-
rungstages. Nach wissenschaftlichen Untersuchun-
gen wird fast jede vierte Frau einmal im Leben
durch ihren Lebenspartner gefährdet und der häus-
lichen Gewalt ausgesetzt. Häusliche Gewalt, meine
Damen und Herren, in welcher Form auch immer,
ist keine private Angelegenheit, sondern eine Straf-
tat. Gewalt im familiären Bereich kann von der Ge-
sellschaft nicht akzeptiert werden, sondern muss
möglichst unmittelbar die staatlichen Sanktionen für
den Täter nach sich ziehen. Ich nehme an, dass
der Bericht, den uns das Ministerium geben wird,
auch einschließt, wie ernst dieses Problem in unse-
rem Land genommen wird. Seit 2002 fasst die Thü-
ringer Landesregierung alle Schritte der einzelnen
Ressorts gegen häusliche Gewalt in einem Maß-
nahmepaket zusammen und hat damit ein deutli-
ches Zeichen gesetzt. Das Paket beinhaltet ein weit
gefächertes Spektrum an Maßnahmen aus den Be-
reichen Polizei, Straf- und Zivilrecht, Schule, Ge-
sundheit und Familienpolitik. Es bezieht die Arbeit
des Ausländerbeauftragten sowie des Behinderten-
beauftragten und der Beauftragten für Gleichstel-
lung von Mann und Frau ebenso ein, wie die Koor-
dinierungsstelle zur Prävention von häuslicher Ge-
walt. Den Hinweis auf die guten Mitarbeiterinnen in
den Frauenhäusern, den Frauenzentren, in den In-
terventionsstellen und den Hilfsvereinen, die in die-
sem so schwierigen Bereich eine unschätzbare

wertvolle Arbeit für unsere Gesellschaft leisten, will
ich an dieser Stelle nicht verschweigen. Ihnen allen,
meine Damen und Herren, gehört unser ganz be-
sonderer Dank.

(Beifall CDU, DIE LINKE)

Insgesamt, liebe Kollegen von der SPD, ist die In-
tention Ihres Anliegens natürlich zu befürworten. Da
der Gleichstellungsausschuss sich ständig und
auch erst kürzlich, Kollegin Pelke sagte es, im Mai,
intensiv mit diesem Thema befasst hat und insbe-
sondere auch die Interventionsstellen angehört
wurden, sehen wir keinen unmittelbaren Anlass, Ih-
ren Antrag zu unterstützen. Das wesentliche Ziel Ih-
res Antrags ist bereits damit erfüllt, da durch das
Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit in
einem bzw. bei allen sich bietenden Gelegenheiten
über alle Maßnahmen berichtet wurde. Aus diesen
Berichten ist aus Sicht der CDU-Fraktion überaus
deutlich geworden, dass die Landesregierungen,
auch die vergangenen, in diesem Bereich seit Jah-
ren sehr viel tun. Natürlich, und das möchte ich hier
auch noch einmal betonen, war der Gleichstel-
lungsausschuss hier äußerst aktiv und wird es na-
türlich auch in Zukunft sein. Insoweit bedarf es an
dieser Stelle keiner zusätzlichen Aufforderung.

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kolle-
gen der LINKEN, zu Ihrem Alternativantrag - Druck-
sache 5/5356 -, der gestern im Postfach lag, möch-
te ich Folgendes sagen: Auch hier kann ich Ihnen
nur sagen, wir haben alles getan, wir werden alles
tun und es wird nie genug sein. Auch hier lehnen
wir diesen Antrag ab. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Holzapfel. Als Nächs-
ter hat jetzt das Wort der Abgeordnete Kemmerich
für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, Gewalt kommt leider in allen gesellschaftli-
chen Schichten vor, unabhängig von Beziehungen,
von Alter, Geschlecht, Einkommen oder Migration.
In dem Zusammenhang ist die Bedeutung von
Frauenhäusern, Mädchen- und Frauenzentren, In-
terventionsstellen und den allgemeinen oder auch
spezialisierten Beratungsstellen gar nicht hoch ge-
nug einzuschätzen. Ebenfalls möchte ich mich mei-
ner Kollegin Holzapfel anschließen und meinen
Dank an alle diejenigen aussprechen, die sich dort
hauptamtlich, ehrenamtlich engagieren, und das in
einem über das Normale hinausgehenden Maß.

(Beifall CDU, DIE LINKE, FDP)

Aber trotzdem, meine Damen und Herren, so ein-
fach können wir es uns nicht machen, indem wir sa-
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gen, wir haben das in einem Bericht 2002 themati-
siert und wir haben das 2006 fortgeschrieben und
wir sprechen auch immer mal wieder darüber. Ich
will auch dieses „Sprechen darüber“ nicht gering
bewerten, allerdings, meine Damen und Herren,
wenn wir das hier und da mal im Ausschuss ma-
chen, dann tun wir das unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit. Ich gebe zu, wenn wir das um zehn vor
acht heute Abend machen, tun wir das auch nahe-
zu unter Ausschluss der Öffentlichkeit, aber immer-
hin ist ja die Öffentlichkeit zugänglich. Insofern fin-
de ich es sehr wichtig.

Meine Damen und Herren, auch wenn das vielleicht
nicht bei allen so angekommen sein mag, wie wir
das andeuten und auch einbringen wollen, gibt es
sicherlich im Jahr 2012 ein paar neue Perspektiven
und auf die haben wir in unserem Antrag hingewie-
sen. Wir wollen eben nicht so einseitig auf die
Strukturprobleme innerhalb von Familien und die
Probleme von Frauen hinweisen, sondern wir wol-
len es etwas allgemeiner fassen. Deshalb haben
wir uns gerade die Gruppe der Kinder zunächst
herausgegriffen und wollen darauf hinweisen, dass
dies immer ein nicht zu unterschätzendes Problem
ist, dass Kinder in den verschiedensten Formen
Opfer von häuslicher Gewalt werden, und das aus
verschiedensten Lebenslagen und unter verschie-
densten Einrichtungen. Das wissen wir auch heut-
zutage, dass vielleicht Formen, die wir gar nicht au-
genscheinlich als Gewalt wahrnehmen, doch sehr
tiefgreifende Folgen für die spätere Entwicklung der
Kinder nach sich ziehen können. Insofern denken
wir, dass in 2012 mit neuen Erkenntnissen und Er-
kenntnissen, die in den letzten sechs Jahren spezi-
ell gewonnen worden sind, hier auch bei diesen
Maßnahmen, die zurzeit angewandt worden sind,
über die gesprochen wird und die fortgesetzt wer-
den, sicherlich neue Erkenntnisse durchaus zu er-
warten sind und dass wir hier mit Recht die Landes-
regierung auffordern können - und das gemeinsam
mit allen Fraktionen hier im Landtag -, eine Be-
standsaufnahme herzustellen, wie es denn dann
Standpunkt, Standzeit II. Quartal 2013 ist, um dann
unter aktuellen Gesichtspunkten auch mit neuen
Erkenntnissen diese Maßnahmen und diese Akti-
onspläne fortzuschreiben und vielleicht, um den
einen oder anderen Aspekt zu erweitern und eine
Gesamtstrategie für die nächsten Jahre fest- und
vorzulegen.

(Beifall FDP)

Insbesondere sollte eben bei diesen Katalogen
auch Kindern und Jugendlichen und allen Perso-
nen, die von häuslicher Gewalt betroffen sind, eine
durchaus stärkere Bedeutung zukommen. Das er-
scheint mir, das erscheint uns bis jetzt zu einseitig.
Deshalb auch in Punkt 4 der explizite Hinweis, dass
auch Schritte unternommen werden sollen, Ange-
bote für von häuslicher Gewalt betroffene Männer

und Jungen mit vorzuschlagen, in diese Maßnah-
mepläne und diese Betrachtung mit aufzunehmen.

(Beifall FDP)

Ein Wort zu dem Alternativantrag der Fraktion DIE
LINKE. Ihr müsst mir sagen, dass Sie so einseitig
auch die Frauenhäuser fokussieren, dass Sie ein-
seitig sagen, wir haben etwas vergessen. Ich würde
diesen Spieß umdrehen, liebe Frau Stange, es ist
ja Weihnachten. Denn wenn Sie das vorfestlegen,
welche Sachen zu untersuchen sind, wenn Sie vor-
festlegen auch, in welchen Ergebnissen sich denn
der Bericht der Landesregierung bewegen soll,
dann schlagen Sie für einige Aspekte in diesem Be-
reich schon die Tür wieder zu. Hier sollte ergebnis-
offen geforscht werden, ergebnisoffen gesucht wer-
den, ergebnisoffen auch analysiert werden, wie
denn heute die Situation hinter den dann verschlos-
senen Türen der Häuser ist, was dort passiert, um
daraus abzuleiten, was müssen wir wirklich tun.
Welche Facetten haben sich nun mal entwickelt
und welche Facetten haben wir denn bis jetzt über-
sehen? Fluchtpunkt - und das wissen wir aus ande-
ren Zeiten - muss nicht immer nur eine staatlich be-
triebene Interventionsstelle, ein Frauenhauszen-
trum etc. sein, ich habe es aufgezählt, sondern es
kann auch mal ein Gemeindezentrum sein, was eh-
renamtlich geführt ist, das kann auch ein Pfarrhaus
sein. Auch das sind Stellen, wo sich Menschen um
Menschen kümmern und, ich denke, selber mit In-
tensität, die vielleicht vom staatlichen Wesen bis
jetzt nicht erfasst, vielleicht auch nie erfasst werden
wollen, aber die trotzdem zur Abrundung des Bildes
beitragen könnten und die uns gleich wichtig sein
sollten. Insofern, meine Damen und Herren, ist un-
ser Appell durch diesen Antrag, ergebnisoffen zu
forschen, ergebnisoffen zu analysieren und genau-
so ergebnisoffen dann einen Maßnahmeplan fest-
zulegen, doch uns hier sehr wichtig.

(Beifall FDP)

Und es kam ja der Antrag auf Überweisung an den
Gleichstellungsausschuss, den wir ausdrücklich un-
terstützen, denn da sind sicherlich die Punkte, die
heute strittig zwischen uns stehen bleiben, in Ruhe
zu diskutieren, meine Damen und Herren. Auch der
Punkt in Punkt 4 des Alternativantrags, ich halte
das, es wundert mich an der Stelle nicht, für übliche
Verwischung zwischen den Staatsgewalten, zwi-
schen unserer Gewaltenteilung, aber wenn ich eine
ermittelnde Dienststelle habe (Polizei), dann sind
die Daten, die dort sind, sensibel zu gebrauchen,
sensibel zu handhaben und die sollten nicht an die
Interventionsstellen weitergegeben werden. Genau
da muss ich eine klare Trennlinie ziehen zwischen
den ermittelnden Stellen und den Stellen, die sich
sicherlich um das Leid dann der Menschen küm-
mern. Aber, wie gesagt, das können wir gerne im
Ausschuss diskutieren. Vielen Dank. Ich werbe
nochmals auch im Sinne der Landesarbeitsgemein-
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schaft für die wohlwollende Annahme des Antrags,
zumindest zunächst für die Überweisung an den
Ausschuss. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Kemmerich. Das Wort
hat jetzt Abgeordnete Karola Stange für die Frak-
tion DIE LINKE.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
so einfach ist es halt nicht, werte Frau Pelke, werte
Frau Holzapfel, nach dem Motto, wir hätten in den
letzten Monaten alles, aber wirklich auch alles dis-
kutiert und hätten alle Probleme ausgeräumt. So ist
es nicht, denn Sie wissen doch selbst, wenn Sie vor
Ort in den Interventionsstellen oder in den Frauen-
häusern unterwegs sind, dass die Frage nach der
dauerhaften Finanzierung eine immer wieder ste-
hende Frage ist und aus diesem Grunde haben wir
auch den Punkt 1 unserer Bundesratsinitiative hier
noch einmal eingefordert. Frau Rothe-Beinlich hat
gerade von der am Montag dieser Woche in Berlin
vorhandenen Diskussion und Beratung genau zu
diesem Thema gesprochen. Ich will noch einmal ein
paar Dinge dazu erwähnen. Wir verschließen uns
doch die Augen, wenn wir glauben, es sei alles ge-
klärt, wenn in Thüringen die Finanzierung der Frau-
enhäuser im Moment jedes Jahr gewährleistet ist.
Aber wir wissen doch gleichzeitig, dass vor vier
Jahren die Finanzierung auf einem höheren Level
war. Und wir wissen auch, dass die Mitarbeiterin-
nen vor Ort uns immer wieder sagen, dass sie seit
Jahren keine Tariferhöhung hatten und dass sie ei-
gentlich ihre Arbeit unter der sogenannten Selbst-
ausbeutung bereits erledigen.

(Zwischenruf Abg. Pelke, SPD: Warten Sie
doch die Haushaltsdiskussionen ab.)

Sie wissen doch auch, dass es qualifizierte Mitar-
beiterinnen sein müssen vor Ort in den Interventi-
onsstellen und in den Frauenhäusern, die genau
diese Arbeiten durchführen müssen. Da frage ich
schon, Herr Kemmerich: Wer stellt denn in Berlin
die Fraktion? Es sind wohl CDU und FDP, die im-
mer wieder Anträge abgelehnt haben, dass Frauen-
hausfinanzierung zur Pflichtaufgabe wird. Damit
könnte eine wirkliche finanzielle Sicherheit gewähr-
leistet werden. Hier müssen wir weiter einhaken. An
der Stelle lassen Sie mich auch noch einmal auf
den Punkt II.2 unseres Antrags hinweisen, die Be-
richterstattung. Wenn Sie wirklich glauben, dass wir
Zahlenmaterial hätten, dass wir Informationen hät-
ten, dann müssten Sie sich mal mit den Antworten
auf die Kleinen Anfragen, die aus meiner Fraktion
gestellt wurden, näher befassen. Da ist eindeutig
seitens des Ministeriums immer wieder gesagt wor-

den, wir haben keine Zahlen, wenn es z.B. um die
Gewalt an Frauen mit Behinderung geht. Diese
werden gar nicht erhoben. Darum ist es eine Forde-
rung vonseiten der Behindertenverbände, genau
diese zu analysieren, damit auch konkrete Hilfs-
maßnahmen eingeleitet werden können. Meine
Fraktion hat am 26.11. eine große Fachtagung
durchgeführt, wo wir das Thema der behinderten
Frauen und behinderten Frauen mit Gewalterfah-
rung in den Mittelpunkt gestellt haben, und auch
hier müssen wir leider konstatieren, dass die Zah-
len erschreckend sind. 74 bis 90 Prozent der Frau-
en mit Behinderungen haben körperliche Gewalt
durch ihre Eltern erfahren. 20 bis 34 Prozent erleb-
ten sexuellen Missbrauch in der Kindheit und in der
Jugend und bereits jede dritte bis fünfte Frau wurde
als Tochter misshandelt oder missbraucht. Das ist
eine traurige Statistik, die auf Bundesebene geführt
wird, aber das Land kann uns keine eigenen Anga-
ben machen, wie es denn hier in Thüringen aus-
sieht. Darum sage ich auch, hier braucht es noch
mal eine Nacharbeit, hier brauchen wir konkrete
Hinweise, wie auch die Arbeit mit behinderten Frau-
en, aber auch mit Frauen mit ausländischem Hin-
tergrund in den Interventionsstellen sowie vor Ort in
den Frauenhäusern verbessert werden kann. Da
geht es nicht nur in erster Linie um die Thematik,
dass die Barrierefreiheit in den Frauenhäusern nun
endlich hergestellt werden muss, dass behinderte
Frauen überhaupt die Möglichkeit haben, vor Ort
anzuklopfen und zu sagen, hier bin ich, ich habe
Gewalterfahrungen machen müssen, ich möchte
hier aufgenommen werden. Das ist im Moment in
keinem der Thüringer Frauenhäuser möglich.

(Beifall DIE LINKE)

Ich finde es schon kontraproduktiv, wenn meine
Kolleginnen und Kollegen im Gleichstellungsaus-
schuss feststellen, es ist alles geregelt, wir haben
alles getan und wir werden es schon auf den Weg
bringen. Sie wissen auch, dass in der Anhörung im
Februar dieses Jahres im Gleichstellungsaus-
schuss die Mitarbeiterinnen der Interventionsstellen
darauf hingewiesen haben, dass es unbedingt eine
Fortschreibung des Maßnahmeplanes gegen häus-
liche Gewalt geben muss. Wenn wir uns genau
noch einmal anschauen, was passiert ist, dann sa-
ge ich, nichts ist passiert. Wir haben seitdem weder
im Gleichstellungsausschuss noch in anderen Aus-
schüssen je eine Fortschreibung vorgelegt bekom-
men von dem zuständigen Ministerium, noch haben
wir eine Zuarbeit erhalten oder nur eine Informati-
on, wie die Leitlinien der Thüringer Polizei denn
auch fortgeschrieben werden. Sie wissen, genau
das war ein Thema, was immer wieder angespro-
chen wurde, dass hier unbedingt Nacharbeit not-
wendig ist. So verstehe ich es nicht, dass hier auch
wieder gesagt wird, wartet mal ab, wir werden alles
im Ausschuss klären. In einem Brief, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, der uns bereits im Juli dieses
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Jahres auch von der Landesarbeitsgemeinschaft
der Thüringer Interventionsstellen zugeleitet wor-
den ist - und hier will ich nur ein paar Sequenzen
daraus vortragen -, wurde uns noch einmal ein-
dringlich in das Stammbuch geschrieben, wir mö-
gen uns doch dafür einsetzen, dass gemeinsam mit
den Vertretern des Innenministeriums folgende
Themen besprochen werden sollten:

1. Die Verbesserung der Qualität und Quantität der
Datenweitergabe per Fax, Herr Kemmerich, und
Sie haben diesen Brief als Ausschussvorsitzender
auch erhalten per Fax.

2. Wurde darauf hingewiesen, dass perspektivisch
eine Kooperation vor Ort aufgrund der Polizeistruk-
tur noch einmal beredet werden muss.

Des Weiteren wurde auch uns mitgeteilt, dass die
ersten Gespräche, die mit dem Innenministerium
geführt worden sind, zu keinem wirklichen Ergebnis
geführt haben, und wir wurden gebeten, uns dafür
einzusetzen, dass genau dieses noch einmal hier
im Landtag und in dem Ausschuss zur Sprache
kommt. Das mache ich hier mit unserem Antrag
und hoffe, dass wir auf offene Ohren dabei stoßen,
damit wir diese Thematik wirklich in den Gleichstel-
lungssausschuss noch einmal aufnehmen können.

Lassen Sie mich zum Punkt II.4, der Weitergabe
der Daten, noch ein paar Argumente in den Raum
werfen, die beweisen, wenn man will, dass es geht.
Wir wissen, und das ist auch des Öfteren schon be-
sprochen worden, dass der proaktive Ansatz der In-
terventionsstellen daran leidet, dass es eine man-
gelhafte Datenübergabe gibt. Es ist bekannt, dass
Frauen, die gerade eine Gewaltsituation erfahren
haben, natürlich nicht als Allererstes in die Bera-
tungsstellen gehen. Aber wir wissen, wenn sie an-
gesprochen werden von den Fachfrauen in den In-
terventionsstellen und die Fachfrauen wissen, was
den Frauen widerfahren ist, dass es viel einfacher
ist, sich über das Erfahrene mit ihnen auszutau-
schen und auch Hilfe entgegenzunehmen. Darum
ist es äußerst wichtig, diese Datenfaxabgabe wirk-
lich vorzunehmen. Ich rede das nicht einfach so da-
her und habe nicht die Achtung vor dem Daten-
schutz, nein, im Gegenteil, ich habe mich schlauge-
macht in anderen Bundesländern; ich nenne mal
Mecklenburg-Vorpommern. Der § 15 der daten-
schutzrechtlichen Vorschriften aus Mecklenburg-
Vorpommern klärt und regelt, dass die Übermittlung
von personenbezogenen Daten an inländische Stel-
len außerhalb des öffentlichen Bereichs zulässig
ist, wenn diese zur Erfüllung einer in der Zuständig-
keit der datenverarbeitenden Stellen liegenden Auf-
gabe es erforderlich macht. Nun sage ich mal, es
ist ja wohl nicht so sehr schwer, einfach einmal
Richtung Mecklenburg-Vorpommern zu gucken, um
sich da genau zu informieren. Was in Mecklenburg-
Vorpommern geht, könnte ja wohl auch in Thürin-
gen gehen. Somit wäre eine Vielzahl der offenen

Fragen geklärt, die vonseiten der Interventionsstel-
len immer wieder an uns herangetragen worden
sind.

(Beifall DIE LINKE)

Lassen Sie mich an der Stelle auch noch einmal
darauf hinweisen, dass natürlich zu diesem späten
Abend so ein Thema vielleicht nicht so sehr interes-
sant zu sein scheint für Bürgerinnen und Bürger an
dem Livestream oder an den Apparaten draußen,
aber in einer öffentlichen Anhörung, wo wir noch
einmal, und das wiederholt, mit den Fachfrauen
und Fachmännern dies bereden könnten, hätten wir
die Chance, auch im Jahr 2013 die offenen Fragen
noch abzuklären, um auch den Thüringer Frauen,
auch Männern, das sage ich sehr bewusst, Herr
Kemmerich, auch den Thüringer Männern, die von
Gewalt betroffen sind, die Möglichkeit zu geben,
Schutzräume zu finden, diese auch zu nutzen.

An der Stelle noch einen Blick an das Innenministe-
rium, an das Justizministerium: Wir wissen, dass
seit vielen Monaten die Täterberatung die „Not-
bremse“ in Weimar geschlossen ist. Wir haben da-
von gehört, dass es ein Interessenbekundungsver-
fahren gegeben haben soll, wo eine neue Aus-
schreibung für die Täterberatung in Angriff genom-
men wurde. Mittlerweile ist die Ausschreibung be-
endet. Wir wissen also nicht, wo wirklich Täter hin-
gehen könnten, um sich beraten zu lassen, um
auch Therapie zu erhalten, damit sie nicht wieder
zu Gewalttätern werden. Auch hier ist dringender
Handlungsbedarf gegeben. Ich hoffe einfach, dass
das spätestens ab Januar geklärt ist, denn ich habe
ja gesehen, in Ihrem Haushalt haben Sie Geld da-
für eingestellt, was ja positiv ist. Das ist schon ein-
mal ein Punkt, den ich auch mal lobend an der Stel-
le erwähnen möchte. Ja, noch einmal für meine
Fraktion, die Überweisung an den Gleichstellungs-
ausschuss, damit die Fachdiskussion vor Ort wei-
tergeführt werden kann. Danke.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Stange. Es liegen
jetzt keine weiteren Wortmeldungen aus den Rei-
hen der Abgeordneten vor. Für das Ministerium hat
sich Herr Staatssekretär Schubert zu Wort gemel-
det.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, es steht außer Frage, da
sind wir uns, glaube ich, im Hohen Haus fraktions-
übergreifend einig, wie auch genauso mit der deutli-
chen Mehrheit der Frauen und Männer in unserem
Land, wir sagen Nein zu Gewalt, insbesondere ge-
gen Frauen und Kinder. Häusliche Gewalt ist straf-
bar und keine Privatsache, sie gehört geächtet und
ihre Verhinderung ist eine gesamtgesellschaftliche
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Aufgabenstellung, die alle, Polizei, Justiz, Politik,
Verwaltung und Vereine bis hin zum unmittelbaren
Umfeld Betroffener, fordert und immer wieder an-
treibt. Die hier aufgerufenen Anträge, die diese ur-
sächlichen Ansinnen aufgreifen, geben mir die Ge-
legenheit, für die Landesregierung auch aus Anlass
des Aktions- und Gedenktages „Nein zu Gewalt ge-
gen Frauen“, der nun schon ein paar Tage her ist,
klare Position zu beziehen.

Auch in dieser Legislaturperiode hat und wird in
Partnerschaft mit den Kommunen, den Trägern und
Frauenhäusern und den verschiedenen Akteuren,
so unter anderem mit den regionalen Netzwerken
gegen häusliche Gewalt, engagiert das Möglichste
getan, um entsprechende Hilfsstrukturen vorzuhal-
ten, die Strukturen bekannt zu machen und an der
Zusammenarbeit und Kooperation weiterzuarbei-
ten.

Ziffer I des Antrags der FDP-Fraktion, die eine
Feststellung zur Unverzichtbarkeit von Anlaufstellen
für von Gewalt betroffene Frauen und Mädchen
darstellt, kann nur bestätigt werden. Ich denke, da
sind sich alle einig.

In Ziffer II von den verschiedenen Anträgen werden
von der Landesregierung verschiedene Aktionen
gefordert, darauf will ich ein Stück eingehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, noch im-
mer sind Tötungsdelikte und schwere Gewalttaten,
insbesondere gegen Frauen, auch bei uns in Thü-
ringen zu verzeichnen. Deshalb betreibt und beglei-
tet die Landesregierung seit Jahren einen Prozess
der aktiven Auseinandersetzung mit dem Hand-
lungsfeld häusliche Gewalt. Erinnert sei an den
Landesaktionsplan „Maßnahmen der Landesregie-
rung gegen häusliche Gewalt“, der im Jahre 2002
erstellt worden ist, der 2006 in unterschiedlichen
Facetten fortgeschrieben wurde und weiterhin an
die aktuelle Erkenntnislage angepasst wird. Sie se-
hen also, das ist keine Statik, sondern das ist ein
dynamischer Prozess, der fortlaufend weiterbear-
beitet wird. Die Einrichtung der Koordinierungsstelle
gegen häusliche Gewalt ist in diesem Zusammen-
hang als weiterer Baustein zur nachhaltigen Be-
kämpfung von häuslicher Gewalt zu nennen. Erin-
nern möchte ich ferner an das sehr umfängliche
Thüringer Kooperationsprojekt „Wege aus der
häuslichen Gewalt“, welches im Februar 2006 der
Fachöffentlichkeit mit einer Veranstaltung vorge-
stellt wurde. Auch dieses Konzept wurde und wird
weiter fortgeschrieben. So befasst sich gegenwärtig
eine Monitoring-Arbeitsgruppe unter Federführung
der Koordinierungsstelle gegen häusliche Gewalt in
unserem Ministerium unter Beteiligung von Regie-
rungs- und Nichtregierungsorganisationen mit
bestehenden Aktualisierungsbedarfen und daraus
folgend deren schriftliche Fixierung in Form von
Empfehlungen.

Anliegen der Expertengruppe Frauenschutz in Fe-
derführung des Paritätischen Wohlfahrtsverbands
ist der Kinderschutz sowie die bessere Verzahnung
von Frauenschutz und Jugendhilfe, insbesondere
unter dem Aspekt des Kinder- und Jugendschutzes,
die seit Oktober 2010 tätig sind. Erste Ergebnisse
konnten auf der Fachtagung „Jeder Schlag trifft“ am
15. Mai 2012 zur bisherigen Qualität der Zusam-
menarbeit der verschiedenen Partner vorgestellt
werden. Darüber hinaus besteht seit dem Jahr
2008 eine Fachgruppe Jungenarbeit, angesiedelt
bei der Evangelischen Akademie Thüringen in Neu-
dietendorf. Diese widmet sich konkret der spezifi-
schen Arbeit mit Jungen und männlichen Jugendli-
chen, befasst sich unter anderem auch mit den Fra-
gen der häuslichen Gewalt.

Was die aktuellen Strukturen betrifft: Thüringen hält
seit 2009 vier Interventionsstellen in allen vier Pla-
nungsregionen vor - das haben die Vorredner auch
schon gesagt, wir haben sie auch schon im Gleich-
stellungsausschuss angehört -, was unter anderem
auch dem Umstand der Zunahme ambulanter Bera-
tungsbedarfe infolge des Gewaltschutzgesetzes ge-
schuldet ist. Diese leisten eine proaktive Beratungs-
arbeit und stehen unter anderem auch betroffenen
Männern als Beratungsstelle zur Verfügung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich stelle
fest, dass sich der Landtag mit dem Themenkreis
„Häusliche Gewalt“ in der zurückliegenden Zeit aus-
führlich, umfänglich und intensiv beschäftigt hat, so
unter anderem in der 85. Plenarsitzung am 4. Mai
2012. Ich verweise hier auf die von Frau Ministerin
Taubert getätigten Ausführungen aus Anlass der
Befassung mit einem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE „10 Jahre Gewaltschutzgesetz - Auswirkungen
und Handlungsbedarf zum Schutz von Frauen vor
Gewalt in Thüringen“ in der Drucksache 5/4179.
Zudem verweise ich auf die Beantwortung mehrerer
Kleiner Anfragen, unter anderem die Beantwortung
der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Stange in
der Drucksache 5/3816, sowie auf die entsprechen-
den thematischen Befassungen in den Sitzungen
des Gleichstellungsausschusses am 28. Januar,
am 15. Februar und am 18. März dieses Jahres.
Aus all dem wurde sichtbar, Thüringen verfügt über
eine breit angelegte Strategie im Kampf gegen
häusliche Gewalt.

Der Antrag der FDP-Fraktion fordert unter Punkt II,
die Situation von Frauen und Kindern zu analysie-
ren und weiterzuentwickeln. Seit wenigen Tagen
liegt eine Veröffentlichung des Bundesministeriums
für Frauen, Soziales und Jugend vor, die den aktu-
ellen Bericht der Bundesregierung zur Situation der
Frauenhäuser, Fachberatungsstellen und andere
Unterstützungsangebote für von Gewalt betroffene
Frauen und deren Kinder enthält. In diesem Materi-
al wird auf über 300 Seiten ein bundesweiter Ver-
gleich, unter anderem bestehender Strukturen, der
finanziellen Förderung und deren rechtlichen Veror-
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tung vorgenommen. Thüringen wird hierin positiv
und anerkennend dargestellt. Damit liegt also ge-
genwärtig ein Material vor, das dem Anliegen in Zif-
fer II der antragstellenden Fraktion der FDP ent-
spricht und somit nicht nur die in diesem Antrag ge-
forderte Analyse erübrigt, sondern mit seinen Hin-
weisen zur Bekämpfung häuslicher Gewalt auch die
Ausarbeitung einer weiteren Strategie für Thüringen
entbehrlich macht.

Sie sehen also, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die ganze Thematik ist nicht statisch, son-
dern sie ist dynamisch, sie wird ständig in unserem
Haus auch weiterentwickelt. Dass es noch weitere
Defizite gibt, ist überhaupt nicht zu bestreiten. Des-
halb braucht es auch eine ständige kontinuierliche
Weiterentwicklung, wie ich ausgeführt habe. Natür-
lich ist vieles, was Frau Stange gesagt hat, was die
Finanzierung angeht, auch sicherlich erforderlich,
dass man mal Tarifanpassungen in dem Bereich
vornehmen muss. Ich denke, dass wir in den Haus-
haltsberatungen auch noch Gelegenheit dazu ha-
ben werden. Auch das Thema, was Sie gesagt ha-
ben, der Täterberatung haben wir gemeinsam mit
dem Justizministerium, also unser Haus mit dem
Justizministerium, auf den Weg gebracht. Ich den-
ke, da werden wir auch demnächst eine Lösung ha-
ben. Deshalb glaube ich einfach, dass das Thema
in unserem Haus ganz besonders hohe Priorität ge-
nießt, dass wir an dem Thema weiterarbeiten und
dass es zu ständigen Verbesserungen und Verän-
derungen kommen wird. Daran sehen Sie, dass
uns dieses Thema auch wichtig ist und dass wir
das ernst nehmen. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Es
gibt eine weitere Wortmeldung des Abgeordneten
Barth für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich hatte hier schon einiges auch an
inhaltlich relativ dünnen Begründungen mal für eine
Ablehnung eines Antrags gehört, aber das, was
hier vorgetragen wurde jetzt vom Staatssekretär,
insbesondere aber von Frau Pelke und mit Ein-
schränkungen von Frau Holzapfel, ist schon eine
neue Qualität. Deswegen will ich noch mal zwei
Sätze dazu sagen. Dass die Ablehnung des An-
trags im Wesentlichen darauf begründet wird, dass
schon alles gesagt und getan wird, das wird zu-
nächst die Betroffenen interessieren. Kollege Kem-
merich hatte aus dem Brief der Landesarbeitsge-
meinschaft der Interventionsstellen vorgelesen, wo
ausdrücklich um Unterstützung dieses Antrags ge-
beten wird, weil er eben auch eine Reihe von neu-
en und wichtigen Aspekten bringt. Also da scheint

die Einschätzung der Verwaltung mit der Einschät-
zung derer, die jeden Tag damit zu tun haben, nicht
so ganz übereinzustimmen.

(Beifall FDP)

Und dass Frau Pelke diesem ohnehin schon dün-
nen Punkt noch den Punkt hinzufügt, dass man das
deshalb nicht macht, weil die Angrenzung an den
25. November, an diesen Internationalen Tag ge-
gen häusliche Gewalt zu dünn ist, Frau Pelke, das
ist also mit Blick darauf - und das hat ja Kollegin
Rothe-Beinlich hier auch gesagt -, was auch Ihre
Fraktion zum 1. Mai, zum Equal Pay Day und zu
vielen anderen Anlässen hier auch immer wieder
macht, solche Tage zum Anlass zu nehmen, um
auf bestimmte Probleme hinzuweisen. Ich habe das
immer so verstanden, dass es diese Tage gerade
deshalb gibt.

(Beifall FDP)

Ich bin mal gespannt, wenn wir mal so eine Begrün-
dung bringen zu einem der Tage, die Ihrer Fraktion
am Herzen liegen, was dann hier vorn losgeht. Dar-
auf bin ich wirklich gespannt. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen Dank, Herr Barth. Es liegen jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Es wurde Ausschussüber-
weisung beantragt, und zwar sowohl an den Sozial-
als auch an den Gleichstellungsausschuss. Ich las-
se zunächst abstimmen über den Antrag auf Über-
weisung des Antrags der Fraktion der FDP in der
Drucksache 5/5200 und dazu auch den Alternativ-
antrag der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache
5/5356 an den Ausschuss für Soziales, Familie und
Gesundheit. Wer dieser Ausschussüberweisung
beider Anträge folgen möchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen der Frak-
tionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Gibt es Gegenstimmen? Das sind die Stimmen von
CDU und SPD. Gibt es Enthaltungen? Das sind die
Stimmen der FDP-Fraktion. Damit ist diese Aus-
schussüberweisung abgelehnt.

Es wurde weiterhin beantragt, die beiden Anträge
an den Gleichstellungsausschuss zu überweisen
zur weiteren Beratung. Wer dieser Ausschussüber-
weisung folgen möchte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der Fraktionen
FDP, DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Gibt es Gegenstimmen? Das sind die Stimmen aus
den Reihen von CDU und SPD. Gibt es Enthaltun-
gen? Das ist nicht der Fall. Dann ist diese Aus-
schussüberweisung auch abgelehnt.

Dann stimmen wir direkt ab, und zwar zunächst
über den Antrag der Fraktion der FDP in der Druck-
sache 5/5200. Wer diesem zustimmen möchte, den
bitten wir jetzt um das Handzeichen. Das sind die
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Stimmen der FDP-Fraktion. Gibt es Gegenstim-
men? Das sind die Stimmen von CDU und SPD.
Gibt es Enthaltungen? Das sind die Stimmen der
Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE
LINKE. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Und wir stimmen jetzt ab über den Alternativantrag
der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/5356.
Wer diesem zustimmen möchte, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Gibt es Gegenstimmen? Das sind die Stim-
men der Fraktionen FDP, CDU und SPD. Gibt es
Enthaltungen? Das ist nicht der Fall. Damit ist auch
dieser Antrag abgelehnt und ich schließe den Ta-
gesordnungspunkt.

Ich darf jetzt aufrufen den Tagesordnungs-
punkt 27

Kita- und Schulverpflegung:
Gesund, regional und saisonal
- und zum Wohle der einheimi-
schen Wirtschaft!
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5201 -

Ich frage: Wünscht die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN das Wort zur Begründung? Ja, das ist
der Fall. Herr Dr. Augsten, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
hätte beinah gesagt, passend zur Abendbrotzeit
kommen wir jetzt zu dem Wichtigsten, nämlich zum
Essen und Trinken, allerdings nicht am späten
Abend, sondern da geht es um unsere Kinder und
Jugendlichen.

Meine Damen und Herren, wir hatten eigentlich vor
- und das haben Sie sicher mitbekommen -, im Ok-
tober bereits auf die Vorkommnisse hier in Thürin-
gen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und
Berlin zu reagieren. Sie erinnern sich vielleicht,
über 11.000 Kinder und Jugendliche sind zum Teil
schwer an Gastroenteritis erkrankt, auch einige
Lehrerinnen und Lehrer waren betroffen. Wir woll-
ten damals eine Aktuelle Stunde dazu beraten las-
sen, aber haben dann entschieden, als wir uns dar-
auf vorbereitet haben, dass das Thema so umfäng-
lich und so wichtig ist, dass man das nicht in fünf-
mal fünf Minuten abhandeln sollte, sondern einen
qualifizierten Antrag hier einbringen muss, um da-
rüber auch länger sprechen zu können. Deshalb im
November der Antrag, der heute endlich behandelt
wird. Ich möchte kurz begründen, warum.

Meine Damen und Herren, in einer sehr umfängli-
chen Begründung können Sie nachlesen, wo das

Problem liegt. Selbst Expertinnen und Experten
konstatieren ganz oft, dass es in allen Bundeslän-
dern an ganz vielen Stellen eine große Vielzahl von
einzelnen Initiativen gibt. Das Problem ist erkannt.
Man spricht da gern von Flickschusterei in Deutsch-
land. Was fehlt, ist eine langfristige Gesamtstrate-
gie, wie man dem Problem Herr werden könnte.
Deshalb gibt es auch, das hat wahrscheinlich auch
sehr viel Arbeit gemacht, von uns in dem Antrag ei-
ne ganze Reihe von Fragen nach der Einschätzung
unseres Ministeriums zu Initiativen in anderen Bun-
desländern, die sehr unterschiedlich angesetzt
sind, auch sehr unterschiedlich finanziell ausgestat-
tet sind. Uns interessiert schon, ob denn die Thürin-
ger Landesregierung aus den Erfahrungen der an-
deren Bundesländer Konsequenzen für unser Land
zieht. Es ist nicht so, dass bei uns nichts passiert.
Ich selbst war in meiner früheren Tätigkeit in solche
Dinge mit involviert. Wir haben eine ganze Reihe
von Projekten gemacht. Ich habe da also auch Er-
fahrungen sammeln können. Aber die Frage ist:
Wie geht es weiter angesichts der Haushaltsdiskus-
sionen und vor allen Dingen, gibt es denn aus an-
deren Bundesländern Hinweise, was Thüringen
besser machen könnte?

Meine Damen und Herren, als der Titel aufgerufen
wurde, gab es Heiterkeit selbst in meiner Fraktion.
Ich darf hier auch verkünden, dass mir das zugetra-
gen wurde aus dem Ältestenrat. Da geht es wahr-
scheinlich um den zweiten Teil des Titels, zum
Wohle der Thüringer Landwirtschaft oder der Thü-
ringer Wirtschaft. Ich finde das nicht so spaßig,
weil, ich erinnere mich da so ein bisschen an die
Rede von Frau Tasch, die dann uns vorgeworfen
hat, dass wir immer die Brille der Städter aufhätten.
Vielleicht hat der eine oder andere, der da lächelt
an der Stelle, das nicht im Auge, dass wir bei der
Lösung von mehreren Problemen, die wir haben,
dann eine Win-win-Situation hinbekommen könn-
ten. Das ist das, was ich mit Erfahrung gemeint ha-
be. Ich habe es ganz oft erlebt, dass bei Ausschrei-
bungen letzten Endes die Agrarbetriebe mit eige-
nen Küchen nicht zum Zuge gekommen sind, weil
sie, in dem Fall Sodexo als großer Mitwettbewer-
ber, dort nicht mithalten konnten, dass es um 10,
15 Cent pro Portion ging. Deshalb, meine Damen
und Herren, die Unterstützung unserer Landwirte,
vor allem der Gemüseanbauer, wäre vielleicht ein
Schritt, damit die auch kostengünstig anbieten kön-
nen

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und wir damit geschlossene Kreisläufe hinbekom-
men, um möglicherweise dann im September nicht
gefrostete Erdbeeren aus China anbieten zu müs-
sen, sondern das Obst und Gemüse, was bei uns in
Thüringen wächst.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Also bei allem Schmunzeln, wir meinen es schon
sehr ernst, dass hier auch Kreisläufe geschlossen
werden müssen. Das sind auch die Dinge, die uns
aus solchen Kantinen oder Küchen zugetragen
werden, dass man sehr traurig darüber ist, dass
man fast nie zum Zuge kommt. Sodexo als Weltun-
ternehmen - ich habe mir vorhin noch mal die Zah-
len geben lassen -, es ist unglaublich, wie das
agiert weltweit, wie Sodexo natürlich Preise anbie-
ten kann. Das ist aber kein Wunder, wenn man auf
dem Weltmarkt einkauft und dann keine Rücksicht
nimmt auf Regionalität, Saisonalität und auf Quali-
tät.

Es gibt viel zu diskutieren. Ich hoffe, wir können das
fortsetzen im Ausschuss oder in den beiden Aus-
schüssen. Wir würden das sowohl in den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit geben
als auch im Ausschuss für Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz behandeln wollen. Ich hof-
fe, dass Sie dem folgen. Denn auch wenn die For-
derungen in dem Antrag sehr konkret und sicher
auch sehr ambitioniert sind, ich glaube, wir müssen
dort wirklich auch mal den Mut haben, darüber zu
sprechen, was denn in den nächsten Jahren mögli-
cherweise auf den Weg gebracht werden muss. Ich
möchte es an der Stelle dabei belassen und hoffe,
dass die Redebeiträge, die jetzt folgen, das unter-
stützen. Ansonsten wäre es, glaube ich, ein
bisschen ein Armutszeugnis angesichts dessen,
was im September auch in Thüringen passiert ist.
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Dr. Augsten, für die
Einbringung. Die Landesregierung erstattet einen
Sofortbericht zu Nummer 1. Für die Landesregie-
rung erteile ich das Wort Frau Ministerin Taubert.

Taubert, Ministerin für Soziales, Familie und Ge-
sundheit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, ich möchte Ihnen zu dem
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fol-
genden Sofortbericht abgeben.

Plötzliche epidemische Erkrankungen durch
Schulessen und Kindertagesstättenverpflegung
sind mit das Schlimmste, was in Schulen und Kin-
dereinrichtungen passieren kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Betroffen waren in der 39. Kalenderwoche, das war
im September, mehrere Bundesländer. Wir sind
trotz dieser 11.000 Erkrankungen bundesweit am
Ende noch ein Stück weit vorbeigeschrammt. Auch
da haben wir Glück gehabt bzw. die Kinder Glück
gehabt. Glücklicherweise haben wir auch keine

schwerwiegenden Krankheitsverläufe bei den Kin-
dern vorfinden können und alle Kinder sind wieder
gesund. Das Norovirus ist Ihnen mittlerweile allen
bekannt - ich hoffe, nicht allen persönlich. In dem
Fall waren es tiefgekühlte Erdbeeren, importiert aus
China. In den Einrichtungen, in denen das Produkt
nicht erhitzt wurde, so dass das Virus abgetötet
wurde, kam es zu diesen Erkrankungen. Bei der
Ausbruchsaufklärung arbeiteten die zuständigen
Gesundheitsbehörden, Lebensmittelbehörden so-
wohl auf Bundes-, Landes- und auch lokaler Ebene
zusammen. Ich kann noch mal sagen, das klappt
ganz hervorragend, die Meldungen gehen sofort
über den Ticker, das heißt, es sind sofort alle infor-
miert inklusive auch der zuständigen Institute auf
Bundesebene, so dass man schon sehr schnell,
auch wenn es einige Tage dauert, aber sehr schnell
dann am Ende zu dem Ergebnis kam und zum Ver-
ursacher dieser Erkrankungshäufung. Die Struktu-
ren haben richtig gut gewirkt. Ich will auch noch mal
erwähnen, diese schnelle Arbeit ist dadurch mög-
lich geworden, dass wir Strukturen und Vorgehens-
weisen in einer Vereinbarung über die Zusammen-
arbeit zwischen dem Bund und den Ländern in Kri-
senfällen im Bereich der Lebensmittel- und Futter-
mittelsicherheit abgeschlossen haben. Die erste Er-
probung hat also diese Vereinbarung gut über- und
bestanden. Sie resultiert aus den letzten Vorkomm-
nissen zu EHEC - auch da wissen Sie, wie lange
man nach der Verursacherquelle suchen musste.

Anlässlich der 8. Verbraucherschutzministerkonfe-
renz im September 2012 in Hamburg wurde erneut
bekräftigt, dass in Krisensituationen größeren Aus-
maßes ein länderübergreifendes Krisenmanage-
ment unverzichtbar ist. Die Vereinbarung über die
Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den Län-
dern in Krisenfällen im Bereich der Lebensmittel-
und Futtermittelsicherheit wurden dort einstimmig
gebilligt. Ich habe die Vereinbarung dann auch am
5. November dieses Jahres unterzeichnen dürfen.
So weit zu den erfragten Konsequenzen, die aus
dem Erkrankungsgeschehen zu ziehen waren.

Der Antrag hat auch noch eine andere Hauptrich-
tung. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
möchte einen Bericht zur Qualität der Essenversor-
gung in den Bildungseinrichtungen. Bekanntlich be-
ziehen sich die Kontrollen der Lebensmittelüberwa-
chungsbehörden auf die Gewährleistung der Le-
bensmittelsicherheit und nicht auf den Geschmack
bzw. die Zusammensetzung des Essens. Um diese
Qualitätsfragen aber geht es auch der Thüringer
Landesregierung. Für uns hängt die Qualität dieser
Einrichtung auch wesentlich davon ab, wie Kinder
dort versorgt werden. Die Versorgung und Betreu-
ung hat unmittelbar mit ihrem Wohlbefinden zu tun.
Verantwortlich dafür sind Schulträger und Träger
der Kindereinrichtungen auch für die regelmäßige
Bereitstellung des Mittagessens.

9994 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 105. Sitzung - 13.12.2012

(Abg. Dr. Augsten)



Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fragt an,
ob wir als Landesregierung die Notwendigkeit se-
hen, das Angebot an regionalen und gesunden Le-
bensmitteln für die Schul- und Kindertagesstätten-
verpflegung zu verbessern, wenn ja, in welcher
Weise. Zunächst, denke ich, ist es weder sachge-
recht noch belegbar, dass eine unmittelbare Kausa-
lität zwischen regionalen und gesunden Lebensmit-
teln herzustellen ist. Es gibt keine ungesunden Le-
bensmittel, sondern es gibt ungesunde Ernährung
bzw. Lebensweise. Die Landesregierung sieht die
Notwendigkeit, die Qualität der Schul- und Kinder-
tagesstättenversorgung zu verbessern. Hierfür be-
darf es neben der Hilfestellung vor Ort, auf die ich
auch noch eingehen möchte, auch einer fachlichen
Zusammenarbeit aller am Qualitätsprozess Beteilig-
ten. So befasst sich in regelmäßigen Abständen der
Arbeitskreis Ernährungsaufklärung/-erziehung der
Deutschen Gesellschaft für Ernährung, Sektion
Thüringen, sehr spezifisch mit Angeboten und Qua-
litätsstandards zur Gemeinschaftsverpflegung. Es
werden Verfahren, Programme und Erfahrungen
von Anbietern und Nutzern geprüft und Informatio-
nen gebündelt. Evaluierte Programme, Konzepte
und Projekte der Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung der Deutschen Gesellschaft für Er-
nährung der Friedrich-Schiller-Universität Jena und
anderen werden in Kindereinrichtungen vorgestellt
und die entsprechenden Kontakte zur Etablierung
vermittelt. Des Weiteren werden im Arbeitskreis
fortlaufend Angebote wie das EU-Schulmilchpro-
gramm oder das EU-Schulobstprogramm begleitet
bzw. analysiert. So können Erfahrungen in die aktu-
ellen Entscheidungen für eine höhere Akzeptanz
und gesundheitliche Wirksamkeit einfließen. Die-
sem Arbeitskreis gehören unter anderem auch die
Vernetzungsstelle Schulverpflegung der Verbrau-
cherzentrale und Vertreter des Thüringer Sozialmi-
nisteriums an.

Meine Damen und Herren, aus meiner Sicht wäre
es natürlich wünschenswert, wenn der Schul- oder
Kindertagesstättenträger mit der Essenversorgung
ein regionales Unternehmen beauftragt und die dort
verarbeiteten Produkte in Thüringen erzeugt wer-
den, kurz, die gesamte Wertschöpfung in Thüringen
erfolgen würde. Dies könnte nicht nur positive Aus-
wirkungen auf unsere Kinder und Jugendlichen ha-
ben, sondern stärkt mit Sicherheit auch die Thürin-
ger Wirtschaft/Landwirtschaft. Es lassen sich da-
durch Frische und kürzere Warmhaltezeiten besser
erreichen und regionale Arbeitsplätze sichern, um
nur einmal einige Aspekte aufzuzählen. Als ein po-
sitives Beispiel für ein regionales Unternehmen sei
hier die Firma Buffet:ok genannt, das ist ein Bio-Ca-
terer aus dem Saale-Holzland-Kreis, der etwa 200
Essenportionen pro Tag an drei Kindereinrich-
tungen und eine Schule liefert.

Unabhängig vom genannten Beispiel bedeutet aber
Regionalität nicht automatisch gutes Essen und

Einhaltung von Qualitätskriterien. Größere überre-
gionale Anbieter verfügen meist über ein etabliertes
Qualitätsmanagement, das dazu beiträgt, eine Ver-
pflegung entsprechend den Standards bereitzustel-
len. Auch ist es im Interesse einer abwechslungs-
reichen und vollwertigen Versorgung unerlässlich,
unter anderem auch auf tiefgefrorenes Obst und
Gemüse zurückzugreifen oder beispielsweise Mahl-
zeiten durch Früchte anderer Regionen zu ergän-
zen. Insofern kann ich auch Ihre in der Begründung
Ihres Antrags vorgebrachte Kritik an der Verwen-
dung tiefgefrorener Erdbeeren an sich nichts fin-
den, die kann ich nicht teilen. Wenn Sie meinen,
dass man im Winter, also das wäre mir jetzt
schwieriger, wenn man im Winter frische Erdbeeren
isst, die auch nicht schmecken, davon abgesehen,
dann würde ich die Kritik teilen können, aber so
kann man sagen, das, was im Sommer geerntet
wird, ist tiefgefroren. Das muss nicht per se
schlecht sein.

(Zwischenruf aus dem Hause)

Es muss nicht aus China sein, da bin ich völlig Ihrer
Meinung, da können Sie die Ministerin zitieren, kau-
fe keine Erdbeeren aus anderen Bundesländern,
nur meine eigenen.

Meine Damen und Herren, es ist eine weitere Frage
gestellt worden, nämlich Beispiele für schul- und
kindertagesstätteneigene Küchen, ob die bekannt
sind und wie diese Beispiele bewertet werden. Wir
haben natürlich überwiegend Fremdversorgung in
Schulen, aber wir haben auch einzelne Caterer aus
Thüringen und auch Bildungseinrichtungen mit ei-
genen Küchen, beispielhaft seien hier die Schulkü-
che in Golmsdorf im Saale-Holzland-Kreis

(Beifall CDU)

mit nur etwa 100 Essenportionen und die Waldorf-
schule in Eisenach genannt. Wir bewerten diese
Form der Versorgung ebenfalls positiv, denn die di-
rekten Möglichkeiten der Einflussnahme der Essen-
teilnehmer auf das Schulessen sind bei einer sol-
chen Lösung viel größer. Allerdings darf es kein be-
engtes Provisorium sein, sondern die räumlichen
und personellen, aber auch die hygienischen und
organisatorischen Bedingungen müssen stimmen
und die Qualitätskriterien müssen eingehalten wer-
den. Das stellt an die Verantwortlichen und Betrei-
ber eine außerordentlich hohe Anforderung dar.

Meine Damen und Herren von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, das TMBWK hat das Thema
Ernährung bereits in verschiedenen Bereichen ver-
ankert. So sind die Schulen entsprechend § 47 des
Thüringer Schulgesetzes verpflichtet, ein Konzept
zur Gesunderhaltung und gesunden Lebensweise
zu erstellen. In den Lehrplänen ist das Thema ge-
sunde Ernährung explizit in den Fächern Heimat-
und Sachkunde sowie in Biologie ausgewiesen.
Auch im Thüringer Bildungsplan für Kinder bis 10
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Jahre werden im Bildungsbereich motorische und
gesundheitliche Bildung, die Fragen der gesunden
Ernährung aufgegriffen. Neben dieser systemati-
schen Verankerung des Themas Ernährung unter-
stützt das TMBWK auch Angebote von außerschuli-
schen Partnern, die in der Regel kurzzeitige Ange-
bote zu schulischen Projekten unterbreiten. Es ob-
liegt der Eigenverantwortung der Schule, diese An-
gebote pädagogisch wertvoll auszuwählen.

Die Frage zu bestehenden Initiativen für eine Ver-
besserung der Verpflegung von Schülerinnen und
Schülern wird vom TMBWK wie folgt beurteilt: Das
Projekt Bio-Brotbox wird von privaten Anbietern in
Kooperation mit schulischen Partnern in verschie-
denen Bundesländern durchgeführt, so auch im
Herbst 2012 in Thüringen. Dabei waren u.a. Natur-
kost Erfurt, das Schulamt Mittelthüringen und die
Stadt Erfurt Partner. Das TMBWK ist an derartigen
lokalen Angeboten zwar interessiert, aber nicht in-
volviert. Die weiteren genannten Projekte sind Ein-
zelmaßnahmen bzw. Angebote von unterschiedli-
chen Trägern, die in anderen Bundesländern durch-
geführt werden. So ist z.B. das Kompetenzzentrum
Ernährung ein Angebot des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten. „Frucht macht Schule“ ist ein ergänzendes An-
gebot in Nordrhein-Westfalen zum dort laufenden
Schulobstprogramm. „Zukunft muss schmecken“
und „kreative Schulverpflegung“ sind Angebote der
Vernetzungsstellen Schulverpflegung in Bayern.
Die Beurteilung dieser außerhalb Thüringens lie-
genden und durchgeführten Projekte ist dem
TMBWK daher nicht möglich.

„Küchen für Deutschlands Schulen“ ist ein bundes-
weiter Wettbewerb von IN FORM. Das ist Deutsch-
lands Initiative für gesunde Ernährung und mehr
Bewegung, an dem sich alle Schulen in Deutsch-
land beteiligen können. In Thüringen hat sich im
Jahr 2011 die Wippertus-Schule in Kölleda mit Er-
folg an diesem Wettbewerb beteiligt. Sie verfügt
seit dem über eine gut ausgestattete Übungsküche.

Sehr geehrte Damen und Herren, aus Anlass des
von Ihnen genannten Erkrankungsgeschehens hat
es in den Medien eine berechtigterweise heftige
Diskussion um die Qualität und die Kosten der Es-
senversorgung gegeben. Sie beinhaltet im Wesent-
lichen zwei Aspekte bzw. Fragen:

1. Hängt die Auswahl des Anbieters durch den Trä-
ger auch vom Preis ab, den Eltern bereit oder in der
Lage sind zu zahlen?

2. Welchen Einfluss haben Eltern und die Schul-
konferenz auf die Qualität der Essenversorgung?

Zur ersten Frage ist anzumerken, dass die Träger
der Einrichtungen verantwortlich und realistisch ab-
wägen müssen. Die Prüfung der Qualität von Ver-
pflegungsangeboten nimmt ihnen niemand ab. Das
Preis-Leistungs-Verhältnis muss überprüfbaren Kri-

terien entsprechen. Das gilt auch dann, wenn die
Anbieter unter Wirtschaftlichkeitsaspekten entschei-
den, die zu bewerten nicht immer leicht ist. Auf die-
se Abwägungs- und Qualitätsprüfung haben nicht
nur Kinder und Jugendliche ein Recht, sondern
auch ihre Eltern, die dieses Essen bezahlen.

Die Frage zur Inanspruchnahme von Zuschüssen
für Schul- und Kindertagesstättenessen aus dem
Bildungs- und Teilhabepaket beantworten wir wie
folgt: Einkommensschwache Familien können
durch das Bildungs- und Teilhabepaket bis zum ei-
nem Selbstbehalt von 1 € eine finanzielle Unterstüt-
zung für das Schulessen erhalten. Teilweise stüt-
zen auch kommunale Gebietskörperschaften den
Preis für das Essenangebot entsprechend ihren
Möglichkeiten. Eine amtliche Statistik zu den Leis-
tungen für Bildung und Teilhabe liegt derzeit noch
nicht vor. Auswertungen auf Fachebene lassen
aber erkennen, dass in Thüringen die Teilnahme
am Schul- und Kindertagesstättenessen zu den
Leistungen aus dem Bereich Bildung und Teilhabe
zählt, die mit am häufigsten in Anspruch genom-
men wird.

Lassen Sie mich, weil ich das von Anfang an mit
begleitet habe, auch informativ dazu noch einmal
ganz herzlichen Dank sowohl an die Schulträger,
Kindertagesstättenträger, auch an die Einrich-
tungen selbst sagen. Ich weiß, dass mit ganz viel
Aufwand die Eltern auch dazu bewogen wurden,
diese Anträge zu stellen. Wir haben auch bei einer
Reihe von Jobcentern da große Offenheit gefun-
den, wie man das abrechnen kann, denn das ist
das größte Problem, dass die Eltern den Antrag
stellen und dann am Ende da hinkommen. Wir hof-
fen natürlich auch, wenn wir jetzt in der Evaluation
weiterkommen, wir haben auch einen Antrag aus
der Arbeits- und Sozialministerkonferenz gestellt
quasi an die Bundesministerin, dass wir wirklich zu
organisatorischen Vereinfachungen kommen. Ich
kenne das aus anderen Bundesländern, das sind
zwar Stadtstaaten, aber so etwas könnte man auch
bei uns machen, dass Listen geführt werden kön-
nen, dass man also nicht die Einzelanträge schaf-
fen muss und dann einzelne Kinder, weil ihre Eltern
dazu nicht in der Lage oder willens sind, dann vom
Mittagessen ausgeschlossen werden.

Meine Damen und Herren, obwohl das Land - wie
gerade ausgeführt - für die Preisgestaltung der
Schulverpflegung nicht zuständig ist, versucht na-
türlich auch die Thüringer Landesregierung, flankie-
rende Maßnahmen anzubieten, die die Preisbildung
positiv beeinflussen. Im Rahmen der Bundesratsini-
tiative aus dem Jahr 2010 haben wir für eine struk-
turelle Neuordnung und Überprüfung der Ermäßi-
gungstatbestände im Umsatzsteuerrecht einen An-
trag gestellt, weil sie insbesondere bei der Besteue-
rung der Verpflegung in Schulen, Kindertagesstät-
ten und vergleichbaren sozialen Einrichtungen
Handlungsbedarf sieht. Eine Mehrheit hat im Bun-
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desrat letztlich aber der Antrag von Nordrhein-
Westfalen gefunden, der sich für eine allgemeine
Überprüfung des Katalogs der Ermäßigungstatbe-
stände aussprach, ohne die Besonderheit des so-
genannten Schulessens zu benennen. Die Bundes-
regierung wurde aufgefordert, hierzu notwendige
Schritte einzuleiten.

Meine Damen und Herren, ich möchte kurz die Auf-
fassung der Thüringer Landesregierung in der Dis-
kussion um die Senkung der Mehrwertsteuer für
Schul- und Kita-Essen darstellen. Wir haben uns
mit persönlichem Schreiben an den Bund gewandt,
und zwar hat am 9. September die damalige Fi-
nanzministerin Frau Walsmann an Herrn Schäuble
geschrieben, an den Bundesfinanzminister, um sich
dafür einzusetzen, dass die Kommission die not-
wendigen Arbeiten zur Reform der Mehrwertsteuer
im Bereich der Steuersätze zügig aufnimmt. Wir
müssen zwei Jahre später konstatieren, die Arbeit
ist bis zum heutigen Tag nicht aufgenommen. Den
Äußerungen des Bundesfinanzministers ist zu ent-
nehmen, dass dies auch in absehbarer Zeit nicht
vorgesehen ist. Es scheint daher nahezu ausge-
schlossen, dass die Thematik noch in dieser Legis-
laturperiode behandelt wird. Zur Vollständigkeit sei
darauf hingewiesen, dass bereits nach derzeit gel-
tendem Recht die Schul- und Kindertagesstätten-
verpflegung nicht generell dem allgemeinen Um-
satzsteuersatz in Höhe von 19 Prozent unterliegt;
sie kann unter bestimmten Voraussetzungen um-
satzsteuerfrei sein oder einem ermäßigten Steuer-
satz von 7 Prozent unterliegen. So kann sie zum
Beispiel umsatzsteuerfrei sein, wenn die Schul- und
Kindertagesstättenversorgung durch eine gemein-
nützige Einrichtung, z.B. einen Wohlfahrtsverband
bzw. einer angeschlossenen Einrichtung eines
Wohlfahrtverbandes, erfolgt.

Was die Einflussnahme und die Verantwortung der
Eltern und Pädagogen betrifft, sei hier auch auf
§ 38 Abs. 5 des Thüringer Schulgesetzes verwie-
sen. Danach entscheidet die Schulkonferenz über
die Pausenverpflegung unter Berücksichtigung der
Grundsätze einer gesunden Ernährung. Auch hier
kommt es auf die verantwortungsbewusste und ab-
gewogene Wahrnehmung dieser Rechte an. Ich
kann auch aus meiner Arbeit im Saale-Orla-Kreis
berichten. Das war natürlich zunächst mal unge-
wohnt, aber dennoch hat es einen guten Weg ge-
funden, als der damalige Landrat, Herr Roßner, ge-
sagt hat, ihr könnt selber entscheiden, ich gebe es
nicht vor als Landkreis, sondern ihr könnt selber
entscheiden und damit sind ganz viel gute, auch
kleine Projekte entstanden, vor allen Dingen auch
an kleineren Schulen, die sich für eine Essenver-
sorgung vor Ort entschieden haben, sogar zum
Teil, wenn das möglich war, auch in unmittelbarer
Nähe gekocht haben. Ich denke, dieses Bewusst-
sein muss auch bei Eltern mit vorhanden sein, aber
auch bei den Mitgliedern des Kreistages und der

Stadträte, dass man auch die Eltern da wirklich ak-
tiv mit in die Meinungsfindung hinein nimmt und am
Ende dann auch gute Lösungen finden kann.

Ein weiterer Punkt ist das Thema Ernährung, inwie-
weit auch dies einfließt in die Bildung. Das TMBWK
hat das Thema Ernährung bereits in verschiedenen
Bereichen verankert. Ich habe schon auf § 47 Thü-
ringer Schulgesetz verwiesen und auch auf den Bil-
dungsplan. Auch da steht neben der motorischen
die gesundheitliche Bildung drin. Neben dieser sys-
tematischen Verankerung unterstützt das TMBWK
auch Angebote von außerschulischen Partnern und
es obliegt der Eigenverantwortung der Schule, die-
se Angebote pädagogisch verantwortungsvoll aus-
zuwählen. Hilfreich hierbei ist, dass wir auch Stan-
dards haben, nämlich Standards von der Deut-
schen Gesellschaft für Ernährung für die Qualität
der Schulverpflegung, an denen können sich alle
orientieren. Angesichts der Bemühungen um regio-
nale Kreisläufe ist es notwendig, die DGE-Schulver-
pflegungsstandards hinsichtlich der Regionalität
von Lebensmitteln nachzubessern. Die unter der
Überschrift „Herkunft von Lebensmitteln“ formulierte
Aussage in der Broschüre „DGE-Qualitätsstandard
für die Schulverpflegung“ bezeichnet die Ausrich-
tung der Speisenplanung am saisonalen Angebot
lediglich als wünschenswert; hier sollte unbedingt
eine Nachbesserung erfolgen, indem das Angebot
regionaler Produkte als ein weiteres Kriterium der
Schulküchenzertifizierung aufgenommen und maß-
geblich im Audit für die Zertifizierung berücksichtigt
wird. Ich denke, das tut am Ende auch den Kindern
gut. Nicht nur, weil sie merken, was in der Saison
auch gut schmeckt, weil, wir hatten das Thema Erd-
beeren, schon im Sommer schmecken nicht alle
Erdbeeren gut, wenn sie in der Schale liegen im
Supermarkt, geschweige denn, wenn man in einer
Jahreszeit ein Produkt hat, was sonst dort nicht vor-
kommt, es sei denn, es ist eingefroren und man
kann es anderweitig nutzen. Aber auch das, glaube
ich, ist eine Bildung, die neben dieser Qualität und
auch, sage ich mal, Sensibilisierung der Kinder für
ein qualitätsvolles Schulessen eben auch möglich
ist.

Meine Damen und Herren, es ist nicht so, dass wir
die Schulen und Schulträger mit den Qualitätsstan-
dards allein lassen. Im Rahmen von mehreren För-
dermaßnahmen bietet auch mein Haus den an die-
sem Prozess Beteiligten fachlichen Rat zum Thema
„Gesunde Schul- und Kindertagesstättenverpfle-
gung“ an. So führt die von unserem Haus geförder-
te Sektion Thüringen der DGE Beratungsgespräche
mit interessierten Schulleitern durch. Üblicherweise
geschieht dies, wenn Projekttage in Schulen aktuell
sind; zu nennen sind hier die kindgerechten Projek-
te „Pause is(s)t köstlich“ und „Der junge Gourmet“.
Unterstützt wird die DGE hierbei oft durch Studen-
ten der Universität in Jena, die im Rahmen von
fachlichen Übungen Kinder und Jugendliche auch
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praktisch bei der Zubereitung eines gesunden
Schulfrühstücks anleiten. Wir haben das selbst ein-
mal vor zwei Jahren zum Verbraucherschutztag
probiert in einer Schule. Das war ganz interessant
gewesen und hat allen auch, wie ich das gemerkt
habe, großen Spaß gemacht. Das Thüringer Agrar-
Marketing des Thüringer Ministeriums für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz bringt sich
bereits seit vielen Jahren aktiv in diese Aufklä-
rungsarbeit in Schulen und Kindertagesstätten ein.
Zwischen der DGE-Sektion Thüringen und dem
TMLFUN existiert eine langjährige Partnerschaft, in
der die Einsätze der DGE in den Schulen vertrag-
lich festgeschrieben und mit konkreten Inhalten un-
tersetzt sind.

In den von der DGE-Sektion Thüringen durchge-
führten Veranstaltungen in Schulen und Kinderta-
gesstätten wird ausdrücklich auf die Nutzung regio-
naler Erzeugnisse bei der Herstellung von Speisen
geachtet. Den Kindern und Jugendlichen wird die
Bedeutung des Thüringer Qualitätszeichens „Ge-
prüfte Qualität aus Thüringen“ erläutert und die
Auswirkungen der Nutzung regionaler und saisona-
ler Produkte auf Ökonomie, Ökologie und Nachhal-
tigkeit werden behandelt. Das Landwirtschaftsres-
sort ist darum bemüht, den Unterrichtsstoff der
DGE zu gesunder Ernährung mit dem Wissen zu
regionalen Produkten zu verknüpfen. Dazu wurden
und werden in gemeinsamer Arbeit mit der DGE al-
tersgerechte Arbeitsmaterialien hergestellt, die
ganz speziell Wissen zu regionalen Produkten ver-
mitteln und außerdem das Thüringer Qualitätszei-
chen der Land- und Ernährungswirtschaft „Geprüfte
Qualität aus Thüringen“ abbilden. So wurden zum
Beispiel sieben Unterrichtsmappen speziell zum Er-
nährungskreis aufgelegt, in denen die Themen
Obst, Korn, Gemüse, Milch, Fleisch, Fett und Was-
ser als Teile des Ernährungskreises in Bezug zur
Region Thüringen dargestellt werden. Wer schon
einmal aufmerksam gewesen … Wie bitte?

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: Korn noch
nicht.)

Korn noch nicht - steht aber hier. Wahrscheinlich ist
das Ministerium im Vorlauf. Ich meine natürlich das
Weizenkorn oder das Gerstenkorn, aber auch nicht
das Gerstenkorn, oder Haferkörner. „Getreide“
müsste da stehen, Herr Primas. Ich korrigiere mich
wie folgt, ich habe in der Schule aufgepasst, „Ge-
treide“ müsste es heißen. Ich werde es dem Kolle-
gen Reinholz sagen.

In Kindertagesstätten und Schulen werden kosten-
los Bildungs- und Unterrichtsmaterialien eingesetzt,
die von der DGE-Sektion Thüringen entwickelt wur-
den und den Themenkreis „Gesundheitsförderung
und Lebensmittel aus der Heimat“ interaktiv behan-
deln. Geplant sind für die Zukunft Kooperationsver-
anstaltungen mit der DGE Bonn zum Thema „DGE-
zertifizierte Verpflegung“ für interessierte Essenan-

bieter im Freistaat. Einen wichtigen Anteil bei der
Aufklärungsarbeit im Bereich der gesunden Ernäh-
rung leistet die von meinem Haus und vom Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz geförderte Vernetzungsstelle
Schulverpflegung. Hier können sich Schulen,
Schulträger und Elternvertretungen bei der Auswahl
der Essenanbieter beraten und unterstützen lassen.
Aber auch die Anbieter von Schulverpflegung wer-
den hinsichtlich der Anwendung der DGE-Qualitäts-
standards informiert. Daneben führten die Mitarbei-
terinnen dieses Projekts in den vergangenen Jah-
ren Aufklärungskampagnen und Weiterbildungsver-
anstaltungen zum Thema „Gesunde Schulverpfle-
gung“ durch. Exemplarisch seien hier die 13 Veran-
staltungen für die Zielgruppe Schule, also Lehrerin-
nen, Schulleiterinnen, Erzieherinnen, Schülerinnen,
aber auch die sechs Workshops für Anbieter ge-
nannt.

Überregional bedeutende Veranstaltungen waren
außerdem die Messe „Kinderkult“ in Erfurt, die Thü-
ringer Fachtagung zur Schulverpflegung und der
Thüringer Tag der Schulverpflegung. Für Schülerin-
nen und Schüler direkt wurde der Wettbewerb „Po-
wersnack“ initiiert und zweimal eine Zukunftswerk-
statt durchgeführt. Alle Veranstaltungen wurden gut
angenommen und es konnten fachliche Hinweise
und Informationen seitens der Vernetzungsstelle
gegeben werden. Insofern wird die Arbeit der Ver-
netzungsstelle sehr positiv bewertet.

Hinsichtlich der Finanzierung ist festzustellen, dass
der von der Landesregierung eingereichte Haushal-
tentwurf für die Jahre 2013/2014 eine Sicherung
der Finanzierung der Vernetzungsstelle Schulver-
pflegung bis zum 31. Juli 2013 vorsieht. Ob eine Fi-
nanzierung über diesen Zeitraum hinaus möglich
ist, wird der Haushaltgesetzgeber entscheiden.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Erreger
noch einmal zurück. Das inzwischen abgeklungene
Erkrankungsgeschehen Norovirus hat uns für einen
Bereich sensibilisiert, über den öffentlich wenig
kommuniziert wird, weil meist nichts passiert. Umso
wichtiger ist es, dass das Thema Essenversorgung
in Schulen und Kitas dringend im Blick behalten
wird. Es geht um die Lebensmittel für Kinder und
Jugendliche, es geht um ihre Gesundheit und ihr
Wohlbefinden. Es ist kein Randthema, wenn es um
Bildungs- und Schulqualität geht. Das Thüringer Mi-
nisterium für Soziales, Familie und Gesundheit
ebenso wie das Thüringer Ministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur werden die Träger der
Schulen und Kindertagesstätten unterstützen, wenn
es um eine gute Qualität geht, aber auch um Quali-
tätsstandards geht. Vielen Dank, meine Damen und
Herren, auch für Ihre Geduld, aber es musste sein,
es ist ein wichtiges Thema.

(Beifall im Hause)
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Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Ministerin, für Ihren
ausführlichen Bericht. Ich frage: Wer wünscht die
Beratung zum Sofortbericht zu Nummer 1? Ich se-
he, die FDP-Fraktion, die CDU, die SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und die Fraktion DIE LINKE, also
alle Fraktionen. Auf Verlangen aller Fraktionen er-
öffne ich nunmehr die Beratung zum Sofortbericht
zu Nummer 1 und gleichzeitig eröffne ich die Aus-
sprache zu Nummer 2 des Antrags.

Als erste Wortmeldung haben wir jetzt Franka Hit-
zing für die Fraktion der FDP.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen
und Herren, liebe Frau Ministerin, herzlichen Dank
für den wirklich umfangreichen und richtig lehrrei-
chen Sofortbericht. Der Volksmund sagt: „Du bist,
was du isst.“ Und gerade bei unseren Kleinen, die
können meist noch nicht selbst wählen, müssen wir
da auch sehr sensibel sein, denn in Ihrem Antrag
geht es ja nicht nur um die Schulverpflegung, son-
dern auch um die Kindertagesstätten.

Kinder sollen gesund aufwachsen, um leistungsfä-
hig zu sein, um ihr Leben genießen zu können, um
heranzuwachsen, und dazu ist natürlich gutes, qua-
litativ hochwertiges Essen, eine ausgewogene Er-
nährung notwendig. Sehr oft ist es tatsächlich so,
dass Schulen und Kindertagesstätten die Verpfle-
gung mehr und mehr übernehmen, weil es in vielen
Fällen nicht mehr die Oma und den Opa zu Hause
gibt, die am Nachmittag sich dann um das warme
Mittagessen kümmern, und deshalb ist natürlich die
Schulverpflegung von ganz besonderer Bedeutung.

(Beifall FDP)

Wir haben auch Schulgärten. In den Schulgärten
wird zumindest in der Grundschule den Kindern
schon beigebracht, wie das Gemüse heißt, wie das
Gemüse angepflanzt wird, wie das Obst heißt, und
im Idealfall können die Kinder dann in der eigenen
Hauswirtschaftsküche bestimmte Dinge auch selbst
zubereiten und essen. Das trägt natürlich sehr dazu
bei, dass unsere Kinder auch ein besonderes Ge-
fühl für regionale Lebensmittel bekommen und tat-
sächlich, wie Frau Ministerin sagte, den Unter-
schied machen können zwischen saisonalem Ge-
müse oder Obst und Dingen, die eigentlich nicht in
die Jahreszeit passen.

Weil da natürlich Erfahrungen aus verschiedenen
Programmen notwendig sind - Sie sprachen in ih-
rem Punkt 2 a unter anderem auch das Ernäh-
rungsnetzwerk Thüringen an -, werden wir dem
Punkt a Ihres Antrags auch zustimmen. Für eine
gesunde Ernährung sind schnelles Essen, viel
Zucker, viele Kalorien und Fett natürlich negativ. Da
gibt es einen sehr interessanten Film dazu, der sich
nennt, das war ein Filmprojekt, „Super Size Me“

aus dem Jahr 2004, da hat jemand einen Selbstver-
such gemacht und hat 30 Tage lang von einem
großen Fastfood-Hersteller sich ernährt und das
Resultat war tatsächlich zu sehen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Nicht ernährt.)

Am Leben erhalten, irgendwie eben ernährt. Das
Resultat war wirklich gut zu sehen, es war volumi-
nös zu sehen. In diesem Selbstversuch sollte ge-
nau das dargestellt werden, was wir im Grunde ge-
nommen auch alle wissen. Man darf auch nicht ver-
gessen, neben der gesunden Ernährung sind für
unsere Kinder auch Bewegung und Sport von ganz
großer Bedeutung. Deshalb ist es auch gerade im
Bereich der Schulen schlimm, wenn wir auch im
Bereich des Sportunterrichts kürzen müssen oder
Unterrichtsausfall haben, weil uns die entsprechen-
den gut ausgebildeten Sportlehrer vielleicht fehlen.

(Beifall FDP)

Das ist ein Thema, über das haben wir heute schon
einmal gesprochen, ich möchte es einfach nur noch
einmal anmerken, Unterrichtsausfall kann sich also
auch auf die Gesundheit unserer Kinder auswirken,
wenn es in diesem Falle die Sportlehrer sind.

Zur Preisgestaltung möchte ich noch ein paar Wor-
te sagen, und zwar ist es natürlich so, regionale
Verpflegung, so wie Sie das in Ihrem Antrag hier
formulieren, von kleinen Küchen mit regionalem
Obst und Gemüse, mit regionalen Produkten in
Gänze, das kostet auch Geld, mehr Geld mögli-
cherweise als von einem Großanbieter. Das muss
man der Ehrlichkeit halber dazusagen. Wir haben
hier in Thüringen so ungefähr einen Betrag von 2 €
für ein Schulessen. Für 2 € ist es schon schwierig,
ein Mittagessen herzustellen in einer richtig guten
Qualität und das von einem kleinen Anbieter. Das
wissen Sie alle selbst, wir wissen das, viele Dinge
regelt einfach die Menge. Es wird in vielen Fällen
das Essen subventioniert und das ist auch notwen-
dig. Bemerkenswert finde ich an dieser Stelle aber
eine ganz neue Entwicklung hier in der Stadt Erfurt.
Hier ist es nämlich gerade so, dass im Stadtrat ab-
gestimmt wird darüber, dass 50 Cent pro Essenpor-
tion weggenommen werden sollen in der Förde-
rung, und das bei einer rot-rot-grünen Mehrheit.
Das finde ich sehr bemerkenswert.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Da wollen wir mal schauen, wie die FDP ab-
stimmt.)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Wie ist das mit dem Abstimmverhalten der
FDP?)

Grundsätzlich schließen die Schulämter natürlich
die Verträge mit den Essenversorgern.
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(Unruhe im Hause)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Wir haben den nicht eingebracht.)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Das Wort hat jetzt Frau Hitzing.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Reden Sie mir jetzt
nicht davon, dass ich die Zwänge kenne, natürlich
kennen wir alle die Zwänge, aber wir wissen auch,
dass es bestimmte Punkte gibt, da muss man Prio-
ritäten setzen. Das ist bei der Ausbildung und der
Erziehung unserer Kinder meines Erachtens ganz
wichtig und auch bei der Verpflegung.

(Beifall FDP)

Ich wollte das nur einmal in Rede gestellt haben.
Die Verträge werden gemacht von den Schuläm-
tern vor Ort und natürlich auch in Zusammenarbeit
mit den Schulkonferenzen, also Eltern, Lehrern und
Schülervertretungen. Im Idealfall gehen die Aufträ-
ge an zertifizierte Küchen. Frau Ministerin Taubert
führte aus, dass Wohlfahrtsverbände, wenn die
große Küchen betreiben, das Essen zu einem an-
deren Preis anbieten können wegen der erlassenen
Steuer. Das ist auch in vielen Regionen praktikabel
und wird auch so angewandt.

Zu Ihrem Punkt 2 b möchte ich sagen, dem können
wir nicht zustimmen. Hier möchten Sie verschiede-
ne Evaluierungen durchgeführt wissen, und das im
Rahmen eines thüringenweiten Projekts. Und ganz
am Schluss, nachdem Sie alle Punkte aufgelistet
haben, was evaluiert werden soll, sagen Sie gleich,
es soll eine Strategie zur Verbesserung der Situati-
on der Schulverpflegung erarbeitet werden. Ich un-
terstelle mal, wenn Sie das schon hier im Antrag
haben, dass Sie eventuell an der Evaluierung und
den Ergebnissen gar nicht interessiert sind, sonst
würden Sie nicht gleich sagen, wir wollen eine Ver-
besserungsstrategie. Dann kann man das ganz
weglassen.

(Beifall FDP)

Dass man etwas verbessern kann, das wissen alle,
und es ist immer Luft nach oben, aber dann muss
man es anders formulieren. Das können wir so
nicht unterstützen.

Die beiden letzten Punkte, einmal die Projektstelle
Schulverpflegung und auch das Thema der Fortbil-
dungsrichtlinien für Köchinnen und Köche und Leh-
rer und Erzieherinnen, unterstützen wir und sehen
auch hier die Notwendigkeit, dass natürlich auch
diejenigen, die kochen, die entsprechende Ausbil-
dung haben müssen. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Hitzing. Als Nächstes
freuen wir uns auf den Beitrag von Diana Skibbe für
die Fraktion DIE LINKE.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Freuen wir
uns da mit?)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Und wenn wir
uns nicht freuen?)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das ist eine
selbst erfüllende Prophezeiung.)

Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
hatte mir schon gedacht, dass es eine ganze An-
sammlung von Programmen gibt, die für gesunde
Ernährung in Kindergärten und Schulen sprechen.
Ich weiß, Bildungsplan und auch bestimmte Lehr-
pläne fordern das einfach auch von den Lehrkräf-
ten. Aber hier geht es ja nicht nur um die gesunde
Ernährung, sondern auch in erster Linie um das
Mittagessen für Kinder in Kindergärten und
Schulen. Ich denke, gerade die 1.000 Erkrankun-
gen in Thüringen und 11.000 in den anderen Bun-
desländern haben gezeigt, dass nicht alles gut ist,
dass nicht alles schön ist und dass es doch ganz
schöne Defizite und Schwächen im System gibt.

Sie sind bereits auf einiges eingegangen, Frau Mi-
nisterin, aber ich möchte vielleicht noch ein paar
Dinge benennen. Nur ganz wenige Schulen kochen
selbst ihr Mittagessen. Die Entscheidung - Frau Hit-
zing, Sie hatten das gesagt - trifft im Großen und
Ganzen die Schulkonferenz. Oft kann im Vorfeld
bei den Essenanbietern schon mal gekostet werden
in einer Verköstigungswoche, aber die Qualität
kann nicht immer gehalten werden. Der Druck auf
die Küchen, auf die Caterer ist enorm, sie versu-
chen also auch da entgegenzuhalten. Die geringen
Preise für die Essenportionen - da muss man zum
Teil von Dumpingpreisen sprechen - können nur
gehalten werden, weil in der Branche sich die Men-
schen oft selbst ausbeuten, selbst nur geringe Löh-
ne nehmen und dadurch eben auch auf höhere
Preise verzichten.

Der zweite Teil, der angesprochen werden muss,
ist in meinen Augen auch die Teilnahme der Schü-
lerinnen und Schüler an der Schulspeisung. Auch
die geht gerade in den weiterführenden Schulen
doch dramatisch zurück und ist oft nur sehr gering.
Die Frage, die hier dahintersteht, ist: Wollen wir für
unsere Kinder billiges Essen zubereiten, zubereitet
auch zum Teil aus Fertig- und Halbfertigprodukten,
oder wollen wir diese saisonalen Produkte aus der
Region, die möglichst noch frisch zubereitet wer-
den?

Eine Umfrage in den Kreisen hat zum Beispiel ge-
zeigt, dass in Weimar an keiner einzigen Schule
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selbst das Essen zubereitet wird. Einzig im Förder-
zentrum Sehen und in der Regelschule Pestalozzi
wird durch die Küche des Wohnheims für Sinnes-
behinderte für ein Mittagessen gesorgt. Dieses Mit-
tagessen wird dort durch das städtische Personal
gekocht und ausgegeben. In einigen der Weimarer
Schulen finden Bewertungen durch die Essenteil-
nehmer statt, die zum Teil auch anonymisiert wer-
den und jährlich stattfinden. Fachleute sind sich
darin einig, dass die Zubereitung des Mittagessens
in der Kindereinrichtung oder in der Schule selbst
den Bereich der gesunden Ernährung, der übrigens
auch Bestandteil des Bildungsplans ist, absolut be-
reichern würde.

Meine Damen und Herren, DIE LINKE stellt sich in
verschiedenen Gremien die Frage, wie könnte man
für alle Kinder und Jugendlichen eine hochwertige
und unentgeltliche Verpflegung in Kindergärten und
Schulen gewährleisten und welche Forderungen
müssten damit verbunden sein? Dabei darf beim
Speisenangebot natürlich nicht Halt gemacht wer-
den. Es geht hier weiter um die Esskultur, die auch
bei vielen Kindern in vielen Einrichtungen leidet.
Hierbei wäre es gut, wenn Kinder und Jugendliche
in die Planungen einbezogen werden, nicht nur in
die Planung der Speisen, sondern auch in die Ge-
staltung der Pausen und der Umgebung beim Es-
sen. Kinder sind keine Bittsteller, die derzeitigen
Hartz-IV-Regelsätze sind nicht auskömmlich für ei-
ne altersgerechte Ernährung, und zwar bei Weitem
nicht.

Auch die Angebote über das Bildungs- und Teilha-
bepaket sind zum Teil unbefriedigend, auch wenn
wir sehen, dass es in Thüringen Anstrengungen
gibt - Sie hatten das bereits gesagt, Frau Ministerin.
Trotzdem ist das Paket für uns zu bürokratisch und
verursacht einen zu hohen Verwaltungsaufwand.
Eine Anfrage über die Bundestagsfraktion der LIN-
KEN belegt, dass kaum die Hälfte der Antragsbe-
rechtigten einen Antrag im Bund stellt. Zahlen nach
Bundesländern sortiert haben wir leider nicht. Dazu
hat die Bundesregierung keine Angaben gemacht,
warum das so ist. Ein Schelm, der Böses dabei
denkt.

Wir als LINKE fordern weiterhin verbindliche Quali-
tätsstandards. Das, was wir gehört haben an Quali-
tätsstandards, ist nicht verbindlich für Kindergärten
und Schulen. Die Einhaltung dieser Standards
müsste selbstverständlich auch sichergestellt und
kontrolliert werden. Die Qualitätsstandards sollen
zum Beispiel dazu führen, dass ein geschmacklich
vielfältiges Angebot vorgenommen wird, das ab-
wechslungsreich ist und vor allem frisch und ohne
Zusatzstoffe.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Es muss auch
ausgewogen sein.)

Auch hier hat die Stelle für Ernährung in Thüringen
Angebote unterbreitet, sie berät. Die Verbindlichkeit

ist uns hier wichtig. Die Informationen über regiona-
le, saisonale und ökologische Erzeugung von Le-
bensmitteln wird in vielen Schulen vorgenommen.
Auch die Kindergärten bemühen sich darum, das
finde ich gut und das habe ich auch selbst so er-
lebt.

Wenn Kinder und Jugendliche Aktivitäten vorneh-
men, selbst Speisen zubereiten, selbst dann ihre
zubereiteten Speisen verzehren können, genau
dann ist das für die ein Erlebnis und gut. Das kann
natürlich an Projekttagen weiter geschehen und
das finde ich auch gut.

Noch ein Wort zum Mehrwertsteuersatz. Auch DIE
LINKE ist für eine Reduzierung des Mehrwertsteu-
ersatzes von 19 Prozent auf 7 Prozent. Hier ist
noch mal zu sagen, es kann wohl kaum sein, dass
wir für Hundefutter den geringen Mehrwertsteuer-
satz bezahlen und dafür aber das Essen in den
Schulen mit 19 Prozent besteuert wird. Hier muss
es unbedingt auch Initiativen geben. Bei nicht ge-
winnorientierten Unternehmen - das hatten Sie
schon gesagt - kann ja der Mehrwertsteuersatz
gänzlich weggelassen werden.

Ich denke, es gibt eine ganze Reihe zu tun. Wir
stimmen dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN zu
und würden uns die Weiterberatung in den Aus-
schüssen wünschen. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Skibbe. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Grob für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Grob, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Abgeordneten, auf
den Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN über die Verpflegung in Kindergärten und
Schulen ist die Ministerin bereits ausführlich einge-
gangen. Dafür möchte ich Ihnen, liebe Frau Tau-
bert, recht herzlich danken. Das war wirklich aus-
führlich.

Erlauben Sie mir, zum bereits Gesagten noch ein
paar Ergänzungen und eigene Gedanken. Eine
möglichst flächendeckende Versorgung von Kinder-
gärten und Schulen mit Essenangeboten ist wün-
schenswert. Ebenso wichtig ist, dass die angebote-
nen Speisen einer ausgewogenen Ernährung und
der Gesunderhaltung dienen. Keinesfalls sollen die
Essenangebote jedoch krank machen. Genau das
ist aber Ende September tausendfach passiert.
Auslöser sollen nach Kenntnislage aus China im-
portierte tiefgefrorene Erdbeeren gewesen sein, die
bei vielen Kindern eine Infektion von Noroviren zur
Folge hatten. Wenn es zu einem solchen letztlich
glimpflichen Vorfall kommt, muss freilich geschaut
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werden, welche Lehren daraus gezogen werden
müssen. Somit ist auch zu begrüßen, dass wir hier
uns mit dem Thema beschäftigen und uns von der
Ministerin berichten lassen. Es sei dahingestellt, ob
es sinnvoll ist, Ende September Tiefkühlerdbeeren
aus China auf dem Speiseplan zu haben. Freilich
ist das noch eine Jahreszeit, in der frisches einhei-
misches Obst und Gemüse zur Verfügung steht.
Die Verwendung regionaler und saisonaler Lebens-
mittel ist in Großküchen, aber auch bei vielen Men-
schen daheim sicherlich noch steigerungsfähig.
Richtig ist, gerade in Thüringen bieten wir mit
fruchtbaren Böden gerade im Thüringer Becken
beste Voraussetzungen für eine vielfältige Versor-
gung mit frischem Obst und Gemüse aus nächster
Nähe. Damit zur Wertschöpfung und letztlich zur
Stärkung der Thüringer Landwirtschaft beizutragen,
kann im Grunde genommen nicht verkehrt sein.
Doch muss ich auch, wie schon die Ministerin, dar-
auf hinweisen, wo denn die Zuständigkeit für diese
Essenversorgung in Kindergärten und Schulen
liegt. In erster Linie zeigen sich hier die Schulträger,
also die Landkreise und kreisfreien Städte, verant-
wortlich. Das Gleiche gilt auch für die Kommunen
als Betreiber der Kindertagesstätten. Ich habe in
meinem Wahlkreis schon oft die Möglichkeit ge-
habt, gerade in Kindergärten, ich kann es so sagen,
nicht an der Kindergartenspeisung teilzunehmen,
sondern als ich dort vorgelesen habe, weil ich das
ein bisschen pflege, habe ich mir erläutern lassen,
wie dort gekocht wird. Ich kann Ihnen ein Beispiel
sagen aus der Gemeinde Rockenstuhl, wo noch ein
Kindergarten selber kocht und das Essen im glei-
chen Ort noch an die Schule liefert. Was mich total
überrascht hat, war eben, als die Frau mir noch den
Keller zeigte mit den eingemachten Gläsern, wo
dann auch noch die Eltern von zu Hause das Obst
mitgebracht und beim Einkochen geholfen haben
usw., und auf einer Seite extra noch abgeteilt war
für laktosefreies Essen, also eine wunderbare Sa-
che. Man achtet auch da auf Ausgewogenheit und
auf Qualität des Essens. Das hat mich auch in die-
ser Richtung überzeugt. Nicht anders ist es in den
Schulen. Ich weiß zum Beispiel, bei uns im Kinder-
garten in Kieselbach ist es so, dass wir eine eigene
Küche haben und - was auch schon geschehen ist -
wenn die Köchin, also die qualifizierte Kraft, wie Sie
es ja wollen, mal nicht da ist, dann wird ein Vertrag
genutzt, den wir mit einem einheimischen Essenan-
bieter haben, und für diese Zeit dann der Kinder-
garten von da versorgt. Das ist genau das, was Sie
hier fordern. Wenn wir in die Praxis schauen und
vor Ort, dann sehen wir, dass dies schon getan
wird.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Aber eben nur vereinzelt.)

In den Schulen, das ist hier auch schon genannt
worden, ist natürlich die Grundlage für die Kinder,
dass sie herangeführt werden schon, wie Frau Hit-

zing gesagt hat, an diese Möglichkeit, Obst oder
Gemüse anzubauen oder auch kennenzulernen,
wie das alles funktioniert. Natürlich wird dieser
Schulgarten nicht zur Versorgung der Schulküche
sein. Aber das ist ein Grundbegriff dafür, dass die
Kinder lernen, wie das Essen gestaltet worden ist.
Ich kenne das von meiner Enkeltochter, die sagt
mir dann immer, das ist zwar nicht das Mittages-
sen, sondern das Frühstück, was auch schon dann
immer eingeteilt wird in „Heute ist Käsetag“, „Heute
ist Müsli-Tag“, „Heute ist Möhrentag“ usw.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Das Müsli wächst auch im Kleingarten.)

(Unruhe DIE LINKE, SPD)

Ich bin zwar nicht immer neidisch darauf, aber je-
denfalls sieht man doch, wie Kinder mit dieser Sa-
che „Essen“ umgehen. Das ist eigentlich das, was
auch hier gewünscht wird. Als Vorsitzender des
Schulausschusses im Wartburgkreis kann ich Ihnen
sagen, wie die Essenversorgung bei uns läuft. Die
Kindergärten und Schulen beziehen das Essen im
Allgemeinen von regionalen und sogar lokalen An-
bietern, von denen es teilweise auch selbst gekocht
wird. Diese Projekte, die ich eben schon genannt
habe, sind auch in den Schulen. Was mich auch
besonders immer freut, ist, dass in den Schulen
auch Küchen installiert werden, um diese Sachen
vorzubereiten. Jetzt kann ich mal aus dem Näh-
kästchen plaudern, natürlich, wenn der Schulaus-
schuss dann zu Besuch kommt und sich die Schule
anschaut

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Nein, aus
dem Kochtöpfchen.)

- na gut, aus dem Henkeltöpfchen -, dann bemühen
die sich auch in ihrer AG Kochen oder irgendwas in
der Richtung, uns etwas hinzustellen, damit wir
kosten können. Ich habe bis jetzt noch nichts ge-
kostet, was auch nicht geschmeckt hat. Das muss
man auch dazusagen.

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Man sieht es.)

Es wird vonseiten des Wartburgkreises darauf ge-
achtet, dass nicht nur das billigste Angebot zum Zu-
ge kommt. Es gibt zum Beispiel auch Beschwerden
seitens der Eltern usw., das ist immer die Praxis,
dass man das auch nachkontrolliert. Es kann
durchaus sein, dass dem einen Kind oder dem an-
deren Kind es nicht schmeckt und so eine Be-
schwerde daher weitergeleitet wird, aber das wird
nachkontrolliert. Jetzt bin ich mir nicht sicher bei
den Aussagen, die Frau Skibbe und Frau Hitzing
getroffen haben, wir hatten eine Anfrage im Wart-
burgkreis im Kreistag, ob die Schulkonferenz be-
rechtigt ist, bei der Auswahl mit einzugreifen. Da
war die rechtliche Antwort meiner Meinung nach
nicht - war nicht.
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(Zwischenruf Abg. Kubitzki, DIE LINKE:
Doch.)

Aber es wäre derjenige mit dem Klammersack ge-
pudert, wenn er es nicht machen würde. Natürlich
ist die Mitarbeit der Schulkonferenz eine wunderba-
re Sache, da sind die Eltern drin, da sind die Lehrer
drin. Ich denke mir schon, wenn die Schulverwal-
tung dementsprechend auch noch Hinweise be-
kommt, dann nimmt man sie dankend an und lehnt
sie nicht irgendwo ab und versucht, einen anderen
Weg zu gehen - vollkommen richtig.

Ich denke, dass genau der Punkt dabei ist, dass
diese Probleme, die wir dort haben, auch dort ge-
löst werden, wo sie entstehen. Ich habe mir jetzt
mal durch den Kopf gehen lassen, wir reden von
diesen Erdbeeren, die von China kommen, aber
können Sie sich noch an diese Sache mit dem
EHEC erinnern, wo dann alle Gurken weggeworfen
wurden usw. Man versuchte eigentlich, das
Grundübel zu erwischen und wir hatten das große
Problem, dass bei uns kaum noch ein Gemüse
nicht gefährlich war. Solche Sachen gibt es auch
und die wird es immer wieder geben. Deswegen
wollen wir uns nicht versteifen auf Erdbeeren aus
China und wollen das annehmen, wie wir es hier
darlegen. Eine dezentrale Versorgung durch eine
Vielzahl von Küchen und Essenanbietern kann,
muss aber nicht unbedingt besser sein als ein
großer Anbieter. Überall können Probleme auftre-
ten. Das wird sich nie ganz ausschließen lassen.
Zugegeben, der konkrete Fall von Ende September
erweckte den Eindruck, dass Großküchen von
Nachteil sind, weil zahlreiche Abnehmer, seien es
Kindergärten, Schulen oder Betriebskantinen,
gleichzeitig betroffen sind. Doch das Problem hätte
auch anderenorts auftreten können, zum Beispiel in
vielen kleineren Küchen oder im Einzelhandel, weil
auf diese Lebensmittellieferungen auch zurückge-
griffen wird. Vielmehr wird deutlich, dass regelmäßi-
ge Lebensmittelkontrollen und Hygieneuntersu-
chungen notwendig sind. Dabei ist es gleichgültig,
ob es sich um importierte Lebensmittel oder regio-
nale Produkte handelt. Dabei ist auch gleichgültig,
ob es um Großküchen oder kleine Kocheinrich-
tungen geht.

Ich will noch etwas zu der Mehrwertsteuer sagen.
Wissen Sie, ich kenne die Situation der Diskussion
auch. Bei uns war das eine Zeit lang so, dass auch
die Rentner im Kindergarten mitgegessen haben,
bis dann auf einmal jemand gesagt hat, Mensch,
wie machen wir das denn nur,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Ist ja ein
Traum.)

wir führen gar keine Mehrwertsteuer ab. Da wurde
das ganz schnell nachher unterdrückt. Hier ist ge-
nau der Fall, dass auch in der Schule die Lehrer
teilweise mitessen, das müsste dann auch mit ge-

klärt werden, aber grundsätzlich denke ich schon,
dass das geregelt werden kann.

Ich möchte zum Schluss noch mal danken für den
ausführlichen Bericht, der gefordert und auch gege-
ben worden ist. Lassen Sie uns gemeinsam für un-
sere Region werben und wenn es mit dem Essen
ist. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Grob. Das Wort
hat jetzt Herr Abgeordneter Dr. Augsten für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: 45 Minuten.)

Nein, keine Sorge, ich habe nur 12 Minuten. Zu-
nächst möchte ich mich dem Dank an Frau Taubert
anschließen. Das hat ja schon die Form einer Re-
gierungserklärung gehabt. Ich hatte schon Sorge,
dass wir das Haus überfordern, aber Sie haben das
gut hinbekommen und wir sind sehr gut informiert
worden.

(Zwischenruf Abg. Eckardt, SPD: So eine Ar-
roganz! Das gibt es doch gar nicht.)

Insofern werden wir uns das noch einmal durchle-
sen, was Sie da gebracht haben, weil es gab ganz
viele neue Erkenntnisse, so dass man noch einmal
schauen kann, was sich da Neues ergibt für uns.

Ich will noch auf drei Punkte eingehen, die Sie
dargelegt haben. Zum einen, ich fange mal hinten
an, Projektstelle Schulverpflegung. Das sind ja
Bundesmittel und Sie haben ja darauf hingewiesen,
dass nicht klar ist, wie der Bund sich verhält. Und
ich bin in dieser DGE-Sektion Thüringen seit vielen
Jahren dabei. Dr. Voigt wird das auch mit begleiten.
Wir sind als Abgeordnete dabei, beobachten das
und ich beobachte seit vielen Jahren, wie das hier
in Thüringen gewachsen ist, und ich glaube, wir
hatten noch nie so einen guten Ansatz wie in dieser
Projektstelle. Die arbeitet sehr gut und insofern wä-
re ja die Frage, ob man nicht den Mut haben sollte,
im Thüringer Haushalt zu verankern, dass, wenn
der Bund dort nicht einsteigt, wir das als Land wei-
terführen. Da geht es um einen eigentlich lächerli-
chen Betrag gemessen an dem, was auf dem Spiel
steht. Das war so die Anregung, die Frage, aber
Sie haben recht, es sind Bundesmittel. Ich möchte
Sie noch einmal bitten oder auffordern, darüber
nachzudenken, ob es uns nicht so wichtig ist, dass
wir sagen, wir gehen als Land in die Verpflichtung.
Wenn vom Bund dann Geld kommt, fällt uns sicher
etwas ein, was wir mit dem Geld machen können.
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Ja, der Abschnitt Projekte anderer Länder, da hat-
ten wir natürlich gehofft, dass Sie - das ist viel Ar-
beit, das ist klar -, dann auch eine Einschätzung
treffen, wie das möglicherweise von Leuten hier in
Thüringen gesehen wird, also wer da sehr erfolg-
reich ist. Bayern geht da mit gutem Beispiel voran.
Sie haben dann immer gesagt, wo das stattfindet,
das wissen wir. Das wäre vielleicht noch ein Punkt
in 2 b, wo wir genau das herausbekommen, diese
Flickschusterei der Bundesländer, wie denn der
Eindruck von außen ist, was da sinnvoll wäre, in
Thüringen möglicherweise auch einzuführen, umzu-
setzen. Also insofern, wenn das jetzt nicht geleistet
werden konnte, wäre das vielleicht eine Anregung.
Man muss wirklich schauen, welche Bundesländer
dort was machen und mit welchem Ergebnis, damit
wir diese Flickschusterei auch mal beenden. Die
erste Bemerkung von Ihnen „regional und gesund“,
das steht bei uns auch nicht im Antrag drin. Darin
würde stehen „regional und damit gesund“ - selbst-
verständlich. Ich meine das Beispiel Mc Donalds,
das macht nicht krank - eigentlich nicht, wenn man
nicht zu viel davon isst, aber daraus zu schließen,
dass etwas, was nicht krank macht, auch gleichzei-
tig gesund ist, ist auch etwas, was nicht richtig ist.
Also wir müssen uns angewöhnen, an Ernährung
wieder ganz andere Standards zu setzen.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Was uns
nicht umbringt, macht uns stark!)

So kann man auch mit Essen und Trinken umge-
hen, lieber Uwe, aber das soll jetzt bei Kindern mal
nicht der Maßstab sein.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Gerade da.)

Nein. Jetzt musst du bloß noch sagen, die sollen
sich nicht mehr waschen, damit sie mit Dreck auf-
wachsen und dann im Prinzip auch noch die Ab-
wehr fördern.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Verhindert die
Allergien!)

Ja, aber nur bis zu einem bestimmten Maße. Man
kann auch, wenn man bis zum Hals im Dreck
steckt, möglicherweise daran ersticken.

Noch einmal die Bitte: Wir nehmen das ernst, regio-
nal ist nicht automatisch gesund und gesund ist
nicht automatisch hohe Qualität, das ist klar. Des-
wegen hatte ich ja in meiner Einbringung auch dar-
auf hingewiesen, regional hier nicht unbedingt mit
Gesundheit zu verbinden, aber mit Wertschöpfung
vor Ort. Sie haben ja darauf hingewiesen, es gibt in
Thüringen leider immer weniger und aber auch
neue Ansätze, dass die Wirtschaft vor Ort wieder
mit Schulen und Kindergärten kooperiert, aber viel
zu wenig. Das reicht nicht und wir müssten da viel
schneller vorankommen. Sie haben recht, da gibt
es keinen Automatismus, trotzdem der Hinweis von
unserer Fraktion: Das Netzwerk Ernährungswirt-
schaft hier in Thüringen ist vom Wirtschaftsministe-

rium mit viel Geld - fast einer halben Mio. € - ausge-
stattet worden. Da kann man doch wohl erwarten,
dass hier möglicherweise auch mal die Wirtschaft in
dem Bereich Farbe bekennt und sagt, wir nehmen
das, was im Kita- und Schulbereich abläuft, ernst
und machen das zu einem Schwerpunkt unserer
Projektsetzung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das könnte man ja zum Beispiel folgern, wenn man
dann so viel Geld zur Verfügung hat.

Meine Damen und Herren, zu den Beiträgen der
Kolleginnen und Kollegen muss man nicht viel sa-
gen. Es gibt ja in der Analyse dessen, was wir an
Problemen zu bewältigen haben, eine einheitliche
Auffassung. Herr Grob hat vielleicht ein bisschen
überzogen bei den guten Beispielen. Die gibt es,
aber ich glaube, die Realität sieht anders aus. Wir
haben die guten Beispiele überall in Thüringen. Ich
sage das durchaus auch als jemand, der 10 Jahre
lang bei Thüringer Ökoherz Schulprojekte gemacht
hat. Ich sage einmal ein anderes Beispiel: Ich könn-
te davon berichten, dass wir in Weimar ein Schul-
projekt „Gesunde Ernährung“ gemacht haben, als
uns ein Anwalt über Bußgelder Geld zur Verfügung
gestellt hat. Er hat gesagt, macht doch mal für das
Geld vier Wochen lang gesunde Ernährung. So
wahr ich hier stehe, wir haben bei all diesen Projek-
ten vorher immer eine Befragung gemacht. Wir hat-
ten einen Fragezettel - das macht ja die Projektstel-
le auch - und haben Kinder in der 3. Klasse, 9 Jah-
re alt, in Weimar an der Schule - ich sage jetzt nicht
den Namen - gefragt: Wer von euch hat schon das
und das und das gegessen, wer kann Obst und Ge-
müse auseinanderhalten? Von diesen 9-jährigen
Schülerinnen und Schülern hatten 40 Prozent noch
nie einen Apfel in der Hand gehabt und 60 Prozent
noch nie eine Möhre. So ist auch eine Realität,
dass gerade in der Stadt Kinder aufwachsen, die
möglicherweise alles zu sich nehmen können, weil
sie abends dann eben auch gefüttert werden und
nicht einkaufen. Sie nehmen jetzt für Ihre Argumen-
tation die guten Beispiele, die Sie kennen. Ich habe
in 10 Jahren Praxis Dinge erlebt, wo ich sage, es
kann nicht wahr sein, dass Kinder so ungesund er-
nährt werden und so einen schlechten Bezug zu
Lebensmitteln haben. Dass wir später in der Schule
darauf achten, dass so etwas gemacht wird, ist
richtig, aber das reicht bei Weitem nicht aus. Inso-
fern gibt es auch die vielen schlechten Beispiele.
Was auch so eine Erfahrung bei Ökoherz war, wir
haben ganz viele Anfragen bekommen, z.B. von
Kindergärten, von Schulen, wir möchten unsere Er-
nährung oder Schulverpflegung umstellen. Wir ha-
ben dann immer wieder feststellen müssen, dass
bei den Preisen, die z.B. Sodexo anbietet, kein örtli-
cher Unternehmer eigentlich mithalten kann. Da
hilft uns die Mehrwertsteuer auch nicht an der Stel-
le, weil das dann für alle zutrifft, aber man sieht die
Regionalität, also die Einbeziehung der Thüringer
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Wirtschaft würde da helfen, wenn wir der Wirtschaft
Unterstützung geben würden an der Stelle. Ja, Herr
Grob, was habe ich hier noch stehen? Ja, die
Sprossen übrigens, die waren aus Nordafrika, ich
will jetzt gar kein Bashing machen bei Produkten,
die von weit her kommen, aber

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Wir nehmen
lieber heimische Schweine.)

Sie sehen, immer dann, wenn wir ein Problem ha-
ben, sind es eben nicht die regionalen Dinge, die
uns Sorgen bereiten, sondern es sind immer wieder
Dinge, die von außerhalb kommen.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Vielfalt der
Verdichtungen.)

Auch bei den Sprossen - weil der Eindruck dann
entsteht, na ja, das haben wir ja woanders auch
schon gehabt - war das so ein Beispiel, dass Dinge,
die woanders hergestellt werden, möglicherweise
nicht den Hygienestandards genügen, die wir hier
an Lebensmittel anlegen.

Zum Schluss, Frau Kollegin Hitzing, natürlich steht
bei uns im Papier nicht drin oder da gibt es auch
keinen Widerspruch bezüglich Evaluierung und
Strategie. Wir wollen in diesem umfangreichen
Punkt 2 b natürlich eine ganze Reihe von Evaluie-
rungen, die dazu führen, dass man möglicherweise
einen Eindruck bekommt, was in einer solchen
Strategie stehen muss. Man würde nicht gut han-
deln, wenn man jetzt erst mit einer Strategie an die
Öffentlichkeit geht und dann merken würde, dass
bestimmte Dinge, z.B. in anderen Bundesländern,
nicht gut gelaufen sind. Deswegen der Ansatz, erst
die Evaluierungen und aus den Ergebnissen dann
sowohl für die Schulverpflegung, Kitaverpflegung
als auch für die regionale Wertschöpfung eine Ge-
samtstrategie zu entwickeln.

Was mir noch einmal aufgestoßen ist bei Kollegin
Hitzing, das war die Finanzdiskussion. Ich habe
schon gesagt, wir haben selbst als Ökoherz oft
nicht den Zuschlag bekommen oder konnten unse-
re Partner nicht dort mit ins Spiel bringen, weil wir
im Preiskampf nicht mithalten konnten. Aber, meine
Damen und Herren, wenn wir überlegen, was hier
auf dem Spiel steht - und ich erinnere mich an viele
gemeinsame Beratungen, z.B. mit der AOK, die
beim Thüringer Ökoherz viele Jahre lang ein Schul-
projekt finanziert hat -, die Krankenkassen wissen
eigentlich, dass im Prophylaxebereich bei Kindern
und Jugendlichen vielmehr gemacht werden müss-
te, denn wenn man Kinder weiterhin so schlecht er-
nährt wie jetzt, werden sie in einem Alter, wo wir al-
le noch gearbeitet haben und wo von uns ganz we-
nige krank gewesen sind, das passiert auch einmal,
aber dann werden Kinder mit 35, 40, 45 Jahren
krank sein. Da geht es um Diabeteserkrankungen
in einem Alter, wo man keine Altersdiabetes hat, da
geht es um Verschleiß des Knochengerüsts durch

Übergewicht. Krankenkassen schätzen heute ein,
dass all das, was wir heute diskutieren, im Gesund-
heitswesen nichts mit dem zu tun hat, was auf uns
zukommt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb - das ist ja der Ansatz bei der Kollegin Hit-
zing, die jetzt hinter mir sitzt - müssen wir uns über-
legen, ob wir nicht an einer Stelle, an der wir in den
letzten 20, 30 Jahren nicht genug Geld ausgegeben
haben, nämlich bei der Prophylaxe, um Dinge zu
verhindern, die weit weg sind und die uns aber
möglicherweise in 20, 30 Jahren um die Ohren flie-
gen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Machen Sie
einmal einen Vorschlag. Nicht immer wir
müssen …)

Dann sind wir alt und wir brauchen dann vielleicht
Unterstützung von Leuten, die arbeiten gehen, aber
es ist niemand mehr da oder es sind nicht mehr ge-
nug Leute da, die dann das Geld in die Kranken-
kassen tragen, weil die selber zu Hause sind. Herr
Emde, das sind Dinge, die haben wir mit den Kran-
kenkassen besprochen, die wissen das und da kam
der Hinweis - ich will jetzt niemanden beschimpfen
an der Stelle -, dass diejenigen, die die Entschei-
dungen treffen, das möglicherweise nicht mehr er-
leben, aber dass Leute in dem Mittelbau, junge
Leute, sagen, eigentlich wissen wir das und man
müsste in die Prophylaxe mehr investieren. Des-
halb, Kollegin Hitzing, das muss es uns wert sein
an dieser Stelle, wir müssen hier Geld in die Hand
nehmen, um Dinge zu verhindern, die uns dann
später einmal teuer zu stehen kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will mit einem positiven oder mit einem sehr
schönen Beispiel enden, weil das auch etwas mit
Geld zu tun hat. Sie wissen, wenn immer ich hier
vorn stehe und zu gesunder Ernährung etwas sa-
gen darf, dann komme ich auf den überbordenden
Fleischkonsum zurück.

(Zwischenruf Abg. Bergemann, CDU: Das
haben wir schon zehnmal gehört.)

Ja, das gehört dazu, das ist auch ein Teil des Pro-
blems bezüglich der Kosten, die diskutiert wurden.
Wir haben als Ökoherz mit einer befreundeten Or-
ganisation in Italien und einer anderen in Portugal
ein Projekt in Italien begleitet, das steht auch mit ei-
nem Satz in dem Antrag drin. In Rom werden seit
vielen Jahren alle Grundschulen komplett mit Bio
versorgt und sie konnten den Preis genauso halten,
wie er vorher konventionell angeboten wurde, und
das nur deshalb, weil man den Fleischanteil erheb-
lich reduziert hat. Das hat einen unglaublichen
Schub für die Agrarbetriebe um Rom gegeben, also
alle verdienen sehr viel mehr Geld als vorher und
es sorgt vor allen Dingen dafür, dass die Küchen,
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die es in allen Schulen gibt in Rom, auch wieder et-
was zu tun haben. Es ist also schön, wenn man da
durch Rom fährt, in die Schulen geht und man
sieht, da sitzen dann auch Eltern zum Teil, Ange-
stellte, die Kartoffeln schälen, also alles frisch zube-
reiten. Meine Damen und Herren, das geht, man
braucht da ein bisschen Mut, man muss sich auch
von einigen Klischees hier in Thüringen verabschie-
den. Wir sind das Bratwurstland, ist klar, aber das
alles hat dann wenig Sinn, wenn wir merken, dass
wir mit Dingen, die wir hier zu besprechen haben,
nicht zurande kommen.

Was ich leider nicht gehört habe, Herr Grob, ob wir
jetzt erwarten können, dass die Koalitionsfraktionen
einer Ausschussüberweisung zustimmen. Das habe
ich jetzt bei Ihnen nicht vernommen. Ich hoffe, das
wird noch erfolgen. Ansonsten haben wir uns wahr-
scheinlich hier viel erzählt und haben letzten Endes
auch in der Analyse übereingestimmt, aber Konse-
quenzen erwachsen daraus nicht. Ich hoffe, dass
jetzt die Kollegin oder der Kollege von der SPD das
noch nachholt. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Dr. Augsten. Es liegt mir jetzt
kein Wunsch auf Rede mehr vor und wir kommen
zur Abstimmung. Vorher darf ich Sie aber fragen:
Kann ich denn davon ausgehen, dass das Berichts-
ersuchen zu Nummer 1 des Antrags erfüllt wurde?
Sehe ich da Nicken? Vielen Dank.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über die
Ausschussüberweisung. Herr Dr. Augsten, auch
den Sofortbericht oder nur die Nummer 2? Nur die
Nummer 2. Danke. Wir stimmen ab über die Über-
weisung der Nummer 2 des Antrags der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/
5201 an den Ausschuss für Soziales, Familie und
Gesundheit. Wer sich dem anschließt, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das sind die Stimmen
aus den Fraktionen der FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE. Gegenstimmen? Diese
kommen aus den Fraktionen der CDU und der
SPD. Damit ist die Überweisung abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Über-
weisung an den Ausschuss für Landwirtschaft,
Forsten, Umwelt und Naturschutz. Wer dem zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Das sind die Stimmen der Fraktionen DIE LINKE,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Gibt es Ge-
genstimmen? Die kommen aus den Fraktionen der
CDU und der SPD. Danke. Damit ist die Überwei-
sung abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Num-
mer 2 des Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Wer dem Antrag zustimmen möchte,
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das sind

die Stimmen aus den Fraktionen DIE LINKE und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer den Antrag ab-
lehnt, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das
sind die Stimmen aus den Fraktionen FDP, CDU
und SPD. Gibt es Enthaltungen? Das ist nicht der
Fall. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 27 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 28

Maklergebühren: Wer beauf-
tragt soll auch zahlen
Antrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5202 -

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? Das ist
der Fall. Frau Abgeordnete Schubert, Sie haben
das Wort.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir
GRÜNE bekennen uns zur sozialen Marktwirt-
schaft. Wenn der Markt nicht mehr funktioniert,
dann muss der Staat Rahmenbedingungen setzen,
damit er wieder funktioniert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie ich unschwer durch meine städtische Brille er-
kennen kann, ist die Maklercourtage in den meisten
Regionen Thüringens kein Problem, weil sie dort
nicht erhoben wird, wohl aber in den Ballungsräu-
men, wenn man in Thüringen davon sprechen
möchte.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Sie können
ja alle aufs Land ziehen.)

(Unruhe im Hause)

Das war jetzt nicht qualifiziert genug, als dass ich
darauf eingehen möchte. Es geht um angespannte
Wohnungsmärkte, in denen es Mietsteigerungen
gab, und zwar massive Mietsteigerungen. Mieter,
die dort eine Wohnung suchen, sind doppelt ge-
straft, weil sie bei einer hohen Miete auch eine ent-
sprechend hohe Maklercourtage zahlen müssen.
Die große Mehrheit der Mietwohnungen wird nur
mit Maklercourtage vermietet. Deshalb setzen wir
uns mit diesem Antrag für das Bestellerprinzip ein,
ein Prinzip, was ansonsten in der privaten Wirt-
schaft zu 100 Prozent umgesetzt ist, in diesem Be-
reich aber noch nicht. Wer eine Dienstleistung
bestellt, muss sie auch bezahlen. Wir möchten die
Landesregierung auffordern, sich ein Beispiel zu
nehmen am SPD-geführten Hamburg, die für das
I. Quartal 2013 eine entsprechende Bundesratsiniti-
ative angestrebt haben.

Der zweite Punkt, der uns sehr wichtig ist - da geht
es um die Qualität der Maklerleistungen, weil die
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hohen Maklergebühren in keiner Weise mit der
Leistung von Maklern korrelieren. Es reicht eben
nicht, wenn man diese einfach nur an die Höhe der
Miete koppelt und nicht an etwas, was man einfor-
dern kann, was ein Makler als qualitätsvolle Dienst-
leistung zu erbringen hat. Wir freuen uns auf die
Debatte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Schubert. Die Lan-
desregierung erstattet einen Sofortbericht zu Num-
mer 1 des Antrags. Das Wort hat Herr
Prof. Dr. Herz.

Prof. Dr. Herz, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, ich darf für die Landesregierung folgenden
Sofortbericht abgeben:

Die Vermietung von landeseigenen Immobilien so-
wie die Anmietung erforderlicher Diensträume ob-
liegt dem Thüringer Finanzministerium und dem
Landesbetrieb Thüringer Liegenschaftsmanage-
ment, wie sich auch aus der Verwaltungsvorschrift
zu § 64 der Thüringer Landeshaushaltsordnung er-
gibt. Für den Abschluss von Mietverträgen hat das
Thüringer Finanzministerium allgemeine Grundsät-
ze erlassen sowie Mustermietverträge für die An-
und Vermietung von Geschäftsräumen herausge-
geben. Der Landesbetrieb Thüringer Liegenschafts-
management beauftragt in der Regel weder bei der
Ver- noch bei der Anmietung von Immobilien ein
Maklerbüro. Nur bei schwer vermittelbaren Immobi-
lien ist in einigen wenigen Fällen ein Maklerbüro
eingeschaltet worden. Kosten dafür werden vom
Landesbetrieb nicht übernommen.

Die Maklertätigkeit ist gemäß § 34 c der Gewerbe-
ordnung ein erlaubnispflichtiges Gewerbe. Zum
Jahreswechsel waren in Thüringen ca. 3.500 Immo-
bilienmakler tätig. Inwieweit diese Immobilienmakler
sich neben dem Verkauf von Immobilien auch mit
deren Vermietung, insbesondere der Vermietung
von Mietwohnraum befassen, ist statistisch leider
nicht erfasst. Ebenfalls nicht statistisch erfasst wird,
in welchem Umfang, in welcher Höhe Maklercourta-
ge verlangt wird.

Der Einsatz von Vermittlerinnen und Vermittlern bei
der Vermietung von Wohnungen kommt in Thürin-
gen in der Regel bei kleinen Privatvermietern zum
Tragen. Die großen Privatvermieter, wie etwa die
im Verband Thüringer Wohnungswirtschaft e.V. or-
ganisierten Genossenschaften und Gesellschaften,
welche den Großteil der zu vermietenden Wohnun-
gen in Thüringen repräsentieren, vermitteln ihre Be-
stände regelmäßig direkt ohne Zuhilfenahme von
Vermittlerinnen und Vermittlern.

Zudem tritt das Problem der Belastung der Mieter
mit Vermittlungsprovisionen regelmäßig in Bal-
lungsräumen auf, in denen die Nachfrage nach
Wohnungen das vorhandene Angebot übersteigt.
Das betrifft in Thüringen im Wesentlichen den, nen-
nen wir es so, Großraum Erfurt/Weimar und die
Stadt Jena. In allen anderen Gebieten, insbesonde-
re im ländlichen Raum, ca. 70 Prozent der Fläche
Thüringens, dürfte dieses Problem aufgrund der
schwachen Nachfrage nach Wohnraum nur in ge-
ringerem Umfang gegeben sein. Die Höhe der Mak-
lercourtage ist in § 3 des Gesetzes zur Regelung
der Wohnungsvermittlung, dem Wohnungsvermitt-
lungsgesetz, geregelt. Angemerkt sei, dass für den
sozialen Wohnungsbau ein Ausschluss für die An-
nahme bzw. Forderung einer Maklercourtage
besteht, so § 2 Abs. 3 dieser Vorschrift.

Meine Damen und Herren, der genaue Vorschlag
der Freien und Hansestadt Hamburg hinsichtlich
der Einführung des Bestellerprinzips liegt noch
nicht vor. Er soll voraussichtlich zu Beginn des Jah-
res 2013 beim Bundesrat eingebracht werden. Dem
Vernehmen nach verhandelt Hamburg noch mit den
Verbänden der Wohnungswirtschaft über Rege-
lungsdetails. Die Länder Baden-Württemberg, Ber-
lin, die Freie Hansestadt Bremen, Brandenburg,
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein haben
bereits ihre Unterstützung des Hamburger Antrags
angedeutet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Thüringer Landesregierung hat sich über diese
geplante Bundesratsinitiative Hamburgs noch keine
abschließende Meinung gebildet.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das lässt hoffen.)

Angebracht erscheint mir in diesem Zusammen-
hang aber folgende Frage: Zwei Monatsmieten plus
Umsatzsteuer, dazu noch eine Kaution von zwei
oder drei Monatsmieten, wie sollen das Durch-
schnittsverdiener oder gar finanziell schwache Fa-
milien finanzieren,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

insbesondere auf überhitzten Immobilienmärkten
wie zum Beispiel auch in Erfurt. Hier brauchen wir
eine klare, sozial angemessene Regelung.

Lassen Sie mich noch eine weitere Anmerkung hin-
zufügen. Einige Auswüchse wie „unter der Hand
gezahlte“ illegale Vermittlungsprovisionen ließen
sich auch dadurch bekämpfen, dass Immobilien-
makler vor der Berufsaufnahme einen Sach- und
Fachkundenachweis erbringen müssen. Dies for-
dert unter anderem auch der Immobilienverband
Deutschlands, eine Interessenvertretung von Immo-
bilienmaklern und Verwaltern. Es muss der Vergan-
genheit angehören, dass eine Gewerbeerlaubnis
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als Immobilienmakler ohne einen fachlichen Nach-
weis an jedermann erteilt werden kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Thüringer Landesregierung sieht ihre Aufgabe
gerade auch in der Verteidigung von Interessen der
Mieterinnen und Mieter. Da sie oft nicht auf Augen-
höhe mit der Vermieterseite verhandeln können,
müssen wir sie schützen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Prof. Dr. Herz. Ich frage: Wird die
Beratung zum Sofortbericht zu Nummer 1 ge-
wünscht?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ja.)

Ja. Alle haben genickt, in Ordnung. Danke. Dann
eröffne ich jetzt die Aussprache auf Verlangen aller
Fraktionen und das Wort hat als Erste die Frau Ab-
geordnete Sedlacik für die Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, viele
Länder, das haben wir auch jetzt im Sofortbericht
gehört, wollen sich der Bundesratsinitiative des
SPD-geführten Hamburg anschließen und es war
auch zu vernehmen, dass Thüringen dem gegen-
über aufgeschlossen ist, das haben wir sehr wohl
vernommen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Ziel dieser Bundesratsinitiative ist, dass die
Maklergebühren künftig nicht mehr auf die Mieter
oder Käufer abgewälzt werden können, denn Miete
plus Provision können Normalverdiener immer we-
niger stemmen.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wenn man
höhere Gewerbesteuer zahlt, ist Ihnen das
doch auch egal.)

Deshalb sind wir der Meinung, Thüringen sollte sich
hier positiv positionieren und einer Bundesratsinitia-
tive zustimmen. Es ist nicht akzeptabel, dass Mak-
ler im Auftrag und im Interesse des Vermieters tätig
werden, allein aber die Mieter die Maklerprovision
zahlen sollen. Ja, warum eigentlich tragen die Mie-
ter die Kosten des Vermieters? Vermieter schalten
Makler ein, um sich von ihrer Arbeit entlasten zu
lassen.

(Unruhe FDP)

(Zwischenruf aus dem Hause)

Sie können doch dann selbst gern vorkommen. Sie
schalten Anzeigen, sie machen Wohnungsbesichti-
gungen, Qualitätsprüfungen, doch wer bezahlt letz-

ten Endes die Maklerprovision? Bisher ist gesetz-
lich nur die maximal zulässige Höhe der Maklerge-
bühren von bis zwei Monatsmieten plus Umsatz-
steuer festgelegt. Nicht geregelt ist die Frage, wer
diese Kosten zahlt. In den Ballungsräumen, das ha-
ben wir soeben gehört, mit engem Wohnungsmarkt,
ist es üblich, dass Mieter diese Gebühren zahlen.
Das sind zusätzliche Kosten, die viele Mieterinnen
und Mieter nicht mehr tragen können und oft über
teure Kleinkredite finanzieren müssen. Diese Situa-
tion benachteiligt die Mieter und das ist einfach un-
fair.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Übrigens, dass die Maklergebühren meist der neue
Mieter oder Käufer übernehmen muss, ist weltweit
ein Unikum. Ja, wir hören oft das Argument, viel-
leicht auch von der FDP, ja dann erhöht halt der
Vermieter die Miete, somit kommt er auch zu sei-
nem Geld. Ja?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Ein Uni-
kum? Frau Sedlacik, wenn Sie mal kurz von
Ihrer Rede aufschauen, das ist kein Unikum,
das ist ein Unikat.)

Das ist kein Unikum? Dann möchte ich es einfach
mit meiner Sprache noch einmal sagen, es ist ein-
fach ein Unding. Einigen wir uns darauf.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich höre oft das Argument, dass dann der Vermie-
ter einfach die Miete erhöht. Ich sage nein, das wird
er nicht tun. Denn er müsste ja dann die Miete von
vornherein höher kalkulieren. dann bleibt er viel-
leicht auf seiner Wohnung sitzen und das will er ja
auch wieder nicht. Ich möchte auch daran erinnern,
dass die Miete für eine Wohnung nicht höher sein
darf als die ortsübliche Vergleichsmiete.

Meine Damen und Herren, wir haben zum Leidwe-
sen der Mieterinnen und Mieter einen Wohnungs-
markt, in dem Angebot und Nachfrage vor allem in
den Ballungszentren zu erheblichen finanziellen
Belastungen unserer Menschen führen. Die direkte
Vermittlung über die Hausverwaltung oder die Ei-
gentümer findet auf vielen regionalen Mietwoh-
nungsmärkten kaum noch statt. Das Gros der Auf-
träge für die Wohnungsmakler wird aber von den
Eigentümern oder Hausverwaltungen bestellt. Die
Wohnungssuchenden selbst beauftragen selten
einen Makler. Besonders im Fall der Hausverwal-
tungen ist eine Vermietung der Wohnungen auf
dem Wohnungsmarkt über Makler nur bedingt not-
wendig. Bereits die nicht unerheblichen Mietpreise
in den Städten, wir hörten es bereits, in Jena, in
Weimar und Erfurt führen auch in Thüringen zu ei-
ner Mehrbelastung von Wohnungssuchenden. Die-
se Art der Wohnungsvermittlung ist jedoch in die-
sen Fällen gerade wegen der Überschaubarkeit der
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freien Wohnungen gar nicht notwendig. Die viel ver-
langte Mobilität und mittlerweile Flexibilität im Ar-
beitsverhältnis fordert häufig auch einen Umzug
und verkürzt damit die Mietverhältnisse. Mit jedem
Umzug sehen sich Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer durch die Maklercourtage einer erheblichen
Mehrbelastung ausgesetzt. Auch ist hier kritisch
festzuhalten, dass die Ausgestaltung der Tätigkeit
des Maklers nicht definiert ist. Wir hörten es auch
im Sofortbericht. Der Staatssekretär sprach von der
Qualität der Makler. Die Maklerprovision erlangt
dieser nicht nach seinem Leistungsaufwand, son-
dern diese ist an den Wert der Monatsmiete für die
betreffende Wohnung gebunden. Die freie Miet-
preisbindung für Neu- und Wiedervermietung kann
bei entsprechender Marktlage zu einem Anstieg der
Maklerprovision führen, ohne dass der Makler
einen nennenswerten Mehraufwand hätte oder so-
gar einen verbesserten Service anbieten würde.
Auch das ist ein Unding. Dem soll ein Riegel vorge-
schoben werden.

Vizepräsidentin Hitzing:

Frau Abgeordnete Sedlacik, hier gibt es den
Wunsch …

Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE:

Ich bin gleich fertig, dann am Ende. Die Fraktion
DIE LINKE begrüßt daher die Initiative von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

für den Wohnungsmarkt die bestehenden Rege-
lungen aus dem Wohnraumvermittlungsgesetz zu-
lasten der Mieter entsprechend zu ändern. Und
wenn Sie sich heute dazu nicht entschließen kön-
nen, dem Antrag zuzustimmen, dann würde ich un-
bedingt für eine Ausschussüberweisung von
Punkt 2 plädieren, dann lassen Sie uns doch da-
rüber im Ausschuss diskutieren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Barth, Sie können jetzt Ihre Fra-
ge stellen.

Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Frau Kollegin Sedla-
cik, ich habe nur eine Frage zu einer Begriffsklä-
rung. Sie verwendeten eben

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Was ist ein
Unikum?)

- nein, den Unikum, den brauchen wir dann wahr-
scheinlich - den Begriff „freie Mietpreisbindung“.

Was Sie darunter verstehen, das würde mich mal
interessieren.

Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE:

Habe ich den wirklich verwendet?

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Da kann man sich auch mal ver-
sprochen haben.)

(Heiterkeit und Unruhe im Hause)

Das heißt, wenn die Mieten steigen auf dem freien
Markt, dann steigen automatisch auch die Durch-
schnittsmieten und somit auch die Maklercourtage,
denn die ist ja im Moment festgelegt auf maximal
zwei Monatsmieten und, ich denke

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Plus Mehrwertsteuer!)

- plus Mehrwertsteuer, genau -, und

(Unruhe FDP)

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das ist die
freie Mietpreisbindung.)

das ist ein Zyklus, den wir somit haben werden und
das kann so nicht sein.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete. Das Wort hat jetzt die
Frau Abgeordnete Marx für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Marx, SPD:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Miete ist ein Problem und natürlich, es ist richtig,
die Problemlage ist auch beschrieben, dass in be-
stimmten Ballungsräumen auch in Thüringen damit
auch die Maklercourtage zum Problem werden
kann. Es ist grundsätzlich auch richtig, dass man
die Frage stellen kann und auch stellen sollte, ob
es angemessen ist, die Maklercourtage an der
Miethöhe zu berechnen und eben nicht an der Art
der Erbringung und an dem Aufwand der Erbrin-
gung der Leistung. Hier gibt es Diskussionsprozes-
se in vielfältiger Hinsicht, auch von Immobilienver-
bänden, auch von Maklerverbänden selbst, wie
man die Maklerbezahlung grundsätzlich neu regeln
kann, auch zur Frage der Qualifizierung. Der
Staatssekretär hat es in seinem Bericht ja ange-
sprochen, dass bisher sich jeder als Makler betäti-
gen kann und keine besondere Qualifikation erfor-
derlich ist. All das sind vielfältige Probleme. Die an-
gekündigte Bundesratsinitiative von Hamburg greift
allerdings diese Grundprobleme weniger auf, son-
dern sagt nur, weil das alles ein bisschen merkwür-
dig ist und auch schlecht zu kontrollieren für den
Mieter, soll grundsätzlich erst mal derjenige bezah-
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len, der die Leistung bestellt hat, der Vermieter. Die
Frage ist, ob das das Problem wirklich löst.

Frau Kollegin Sedlacik, Sie hatten eben gesagt,
dieses Argument käme dann, dass - wir bewegen
uns ja hier in dem Rahmen der Vertragsfreiheit -
letztendlich der Vermieter, der die Maklerkosten
nicht mehr umlegen kann auf den Wohnungssu-
chenden, dann versucht, die Miete zu erhöhen. Und
Sie haben bestritten, dass das der Fall sein könnte,
weil Sie gesagt haben, wenn der Vermieter die Mie-
te erhöht, dann wird er möglicherweise seine Woh-
nung nicht mehr los, deswegen kann er das nicht
ohne Weiteres machen und deswegen ist dieses
Verlagern der Courtage auf den Mieter gerecht.
Aber das ist nicht so ganz logisch, denn wir haben
ja auch gerade gesagt und gehört hier in dem Be-
richt der Landesregierung, dass gerade in den Bal-
lungsgebieten, wo auch Mietpreissteigerungen er-
heblicher Art zu verzeichnen sind, dann der Makler
eingesetzt wird, um aus der Vielzahl von Woh-
nungssuchenden den den Interessen des Vermie-
ters entsprechenden Mieter herauszufiltern. Das
sind meistens dann gerade hochpreisige Wohnun-
gen und da wird das nicht das Problem sein, für
einen Aufschlag bei einer durchschnittlichen Miet-
dauer, wenn Sie die zwei Monatsmieten umlegen
auch nur auf ein Jahr oder auf zwei Jahre, dann ist
das nicht so der Riesenbetrag. Ich glaube schon,
dass diese Gefahr dann besteht. Deswegen meine
ich, dass man umfassender sich darüber Gedanken
machen sollte, wie die Maklerbezahlung überhaupt
zu regeln ist. Das, wie gesagt, wurde ja auch schon
mehrfach gesagt, wird im Wohnungsvermittlungs-
gesetz geregelt und nur die Kostentragungspflicht
allein zu verlagern, weiß ich nicht. Wir haben
durchaus als SPD Sympathien für diese Initiative,
das von uns geführte Ministerium auch. Gleichwohl
haben wir koalitionsintern uns nicht dazu durchrin-
gen können, Ihrem Antrag heute zuzustimmen, die-
ser Ziffer 2.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Überweisen aber, oder?)

Auch nicht. Das ist eine Sache, die wird auf Bun-
desebene geregelt. Es ist zwar immer schön, dass
wir hier immer ein bisschen Bundesrat spielen und
auch Aufträge mitgeben, das sollen wir auch weiter-
hin tun, aber ich denke, dass das Problem der
Wohnungsvermittlung oder der Courtage mehr ist,
dass das umfassender geregelt und infrage gestellt
gehört als nur durch diese Kostentragungsverpflich-
tung.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wo ist dann Ihr Alternativan-
trag, Frau Marx?)

Ach, wir haben noch so viele Anträge für diese letz-
te Plenarsitzung erstellt.

Vizepräsidentin Hitzing:

Frau Abgeordnete Marx, es gibt den Wunsch auf ei-
ne Zwischenfrage.

Abgeordnete Marx, SPD:

Wir fühlen uns gut aufgehoben bei den Initiativen
SPD-regierter anderer Länder und brauchen dazu
nicht unbedingt einen eigenen Beschluss des Thü-
ringer Landtags.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Frau Marx, ich hatte Sie gefragt, es gibt den
Wunsch auf eine Zwischenfrage, lassen Sie die zu?

Abgeordnete Marx, SPD:

Ja, gerne, aber immer.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Frau Abgeordnete Siegesmund.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Vielen Dank, Frau Marx. Eine ganz kurze geschlos-
sene Frage, so gesehen mit einer Ja-/Nein-Antwort
möglich. Finden Sie denn die Bundesratsinitiative
der hamburgischen SPD richtig und unterstützen
Sie das Ansinnen der hamburgischen SPD im Sin-
ne unseres Antrags, über die Frage Maklercourtage
zu diskutieren, ja oder nein?

Abgeordnete Marx, SPD:

Auf der Parteischiene ja.

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist Dialektik.)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Frau Abgeordnete Marx. Es hat jetzt das
Wort der Herr Abgeordnete Untermann für die FDP-
Fraktion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Frau
Marx, meine Schiene, die ist parteimäßig die glei-
che wie die andere Schiene, also ich denke, wir
werden das so durchstehen.

(Beifall FDP)

Die Landesregierung hat unter anderem berichtet,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Ihr seid aber
weitgehend regierungsfrei, lieber Heinz.)
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(Heiterkeit SPD)

Herr Dr. Herz, dass sie eventuell überlegen, was zu
tun sei. Ich muss sagen, das ist für mich keine Aus-
sage. Als Landesregierung hätte man hier eigent-
lich die Pflicht, auch dazu zu stehen, was man in
Wirklichkeit vorhat.

(Beifall FDP)

Man sollte da keine Hoffnungen hegen, um dann
das Gegenteil zu machen. Wir haben im Vorfeld ei-
nige Gespräche zu diesem Thema geführt, unter
anderem auch, wie schon gesagt wurde, mit dem
Immobilienverband, mit Haus & Grund, aber auch
mit Vermietern und Mietern. Dieser Immobilienver-
band hat immerhin ca. 5.500 Mitglieder, das ist
bundesweit der größte Berufsverband der Immobili-
enwirtschaft.

Zum Punkt 2 Ihres Antrags - Qualität der Makler-
leistungen: Die Maklerverbände sehen größeren
Handlungsbedarf bei der Ausbildung als eine der
Zulassungsbedingungen für den Beruf des Maklers.
Wie sieht es zum Beispiel in Thüringen aus? Für
den Status des Immobilienmaklers gibt es kein defi-
niertes Berufsbild, es bedarf keines Sach- und kei-
nes Fachkundenachweises, es besteht keine Zulas-
sungsbeschränkung. Das Gesetz lässt alle Bürger
über 18 Jahre als Makler zu. Sie müssen deutsch
sprechen, Steuern zahlen und keine Schulden und
Vorstrafen haben.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Sehr gute
Voraussetzungen.)

Lediglich eine Gewerbeanmeldung muss natürlich
vorhanden sein. Bevor Änderungen bei der Vermitt-
lungsgebühr in Angriff genommen werden, sollte
man qualitative Zulassungsregelungen treffen.
Durch fehlende Branchenkenntnisse sind manche
Makler einfach in der Bewertung und Beurteilung
einer Immobilie überfordert. Der Markt und somit
die Verbraucher profitieren mehr davon, wenn sei-
tens des Bundes eine Regelung - wobei ich immer
gegen Regelungen eigentlich bin, aber hier müsste
es wahrscheinlich so sein - zur Ausbildung getrof-
fen wird. Hier sehe ich Handlungsbedarf, sehr ge-
ehrte Damen und Herren der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Das bringt echte Vorurteile in
puncto Verbraucherschutz. Es gibt sicherlich Quer-
einsteiger, die auf dem Markt einen schlechten Ruf
haben, aber schwarze Schafe gibt es sicherlich
überall und die werden wir dann versuchen mit die-
sen Regeln noch dahin zu bekommen, dass sie ei-
ne ordentliche Arbeit machen. Hingegen nehmen
die Verbandsmitglieder regelmäßig an internen
Schulungen und Weiterbildungsmaßnahmen teil.
Aber auf dem Markt besteht keinerlei Kontrolle der
Lizenz oder der Qualifikation - ein Manko. So bean-
sprucht laut dem Immobilienmaklerverbund nur ein
Drittel der Verbraucher bei privaten Vermietungen
einen Makler. Bei den privaten Verkäufen und Im-

mobilien begrenzt sich der Anteil auf ca. 40 bis
50 Prozent.

Nun einige Worte zu den Maklergebühren. In Ihrem
Antrag fordern Sie, dass diese vom Auftraggeber
zu bezahlen sind. § 3 des Wohnungsvermittlungs-
gesetzes regelt, dass beim Abschluss eines Miet-
vertrags das Maklerentgelt von maximal zwei Mo-
natsmieten zuzüglich Umsatzsteuer, das ist nicht
festgelegt, nicht übersteigen darf. Es kann auch
weniger sein.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ist es aber nicht.)

Das Entgelt ist vom Wohnungssuchenden zu be-
zahlen. Bei der Wohnungsvermittlung wird eine
Vereinbarung zwischen den Vertragspartnern ge-
troffen. Im Einzelfall kann eine individuelle Verein-
barung getroffen werden, je nach Vermittlungs-
chance auf den lokalen Immobilienmärkten - ein
ganz wichtiger Faktor -, zum Beispiel die Zahlung
der Maklercourtage von Mieter und Vermieter zu
gleichen Teilen. Das ist nämlich auch möglich. Eine
grundsätzliche Verpflichtung - wer beauftragt, soll
auch bezahlen - halten wir für einen Eingriff, in die-
sem Fall wie er von Ihnen gedeutet wird, in die Ver-
tragsfreiheit und einen Eingriff in die Privatautono-
mie.

(Beifall FDP)

Es ist jedem selbst überlassen, ob er sich mit oder
ohne Makler eine Wohnung sucht.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Frau Schubert, bevor Sie wieder hier reinschreien.
Wenn Sie mir oder uns die Marktwirtschaft beibrin-
gen wollen, also wenn Sie das alles bezahlen
müssten, was Sie an vielen guten Taten vorhaben,
da gäbe es weder einen Markt noch eine Wirtschaft
hier in Deutschland.

(Beifall FDP)

Das musste mal gesagt sein. Eine Frage an die
Fraktion der Bündnisgrünen noch: Können Sie aus-
schließen, dass der Vermieter die Vermittlungsge-
bühr dann auf den Mietpreis aufschlägt? Das kann
keiner ausschließen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Untermann, es gibt den Wunsch
auf eine Zwischenfrage von der Frau Abgeordneten
Dr. Lukin.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Dr. Lukin, selbstverständlich.

Vizepräsidentin Hitzing:

Bitte, Frau Dr. Lukin.
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Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Schönen Dank, Frau Vorsitzende, und schönen
Dank, Herr Untermann, ich wollte nur fragen - die
Kollegen der FDP haben es heftig beklatscht -: Wie
frei ist man beim Abschluss eines Vertrags in einem
Stadtgebiet mit 0,1 Prozent Leerstand,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

wenn 85 Prozent über einen Makler gehen müssen,
weil die Vermieter ihre Wohnung nur so vermakeln?
Man hat nicht die Möglichkeit, die Wohnung so auf
einem freien Markt zu bekommen. Wie vertragsfrei
ist dann der Wohnungssuchende?

Abgeordneter Untermann, FDP:

In Jena ist es natürlich eine ganz andere Situation,
aber ich sage immer wieder, auch hier gilt der Wett-
bewerb.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Da reden Sie drüber, Herr
Untermann.)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist nämlich, was ich bestelle, das muss ich be-
zahlen, das ist richtig. Wenn ich jetzt hingehe und
sage zu dem Makler „Such mir mal eine Wohnung“,
da muss ich dafür bezahlen, weil ich den beauftra-
ge. So, machen wir weiter.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Untermann, es gibt jetzt den
Wunsch auf zwei Zwischenfragen. Ich bitte Sie
noch einmal, ein bisschen die Ruhe zu bewahren.
Herr Untermann, Sie entscheiden das jetzt.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Ich möchte heute Abend in Ruhe noch ein Bier trin-
ken, deshalb.

(Heiterkeit im Hause)

Vizepräsidentin Hitzing:

Das war ein Nein, denke ich.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Nein.

(Beifall im Hause)

Bei jedem Kauf, und wenn es nur ein paar Schuhe
sind, wird ein Vertrag geschlossen. Jeder Händler
schlägt auf seine Weise - also auf die Ware - die
Provision oder die Handelsspanne auf. Das ist so,
das trägt der Käufer. Eine Regelung der Courtage
wird zukünftig über den Markt erfolgen, das ist nun

mal so. Da ist nicht alles gleich, wir wollen nicht al-
les gleich haben und wir wollen diese Regel nicht
so haben, weil es einfach dazu führt, dass es in Pri-
vatsphären eingreift und dann wirklich in die Markt-
wirtschaft.

Wichtiger für die Zukunft ist, dass ausreichend be-
zahlbarer Wohnraum zur Verfügung steht. Das ist
das, was wir in Jena auch lösen können und müs-
sen. Es müssen mehr Wohnungen gebaut werden.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Enorme Wohnungsnachfrage besteht in den Städ-
ten Erfurt, Jena, Weimar, das sage ich jetzt gleich
noch mal. Stimmt die soziale und technische Infra-
struktur in den Stadt-Umland-Gebieten und in den
ländlichen Räumen,

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Wie
denn?)

so würden sicherlich einige Wohnungssuchende
auch eine Wohnung im Umland oder im ländlichen
Raum mieten. Bei den Häuslebauern wurde in den
letzten fünf Jahren vorwiegend nur für den Eigen-
bedarf gebaut. Vielleicht gibt es zu wenig finanzielle
Anreize. Auch hier sollten künftig noch einmal
Überlegungen angestellt werden. Aus den vorge-
nannten Gründen stimmen wir diesem Antrag nicht
zu, auch keiner Ausschussüberweisung.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Untermann. Das Wort
hat jetzt der Abgeordnete Scherer für die CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Wer möchte auch ein Bier trinken?)

Es gibt hier nur Wasser.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das ist gut
so.)

Zu propagieren, dass Mieter keine Maklerprovision
zahlen sollen oder müssen, das ist mal wieder ein
typisches populistisches Highlight, wie wir es schon
öfter hatten.

(Beifall CDU, SPD)

Ich kann es verstehen, wenn die LINKEN die Leh-
ren aus dem Sozialismus noch nicht gelernt haben,

(Beifall CDU, SPD)

aber dass sie die GRÜNEN auch noch nicht gelernt
haben, das kann ich nicht verstehen. Das Ganze
erinnert mich wirklich an diese Kaninchenverkaufs-
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geschichte aus dem HO-Laden, die kennen Sie al-
le, zu welchem Preis man sie hinten reinbringt ...

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Wer
bestellt, bezahlt.)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das war der
Konsum.)

War es der Konsum? Na gut, dann war es der Kon-
sum, ich weiß es nicht so ganz genau. Aber die Ge-
schichte stimmt. Sie müssten eigentlich gelernt ha-
ben, dass das so nicht funktionieren kann.

(Unruhe im Hause)

Es ist ein typisches Beispiel für die Regulierungs-
wut der GRÜNEN, wie wir sie jetzt schon öfter ge-
sehen haben.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Scherer, es gibt den Wunsch
auf eine Zwischenfrage.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Nein, ich will zu Ende reden. Am Schluss können
wir Fragen stellen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Barth, am Schluss der Rede.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Sie müssten doch mittlerweile gelernt haben, dass
staatliche Verordnungen gegen soziale Marktwirt-
schaft nicht funktionieren. Das Experiment „Es ist
zu teuer, deshalb machen wir es von Staats wegen
billiger.“ ist schon mehrfach in die Hose gegangen.
Das funktioniert so nicht.

(Beifall FDP)

Gerade beim Wohnungsbau hat sich doch im So-
zialismus gezeigt, wohin eine unsinnige Reglemen-
tierung führt.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist gerade das, worum
es geht, Herr Scherer.)

Ich könnte mit Müh und Not den Eingriff in die Ver-
tragsfreiheit und die von Ihnen vorhin erwähnte Pri-
vatautonomie - Sie haben von sozialer Marktwirt-
schaft gesprochen, hinter der Sie angeblich stehen,
ich merke nichts davon -

(Beifall CDU, FDP)

hinnehmen und noch nachvollziehen, wenn für den
Mieter tatsächlich die Kosten reduziert würden. Das
ist aber doch gar nicht so. Meinen Sie denn im
Ernst, dort, wo ein Wohnungsproblem besteht, wo
Wohnungsnot besteht in Ballungsräumen, die es in
Thüringen im Übrigen gar nicht gibt - auch Erfurt

und Jena ist doch kein Ballungsraum, ich bitte Sie -,
aber glauben Sie im Ernst,

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE:
Aber wenig Wohnungsraum.)

dass in den Gebieten, wo tatsächlich Wohnungsnot
besteht

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Sagen wir Verdichtungs-
raum.)

- lassen Sie mich doch mal ausreden -,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wenn 100 Mietbewerber vor der Wohnungstür ste-
hen, glauben Sie im Ernst, wenn ich jetzt die Mak-
lercourtage auf den Vermieter umlege, dass der die
nicht in die Miete einrechnet. Wenn der 500 € ohne
Weiteres verlangen kann und 100 stehen vor der
Tür, dann verlangt er eben 550 €.

(Beifall CDU, SPD)

Dann hat er mit den 50 € in noch nicht mal
zwei Jahren nicht nur die Maklerprovision drin,

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: 500
ist in Jena billig.)

sondern dann nimmt er die höhere Miete die nächs-
ten zehn Jahre und macht noch einen tollen Ge-
winn dazu. Ist das in Ihrem Sinne, dass das so
läuft? So wird es laufen, genauso wird es laufen.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie lassen es uns ja nicht
probieren.)

Jetzt gehen wir mal nach Thüringen. Gehen Sie
mal nach Artern oder Rudolstadt. Meinen Sie, dass
da ein Mieter die Maklerprovision bezahlt? Da be-
zahlt sie der Vermieter, weil er froh ist, wenn je-
mand kommt, der ihm seine Wohnung abnimmt.

(Beifall CDU, FDP)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ja, und?)

Ja, und? Deshalb müssen wir das doch aber nicht
regeln. Ich bitte Sie. Das regelt sich da von ganz al-
lein, aber wirklich. Da trägt der Vermieter mit Freu-
den die Maklerkosten. Ich habe doch vorhin gesagt,
ich will erst zu Ende reden, deshalb brauchen Sie
sich jetzt nicht hinzustellen.

(Beifall CDU)

Gehen Sie mal durch die Seitenstraßen in einer
Thüringer Stadt oder Kleinstadt. Da sehen Sie leer
stehende Häuser, neue Dächer, aber unten drunter
nicht saniert, weil nämlich eine Sanierung - ich sa-
ge mal - vielleicht 1.500 €/m² kostet. Wenn Sie das
als Vermieter auf die Miete umlegen, müssen Sie
schon mehr als 6 €/m² Miete verlangen, damit un-
gefähr plus/minus null rauskommt.
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(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
6 €.)

Das eigentliche Problem ist doch nicht die Makler-
provision, das eigentliche Problem ist doch, dass zu
wenig Wohnraum da ist, dort, wo tatsächlich die
Mieten hoch sind.

(Beifall FDP)

Das ist doch das eigentliche Problem. Reden wir
doch mal darüber. An was liegt es denn?

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: An der Geo-
graphie.)

Das auch, ja. Aber wenn ich als Vermieter einen
tollen Gewinn machen kann, indem ich Wohnungen
vermiete, dann finden sich Tausende, die diesen
tollen Gewinn auch machen wollen. Dann finde ich
Investoren ohne Anzahl, die Mietwohnungen bauen
wollen. Daran kann es eigentlich nicht liegen, wenn
ich mit Vermieten noch Gewinn machen kann. An
was liegt es dann? Es liegt schließlich daran, dass
die entsprechenden Kommunen keine Baugelände
zur Verfügung stellen. Schauen Sie mal zum Bei-
spiel nach Erfurt. In Erfurt gibt es genügend politi-
sche Kreise - ich wollte eigentlich Hamburg vorhin
mal bringen, als Beispiel, mit Salzwiesen erhalten
usw. -, finden Sie genügend Beispiele, wo die
Stadtverwaltung und/oder Stadtrat schlicht verhin-
dern, dass in den Innenstadtgebieten, die brach lie-
gen, gebaut wird, schlicht verhindern, weil man kein
Interesse daran hat, aus politischen Gründen kein
Interesse daran hat, Bauland zur Verfügung zu stel-
len.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Die anderen auch.)

Ja, ja, ich kann Ihnen ein paar Beispiele nennen,
Herr Blechschmidt, ganz aktuelle. Da kommen Ver-
waltungen auf die Idee, Innenstadtbereiche als Au-
ßenbereichsinsel zu bezeichnen und dass man dar-
auf nicht bauen dürfte und solche Sachen. Das gibt
es alles in Erfurt.

(Beifall CDU, FDP)

Daran liegt es doch eigentlich. Wenn genügend
Bauland zur Verfügung gestellt würde, dann würde
sich das doch von allein regulieren.

(Beifall CDU, FDP)

Warum bringen Sie denn nicht einen Antrag ein,
dass die Städte verpflichtet werden, bei denen der
durchschnittliche Mietzins über 6 € pro Quadratme-
ter liegt, im Jahr für 1.000 Wohnungen Baugelände
zur Verfügung zu stellen?

(Beifall CDU, FDP)

Da würde ich mitmachen, sofort. Da würde ich mit-
machen.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das würde das Problem mit Ihren sogenannten Bal-
lungsgebieten Jena und Erfurt lösen. Da hätten wir
kein Problem, dann würden die Mieten nämlich wie-
der sinken und dann gäbe es dieses Problem über-
haupt nicht. Das sind die Probleme, warum es in
München und in Hamburg so teuer ist. Auch dort
wird kein Bauland zur Verfügung gestellt. Wenn es
Bauland gäbe, würden genügend bauen und dann
wäre die Wohnungsnot auch geringer. Wie viel So-
zialwohnungen sind denn in Berlin gebaut worden
im letzten Jahr? Ich habe es nachgelesen, null. Kei-
ne einzige Sozialwohnung ist in Berlin im letzten
Jahr gebaut worden. Das ist nicht die Sache des
Vermieters, das ist die Sache der Kommunalpolitik,
wenn keine Sozialwohnungen gebaut werden. Dar-
an hängt es.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Wovon denn?)

Ihr lieben Leute, dann müsst ihr eben Geld um-
schichten.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Das ist doch wichtig, sozialer Wohnungsbau. Dann
müsst ihr halt etwas anderes machen.

(Unruhe DIE LINKE)

So ist das aber, da beißt keine Maus den Faden ab,
das sind die Tatsachen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Schau mal
auf die Uhr!)

Zum Schluss muss noch ein bisschen Aufregung
sein. So ist das, ja.

(Unruhe im Hause)

Da können Sie so viel mit dem Kopf schütteln, wie
Sie wollen, das nützt nichts, das ist einfach so.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Bist du fertig,
kann ich jetzt fragen?)

Nein, eines wollte ich schon noch sagen.

(Unruhe im Hause)

Nein, eigentlich habe ich alles gesagt.

(Heiterkeit im Hause)

Vizepräsidentin Hitzing:

Halt, Herr Abgeordneter Scherer. Sie haben zuge-
sagt, dass Sie noch zwei Fragestellern, drei Frage-
stellern eine Frage beantworten. Der Erste wäre
Herr Barth, dann Frau Schubert, wenn es dabei
bleibt, und dann Herr Abgeordneter Blechschmidt.
Herr Barth, bitte.
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Abgeordneter Barth, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich habe sogar zwei
Fragen, wenn ich darf.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Na ja, es ist viertel elf.

(Heiterkeit im Hause)

Abgeordneter Barth, FDP:

Es sind, glaube ich, beides relativ einfache Fragen,
Herr Kollege. Das eine: Sie hatten ganz am Anfang
Ihrer Rede Ihrer Verwunderung darüber Ausdruck
gegeben, dass der Antrag von den GRÜNEN
kommt. Das hätte ich gern erklärt, warum bei den
linken GRÜNEN, die wir haben, Sie das überrascht
- Punkt 1. Punkt 2: Die Geschichte mit dem Kanin-
chen kenne ich nicht. Ich würde Sie bitten, ob Sie
sie mir noch mal erzählen.

(Heiterkeit im Hause)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Aber bitte nur beim Bier.)

Abgeordneter Scherer, CDU:

Die erste Frage habe ich vorhin in meiner Rede be-
antwortet und die Kaninchengeschichte kennen Sie
sehr wohl, die muss ich Ihnen nicht erklären.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Nein, ich ken-
ne sie wirklich nicht.)

Nicht? Wissen Sie, hinten teuer rein und vorn billig
raus, verkürzt gesagt.

Vizepräsidentin Hitzing:

Frau Schubert? Nein. Herr Abgeordneter Blech-
schmidt, bitte.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Kollege Scherer, Sie ha-
ben erklärt, wie in der Stadt es gegebenenfalls ver-
hindert wird, Bauland zu erschließen, um die Frage
Wohnungsbau zu verbessern. Können Sie mir im
Gegensatz dazu Wohnbauflächen in der Stadt Er-
furt, die erschlossen sind und die noch nicht ausge-
reizt sind, nennen? Wenn Sie es nicht könnten,
würde ich Ihnen dann gern Hilfestellung geben: um
die mindestens fünf, die ich aus dem Stegreif sagen
könnte, die noch nicht völlig bebaut sind.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Ich kann Ihnen auch noch ein paar sagen in Erfurt.
Allerdings bezweifle ich, dass die Flächen für Woh-
nungsmietbau da sind, sondern die sind - zum Bei-
spiel Ringelberg oder anderes auch das, was jetzt

in Planung ist in Richtung Flughafen - eben gerade
nicht für Mietwohnungsbau gedacht, sondern das
ist in erster Linie für Eigenheimbau gedacht. Des-
halb ist es ja in Erfurt noch nicht so ein Problem.
Wir machen uns doch lächerlich, wenn wir als Land
Thüringen eine Bundesratsinitiative einbringen,
ausgerechnet als Land Thüringen, wo wir vom
Bund noch Geld beziehen, um Wohnungen abzu-
reißen, um den Wohnungsmarkt in Thüringen stabil
zu halten. Und dann kommen wir und machen so
eine Bundesratsinitiative, da lachen uns doch die
anderen Länder aus.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Wie
viele Wohnungen sind denn in Erfurt abgeris-
sen worden?)

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Scherer. Es hat jetzt das
Wort die Frau Abgeordnete Schubert.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ja, es
ist spät, aber das kann man Ihnen nicht ersparen
nach diesen Beiträgen. Also die SPD fährt zweiglei-
sig, zumindest Frau Marx sagt das, vielleicht ist das
SPD-Dialektik. Und Herr Höhn - Sie waren ja nicht
dagegen, dass man das öffentlich zitiert, was Sie
gerade mehrmals dazwischengerufen haben - ist
dafür, dass sich einfach jeder ein Haus baut, dann
hätten wir das Problem nicht. Jeder baut sich ein-
fach ein eigenes Haus. Mal sehen, inwiefern Sie
beim Wohnraumförderungsgesetz dann einen ent-
sprechenden Änderungsantrag stellen, wie man mit
dem Wohnungsbauvermögen des Landes Thürin-
gen umgeht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Scherer, Sie reden ja von Regelungswut und
von Sozialismus. Glauben Sie auch, dass das
Wohnraumfördergesetz der Landesregierung, was
ja einen Regelungsgehalt hat, was Bedingungen
schaffen will, unter welchen man sozialen Woh-
nungsbau macht, glauben Sie, dass das auch Re-
gelungswut ist? Da bin ich schon gespannt auf Ih-
ren Beitrag, wenn dieses Gesetz dann ins Plenum
kommt,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

auch dass Sie einem Antrag zustimmen würden,
der dieses Mal tatsächlich in die kommunale Pla-
nungshoheit eingreifen wird! Ich glaube, ihre Kolle-
gen würden Ihnen den um die Ohren hauen. Dass
Sie meinen, mit dem zusätzlichen Wohnraumbau,
also Sozialwohnungsbau, würde man das Problem
erschlagen - Herr Scherer, es geht darum, dass es
in erster Linie nicht ein Problem ist, dass wir zu we-
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nige Wohnungen haben, sondern dass die zu teuer
vermietet werden, und dagegen muss man was tun.

(Heiterkeit CDU, SPD, FDP)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bedanke mich … Jetzt hören Sie mal zu!

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Wir haben
uns mit der letzten Bundesratsinitiative schon
genug lächerlich gemacht.)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Herrgott, wirf
Hirn herunter!)

Vizepräsidentin Hitzing:

Es hat jetzt gerade das Wort die Abgeordnete Frau
Schubert und ich würde Sie bitten, ihr zuzuhören.
Frau Abgeordnete Schubert, Sie haben das Wort.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Hoffentlich fällt dieses Hirn auf Sie, Herr Höhn, Sie
haben es nötig.

Ich bedanke mich bei Herrn Prof. Herz, einer der
wenigen qualifizierten Beiträge in dieser Diskussi-
on, und habe festgestellt, dass da doch eine Offen-
heit ist und die Landesregierung sich zumindest
noch keine abschließende Meinung gebildet hat.
Vielleicht sind Sie auch nur sauer, Herr Höhn, dass
die SPD in Hamburg so vorangeht und Sie nicht
dürfen, das kann auch sein. Aber ich kann auch
nichts dafür, dass Sie in dieser Koalition festhän-
gen. Andererseits, eine Ministerpräsidentin, die sich
so für den Mindestlohn einsetzt, was wir sehr be-
grüßen, kann meines Erachtens nichts dagegen ha-
ben, dass man versucht, Mieter fair zu behandeln
und hier Gerechtigkeit schafft.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Ich kann Ihr
dummes Geschwurbel nicht mehr hören.)

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch mal klar sagen, weil das ja mehr-
mals hier zur Sprache kam, wir beheben mit dieser
Initiative nicht den Wohnraummangel, keine Frage,
das sind zwei unterschiedliche Dinge. Aber sind Sie
jetzt dafür, dass wir diesen systematischen Fehler
beheben, dass das Bestellerprinzip hier nicht gilt?
Und, Herr Untermann, ich habe mit meiner Ein-
gangsbemerkung nicht gemeint, dass ich Ihnen Un-
terricht in sozialer Marktwirtschaft erteilen möchte,
aber nach Ihrem Redebeitrag ist das offensichtlich
nötig. Sie haben gesagt, wenn ich bestelle, dann
soll ich zahlen. Darum geht es. Wenn ich einen
Makler beauftrage als Mieter, als Vermieter, als je-
mand, der eine Immobilie kaufen will, dann bezahle
ich. Genau darum geht es und genau das will die-
ser Antrag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn die Vertragspartei Vermieter ist ja dann raus,
die kommt gar nicht vor, obwohl sie davon profitiert.
Das haben Sie nicht verstanden, Herr Untermann.
Das ist ein Totschlagsargument, dass wir mit dieser
Initiative höhere Mieten haben. Ich möchte ganz
klar sagen, dass auch wir als GRÜNE das natürlich
nicht ausschließen können. So weit möchte ich
mich nicht aus dem Fenster lehnen. Aber ich möch-
te Ihnen ein Beispiel aus Jena nennen, wo mich ein
Immobilienverwalter ansprach, der Mietspiegel in
Jena gäbe es nicht her, dass er seine Miete erhö-
hen könne, und er habe dann eine geringe Erhö-
hung durchsetzen können, die auch von den Mie-
tern akzeptiert sei. Insofern, wenn das schon in Je-
na der Fall ist, scheint es nicht so einfach zu sein,
die Miete anzuheben. Und dass wir das Problem
der Marklercourtage lösen, heißt ja nicht, dass wir
diese andere Baustelle vernachlässigen dürfen. Da
verweise ich auch auf Ihre Kollegen in Hamburg,
die das Problem der hohen Mieten angehen. Da
gibt es eine ganze Menge, was man tun kann. Man
braucht als Kommune einen ordentlichen Mietspie-
gel. Wir müssen auch sozialen Wohnraum schaf-
fen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wir werden beim Wohnraumfördergesetz darüber
reden. Wir müssen auch überlegen, ob Kommunen
wieder Mietobergrenzen einführen können. Wir
müssen vermeiden, dass wir diese horrenden Miet-
steigerungen bei Neuvermietung und auch bei lau-
fenden Verträgen haben. Auch das kann man als
Gesetzgeber prozentual festlegen. Wir können die
Modernisierungsumlage absenken. Wir wollen das
von 11 auf 9 Prozent und wir müssen auch die
Teuerungsspirale durchbrechen, die wir regelmäßig
haben, wenn der neue Mietspiegel gemacht wird
und dann die ortsübliche Vergleichsmiete sich nur
auf die Mietsteigerung der letzten vier Jahre be-
zieht. Das heißt, habe ich in diesem Zeitraum ent-
sprechende Mieterhöhungen, wird der nächste
Mietspiegel um so teurer. Insofern ist ein Vor-
schlag, das z.B. auf zehn Jahre auszudehnen, um
hier eine Dämpfung hinzukriegen. Das eine tun und
das andere auch nicht lassen, das ist die Devise
dabei.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Marx hatte gesagt, es wäre eigentlich ein An-
lass, dieses Thema breiter zu diskutieren. Ja, wir
haben einen Ausschuss, wo man das machen
kann. Wir haben zwei Ausschüsse, wo man das
machen sollte. Das ist einmal der Bauausschuss,
wo wir eine Bundesratsinitiative aus Hamburg dis-
kutieren und eine Position entwickeln können als
Land Thüringen, und einen Sozialausschuss. Inso-
fern beantrage ich von dieser Stelle die Überwei-
sung und hoffe auf Ihre Zustimmung. Vielen Dank.

(Beifall CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Schubert. Es liegt
mir keine Redeanmeldung mehr vor. Wir kommen
zur Abstimmung. Vorher möchte ich von Ihnen gern
wissen, ob ich davon ausgehen kann, dass das Be-
richtsersuchen erfüllt ist.

(Zwischenruf Abg. Mohring: CDU: Ja, ist es.)

Ist es. Dann kommen wir zur Abstimmung und
zwar, Frau Schubert, mit Bericht oder ohne?

(Zwischenruf Abg. Schubert: BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ohne.)

Ohne. Überweisung an den Ausschuss für Bau,
Landesentwicklung und Verkehr ist beantragt wor-
den. Wer sich dem anschließt, den bitte ich jetzt um
sein Handzeichen. Das sind die Fraktionen BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Gegenstim-
men? Diese kommen aus den Fraktionen SPD,
CDU und FDP. Damit ist diese Überweisung abge-
lehnt.

Wir überweisen jetzt an den Sozialausschuss. Wer
sich dem anschließt, den frage ich jetzt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wir über-
weisen nicht, die wollen überweisen.)

Danke, das sind die Stimmen der Fraktionen DIE
LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegen-
stimmen? Diese kommen aus den Fraktionen FDP,
CDU und SPD. Damit haben wir nicht überwiesen
und die Überweisung ist abgelehnt.

Wir stimmen jetzt ab über die Nummer 2 des An-
trags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit
der Drucksachennummer 5/5202. Wer dafür ist,
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das sind
die Stimmen der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE. Gibt es Gegenstimmen?
Die kommen aus den Fraktionen FDP, SPD und
CDU. Gibt es Stimmenthaltungen? Das ist nicht der
Fall. Damit ist der Antrag abgelehnt. Ich schließe
den Tagesordnungspunkt und wünsche Ihnen
einen angenehmen Abend.

Ende: 22.25 Uhr
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Anlage
Namentliche Abstimmung in der 105. Sitzung
am 13.12.2012 zum Tagesordnungspunkt 25

Abschiebestopp von Roma, Ashkali und
Ägyptern und Ägypterinnen in die Staaten der
Balkanhalbinsel
Antrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 5/5197 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ja

2. Augsten, Dr. Frank
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ja

3. Bärwolff, Matthias (DIE LINKE)
4. Barth, Uwe (FDP) nein
5. Baumann, Rolf (SPD) nein
6. Bergemann, Gustav (CDU) nein
7. Bergner, Dirk (FDP) nein
8. Berninger, Sabine (DIE LINKE) ja
9. Blechschmidt, André (DIE LINKE) ja

10. Carius, Christian (CDU) nein
11. Diezel, Birgit (CDU)
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) nein
13. Doht, Sabine (SPD) nein
14. Eckardt, David-Christian (SPD) nein
15. Emde, Volker (CDU) nein
16. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
17. Gentzel, Heiko (SPD) nein
18. Grob, Manfred (CDU) nein
19. Groß, Evelin (CDU) nein
20. Günther, Gerhard (CDU)
21. Gumprecht, Christian (CDU) nein
22. Hartung, Dr. Thomas (SPD)
23. Hausold, Dieter (DIE LINKE) ja
24. Hellmann, Manfred (DIE LINKE)
25. Hennig, Susanne (DIE LINKE) ja
26. Hey, Matthias (SPD) nein
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Hitzing, Franka (FDP) nein
29. Höhn, Uwe (SPD) nein
30. Holbe, Gudrun (CDU) nein
31. Holzapfel, Elke (CDU) nein
32. Huster, Mike (DIE LINKE) ja
33. Jung, Margit (DIE LINKE) ja
34. Kalich, Ralf (DIE LINKE)
35. Kanis, Regine (SPD) nein
36. Kaschuba, Dr. Karin (DIE LINKE) ja
37. Kellner, Jörg (CDU)
38. Kemmerich, Thomas L. (FDP) nein
39. Klaubert, Dr. Birgit (DIE LINKE)
40. König, Katharina (DIE LINKE)
41. Koppe, Marian (FDP) nein
42. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) ja
43. Kowalleck, Maik (CDU) nein
44. Krauße, Horst (CDU)
45. Krone, Klaus von der (CDU)
46. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) ja
47. Künast, Dagmar (SPD) nein
48. Kummer, Tilo (DIE LINKE) ja

49. Kuschel, Frank (DIE LINKE)
50. Lehmann, Annette (CDU) nein
51. Lemb, Wolfgang (SPD) nein
52. Leukefeld, Ina (DIE LINKE)
53. Lieberknecht, Christine (CDU)
54. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) ja
55. Marx, Dorothea (SPD) nein
56. Matschie, Christoph (SPD)
57. Meißner, Beate (CDU) nein
58. Metz, Peter (SPD)
59. Meyer, Carsten

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

60. Möller, Dirk (DIE LINKE) ja
61. Mohring, Mike (CDU) nein
62. Mühlbauer, Eleonore (SPD) nein
63. Nothnagel, Maik (DIE LINKE)
64. Pelke, Birgit (SPD) nein
65. Pidde, Dr. Werner (SPD) nein
66. Primas, Egon (CDU) nein
67. Ramelow, Bodo (DIE LINKE) ja
68. Recknagel, Lutz (FDP)
69. Reinholz, Jürgen (CDU) nein
70. Renner, Martina (DIE LINKE) ja
71. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

72. Scherer, Manfred (CDU) nein
73. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
ja

74. Schröter, Fritz (CDU) nein
75. Schubert, Jennifer

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

76. Sedlacik, Heidrun (DIE LINKE) ja
77. Siegesmund, Anja

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

78. Skibbe, Diana (DIE LINKE) ja
79. Stange, Karola (DIE LINKE) ja
80. Tasch, Christina (CDU) nein
81. Taubert, Heike (SPD) nein
82. Untermann, Heinz (FDP) nein
83. Voigt, Dr. Mario (CDU) nein
84. Walsmann, Marion (CDU) nein
85. Weber, Frank (SPD) nein
86. Wetzel, Siegfried (CDU)
87. Worm, Henry (CDU) nein
88. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
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